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Smwälfter tet. 
Von den Titeln zur Erwerbung 
des Eigenthums, welche aus Ber 
ordnungen von Todeswegen 
entſtehen. 3 


. 
Weser alles, was der freien Veräußerung eines 
Menſchen unterworfen iſt, kann derſelbe auch auf 
den Todesfall nach Gutfinden beifügen. 
5. 2. Dergleichen Verfügungen koͤnnen ſowohl 
durch einſeitige Willenserflärungen, als durch Ver: 
träge getroſſen werden. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Teſtamenten und Eodieillen, 


nt Willenserftäriing, ieduttch .Sigrifs 
Jemand zum Erben einer Verlaſſenſchaft berufen und- 
wird heißt ein Teſtament. . ite. 
9. 4. Jede Erklärung eines Teſtators, woraus 
erhellet, daß er, nach ſeinem Tode, den Inbegriff 
ſeines Nachlaſſes einer oder mehreren Perſonen zur 
wenden wolle, iſt fir eine Exbeseinfegung zu achten. 
. J. Einſeltige Willenserklarungen, durch 
welche Jemand nur über einzelne und beſtimmte 
A 2 Stucke, 
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Stuͤcke, Summen, Rechte, oder Pflichten, auf den 
Todesfall verordnet, führen den Namen der Co⸗ 
dicille. 
$. 6. Einzelne beſtimmte in einem’ Teftamente 
oder Codicille Jemanden hinterlaſſene Sachen oder 
Summen, werden Legate oder Vermaͤchtniſſe ge: 
naunt. 
§. 7. Codicille find auch ohne Teſtament gültig: 
F. 8. Was zu einer rechts beſtaͤndigen Willens ⸗ 
erklaͤrung uͤberhaupt gehört, wird auch zu einem 
rechtsgültigen Teſtamente oder Codicille erfordert. 
(Tit. 4.) ö 5 
11. Bon §. 9. So weit Jemand unter Lebendigen uber 
Flche fein Vermögen zu verfügen fähig und berechtigt iſt, 
Fhigkeit, fo weit kann er in der Regel auch auf den Todes. 
ie er, fall Verfügungen treffen. g 
Haan, $. 10. Der Defugniß dazu kann er ſich nur 
re 15 einen rechtsguͤltig geſchloſſenen Erbvertrag be⸗ 
geben. 
§. 11. Die Faͤhigkeie oder Unfähigkeit eines 
Erblaſſers muß nach dem Zeitpunkte, wo er ſeinen 
letzten Willen errichtet hat, beurtheilt werden. 
$ 12. War zu dieſer Zeit der Erblaſſer, we⸗ 
gen eines natürlichen Mangels, feinen letzten Wil 
len zu erklären unfähig, ſo bleibt die Verordnung 
ungültig, wenn auch dieſer Mangel in der Folge 
gehoben worden. 3 
H. 13. Stand ihm aber nur das Verbot eines 
poſitiven Geſetzes, welches ſich nicht auf einen Man⸗ 
gel der natürlichen Fähigkeit zur Willenserklaͤrung 
bezieht, daben entgegen: ſo wird die Verordnung 
gültig, wenn das Hinderniß in der Folge hinwegge⸗ 
fallen iſt. 
$. 14. In fo fern die Unfähigkeit zu keſtiren, 
als die Strafe einer geſetzwidrigen Handlung 1275 
eben 
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ſehen iſt, erſtreckt ſich dieſelbe auch auf vorher ers 
richtete letztwillige Verordnungen zuruck. 

9. 15. Mür fo weit, als ein Verbrecher ſein 

ermoͤgen verwirkt hat, iſt er von der Befugniß, 
Teſtamente und Codieille zu errichten, ausgeſchloſſen. 
$. 16. Minderjährige, ohue Unterſchied des 
Geſchlechts, welche das vierzehnte Jahr zurückgelegt 
haben, konnen letztwillige Verordnungen gültig er⸗ 
richten, ohne daß dazu die väterliche oder vormund⸗ 
ſchaftliche Einwilligung erfordert wird. 

§. 17. Doch find Perſonen, welche das acht⸗ 
zehnte Jahr noch nicht zurückgelegt haben, ihre 
letztwilligen Verordnungen nicht anders als münd⸗ 
lich, zum gerichtlichen Protokolle zu errichten be⸗ 
fugt. 

§. 18. So weit Kindern, die noch unter väker⸗ 
licher Gewalt ſind, der Mangel des geſetzmaͤßigen 
Alters nicht encgegen ſteht, beduͤrfen dieſelben, auch 
in Anfehung des nicht freien Vermögens, keiner 
Einwilligung des Vaters. 

$. 19. Bey Frauensperſonen iſt, auch an Or⸗ 
ten, wo fie keine Verkraͤge ohne Geſchlechtsvormund 
ſchſießen konnen, die Zuziehung eines ſolchen Cura⸗ 
tors bey ihren letzten Willensverordnungen nicht 
nothwendig. ; 

H. 20. Perſonen, die nur zuweilen ihres Ver⸗ 
ſtandes beraubt find, koͤnnen in lichten Zwiſchen ⸗ 
räumen von Todeswegen rechtsgültig verordnen. 
G. 1450 

ear. Perſonen aber, die wegen Wahn⸗ oder 
Blodſiuns unter Vormundſchaft genommen worden, 
find, ſo lange die Vormnundſchaft danert, letztwillige 
Verordnungen zu errichten, unfähig. 5 

. 22. Haben dergleichen Perſonen, innerhalb 
Eines Jahres vor angeordneter Vormundſchaft, 2 
8 7 * 17 außer⸗ 
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außergerichtliche oder priviſegirte Verordnung uber 
ihren Nachlaß gemacht: fo muß derjenige, welcher 
daraus einen nach den Geſetzen ihm nicht zukommen⸗ 
den Vortheil fordert, nachweiſen, daß der Verfü⸗ 
gende damals, als er die letztwillige Verordnung 
errichtete, feines Verſtandes mächtig geweſen ſey. 

$. 23. Der Einwand, daß Jemand zur Errich⸗ 
tung ſeines Teſtaments durch Gewalt und Drohun⸗ 
gen gezwungen, oder durch Irrthum, Betrug, in 
der Trunkenheit, oder in heftigen Leidenſchaften ver⸗ 
leitet worden, findet gegen gerichtlich aufgenommene 
Verordnungen nicht Statt. 

F. 24. Kann jedoch ausgemittelt werden, daß 
der Richter um einen ſolchen Mangel bey der Wil⸗ 
lenserklärung des Teſtators gewußt, und dieſelbe 
dennoch von ihm an⸗ oder aufgenommen habe; fo 
iſt die ganze Handlung von Aufang an nichtig; der 
Richter aber, wegen vorſaͤtzlich verletzter Amtspflicht, 
nach näherer Beſtimmung der Criminalgeſetze ver⸗ 
antwortlich. 

F. 25. Wie weit und unter welchen Umſtaͤnden 
außergerichtliche oder privilegirte letztwillige Verord⸗ 
nungen wegen eines ſolchen Mangels angefochten 
werden koͤnnen, iſt nach den allgemeinen Grundſä⸗ 
zen von Willenserklärungen überhaupt zu beurthei⸗ 
len. (Tit. 4. 8. 31 — 51.) 

$. 26. Tauben oder ſtummen Perſonen, welche 
ſich ſchriſtlich oder mündlich ausdrücken koͤnnen, ſte⸗ 
hen die Geſetze bey Errichtung ihres letzten Willens 
nicht entgegen. 

§. 27. Perſonen, welche für Verſchwender er⸗ 
klaͤrt worden, koͤnnen während der Vormundſchaft, 
zum Nachtheile ihrer geſetzlichen Erben, nur uber 
die Hälfte ihres Nachlaſſes gültig. verordnen. 

6. 28. 
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S. ag. Auch alsdann, wenn ein Verſchwender 

bloß unter dieſen geſetzlichen Erben keſtirt, kann er 
keinem derſelben mehr, als die Hälfte desjenigen, 
was ihm nach den Regeln der geſetzlichen Erbfolge 
zukommen würde, entziehen. 
„. 29. Hat ein Verſchwender, dieſem zuwider, 
über feinen ganzen Nachlaß, oder wegen des geſetz⸗ 
lichen Erbankheils eines feiner Verwandten verfuͤgt; 
fo gile die Verordnung nur fo weit, als er nach 
vorſtehenden Beſtimmungen zu verfügen berechtigt 
war; und im Uebrigen treten die Regeln der Inte⸗ 
ſtaterbfolge ein. 

$. 30. Teſtamente und Codicille, welche ein 
Verſchwender wahrend der Vormundſchaft errichtet 
hat, erhalten ihre volle Gultigkeit, wenn die Vor⸗ 
mundſchaft vor dem Tode des Teſtators wieder auf⸗ 
gehoben worden. 

9. 31, Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Verſchwender zwar noch unter der Vormundſchaft 
verſtirbt, aber weder Ehegatten, noch Verwandten 
innerhalb des ſechſten Grades, mit Inbegriff deſſel⸗ 
ben, hinterläßt. 

H. 32. Das vor angeordneter Vormundſchaft 
gemachte Teſtament eines nachher gerichtlich erklär, 
ten Verſchwenders, iſt nach der gegenwärtigen Vor⸗ 
ſchrift nur in ſo fern zu beurkheilen, als es er 
nach geſchehenem Antrage auf die Prodigalitätser⸗ 
klärung errichtet worden. 

§. 33. Haben die Verwandten eines ſolchen 
Menſchen, noch vor der gerichtlich nachgeſuchten 
Prodigalttätserklarung, denſelben desfalls verwar⸗ 
nen, und über dieſe Warnung ein Notariatsinſtru⸗ 
ment aufnehmen Laffen: ſo wird ſchon von dieſem 
Zeitpunkte an, wenn in der Folge die Prodigali⸗ 
fütserklärung wirklich erkannt worden, die Befug⸗ 

2 niß 
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niß deſſelben zum Teſtiren nach obigen Beſtimmun⸗ 
gen ($ 27. 28.) eingeſchraͤnkt. 
§ 34. Auch ein Verſchwender kann die ſowohl 
vor als während der Vormudſchaft gemachten letzt⸗ 
willigen Verordnungen widerrufen (F. 363. (d.) 
„ 35. —Perſonen, die Ehebruch oder Blut⸗ 
ſchande mit einander getrieben haben, koͤnnen ein⸗ 
ander durch letztwillige Verordnungen nichts hinter⸗ 
laſſen, wenn entweder um dieſes verbotenen Um⸗ 
gangs willen eine Ehe getrennt, oder der Erblaſſer 
ſonſt des Ehebruchs, oder der Blutſchande mit der 
begünſtigten Perſon, gerichtlich überführt worden, 
m. Von §. 36. Wer im Staate Vermoͤgen zu erwerben 
Fe fäbig und berechtigt iſt, dem können auch Erbſchaf⸗ 
Fahigkeit ten und Vermaͤchtniſſe hinterlaſſen werden. 
eg 37. Wie weit Kirchen, Kloöſter, und Or⸗ 
Verobd, densleute in Anſehung der Fähigkeit, Erbſchaſten 
par und Vermächtniſſe zu erwerben, eingeſehränkt ſind, 
ben. ulld welchen Einſchränkungen eine Hausfrau in An⸗ 
ſehung ſolcher Erwerbungen von ihrem Ehemanne 
unteriworfen fen, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Tit. rt. 
Abſchn. 4. 12. 18, Th. 2. Tit. 1. Abſch. 9.) - 
§. 38. In wie fern Schulen, Univerfitäten, 
Erziehungs-, Kranken- und Armenanſtalten und ans 
dere milde Stiftungen, Erbſchaften und Vermächt⸗ 
niſſe zu erwerben fähig find, iſt nach den Kegeln 
von Schenkungen zu beurtheilen. (Tit. 11. 9. 1073. 
1074. 1075. Th. 2. Tit. 12.) 
$. 39. So weit Corporationen und Geſellſchaf⸗ 
ten überhaupt Vermoͤgen erwerben koͤnnen, ſo weit 
konnen ihnen auch Erbſchaften und Vermaͤchtniſſe 
hinterlaſſen werden. (Th. 2. Tit. 6.) 
$. 40. So weie hieſige Einwohner zur Erwer⸗ 
bung einer Erbſchaft oder eines Vermaͤchtuiſſes in 
fremden Staaten, nach den Geſetzen derſelben, ſuͤr 
unfähig geachtet werden; fo weit find auch We, 
Fine 
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Einwohaer, von hieſigen Unterthauen, Erbſchaften 
und Vermächtniſſe zu erwerben nicht fähig. 

F. 4t. Wer vermoͤge feines Standes gewiſſe 
Sachen oder Güter zu beſitzen an ſich nicht fähig 
iſt, dem konnen ſolche dennoch in einem Teſtamente 
oder Codieille zugewendet werden. 

H. 42. Ein ſolcher Erbe oder Legatarius muß 
aber binnen Jahresfriſt, nach dem Tode des Erb⸗ 
laſſers, ſich entweder die Fahigkeit zum Beſiße 
verſchaffen, oder fein aus der letztwilligen Ver⸗ 
ordnung erlangtes Recht einem andern Faͤhigen abs 
treten. 2 % 

$. 43. Bey Beurtheilung der Fahigkeit eines 
Erben oder Legatarii muß auf die Zeit des Erban⸗ 
falls geſehen werden. 


8 44. Der Erblaſſer kann in ſeinem Teſta⸗ Ww. 7 


mente einen oder mehrere Erben zu feinem Nach⸗ 
laſſe nach Gutſinden ernennen. 

H. 25. Er kann auch nur über einen Theil 
feines Nachlaſſes verordnen, und es in Anfehung 
des Ueberreſtes bey der geſetzlichen Erbfolge laſſen. 


§. 46. Auch ohne Benennung irgend eines Mike 


Erben kann er über einzelne Theile oder Stuͤcke ſei. 
nes Nachlaſſes verfügen. 

$. 47. Er“ kann die Perſon des Erben oder 
Legatarii durch bloße Beziehung auf einen andern 
Auſſag bezeichnen. 8 

H. 48. Ein ſolcher Auffaßz muß aber dem Te⸗ 
ſtamente ſelbſt, allenfalls beſonders verſiegelt, beige⸗ 
legt werden. 5 

§. 49. Der Willkühr eines Dritten kaun die 
Ernennung eines Erben oder Legatarit nicht über 
laſſen werden. 


H. 50. Der Erblaſſer kaun in feinen Teſta⸗Nencgud⸗ 
mente, außer dem erſten Erben, auch den, welcher füt s 
W 
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in beſtimmten Fällen an deſſen Stelle treten ſoll, 
ernennen. 

9. 51. Setzt er vet, wie es gehalten werden 
ſolle, wenn der erſt eingeſetzte Erbe oder Legatarius 
den ihm zugedachten Vortheil nicht annehmen koͤnnte 
oder wollte, ſo wird dieſes eine gemeine Subſtitu⸗ 
tion genannt. 

$. 12. Wenn gleich die im Teſtamente ent⸗ 
baltene gemeine Subſtitution nur auf den Fall ge⸗ 
richtet iſt, daß der erſt eingeſetzte Erbe nicht Erbe 
ſeyn koͤnute, ſo iſt doch darunter auch der Fall, 
wenn er nicht Erbe ſeyn wollte, und umgekehrt, zu 
verſtehen. ! 

$. 53. Eine fideicommiſſariſche Subſtitution 
iſt vorhanden, wenn dem zuerſt eingeſetzten Erben 
oder Legatario die Pflicht auferlegt worden, die 
Erbſchaft, oder das Vermächtniß, in den beſtimm⸗ 
ten Fallen, oder unter den angegebenen Bedingun⸗ 
gen, einem Andern zu überliefern. 

$ 54. Wie und worüber Famiſten⸗Fideicom⸗ 
miſſe und Stiftungen guͤltig errichtet werden koͤnnen, 
iſt gehoͤrigen Orts beſtimmmt. (Th. 2. Dit, 4.) 

F. 55. In Fällen, wo nach den Geſetzen kein 
Familien ⸗Fideicommiß Statt findet, gilt eine fideis 
commifjarifche Substitution nur zum Beſten des 
erſten und zweiten Subſtituten. 

8. 56, Wer einer ſubſtituirten Perſon ſubſti⸗ 
tuirt worden, iſt, wenn dieſe den ihr zugedachten 
Vortheil nicht anuehmen kann oder will, auch dem 
zuerſt eingeſetzten Erben oder Legatario fir ſubſti⸗ 
tuirt zu achten. 

9. 57. Wenn der eingeſetzte Erbe oder einer 
von mehrern Subſtituirten ſtirbt, oder ſonſt abgeht, 
ehe die Eebſchaft oder das Vermächtniß wirklich 
auf ihn verfällt worden; fo wird er bey der 125 

im⸗ 
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ſtimmung, wie weit die Subſtitutionen gelten ($. 55.) 
nicht mit gerechnet. 5 

F. 58. Unter der fideicommiſſariſchen Subſti⸗ 
tution wird allemal die gemeine; unter der gemei⸗ 
nen aber nicht zugleich die fideieommiſſariſche Sub⸗ 
ſtitution verſtanden. ; 

F. 59. Wenn es zweifelhaft iſt: ob der Erb⸗ 
laſſer eine gemeine oder eine fideicommiſſariſche 
Subſtitution verordnet habe, ſo wird nur jene ver⸗ 
muthet. 

$. 60. Die Pupillarſubſtitution (Th. 2. Tit. 2. 
Abſchn. 7.) kann zwar als eine gemeine, aber die 
gemeine nicht als eine Pupillarſubſtitution gelten. 

$. 61. Der Erblaſſer kann das dem Erben oder Von Ber 
Legatario zugedachte Recht durch Beifuͤgung einer Zwel 
Bedingung, Beſtimmung eines Zwecks, oder Auf ’ 
erlegung einer gewiſſen Pflicht einſchraͤnken. 

$. 62. Was von bedingten Willenserklaͤrungen 
uberhaupt vorgeſchrieben iſt, gilt auch bey letztwilli⸗ 
gen Verordnungen. (Tit. 4. §. 99. gg.) 

$. 63. Was nach den Geſetzen einer Willens⸗ 
erklärung als gültige Bedingung nicht beigefuͤgt wer⸗ 
den darf; das wird, wenn es in letztwilligen Ver⸗ 
ordnungen einem Erben oder Legatario gleichwohl 
auferlegt worden, für nicht beigefügt angeſehen. 
(Tit. 4. F. 6 — 13. . 138. Id. 

$. 64. Bedingungen, die ganz unverſtaͤndlich 
gefaßt, oder zwar überhaupt vorbehalten, aber worin 
fie beſtehen follen, nicht ausgedruckt worden, find 
den unmöglichen gleich zu achten. 4 

$ 65, Wie weit ein Erblaſſer in der freien 
Beſugniß über feinen Nachlaß zu verordnen, durch 
die Rechte dererjenigen, denen die Geſetze einen 
Pflichtteil anweiſen, eingeſchränkt werde, iſt ger 
hörigen Orts beſtimmt. (Th. 2, Tit. 1. Abſchn. 7. 
Tit. 2. Abſchn. 5. 6.) 

$. 66. 
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v. Form g. 66. Jedes Teſtament oder Codeill muß in 
mente adde Regel vom Teſtator ſelbſt den Gerichten übers 
Eokieille, geben, oder zum gerichtlichen Protokolle erklart 
Ace werden. N ‚ 

5 $ 67. Kann oder will der Teſtator nicht ſelbſt 
an ordentlicher Gerichtsſtelle erſcheinen, ſo ſteht es 
ihm frey, das Gericht um die Auf⸗ und Abnahme 
der Diſpoſikion an dem Orte, wo er ſelbſt ſich auf⸗ 
haͤlt, zu erſuchen. 7 

§. 68. Dies Geſuch ſoll in der Regel entweder 
ſchriftlich, unter eigenhaͤndiger Unterſchrift des Teſta⸗ 
tors, oder durch zwey von ihm abgeordnete Perſo⸗ 
nen, bey dem Richter angebracht werden, 

§. 69. Dieſe Abgeordnete bedürfen weder einer 
beſondern ſehriftlichen Vollmacht, noch find. bey den 
we derſelben beſondere Eigenſchaften erſor⸗ 
derlich. 8 

$. 70. Auch entſteht bloß daraus, daß bey 
dem Anſuchen um die richterliche Deputation obige 
Vorſchrift (§. 68.) nicht genau beobachtet worden, 
55 keine Unguͤltigkeit der letztwilligen Verordnung 
ſelbſt. 

5 §. 71. Vielmehr iſt es hinreichend, wenn der 
Richter auch auf andere Art, oder aus dem Munde 
des Teſtators ſelbſt, von dem freien Entſchſuſſe deſ⸗ 
ſelben, fein Teſtament oder Codicill errichten zu wol⸗ 
ſen, ſich uͤberzeugt hat, ſobald nur das Gegentheil 
nicht gusgemittelt werden kann. 

Welches §. 72. Jedes gehörig beſetzte Gericht iſt, in⸗ 
ein len, nerhalb feines. Gerichtsſprengels, auch von ſolchen 
ment aue Perſonen, welche darunter nieht gehören, letztwillige 
Bl Verordnungen aufzunehmen berechtigt. 

ae Anh. §. 29. Unter Gerichtsſprengel find die phy⸗ 
ſiſchen Grängen der Stade, des Orts oder Diſtrlets 
a zu verſtehen, innerhalb deren dem Richter, welcher 
8 5 das 
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das Teſtament aufnimmt, daſelbſt die Jurisdletion, 
wenn auch nicht über alle darin befindliche Perſonen 
oder Sachen, zuſteht. 


$. 73. Nimmt der Richter eine ſolche Diſpo⸗ 
ſition in einem fremden Gerichtsbezirke auf, ſo 
verliert dieſelbe zwar dadurch nichts an ihrer Gil: 
tigkeit; = 

$. 74 Der Nichter aber, welcher die Grän- 
zen feiner Juriediction überſchriten hat, muß dem 
Richter des Orts oder Bezirks die erhobenen Ge⸗ 
buͤhren berausgeben, und eben ſo viel dem Fiskus 
zur Strafe entrichten, 

$. 75. Doch falle ſowohl die Rückgabe als die 
Strafe weg, wenn der ordentliche Richter des Orts 
oder Bezirks Inteſtaterbe des Teſtators iſt; oder 
dieſer ihn zum Teſtamentserben ernennen will; oder 
wenn er mit dem Teſtator in offenbarer Feindſchaft 
lebt; oder wenn ſonſt zwiſchen ihm und dem Teſta⸗ 
tor beſondere perſönliche Verhaͤltniſſe beſtehen, 
welche den Letztern, ſich ſeines Amts zu bedienen, 
abhalten: 

F. 76. Ferner alsdann, wenn der ordentliche 
Richter in der Wohnung des Teſtators zur Auf⸗ 
oder Abnehmung des Teſtaments zu erſcheinen ſich 
weigert; (§. 203. 204.) 

$. 77. Irngleichen alsdann, wenn die Gerichts⸗ 
barkeit an dem Orte, wo der Teſtator ſich aufhält, 
ſtreitig iſt; 

§. 78. Auch alsdann, wenn an Einem Orte 
mehrere Gerichtsbarkeiten befindlich find, obgleich 
das Haus, in welchem der Teſtator wohnt, nur un⸗ 
ter Einer derſelben gelegen iſt; 

9. 79. lleberhaupt aber alsdann, wenn der 
Nichter, welcher in ſchleunigen Fällen ein Teſtament 
außer feinem Gerichtoſprengel aufgenommen har, 

2 inner⸗ 
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innerhalb Acht Tagen nachher dem ordentlichen Rich, 
ter davon Nachricht giebt, und dieſem das Teſta⸗ 
ment, nebſt den Verhandlungen darüber, zur Auf⸗ 
bewahrung zuſendet. 

S. 80. In den 6. 78. 79. beſtimmken Fallen 
bleiben dem ordentlichen Gerichte, wegen der für 
die Handlung ihm ee Gebühren, feine 
Rechte gegen den Teftator oder die Erben vorbe⸗ 
halten. 

$. 81. Obergerichte find zur Aufnehmung der 

Teſtamente innerhalb ihres Gerichtsſprengels befugt, 
wenn gleich der Ort, oder das Haus, wo der Te⸗ 
ſtator ſich befindet, einer Untergerichtsbarkeit zu⸗ 
naͤchſt unterworfen iſt. 


Wie das F. 82. Ein Gericht iſt gehoͤrig beſetzt, wenn 
De nndaffelbe wenigftens aus Einer zur Juſtiz verpflichte⸗ 


muͤſſe. 


ten Gerichtsperſon und Einem vereideten Protokoll⸗ 
führer beſteht. 

F. 83. Doch kann die Stelle des Protokoll 
führers auch von Zwey vereideten Schoͤppen vertre⸗ 


ten werden. 


§. 84. Mo befländige Gerichtsſchoͤppen vor⸗ 
handen find, muͤſſen nur dieſe: andere hingegen, die 
bloß zu dieſer Handlung vereidet worden, konnen 
nur in ſchleunigen und dringenden Fällen zugelaſſen 
werden. art 

$. 85. Der Acknarius oder Gerichtsſchreiber 
kann die Stelle des Richters niemals, auch nicht, 
wenn er dazu allgemeinen oder beſondern Auftrag, 
von dem Richter erhalten hat, vertreten. 

§. 86. Eben fo (J. 82. 83.) muß cuch die 
Deputation beſetzt ſeyn, durch welche ein Teſtament 
oder Codieill von dem Teſtator in feiner Wohnung, 
oder ſonſtigen Aufenthaltsorte, auf- oder abgenom⸗ 
men werden ſoll. 


H. 87. 
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9. 87. Meldet ſich der Teſtator perſoͤnlich an 
gewöhnlicher Gerichtsſtelle, während einer der or⸗ 
dentlichen Verſammlungen des Gerichts: ſo ſind 
die alsdann gegenwärtigen Perfonen, fobald fie nur 
ein gehörig beſetztes Gericht ausmachen, (5. 82. 83), 
die Handlung gültig vorzunehmen befugt.“ 

$. 88. Soll aber die Handlung durch eine 
Deputation, es ſey an ordentlicher Gerichtsfteile, 
oder in der Wohnung oder dem Aufenthaltsorte des 
Teſtators, vorgenommen werden, fo muß der Vor⸗ 
geſetzte des Gerichts, oder der deſſen Stelle vertritt, 
die Mitglieder dieſer Deputation ernennen. 

$. 89. Einzelne Mitglieder oder Subalternen 
Fönnen alſo, ohne dergleichen beſondern Auftrag, zur 
Auf⸗ oder Abnahme eines letzten Willens ſich nicht 
gebrauchen laſſen. 

$. 90. Der Vorgeſetzte eines Gerichts kann 
vor demſelben, wenn es nur, auch außer ihm, ge⸗ 
hoͤrig beſetzt iſt, guͤltig teftiren; ingleichen die Depu⸗ 
tation zur Auf- oder Abnahme feines eigenen Te⸗ 
ſtaments ſelbſt guͤltig ernennen. 

$. 91. Auch der Inhaber einer Pateimonial⸗ 
gerichtsbarkeit kann vor den von ihm beſtellten Ge⸗ 
richten, oder vor einer aus dieſen Gerichten von ihm 
ſelbſt ernannten Deputation, gültig teſtiren. 


Anh. g. 30. Teſtamente, welche bey einem Patrk 
monlalgerichte unter Beobachtung der geſetzlichen Er, 
forderniſſe niedergelegt werden, verlleren, ohne Un⸗ 
nurſchled der Perſon des Deponenten an ihrer Guͤl⸗ 
ger nichts, wenn fie auf Verlangen deſſelben an 


das Obergericht der Provinz zur Aſſervatlon eingeſen⸗ 
det worden. 


6. 92. Zu einem gehörig beſetzten Kriegsge⸗ 
richte, wird, in Friedenszeiten, der Chef oder Com⸗ 
D mans 
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mandeur, oder ein von dieſen dazu commandirter 

Offizier, nebſt dem Andicem erfordert. 

Pon Te. F. 93. Dorfgerichte, die aus einem Schulzen 
ME und zwei vereideten Schoͤppen beſtehen, konnen, un⸗ 
gerichten. ker Zuziehung eines vereideten Gerichtsſchreibers, 

Teſtamente und Codieille gültig an⸗ und aufnehmen, 

wenn dergeſtalt Gefahr im Verzuge vorhanden iſt, 

daß die Herbeikunft des ordentlichen Gerlchtshalters 
nicht abgewartet werden kann. 
§. 34. Der Mangel eines ordentlichen Gerichts ⸗ 
ſchreibers kann in einem ſolchen Falle auch durch 
einen Juſtizcommiſſarius, oder auch durch einen 
bloßen Notarius, oder durch den Prediger, erſetzt 
werden. 
F. 95. Dergleichen Teſtament oder Codieill muͤſ⸗ 
ö fen jedoch die Dorfgerichte dem Gerichtshalter ohne 
Zeitverluſt einbändigen; welcher ſie über den eigent⸗ 
lichen Hergang der Sache, auf ihre Pflicht, um⸗ 
ſtaͤndlich vernehmen, und das Protokoll daruber, nebſt 
der Diſpoſition ſelbſt, in dem gerichtlichen Depoſito 
verwahren muß,. 2 
6. 96. Iſt der Teſtator alsdann noch am Les 
ben, und zu einer Geric Willensäußerung noch 
fähig: fo muß der Gerichtshalter ihm das mit den 
Gerichten über den Hergang der Sache aufgenom⸗ 
mene Protokoll vorlegen, und die Richtigkeit des 
darin enthaltenen Hergangs der Sache von ihm ge⸗ 
a laſſen. 

6. 97. Dise unterſaſſene Beobachtung dieſer 
Vorſchrift (S. 96.) bewirkt jedoch fuͤr ſich allein 
ü noch keine Nichtigkeit der letztwilligen Verordnung 
ſelbſt; ſondern macht nur den Gerichtshalter, wel⸗ 
cher fie aus grobem oder mäßigem Verſehen verab⸗ 
ſäumt hat, wegen der Koſten eines daraus entſte⸗ 
henden Prozeſſes verantwortlich (S. 138. Jad.) 


$. 98. 
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$. 98. Außer dem Nothfalle ($. 93.) müſſen 
auch Teſtamente und Codieille gemeiner Landleute 
durch den Gerichtshalter, mit Zuziehung des verei⸗ 
deten Protokollfuhrers, oder Zweier vereideter 
Schoͤppen, an = und aufgenommen werden. 

99. Was vorſtehend von Teſtamenten vor 
Dorfgerichten verordnet iſt, (8. 93 — 98.) gilt auch 
von Teſtamenten, welche in kleinen Städten, wo 
nur Eine zur Verwaltung des Richteramts beftellte 
Perſon vorhanden iſt, in Abweſenheit derſelben von 
dem Polizey⸗Magiſtrate, mit Zuziehung des Stadt⸗ 
ſecretarii, oder einer der F. 94. benannten Perfonen, 
aufgenommen worden. 

$, 100. Einem jeden Teſtator ſteht frey, fein, Dom ger 
Teſtament oder Codieill den Gerichten verſiegelt zuubergebe⸗ 
übergeben. ($. 66.) nen, 
9. rot. Ein dergleichen Aufſatz muß aber von 
Fi ſelbſt eigenhändig ge = oder wenigſtens untere 
rieben ſeyn. 
: 8 Ob dieſes nothwendige Erforderniß 
wirklich beobachtet worden, darüber muß der Rich⸗ 
ter den Teſtator ausdruͤcklich vernehmen. 
. 103. Außer dieſem und dem, was unter 
. 145. dd. verordnet wird, muß der Richter aller 
Fragen über den Inhalt des Teſtaments ſich enthal⸗ 
ten, vielmehr daſſelbe nur in Gegenwart des Teſta-. 
tors uͤberſchreiben; dem Siegel, mit welchem das 
Testament auswendig verſchloſſen iſt, das Gerichts 
fiegel beifügen; über die Handlung ſelbſt ein voll⸗ 
ſtandiges Protokoll aufnehmen; und dieſes Protokoll 
von dem Leſtator mit unterzeichnen laſſen. 

„104. Will der Teſtator feine Verordnungen mand, 
mündlich zum Protokolle erklaren, fo muß der Rich namens 
ter alles beobachten, was nach Vorſchrift der Pro nen Bein: 
zu einen gerichtlichen Protokolle erforttet. 

ert wird. 


Arge. Landr. I. Band. 
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8. 105. Das Protokoll muß der Teſtator mit 
unterzeichnen; der Richter aber muß daſſelbe in ſei⸗ 
ner Gegenwart mit dem Gerichtsſiegel verſiegeln und 
uͤberſchreiben. 4 

H. 186. Es hangt von dem Willen des Teſta⸗ 


tors ab, dem Gerichtsſiegel noch ſein eigenes oder 


ein anderes ſelbſtgewaͤhltes Perfchaft beizufügen. 

§. 107. Uebergiebt der Teſtator fein Teſtament 
oder Codicill offen und unverſiegelt, ſo muß er ver⸗ 
nommen werden: ob ein folcher Aufſatz nur bey ei» 
ner mündlich zu errichtenden Dispoſition zum Grun⸗ 
de gelegt, oder als ein ſchriſtliches Teſtament ange⸗ 
ſehen werden ſolle. 

$. 108, Will der Teſtator, daß ein ſolcher 
Auffas als ein ſchriftliches Teſtament gelten ſolle, 
fo darf der Richter bloß nachſeßen: ob derſelbe von 
dem Teſtator unterſchrieben fen; und muß, wenn die⸗ 
ſes nicht iſt, die Unterſchrift foͤrderſamſt bewerkſtel⸗ 
ligen laſſen. 

§. 109. Sodann muß er die Erklärung des 
Teſtators, daß dieſer Nufſatz feine letzte Willens mei ⸗ 
nung enthalte, unter demſelben verzeichnen, 

§. 110. Hierauf muß der Aufſatz in Gegen ⸗ 
wart des Teſtators mit dem Gerichesſiegel verfieneit, 
überſchrieben, und mit Aufnehmung des Protokolls 
über die Handlung, nach Vorſchrift des H. 103, 
weiter verfahren werden. 

§. 111. Erklärt aber der Teſtator, daß der 
offen uͤbergebene Aufſatz einen bloßen vorläufigen 
Vermerk der Punkte, wegen weleher er jetzt münd⸗ 
lich verordnen will, enthalte, ſo iſt derſelbe nach er⸗ 
folgter Aufnahme des mündlichen Teſtaments, von 
keinem ſernern Gebrauche. 

9. ra. Jedes gerichtlich aufgenommene oder 
uͤbergebene Teſtament und Codieill muß, mehrerer 
Sicherheit wegen, in dem Depoſito des Br: 

} auf⸗ 
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aufbewahrt, und dem Teſtator ein Recognitions⸗ 
ſchein über die erfolgte Niederlegung ausgefertigt 
werden. Sf ee Ente 

§. 113. Blinde, des Leſeus un reibens d 
umerfahrne, ingleichen ſolche Perſonen, — 5 9 5 
den Händen gelähmt, oder deren beraubt find, koͤn⸗ der Stine 
nen nur mündlich zum Protokolle tefticen, Ronen 

F. urg, Doch ſteht es ihnen ſrey, einen ſchrift⸗ md 
lichen Auffatz ihres letzten Willens, nach Maußgabe 
$: 108, offen zu übergeben, welchen der- Richter 
dem Teſtator vorleſen, aueh was derſelbe daben er⸗ 
klärt hat, in einem dem Aufſatze beizufügenden, 
und mit ihm zu verſiegelnden Protokolle bemerken 
muß. 

. 115. In allen Fällen, wo der Teſtator dasdes che, 
Protokoll über die Erklarung ſeines letzten Willens, hr 
oder deſſen Uebergebung, es ſey aus welcher Urſache nen Pers 
es wolle, nicht ſelbſt unterſchreihen kann, muß das Le 
Handzeichen deſſelben durch zwey dabey zugezogene con, 
glaubwuͤrdige Männer bezeugt werden. 8 

K. 116. Dieſe Zuziehung und Unterſchriſt zweier 
Zeugen iſt auch alsdaun erforderlich und hinreichend, 
wenn der Teſtator auch nur ein bloßes Handzeichen 
beizufügen nicht im Stande ware. f 

$. 117. Die in allen dergleichen Fällen zuzu⸗ 
ziehende Teſtamentszeugen müſſen überhaupt die Ein 
genſchaften gültiger Inſtrumentszeugen beſitzen. 

§. 118. In ſonderheit muß innen keiner derjeni⸗ 
gen Mängel entgegenſtehen, wegen weicher Jemand 
zur Ablegung eines jeden Zeugniſſes uberhaupt, nach 
Vorſchrift der Prozeßordnung, unfabig it 

$. 119. Ber ſelbſt in einem Teſtamente oder 
Codicille zum Erben eingeſetzt, oder mit einem Ver⸗ 
mächtniſſe darin bedacht worden, der kann bey die⸗ 
ſem Teſtamente oder Codieille als Zeuge nicht ge⸗ 


brauche werden. x 
2 ö. 120. 
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$. 120. Wer in den eigenen Privatangelegen⸗ 
heiten des Richters, wegen naher Verwandtſchaft 
oder perſönlicher Verbindung mit ſelbigem, ein Zeug⸗ 
niß für ihn abzulegen nach den Geſetzen unfähig 
ſeyn wuͤrde; den darf der Richter bey einem von ihm 
auf oder abgenommenen Teſtamente als Zeugen 
nicht zuziehen. 

F. 121. Andere Erforderniffe, welche die Ge⸗ 
ſetze bey einem zuläßigen oder gültigen Beweiszeugen 
vorſchreiben, ſind bey einem bloßen Teſtamentszeu⸗ 
gen nicht nothwendig. 

g. 122. Auch kommt es nicht darauf an, ob 
die Zeugen von dem Teſtator oder Richter gewahlt 
worden; und es iſt genug, daß ſie nur alsdann ge⸗ 
genwärtig find, wenn der Teftator fein Handzeichen 
beifügt, oder im Falle er dazu nicht im Stande 
wäre, auch nur im Allgemeinen erklart: daß ihm 
das Protokoll vorgeleſen worden ſey, und er den In⸗ 
halt deſſelben genehmige. 

0 $. 123. Tauben, ingleichen Stummen, die an 

ben ub fich keſtiren können: (§. 26. müͤſſen die an fie zu 

Stun richtenden Fragen ſchriftlich vorgelegt, und wenn der 

meh, Teſtator ſtumm iſt, auch ſchriftlich von demſelben 
beantwortet werden. 

derer, wel) H. 124. Schriftliche Aufſätze eines letzten Wil ⸗ 

Suede lens kann der Teſtator in jeder ihm bekannten 

dis Rich, Sprache abfallen. 

ae $. 125. Wenn aber der Teſtator, bey der 

fund. Uebergabe eines ſolchen Aufſatzes, ſich dem Gerichte 
nicht verſtändlich machen kann, fo muͤſſen zwey ver⸗ 
eidete Dollmetſcher, oder zwey beider Sprachen kun⸗ 
dige, eidlich zu verpflichtende, Zeugen, mit zugezogen 
werden. 

$. 126. Will Jemand, deſſen Sprache der 
Richter nicht verſteht, muͤndlich zum Protokolle tefti« 
rens ſo muß feine Erklarung in feiner eigenen Spra⸗ 

e, 
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che, in Gegenwart des Richters, durch zwey verei⸗ 
dete Dollmetſcher oder Zeugen aufgenommen, und 
von dieſen in die dem Richter bekannte Sprache 
uͤberſetzt werden. 

$. 127. Das, was in beiden Sprachen nie⸗ 

dergeſchrieben worden, iſt alsdann einzuſiegeln und 
aufzubewahren. 

Anh. F. 31. Die unterlaſſene zwieſache Niederſchrel⸗ 
bung des Teſtaments ſowohl in Deutſcher als in der 
Mutterſprache des Teſtators kann jedoch keine Nul⸗ 
lität begründen, 

$. 128. Iſt der letzte Wille des Erblaſſers in 

ſeiner Sprache niedergeſchrieben, und von ihm unter⸗ 
zeichnet, fo- behält derſelbe feine Rechtskraft, wenn 
gleich der Teſtator vor vollendeter Ueberſetzung geſtor⸗ 
ben wäre, 

$. 129. Iſt die Sprache des Teſtators einer 

von beiden zur Auf⸗ oder Abnahme des Teſtaments 
erforderlichen Gerichtsperſonen bekannt, ſo iſt die 
Zuziehung nur eines Dollmetſchers oder Zeugen hin 
reichend. 

Anh. 6. 32. Die Verſicherung der Gerſchtsperſonen, 
daß fie der Sprache des Teſtators völlig mächtig find, 
iſt hinreichend, um dies für gewiß zu halten. 

§. 130. Unter Dollmetſchern werden hier ſolche 

Leute verſtanden, welche bey irgend einem Gerichte, 
oder einer andern öffentlichen Auſtalt, zum Leber: 
ſetzen aus einer in die andere Sprache foͤrmlich ange ⸗ 
ſtellt und verpflichtet find; folglich in einzelnen Fal ⸗ 
len einer beſondern Vereidung nicht beduͤrfen. 

$. 131. Die Dollmetſcher oder Zeugen, wel⸗ 

che bey dem Teſtamente eines der Sprache des Richters 
unkundigen Teſtators zugezogen werden, muͤſſen mit 
den . 117 — 120, beftimmten Erforderniſſen gültiger 
Teſtamentszeugen verſehen ſeyn. 

H. 132. 
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§. 132. Auf die Gültigkeit der Handlung hat 
es keinen Einfluß: ob die Vereidung vor ⸗ oder nach⸗ 
her geſchehen iſt. 

ey Te⸗ S. 133. In einem ſchriftlich und verſiegelt uͤber⸗ 
fan ergebenen Teſtamente koͤnnen dem Richter, ſo wie je⸗ 
ich der andern bey der Handlung der Abnadme mitwir⸗ 
ce kenden Perſon, Erbschaften und Vermaͤchtniſſe gul⸗ 
wid, tig zugewendet werden, ohne daß es weiter einer 
beſondern Form bedarf. 

S. 134. Soll aber in einem muͤndlichen Teſta⸗ 
mente der Richter ſelbſt zum Erben ernannt werden: 
fo darf ſich derſelbe mic deſſen Nuſnebmung gar nicht 
befaſſen; ſondern er muß den Teſtator damit an ir⸗ 
gend ein anderes Gericht verweiſen 

§. 135 Soll nur eine der übrigen bey der 
Handlung von Amtswegen mitwirkenden Perſonen 
zum Erben eingeſetze werden, ſo muß der Richter 
dieſelbe davon ſofort entfernen, und ihre Stelle nach 
den obigen Vorſchriften (H. 83. 84.) durch andere 
erſetzen. 

$. 136. Soll in einem folchen mündlichen Te⸗ 
ſtamente dem Richter oder einer der übrigen bey der 
Handlung mitwirkenden Perſonen nue ein Vermächt 
niß ausgeſetz werden, ſo muß der Teſtator, daß 
ſolches wirklich feine Abſicht ſey, entweder bey der 
Unterſchrift, oder am Rande, bey der gehörigen 
Stelle, eigenhaͤndig bezeugen. 

9. 137. Kann der Leſtator nicht ſelbſt ſchrei⸗ 
ben, fo muß dieſer Vermerk von zwey glaubwürdi⸗ 
gen Zeugen eigenhändig beigeſchrieben werden. 

H. 138. Sind dieſe Vorſchriſten (S. 136. 137.) 
verabſäumt worden, ſo iſt zwar nicht das ganze Teſta⸗ 

ment, wohl aber das Vermächtniß unkraͤftig. 
Folgen der §. 139. Die vorſtehend 9. 66 — 138. beſtimmte 
Kamm Form eines deſſaments iſt, wo nicht bey einer oder 


gefehlt, der andern -Vorſchrift die Ausnahme ſogleich beige⸗ 
chen orm. füge 
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fügt worden, zur Gültig igkeit eines gerichtlichen Reflar 
ments oder Codieills dergeſtalt nothwendig, daß, 
wenn fie verabſaumt worden, der lebte Wille nicht 
beſtehen kann. 

Anh. F. 35. Wenn das über die Sacre oder Ue⸗ 
bergabe des letzen Willens aufgenommene Prot 
toll, vorſchriftemäßlg abgefaßt, geſchloſſen und unter ⸗ 
ſchrieben, auch die Identirat des Aufſatzes gar nicht 
zweifelhaft Is jo ſoll der letzte Wille, allein deswe⸗ 
gen, weil das Gerichtsſiegel nicht belgefuͤgt, oder 
die Zeit, wo er dem Richter uͤbergeben wurde, dar⸗ 
auf nicht vermerkt worden ilk, oder well der Richter 
ſanſt bey der darauf folgenden Aufbewahrung elnen 
12 begangen hat, nicht fr ungültig geachtet wer 


Pi 2 5 Der Richter, welcher fich dabey eines 
groben oder mäßigen Verſehens ſchuldig gemacht hat, 
muß denjenigen, welchen 1 5 . oder 
Codicile ein Erbtheil o 8 denen 
war, wegen des wan ſeine ehe eneſtehende 
Verluſtes gerecht werden. 

9. 141. Aber auch erde muß der Richter na 
mit gehöriger Sorgfale und Vorſicht ver ahren, da⸗ ß 


en Rich. 
mit Prozeſſe über letzte Willenserklasungen hic e 
vermieden werden. 1 

H. 142. Iſt derjenige, welcher ſich zur Aluſneh⸗ Kin 
mung oder Niederlegung eines letzten Willens mel- ze 
det, dem en von Perſon nicht hinlänglich bes 
kaunt, ſo muß Letzterer vor allen Dingen ſich zu 
überzeugen ſuchen, daß der Leſtirende derjenige wirk⸗ 
lich ſey, für den er ſich ausgiebt. 

§. 143. Daß, und wie ſolches geſchehen seh, 
muß, gleich allen übrigen zur Sache gehörigen Vor⸗ 
fällen, im Protokolle uumſtändlich bemerkt werden. 

6. 144. Kann der Richter von der angegebenen 
Qualität des Teſtators keine Gewißheit erlangen, ie 

if 
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iſt es genug, wenn dieſes, und für wen derſelbe 
ſich ausgegeben, auch was er etwa zu ſeiner Legi⸗ 
timatton beigebracht bat, in dem Protokolle beſtimmt 
angezeigt worden. 

H. 145. Ferner muß der Richter durch ſchick⸗ 
liche Fragen zu erforſchen ſuchen: ob der Teſtator 
ſich in Auſehung feiner Geiſteskraͤfte in einem ſol⸗ 
chen Zuſtande befinde, daß er ſeinen Willen guͤltig 
äußern koͤnne. 

§. 146. Auch davon muß der Befund in dem 
Protokolle bemerkt werden. 

§. 147. Iſt dem Richter bekannt, daß der 
Teſtator zuweilen an Abweſenheiten des Verſtandes 
leide (§ 28.), fo muß er ſich vollſtandig uberzen⸗ 
gen, daß derſelbe in dem Zeitpunkte, wo er ſein 
Teſtament aufnehmen läßt, oder uͤbergiebt, feines 
Verſtandes wirklich mächtig ſey. 

9. 148. Findet er dieſes zweifelhaft, fo muß 
er einen Sachverſtandigen zuziehen. 

$. 149. Leidet die Sache keinen Aufſchub; fo 
muß der Richter zwar die Handlung vornehmen, zu⸗ 

gleich aber alle Umſtaͤnde, welche ihn über die Faͤ⸗ 
higkeit des Teſtators zu einer gültigen Willensaͤuße⸗ 
rung zweifelhaft machen, in dem Protokolle mit vor- 
zuͤglicher Sorgfalt bemerken. 

$. 150. Muß, wegen vorkommender Zwiſchen⸗ 
fälle, die Handlung der Teſtaments⸗Auf⸗ oder Ab⸗ 
nahme unterbrochen, und zu einer andern Zeit fort 
geſetzt werden; ſo muß der Richter den Anlaß der 
Unterbrechung, fo wie die Zeit, wann fie abgebro⸗ 
chen, und wann ſie ſortgeſetzt und beſchloſſen wor⸗ 
den, im Protokolle genau niederſchreiben. 

§. 151. Auch darauf muß der Richter von 
Amtswegen Rückſicht nehmen: ob und in wie weit 
der Teſtator über fein Vermögen letztwillig zu verfüs 

gen 


Von Teſtamenten und Codieillen. 25 


gen berechtigt, oder was er in einem oder dem an⸗ 
dern Falle zu beobachten ſchuldig ſey. 

$. 152. Beſonders muß er bey Perſonen unter 
Achtzehn Jahren, ingleichen bey folchen, wo wegen 
hohen Alters, Krankheit oder Mangels an Unter 
richt und Erziehung, geſchwächre Verſtandskräfte 
zu beſorgen ſind, ſich durch ſchickliche Fragen, ſoviel 
als möglich, zu überzeugen ſuchen, daß dieſelben 
nicht durch Liſt und Ueberredung zu der getroffenen 
Diſpoſition verleitet worden. 

H. 153. Bey muͤndlichen Teſtamenten muß der 
Richter allen Zweideutigkeiten, in Beftimmung der 
Erben und deren Subſtitution; des Erbtheils, wel⸗ 
chen jeder erhalten ſoll; der Bedingungen, welche 
der Teſtator veſtſetzt; und was ſonſt zu Zweifeln An⸗ 
laß geben koͤnute, durch fleißiges Nachfragen, und 
wiederholtes Erinnern, moͤglichſt vorzubeugen be⸗ 
mühe ſeyn. 

$. 154. Bloß neugieriger Fragen aber, und 
noch vielmehr ſolcher, wodurch Jemand, der nicht 

zu den nothwendigen Erben, welchen ein Pflicht⸗ 
theil zukommt, gehoͤrt, dem Teſtator zur Bedenkung 
im Teſtamente oder Codieille an die Hand gegeben 
wird, muß der Richter ſich gänzlich enthalten. 

§. 155. Auch muß er im Protokolle, bey Haupt⸗ 
umſtanden, keine Correcturen noch Raſuren vorneh⸗ 
men, fondern die noͤthigen Zuſaͤtze oder Verbeſſe⸗ 
rungen am Schluſſe des Protokolls, oder in einer 
am Rande beizufügenden Regiſtratur bemerken, und 
dergleichen Regiſtratur von dem Teſtator, oder den 
Zeugen, beſonders mit unterſchreiben laſſen. 

H. 156. In weſentlichen Stellen muß er ſich 
aller Abkürzungen enthalten, auch die vorkommen ⸗ 
den Summen mit Buchſtaben ausſchreiben, 

$. 157. Bey ſchriftlichen verſiegelt übergebenen 
Teſtamenten muß der Richter in dem Protokolle über 

8 die 


26 Erſter Theil. Zwolfter Titel. 


die Abnahme bemerken, mit wie viel Siegeln das 
Teſtamenk verſehen, und wie es überſchrieben ſey. 

9. 158. Wenn der Richter durch Vernachläßi⸗ 

gung dieſer Vorſchriften (F. 142 — 157.) zu Prozeſſen 
die ſonſt nicht eneſtanden wären, Anlaß giebt: ſo muß 
er die Koſten derſelben aus eigenen Mitteln tragen. 

§. 59. Dergleichen Vernachlaͤßigungen, fo 
wie der unterlaſſene Gebrauch des Stempelpapiers, 
ziehen alſo zwar die geſetzmäßigen Strafen, aber 
noch nicht die Ungäftigfeit des Teſtaments oder Co⸗ 
dieills ſelbſt, nach ſich. 

H. 160. Uebrigens muß der Richter ſowohl 
über die Handlung der Auf- oder Abnahme ſelbſt, 
als beſonders uͤber das, was ihm bey dieſer Gele⸗ 
genheit von dem Inhalte der Verordnung bekaunt 
eworden iſt, ein gewiſſenhaftes Stillſchweigen, auf 

inen Amtseid, beobachten. 8 
2) Von $. 161. Legate, welche den zwanzigſten Theil 
ein des Nachtaffes: wahrſcheinlich, oder nach der Verſi⸗ 
Verord- cherung des Erblaſſers, nicht überſteigen, konnen 
Wengen. durch eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Co⸗ 
dieille, ohne gerichtliche Uebergabe verordnet werden. 

F. 162. Zur Gültigkeie einer ſolchen Diſpoſi⸗ 
tion iſt jedoch die Beiſugung des Jahres und Tages, 
wo ſie errichtet worden, nothwendig. 8 

Anh. F. 34. Auch vertritt es die Stelle der elgenhändi⸗ 
gen Schrift, wenn das Codielll von einem Juſtizeom⸗ 
miſfarlus unter Zuziehung eines Zeugen aufgenommen 
worden iſt. 

. 163. Hat der Erblaſfer in feinem Teſtamen⸗ 
te ausdrücklich verordnet, daß keine ſchriftliche Auf⸗ 
ſaͤte, welche ſich in dem Nachlaſſe finden moͤchten, 
guͤltig ſeyn ſollen, fo hat es dabey fein Bewenden; 
auch wenn dieſe in dem gerichtlichen Teſtamente ent⸗ 
baltene Erklärung in dem außergerichtlichen Codi⸗ 
elite widerrufen wäre, 

Anh 
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Anh. $, 35. Behaͤlt ſich der Erblaſſer in feinem rechtsbe⸗ 
ſtaͤndigen Teſtamente die Befugniß vor, daſſelbe durch 
außergerichtliche Aufſätze zu ergänzen oder abzuändern, 
und es finden ſich dergleſchen im Nachlaſſe, fo haben 
ſie mit dem Teſtamente ſelbſt gleiche Kraft. 

Ob dergleichen Codleille außer der elgenhändigen Uns 
terſchrift des Teſtators noch mit andern Erfordernis 
ſen verſehen ſeyn müffen, hängt von den Beſtimmun, 
gen ab, welche das Teſtament des Erblaſſers dieſer⸗ 
halb enthält. 


$. 164. Behauptet der Erbe, daß die in einem 
außergerichtlichen Codicille beſtimmten Vermaͤchtniſſe 
den zwanzigſten Theil des Machlaſſes uͤberſteigen, fo 
iſt er dieſes durch ein vollſtändiges Verzeichniß des 
ganzen Nachlaſſes darzuthun ſchuldig. 

$. 165. Alsdann gelten dergleichen außerge⸗ 
richtliche Vermächtniſſe, zuſammengenommen, nur 
er als fie dieſen zwanzigſten Theil nicht übers 

eigen. 2 5 
$. 166. Nach dieſem Verhaͤltniſſe muß alſo je- 
des einzelne Legat heruntergeſetzt werden. 

H. 167. Auch wenn mehrere dergleichen außer⸗ 
gerichtliche Codieille vorhanden find, muſſen bey der 
Beſtimmung: wie weit ſie gültig ſind, die in allen auge 
geſetzte Vermaͤchtniſſe zuſammengenommen werden. 

§. 168. Hingegen kommen dabey die in dem 
gerichtlichen Teſtamente enthaltenen Legate nicht in 
Anſchlag. 2 

$. 169. Auch Verordnungen wegen des Ber 
grabniſſes, wegen Bevormundung der Kinder, und 
anderer dergleichen das Vermoͤgen nicht betreffenden 
Punkte, konnen in ſolchen außergerichtlichen Aufſa⸗ 
sen gültig getroffen werden. 

§. 170. Wie weit ein Erblaſſer unter feinen 
gefeglichen Erben in absteigender Linie die Ark und 
Grundſatze der Theilung durch außergerichtliche 125 

üße 
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ſaͤtze beſtimmen koͤnne, iſt gehoͤrigen Orts veſtgeſetzt. 
(Th. 2. Tit. 2. Abſchn. 5) 
$. 171. Im andern Fallen find dergleichen in 
bloß außergerichtlichen Auffägen enthaltene Theis 
lungs⸗Vorſchriften nur alsdann gültig; wenn es der 
Erblaſſer in feinem Teſtamente ſich ausdrücklich vor⸗ 
behalten hat. 
§. 172.” Vermächtniſſe, deren Entrichtung der 
Erblaſſer dem gegenwärtigen Erben muͤndlich auf 
getragen hat, verpflichten denſelben, wenn der Auf⸗ 
trag erwieſen werden kann, bis auf den zwanzigſten 
Theil ſeiner Erbportion. 
$. 173. Sf ein ſolcher Auftrag nur Einem 
unter mehrern Erben, jedoch dergeſtalt geſchehen, 
daß das Vermaͤchtniß aus dem ganzen Nachlaſſe 
entrichtet werden ſoll: fo werden dadurch auch bier 
jenigen Miterben, welche dabey nicht zugegen wa⸗ 
ren, dennoch ſo weit, als das Vermaͤchtniß den 
zwanzigſten Theil des ganzen Nachlaſſes nicht über» 
ſteigt, verpflichtet. 
$. 174. Dagegen hat der einem gegenwärtigen 
Erben geſchehene Auftrag des Vermaͤchtniſſes einer 
beſtimmten Sache, welche im Teſtamente einem ab⸗ 
weſenden Miterben beſchieden worden, gegen den 
Letztern keine verbindliche Kraft. 
29, Pon, $ 175. Eine letztwillige Verordnung, welche 
kel Fefe der Landesherr ſelbſt aus den Händen des Teſtators 
menten, angenommen hat, iſt gültig; ſobald die geſchehene 
A perſönliche Uebergabe glaubhaft bezeugt iſt. 
Landes, $. 176. Bey Perſonen, welche zu der Familie 
Abangeben des Landesherrn gehören, iſt es genug, wenn die⸗ 
worden, ſelben ihre Difpofition dem Haupte der Familie auch 
nur ſchriftlich eingereicht haben, und dieſelbe dem 
Eabinetsarchive, oder einem Gerichte, zur fernern 
Aufbewahrung zugeſertigt worden iſt. 


$ 177. 
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$. 177. Die während der Kriegesunruhen von 
Militairperſonen errichteten leßtwilligen Verordnungen 
find von den vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten frey. 

Anh. §. 36. Was 6. 163. — 237. von ſchrlftlichen mis 

Utatriſchen Teſtamenten verordnet iſt, ſoll ohne Unter- 

ſchled Statt finden, ob der Aufſatz in elner gegenwär⸗ 

tigen Kriegsgefahr, oder ob derſelbe ln Kantontrungs⸗ 
oder Minterquartieren errichtet worden. Die Vor⸗ 
ſchriſten des F. 188 — 192. bleiben mithin außer An⸗ 
wendung. 

$. 178. Doch findet dies Privilegium bey Land⸗ 
truppen nur von der Zeit Anwendung, wo dieſel⸗ 
ben aus ihren Standquartieren ins Feld ruͤcken, oder 
in ihren Standquartieren vom Feinde berennt wer⸗ 
den; ſo wie bey Seedienſten von der Zeit an, da 
das Schiff beſtiegen worden. 

$. 179. Dagegen dauert daſſelbe bis zum Eu⸗ 
de des Krieges, und wird weder durch das Einrü⸗ 
cken in Feſtungen oder Winterquartiere, noch durch 
einen geſchloſſenen Waffenſtillſtand unterbrochen. 

$. 190. Alle Perſonen, welche der Armee zu 
felgen verpflichtet find, wenn fie auch nicht wirkliche 
Krlegesdienſte thun, haben ſich dieſes Privilegii zu 
erfreuen. , 

S. 181., Auch Freiwillige, die ſich unter die 
Befehle des commandirenden Offiziers begeben ha⸗ 
ben, find deſſen genußbar. 

$. 182. Nicht weniger wird daffelbe den Kriegs ⸗ 
gefangenen, und denen, die als Geißel von dem 
Feinde in Verhaft genommen worden, beigelegt. 

§. 183. Zur Guͤltigkeit eines ſchriftlich aufge⸗ 
ſetzten Teſtaments ift es hinreichend, wenn es, von 
dem Teſtator eigenhaͤndig geſchrieben und unterſchrie⸗ 
ben, in ſeinem Feldnachlaſſe vorgefunden worden. 

$. 184. Auf die äußere Form, in welcher ein 
ſolcher Aufſatz abgefaßt worden, kommt dabey ge 

nichts 
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nichts au; ſondern es iſt genug, wenn nur daraus 
der Wille des Teſtators, wie es nach ſeinem Tode 
mit feinen Vermögen gehalten werden ſoll, hinlaͤng⸗ 
lich zu entnehmen iſt. 

$. 185. Hat der Teſtator den Aufſat bloß un⸗ 
terſchrieben, fo iſt die Mitunterſchriſt auch nur Ei⸗ 
nes Zeugen hinreichend; ſobald das Teſtament im 
Lager vor dem Feinde, oder in einer wirklich bela⸗ 
gerten Feſtung errichtet worden. 

᷑. 186. Dieſer Zeuge muß die Eigenſchaften 
eines glaubwürdigen Teſtamentszeugen haben, und 
es iſt genng, wenn derſelbe ſeine Unterſchrift aner⸗ 
kennt, auch daß ihm der Aufſatz von dem Teſtator 
ſelbſt zur Unterzeichnung vorgelege worden, eidlie 
erhaͤrtet. (F. 117. 118. 119.) 4 

. 187. Iſt der Zeuge nicht mehr vorhanden, 
oder fonft feine Hand anzuerkennen nicht mehr für 
big, fo muß die Richtigkeit, ſowohl feiner, als der 
Unterſchrift des Teſtators, durch das Anerkenntniß 
der gefeglichen Erben, oder auf andere Art ausge⸗ 
mittelt werden. f 

$. 188. Außer dem Falle einer gegenwärtigen 
Keiegsgefahr (§ 185.) muß ein von dem Teſtator 
bloß unterſchriebener Aufſatz, von demſelben einem 
feiner vorgeſetzten Offiziers, oder dem Auditeur, in 
Gegenwart zweier Zeugen übergeben werden. 

§. 189. Dieſer muß auf dem Teſtamente die 
Zeit der geſchehenen Uebergabe bemerken, und den 
Vermerk von den Zeugen mit unterſchreiben laſſen. 

9. 190. Das ſolchergeſtalt überſchriebene Te⸗ 
ſtament muß der Vorgeſetzte oder Auditeur fo lan⸗ 
ge aufbewahren, bis er Gelegenheit findet, daſ⸗ 
ſelbe einem ordentlich beſeßten Kriegs oder andern 
Gerichte zur- Verwahrung einzulieſern. 


H. 191. 
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§. 197. Es ſchadet aber der Guͤſtigkeit des 
Teſtaments nicht, wenn auch dieſe Ablieferung erſt 
nach dem Tode des Teſtators erfolgt. 

$. 192. Mündliche Verordnungen einer Milte 
tairperſon find gültig, wenn fe während eines Tref⸗ 
ſens, Sturms, oder andern Gefechts, oder unmit⸗ 
telbar vorher, vor Zwey glaubwürdigen Zeugen, 
(F. 172, 118. 119.) welche den Inhalt derſelben 
eidlich bekundigen koͤnnen, erklart worden. 

Anh. §. 37. Gleiche Gultigkeit hat die mündliche Vers 
ordnung, wenn fie vor einem Oberoffizter erklärt wor⸗ 
den iſt. 

$. 193. Doch gelten dergleichen bloß mündli⸗ 
che Teſtamente nur in ſo fern, als der Teſtator noch 
in demſelben Treffen, Sturm oder Gefechte, oder 
vor Heilung einer darin erhaltenen Wunde, ſein Le⸗ 
ben wirklich verloren hat. 4 

Anh. S. 38. Bey dergleichen mündlichen Verordnungen 
ſoll es, wenn kein Widerruf aber Abänderung erfolgt 
iſt, fo lange fein Bewenden haben, bis nach geendig⸗ 
tem Kriege die Regimenter in ihre Standquartiere 
wieder eingeruͤckt ſind. 5 

$. 194. Außer dieſen Umfländen (G. 192, 193.) 
iſt ein mündliches militalriſches Teſtament oder Co⸗ 
dieill nur alsdann guͤltig, wenn es vor einem der 
dem Teſtator vorgeſetzten Offiziers, oder vor dem 
Auditeur, in Gegenwart Zweier Zeugen errichtet, 
ein ſcheiftlicher Vermerk darüber aufgenommen, und 
dieſer Vermerk von dem Offizier oder Auditeur, und 
den Zeugen unterſchrieben worden. 

9. 155. Von einem ſolchen Vermerke gilt eben 
das, was von einem ſchriftlichen militairiſchen Te⸗ 
ſtamente in dem Falle des §. 188 — 191. verord⸗ 
net iſt. } . 

H. 196. Ein gültiges militairiſches Teſtament 
behält (außer dem §. 193, 193. h 

au. 
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auch nach dem Kriege, jedoch nur auf Ein Jahr 
nach wiederhergeſtelltem Frieden, feine Kraft. 
$. 197. Militairiſche Teſtamente der Deſer⸗ 
teurs verlieren durch das Verbrechen der Deſertion 
ihre Gültigkeit, und dieſe wird durch den erhalte⸗ 
nen Pardon nicht wieder hergeſtellt. 5 
0 Von $. 198. Das Privilegium, militairiſch zu teſti⸗ 
andern ren, wird auch auf Perſonen des Civilſtandes aus⸗ 
len Lede gedehnt „in ſofern fie, wegen anſteckender Krankhei⸗ 
meuten, ken oder Kriegesgefahr, ſich des richterlichen Amts 
zu bedienen verhindert werden. 
$. 199. Dies Privilegium nimmt von der Zeit 
feinen Anfang, da der Ort, oder die Gegend, wer 
gen der ausgebrochenen Krankheiten geſperrt, oder 
wegen der obwaltenden Kriegesgefahr die Gerichte 
des Orts geſchloſſen worden. 
$. 200. Die Stelle des Richters oder Offiziers 
kann ſolchen Falls eine einzelne auch nicht deputirte 
Gerichtsperſon, ingleichen der Prediger, oder Kap⸗ 
lan, oder der Arzt des Orts, wo der Teſtator ſich 
befindet, oder auch ein Juſtizcommiſſarius oder No⸗ 
tarius vertreten. 
g. 201, Dergleichen Teſtamente gelten auf Ein 
Jahr nach wieder aufgehobener Sperre, oder nach 
wiederhergeſtelltem ordentlichen Gange der gerichtli⸗ 
chen Geſchaͤfte. 
§. 202. Außer dem Falle, wo wegen ausge⸗ 
brochener anſteckender Krankheiten, der Staat eine 
Sperre des Orts oder der Gegend veranlaßt hat, 
kann der Umſtand, daß der Teſtator ſelbſt mit einer 
ſolchen Krankheit befallen geweſen, die Verabſäu⸗ 
mung der geſetzlichen Foͤrmlichkeiten nicht entſchul⸗ 
digen. 
§. 203. Dagegen koͤnnen aber auch die Ge⸗ 
richte in der Regel ſich nicht entziehen, von . 
ran⸗ 
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Kranken ihre letztwilligen Verordnungen in ihren 
Wohnungen, unter Anwendung der erforderlichen 
Vorſichtsmittel auf⸗ oder anzunehmen. 

H. 204. Doch kann, wenn dem Richter aus 
der vorzunehmenden Handlung eine offenbare und 
augenſcheinliche Lebensgefahr bevorſteht, derſelbe ſich 
dieſer Gefahr zu unterziehen nicht gezwungen wer⸗ 
den. (F. 76.) 25 „ 

§. 205. Wer auf einem Schiffe wirklich in 
See ſich befindet, kann ſein Teſtament auf militai⸗ 
riſche Art errichten. A 15 

§. 206. Der Vorgeſette des Schiffs vertritt 
dabey die Stelle des Offiziers. ER 

H. 207. Ein ſolches Teſtament gilt aber nur, 
wenn der Teſtator wirklich auf der See, ehe das 
Schiff einen Hafen erreicht, oder zwar erſt nach 
dem Einlaufen, jedoch ſo kurz darnach verſtirbt, 
daß er vor einem ordentlich befeßten Gerichte feine 
Verordnung nicht hat wiederholen oder beſtäkigen 
können. } 

$. 208. Kein Teſtament oder Codieill fol eher, vr. Hr 
als nach erfolgtem Ableben des Teſtators publicne Dicke! 
werden. a 1 mente 

$. 209. Iſt die Publication aus Irrthum oder zende 
Verſehen früher erfolgt, fo verliert zwar die letzt- 
willige Verordnung bloß dadurch noch nicht ihre 
Gultigkeit; 5 4 

H. 270. Der Richter muß aber dem Teſtator 
einen ſolchen Verſtoß, jo bald er deſſen inne wird, 
von Amtswegen bekaunt machen, und ihm uberlaß⸗ 
ſen, ſeine ferneren Maaßregeln zu nehmen. 

$, 21 . Findet der Teſtater eine andere Ver⸗ 
ordnung zu errichten noͤthig, fo muß der Richter, 
welcher aus einem groben oder mäßigen Verſehen 
die Publication zu früh veranlaßt hat, die Koſten 
einer folchen anderweitigen Verordnung, mit Vor⸗ 
Algem, Lande. I. Band. C behalt 
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behalt des Regreſſes an den, welcher ihn zu dem 
Irrihume verleitet hat, tragen. a 

$. 212. Sit das Ableben des Teſtators nicht 
notoriſch, fo muß der, welcher die Publication nach⸗ 
ſucht, oder ſonſt den Beſiß der Erbſchaft verlangt, 
daſſelbe nachweiſen. (Tit, 1. H. 34. faq.) 

§. 213. Nach bekannt gewordenem oder nach⸗ 
gewiefenem Ableben des Erblaſſers, koͤnnen die Ver⸗ 
wandten deſſelben, oder wer ſonſt ein wahrſcheinli⸗ 
ches Intereſſe bey der Sache anzugeben vermag, 
auf die Publication antragen. 8 

§. 214. Hauptſaͤchlich aber kommt dieſe Be 
fugniß denjenigen zu, welche den Schein über die 
geſchehene gerichtliche Niederlegung in Händen ha 
ben. (F. 112.) 

6. 215. Iſt dieſer Schein unter den Schrif⸗ 
ten des Verſtorbenen nicht zu finden, ſo kann der⸗ 
ſelbe, nach dem Ermeſſen des Richters, ohne ferne 
ren Aufenthalt für erloſchen erkfäre, und zur Publi⸗ 
cation geſchritten werden. 

8. 216. Wenn binnen Sechs Wochen, nach 
dem notoriſchen Ableben des Erblaſſers, Niemand 
die Eröffnung des Teſtaments oder Codieills nachge⸗ 
ſucht hat, fo muß der Richter damit von Amtswe⸗ 
gen verfahren. . 

§. 217. Es koͤnnen alſo, nach Verlaufe dieſer 
Friſt, die geſetzlichen Erben die Publication des Te⸗ 
ſtaments durch ihren Widerſpruch nicht aufhalten, 

Anh. $. 39. Finden ſich nach dem Tode des Erblaſſers 
zwey gerichtlich deponirte Teſtamente, und iſt in dem 
letzten, das erſte ganzlich aufgehoben, fo muß das Alı 
tere binnen der Friſt uneröffnet liegen bleiben, binnen 
welcher das fpäter deponirte noch als nichtig angefoch⸗ 
ten wer den kann. 

5. 218. Sind ſeit der geſchehenen Niederle⸗ 


gung des Teſtaments Sechs und Funfzig Jahre ver⸗ 
floſſen 
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floſſen, und iſt während dieſer Zeit weder die Pu⸗ 
blication von Jemanden nachgeſucht, noch dem Rich⸗ 
ter ſonſt von dem Leben oder dem Tode des Teſta⸗ 
tors etwas Zuverlaͤßiges bekannt geworden: fo muß 
der Richter das Daſeyn eines ſolchen Teſtaments 
durch einmaliges Einrücken in die Zeitungen der Pro⸗ 
vinz oͤffentlich bekannt machen, und die Intereſſen⸗ 
ten zur Nachſuchung der Publication auffordern. 

§. 219. Meldet ſich binnen Sechs Monaten 
Miemand, der ein Recht, auf die Publication anzu⸗ 
tragen, nachweiſen könnte; fo muß der Richter das 
Teſtament für ſich eroͤffnen, und nachſehen: ob darin 
Vermäͤchtniſſe zu milden Stiftungen enthalten find, 

$. 220. Finden ſich ſolche Vermaͤchtniſſe; ſo 
muß der Richter den Vorſtehern der damit bedach⸗ 
ten milden Stiftung davon Nachricht geben, und 
ihnen uͤberlaſſen, nach dem Leben oder Tode des 
Teſtators nähere Erkundigung einzuzieben, und nach 
Befund der Umſtaͤnde die foͤrmliche Publication 
nachzuſuchen. 

H. 221. Wenn dieſe Benachrichtigung geſche⸗ 
hen iſt, fo wie in dem Falle, wenn keine derglei⸗ 
chen Vermaͤchtniſſe ſich finden, muß der Richter dem 
Teſtamente ein Protokoll über die ganze Verhand⸗ 
lung beilegen, daſſelbe anderweitig mit dem Ge⸗ 
richtsſiegel verfiegem, und es in feinem Archive fer⸗ 
ner aufbewahren. 

$. 222. Ueber den andern Inhalt eines ſolchen 
nicht förmlich publieirten Teſtaments muß der Rich⸗ 
ter das genaueſte Stillſchweigen auf ſeinen Amtseid 
beobachten. 

8. 223. Zu einer jeden Teſtaments⸗Publiea⸗ 
tion, fie geſchehe von Amtswegen, oder auf den An⸗ 
trag eines Intereſſenten, muß der Richter die ihm 
bekannten am Orte befindlichen Inteſtaterben mit 


vorladen. 2 
Ga $. 224. 
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$. 224. Sind die Inteſtarerben dem Richter 
nicht bekannt, oder ſind dieſelben am Orte nicht ge⸗ 
genwärtig; fo muß ihnen zu der Handlung der Pu⸗ 
blication ein Bevollmächtigter von Amtswegen be⸗ 
ſtellt werden. 

§. 225. Vor erfolgender Eroͤffnung des Teſta⸗ 
ments müffen die Siegel, fo wie nachher die Unter⸗ 
ſchrift des Teſtators, den ſich meldenden Intereſſen⸗ 
ken, oder deren Stellvertreter, vorzeigt, und wie 
ſolches geſchehen, im Publicationsprotokolle vermerkt 
werden. 

H. 226. Die Urſchrift des eroͤffneten Teſtaments 
oder Codieills bleibt, der Regel nach, in der Ver⸗ 
wahrung des Gerichts. (§. 237.) 

9. 227. Jeder, welcher ein gegruͤndetes Inter ⸗ 
eſſe bey der Sache nachweiſen kann, iſt berechtigt, 
beglaubte Abſchriften davon zu fordern. 

$. 228. Auch die im Teſtamente ganz oder zum 
Theil uͤbergangenen geſetzlichen Erben koͤnnen verlan⸗ 
gen, daß ihnen das Original unter gerichtlicher Auf⸗ 
ſicht vorgelegt werde. 

$. 229. Wenn über das Teſtament Prozeß 
entſteht, und der inſtruirende Richter die Einſicht des 
Originals zur Aufklärung ſtreitiger Thatſachen noͤ⸗ 
thig findet: ſo kann ſelbſt ein Verbot des Teſtators 
die Vorzeigung des Originals an den Vorgeſetzten 
des Gerichts, und an den inſtrurenden Deputirten, 
nicht hindern. . 

$ 230. Allen, welchen in einem Teſtamente 
oder Codieille ein Erbrecht oder Vermächtniß beige⸗ 
legt iſt, muß der Richter, wenn ſie ſich bey der Pu⸗ 
blication nicht fehon gemeldet haben, von Amtswe⸗ 
1 7 auf Koften des Nachlaſſes, davon Nachricht 
geben. i 

$. 231. Abweſenden iſt dieſe Nachricht iiber 
die Poſt; und ihrem Aufenthalte nach e, 

dur 
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durch einmalige Kundmachung in den Zeitungen der 
Provinz zu eröffnen. x 

§. 232. Steht der Intereſſent, welchem die 
Bekanntmachung geſchehen ſoll, unter Vormund⸗ 
ſchaft; fo muß dieſelbe an das vormundſchaftlichd 
Gericht ergehen. 

$ 233. Statt der nach §. 230. 237. 232. 
durch den Richter von Amtswegen zu bewirkenden 
Bekanntmachung, ſteht demſelben auch frey, den abs 
weſenden oder ihrem Aufenthalte nach unbekannten 
Intereſſenten einen Bevollmächtigten von Amtswegen 
zuzugeben, welcher die erforderlichen nähern Nach ⸗ 
richten einziehe, und die Bekanntmachung beſorge. 

$. 234. Dieſer Bevollmächtigte muß binnen 
Sechs Wochen nach erhaltenem Auftrage dem Rich⸗ 
ter anzeigen: wie er dieſen Auftrag befolgt habe. 

$. 235. Dem Richter ſteht frey, die Bekanunt⸗ 
machung auch dem eingeſetzten Erben zu überlaffen, 

§. 236. Er muß aber alsdann von Amtswe⸗ 
gen darauf ſehen, daß der Erbe zu den Acten nach⸗ 
weiſe; daß und wie er dem übernommenen Auftrage 
Genüge geleiſtet habe. 

H. 237. In allen Fällen, wo der Richter, bey 
welchem das Teſtament niedergelegt und publicirt 
worden, nicht der ordentliche Richter des Erblaſſers 
iſt, muß erſterer dem letztern das Original nebſt 
dem Publicationsprotokolle, mit Zuruͤckbehalcung be⸗ 
glaubter Abſchriſten davon, ſogleich nach der Publi⸗ 
cation, von Amtswegen einſenden. 

F. 238. Dieſer ordentliche Richter muß als⸗ 
dann, wegen der weitern Bekanntmachung an die 
Intereſſenten, das Erforderliche nach Vorſchrift S. 
230 — 236. beſorgen. 5 

Anh. H. 40. Unter dem Ausdrucke: der ordentliche Nice 

ter, {ft der perſonliche Gerichtaſtand des Erblaſſers 
während feiner Letenszelt zu verſtehen. Das DOrigis 
nal 
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nal des bey der Behoͤrde einer Mllitatrperſon deponir⸗ 
ten Teſtaments kaun daher von den Elvilgerichten nicht 
verlangt werden. 


§. 239. Von allen Teſtamenten, worin einer 

Kirche oder andern milden Stiftung, eine Erbſchaft 

oder ein Vermachtniß angewieſen wird, müſſen die 

ſolches publicirende Untergerichte dem Landes⸗Juſtiz⸗ 
collegio der Provinz eine Abſchrift einreichen. 

$. 240. Militatriſche Teſtamente muͤſſen dieje⸗ 

nigen, denen ſie anvertraut worden, oder denen ſie 

nach dem Tode des Erblaſſers in die Hände kom⸗ 

men, den Kriegsgerichten ſofort abliefern, welche 

fie, mit den bey dieſer Gelegenheit ihnen etwa bes 

kannt gewordenen Nachrichten über den Hergang 

bey Errichtung des Teſtaments, den Civilgerichten 

zur Publication und weitern Verfugung zuſenden. 

Anh. F. 41, Milttalriſche Teſtamente müſſen dlejenigen, 

denen fie anvertraut worden, oder denen fie nach dem 

Tode des Erblaſſers in die Hände kommen, den Krlegs⸗ 

gerichten ſofort abliefern. Die Krlegsgerichte müͤſſen 

dergleichen ſchriftliche milltairiſche Teſtamente ſelbſt pu⸗ 

blleiren, und ſo weit es den bey ſich habenden militats 

riſchen Nachlaß des Teſtators betrifft, ſogleich vollſtre⸗ 

cken, alsdann aber dle Abſchrift des Teſtaments den 

Elvilgerichten zur weitern Beſorgung in Anſehung des 
übrigen Nachlaſſes in beglaubter Form zuſenden. 

$. 241, Andere privilegirte Teſtamente, inglei⸗ 

chen außergerichtliche Difpofitionen, muͤſſen von dem, 

in deſſen Händen ſie ſind, ſogleich nach dem Able⸗ 

vn mie, ben des Teſtators, den ordentlichen Gerichien deſſel⸗ 

kungen ben zur Publication eingeliefert werden. 

1 9. 242. Aus einem gültigen Teſtamente erwirbt 

und publisher eingeſetzte Erbe das Recht, nach Publication 

bannt deſſelben die Erbſchaft anzutreten, und in Beſitz zu 

und Eo, nehmen. (Tit. 9. §. 367. aq.) = 

dieille. 6. 243. 
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§. 243. Wer auf den Grund eines Erbrechts, 
es ſey aus einem Teſtamente, oder vermoͤge der ge 


A in Ku 
hun 
der Erbeis 


ſetzlichen Erbfolge, zum Beſitze einer Erbſchaft ved-einfenung. 


licher Weiſe gelangt iſt; der muß dabey ſo lange 
geſchützt werden, bis die Unrichtigkeit feines Beſißz⸗ 
titels, und das beſſere Recht des Erbſchaftspräten⸗ 
denten ausgemittelt ſind. 8 

$. 244, Iſt noch Niemand im Beſiße der Erb⸗ 
ſchaft, fo muß der Richter denſelben dem in einem 
foͤrmlichen gerichtlichen Teſtamente eingeſetzten Er⸗ 
ben, wenn auch ſein Erbrecht noch beſtritten wird, 
bis zum Austrage des Streits einräumen. 

H. 245. Kommen mehrere dergleichen Teſtamen⸗ 
te zum Vorſcheine, fo kann der in dem fpätern einges 
ſetzte Erbe der Beſitz der Erbſchaft vorzüglich fordern. 

$. 246. Findet der Richter den Anſpruch des⸗ 
jenigen, welcher das Recht des eingeſetzten Erben 
beſtreitet, einigermaßen beſcheinigt; fo kann er ver⸗ 


Beit der 
Erbſchaft. 


fügen, daß vor der Uebergabe an den eingeſetzten 


Erben, auf Koſten des unterliegenden Theils, ein 
gerichtliches Invenkarium über den Nachlaß aufge⸗ 
nommen werde. 

6. 247. Auf anderweitige Sicherheitsmaaß ⸗ 
regeln iſt der Erbfchaftsprätendene nur unter eben 
den Umſtänden, unter welchen ein Arreſtſchlag nach 
Vorſchrift der Prozeßordnung zuläßig iſt, anzutra⸗ 
gen berechtigt. 

§. 248. Wer einzelne Stücke oder Inbegriffe 
von Sachen aus der Verlaſſenſchaft fordert, hat das 
Recht, ſich an den Beſitzer der Erbſchaft zu halten. 

9. 249. Wer in einem militairiſchen oder an⸗ 
dern privilegirten Teſtamente zum Erben eingeſetzt 
worden, hat wegen Beſitznehmung der Erbſchaft in 
der Kegel gleiche Rechte. (§. 242. lag.) 

§. 250. So lange aber die Richtigkeit der 
Hands eder Unterſchrift des Teſtators, e 

uͤbri⸗ 
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5 —— 5 
übrigen bey der Diſpoſition mitwirkenden Perſonen, 
noch nicht anerkannt, oder bewieſen iſt; und ſo lange 

in dem Falle des §. 192. die Zeugen ihre Angabe 
noch nicht eidlich beſtärkt haben, kann der in einem 
ſolchen Teſtamente ernannte Erbe auf den Befig des 
Nachlaſſes keinen Anſpruch machen. 
$. 251. Vielmehr muß ein folcher Nachlaß in 
der Regel, fo lange bis entſchieden iſt, ob ein pri⸗ 
vilegirtes Teſtament wirklich vorhanden ſey, unter 
gerichtlicher Verwahrung und Verwaltung bleiben. 
$. 252. Doch kann der Richter, wenn die 
Richtigkeit des angeblichen privilegirten Teſtamente 
einigermaßen beſcheinige iſt, die Erbſchaft dem ein⸗ 
eſetzten Erben gegen annehmliche Sicherheitsbe⸗ 
5 verabfolgen laſſen. 
$. 253. In beiden Fallen aber (§. 25 r. 252.) 
muß ein gerichtliches Inventarium über den Nach⸗ 
laß aufgenommen werden. 5 8 
ausfäfie F. 254. Hat Jemand einer oder mehrern Per⸗ 
gelle onen feinen Nachlaß dergeſtalt beſchieden, daß die 

Ehen. Abſicht, ihnen den ganzen Inbegriff deſſelben allein 

zuwenden zu wollen, daraus erhellet; fo find die ge» 

ſeßlichen Erben für ganzlich ausgeſchloſſen zu achten. 

S. 255. Wenn alſo auch im Verfolg der Ver⸗ 

ordnung, bey einer unter den eingeſetzten Erben re⸗ 

gulirten Theilung, ein oder anderes zum Nachlaſſe 
gehöriges Stück oder Autheil übergangen worden, 
fo koͤnnen dennoch die Inkeſtaterben darauf keinen 

Anſpruch machen. ($. 264. faq.) 

9. 256. Hat aber der Erblaßſer nicht über das 
Erbrecht ſelbſt, ſondern ausdrücklich nur über ges 
wiſſe Stucke, Summen, oder Antheile feines Nach⸗ 
laſſes verorbnet; fo gelaugt das Erbrecht auf die 
geſetzlichen Erben, und dieſen Fälle alles zun Nach⸗ 
laſſe Gebörende, fo, weit darüber nicht verfügt if, 
anheim. 25 

9. 257. 
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F. 257. Es ändert darunter nichts, wenn auch 
der Teſtator diejenigen, welchen er dergleichen bes 
ſtümmte Theile, Stucke, oder Summen zuwendet, 

Erben genaunt hat. 5 
. 258. Vielmehr (ind dieſelben, im Vethoͤlt⸗ 
wife gegen den Inteſtaterben, immer nut als Lega⸗ 
tarli zu betkachten. 
§. 259. Iſt Jemand nur von einer gewiſſen 
Zeit an, oder nur bis zu einer gewiſſen Zeit zum 
Erben eingefegt worden, fo wird dergleichen Ver⸗ 
ordnung als eine fideicommiſſariſche Subſtitution 
betrachtet. (5. 53.) 
9. 260. Im erſten Falle iſt der Teſtaments⸗, 
fo wie im letztern der gefegliche Erbe, für ſubſtituirt 
zu achten. a 
$. 261. Sind, ohne nähere Beſtimmung, meh- Rechte 
rere Perſonen zu Erben eingefegt worden, fo erwer⸗ eie g 
ben fie die Erbschaft zu gleichen Theilen. ten Er, 
$. 262. Iſt einem der Miterben vor den übri⸗ den 

en eine beſtinmte Sache oder Summe vorausbe⸗ 
hben worden, fo wird er, in Anſehung deſſen, 
als ein Legatarius angeſehen. 7 

$. 263. Eben fo wird derjenige, welchem nur. 
eine beſtimmte Sache oder Summe im Teſtamente 
zu feinem Erbtheile ausdruͤcklich angewieſen worden, 
im Verhältniſſe gegen die übrigen Erben, als ein 
bloßer Legatarius betrachtet. a 
H. 264. Hat der Teſtator, durch eine unter 
feinen eingeſetzten Erben regulirte Thellung, den 
Nachlaß niche völlig erſchöpft, fo fällt das Liebrige, 
ſämmtlichen wirklich eingeſetzten Miterben auhein, 
(. 254. 235.) j 
$. 265. Wenn die mehrern Erben in gewiſſe 
nur im Verhaͤltniſſe gegen das Ganze beſtimmte 
Theile oder Quoten eingeſetzt find: erwerben fie el⸗ 
nen ſolchen Anfall nach Verhältniß dieſer 1 
. 266. 
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8. 266. Wenn aber der Erblaſſer, ohne Ber 
ſtimmung von Erbquoten, den ganzen Nachlaß, bis 
auf einen ſolchen Ueberreſt, unter die mehrern Er⸗ 
ben vertheilt bat, fo haben dieſelben an dieſen Ue⸗ 
berreſt gleichen Anſpruch. 

H. 267. Erben, die bloß als Legatarii zu bes 
trachten find, (F. 263.) bleiben von der Theilneh⸗ 
mung an einem ſoſchen Aufalle ausgeſchloſſen. 

F. 268. Hat der Teſtator einem oder etlichen 
von den eingeſetzten mehrern Erben ihre Erbportio⸗ 
nen ausdrücklich angewieſen; andern aber keinen der⸗ 
gleichen Antheil beſtimmt: fo erhalten Letztere den 
Ueberreſt, und zwar, wenn ihrer mehrere find, zu 
gleichen Theilen. . 

H. 269. Hat der Teſtator die Maſſe durch Be⸗ 
ſtimmung von Erbaquoten dergeſtalt erſchoͤpft, daß 
für den oder diejenigen, deren Antheil unbeſtimmt 
geblieben iſt, nichts mehr uͤbrig ſeyn wuͤrde: ſo muͤſ⸗ 
ſen die andern Miterben, dem⸗ oder denſelben, nach 
Verhaͤltniß ihrer Antheile, fo viel abgeben, als er⸗ 
forderlich iſt, ſie demjenigen gleich zu ſetzen, dem im 
Teftamente der kleinſte Autheil beſchieden worden. 

$. 270, Sind die Erbquoten der übrigen Er⸗ 
ben gleich groß beſtimmt, fo müſſen fie an den, deſ⸗ 
fen Antheil unbeſtimmt geblieben iſt, fo viel abgeben, 
daß er mit jedem von ihnen gleich viel erhalte. 

§. 271. Präfegate, (F. 262.) welche einem 
oder dem andern der übrigen Erben ausgeſetzt find, 
kommen bey der Ausgleichung gar nicht in Auſchlag. 

8. 272. Hat der Erbe, deſſen Erbtheil in dem 
Falle des §. 269. unbeſtimmt geblieben iſt, einen 
Pflichttheil zu fordern, fo muß ihm dieſer, ohne 
Muckſicht: ob er mehk oder weniger, als der Erb⸗ 
theil zes am mindeſten begünſtigten Miterben ber 
trägt, ergaͤnze werden, 


$. 273. 
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$ 273. Iſt in dem Falle des §. 269. dem 
ohne nähere Beſtimmung eingeſetzten Erben eine 
Sache oder Summe aus dem Nachlaſſe, als ein 
Praälegat beſchieden, ſo erhalt er dennoch ſeinen Arte 
theil nach eben dieſer Beſtimmung, ohne Anrech⸗ 
nung des Praͤlegats. 

F. 274. liebrigens finden die Vorſchriften des 
F. 269 — 273, Anwendung, wenn gleich der Teſtator 
einen ſolchen Erben ausdrücklich nur in den Ueber⸗ 
reſt eingeſetzt, oder alle Abzäge von den Antheilen 
der übrigen Miterben ausdrücklich verboten hatte. 

$. 275. Wenn aber der Teſtator einigen nicht 
in gewiſſen Quoten eingeſetzten Erben ſo viel ein⸗ 
zelne Stuͤcke oder Summen angewieſen hat, daß der 
Nachlaß dadurch ganz erſchoͤpft wird, und für die 
andern Miterben nichts uͤbrig bleibt: fo konnen Letz⸗ 
tere von ihren mit einzelnen Stuͤcken oder Summen 
bedachten Miterben keine Abgabe verlangen. 

$. 276. Vielmehr findet in einem ſolchen Falle 
eben das Statt, was verordnet iſt, wenn der Nach⸗ 
laß durch Vermaͤchtniſſe erſchoͤpſt worden. 

H. 277. Iſt nur Ein Erbe ernannt worden, Felsen 
und kann oder will derselbe nicht Erbe ſeyn: ſo fene 
fällt, in Ermangelung eines Subſtituten, der ganze ami, 
Nachlaß an die Inteſtaterben. BEER 

$. 278. Ein Gleiches geſchieht, wenn zwar erben. 
mehrere Erben eingeſetzt find, dieſe aber insgeſammt 
die Erbſchaft nicht annehmen koͤnnen oder wollen, 
und kein auf dieſen Fall ernannter Subſtitut vor⸗ 
handen iſt. ; 

$. 279. In beiden Fällen (§. 277. 278.) tree 
ten die Inteſtat⸗ nur an die Stelle der eingeſetzten 
Erben, und müffen, gleich dieſen, den Verordnun⸗ 
gen des Erblaſſers in Anſehung der Vermächeniſle 
und ſonſt Genüge leiſten. 5 


g. 280. 
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§. 290. Rur wenn die Verordnung des Erb: 
laſſers eine bloß auf die Perſon des eingeſetzten Er⸗ 
ben ſich bezjehende Haudlung betrifft, kann der an 
feine Skelle tretende geſetzliche Erbe weder zu dieſer 
Handlung, noch zu einer dafür zu leiſtenden Verguͤ⸗ 
tung angehalten werden. 


Recht des 6. 281, Wenn hingegen von mehrern ernann⸗ 


Fuwach⸗ 
fes, 


ten Miterben nur einer oder der andere nicht Erbe 
fern kann oder will, fo, wächſt der ſolchergeſtalt er» 
ledigte Erbtheil, in Ermangelung eines Subſtituten, 
den übrigen Erben zu. 

§. 282. Dieſer Zuwachs geſchieht nach eben 
dem Berhäftniffe, nach welchem der Hauptnachlaß, 
vermoͤge des Teſtaments, oder vermoͤge der Geſetze, 
unter die Miterben zu vertheilen iſt, (§. 261. fgg.) 

§. 283. Erben, die nur als Legatarii betrach⸗ 
tet werden müſſen, haben an dergleichen Zuwachſe 
keinen Antheil. (5. 256. 257. 258. 262. 263.) 

$. 284. Sachen und Rechte, welche mehrern 
Erben zuſammen auf ihre Erbportionen ungerheilt 
angewieſen worden, fallen, beim Abgange des einen 
dieſer Mitgenoſſen, nur den andern, mit Ausſchlie⸗ 
ßung der übrigen Erben, anheim. 

$. a85. Hat der Teſtator den Zuwachs aus⸗ 
drücklich verboten, ſo fallt die erledigte Erbportion 
jedesmal an die Inteſtacer ben 8 

$. 286. Derjenige, dem die Geſetze einen ſol⸗ 
chen Zuwachs anweiſen, kann denſelben, wenn er 
feinen eigenen Erbeheil behalten will, nicht ablehuen. 

$. 287. Er darf aber denjenigen, welchen aus 
ſolchem Zuwachſe Vermächeniſſe beſchieden find, nicht 
weiker gerecht werden, als der angefallene Erbtheil 
ſelbſt hinreicht. 7 

§. 288. 
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§. 288. Das Sigenthum der in einem Teſta⸗ J, In 
mente Jemanden zum Legate ausgeſetztell Sachen und der g 
Rechte, geht in der Regel mie dem Todeskage des michtnife 
Erblaſſers auf den Legatarium über. (5. 377. 144.) u 
5. 289. Für Vermächtniſſe, die nach baarem 
Gelde zu beſtimmen ſind, haften ſämmeſiche Mit⸗ 
erben gemeinſchaftlich, wenn nicht der Eehlaſſer die 
Entrichtung des Legats nur Einem unter denſelben 
ausdrücklich aufgelegt har. 
9. 290. Wegen ſolcher Geldvermächkniſſe hat 
der Legatarius aus dem geſammten Nachlaſſe, ſo 
viel davon nach Abzug der Schulden übrig, bleibt, 
das Recht, Sicherheitsbeſtellung in dem Nachlaſſe, 
auch ohne beſondere Einwilligung des Erben, zu 
fordern; fo wie das in der Concursordnung naher 
ira Vorrecht in dem Vermoͤgen des Erben 
ſelbſt. 
. 291. Gleiche Rechte kommen demjenigen, 
dem einzelne beſtimmte Sachen zum Vermächtniſſe 
beſchieden worden, in Anſehung des Werths derſel⸗ 
ben zu, ſo weit dieſer von den Erben vertreten wer⸗ 
den muß. 
$, 292. Wenn die Erben, vor erfolgter Be⸗ 
richtigung ſaͤmmtlicher ihnen gemeinſchaftlich aufge⸗ 
legter Vermächtniſſe, den Machlaß theilen, fo ver⸗ 
bleiben den Legatariis eben die Rechte gegen jeden 
einzelnen Miterben, welche in einem gleichen Falle 
den Erbſchaftsglaͤubigern beigelegt find, (Tit, 17. 
Abſchn. 2.) P 
H. 293. Iſt der Legatarius mit der weitern 
Abgabe eines Vermachtniſſes an einen Dritten be⸗ 
laſtet worden, ſo ſteht er gegen denſelben in dem 
a er: eines Erben. 

294. Bey Ermangelung näherer von dem 
Erblaſſer veſtgeſetzter Beſtimmungen, kann der Le⸗ 
gatarius die Uebergabe oder Auszahlung des Ders 

maͤcht⸗ 
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mächtniſſes gleich nach dem Ablaufe der gefegmäßi- 
gen Deliberationsfriſt fordern. (Tit. 9. §. 383. gd.) 

H. 293. Nur wenn über die Gültigkeit des 
lezten Willens geſtritten wird, iſt der Legatarius 
das Ende des Prozeſſes abzuwarten ſchuldig. 

F. 296. Auch kann der Erbe, welcher nur mit 
Vorbehalt die Erbſchaft angetreten hat, das Legat 
ſo lange zurückhalten, bis rechtlich ausgemittele wor» 
den: ob der Nachlaß zur Tilgung der Schulden und 
Vermäͤchtniſſe hinreiche. 

6.297 Dagegen iſt der Legatarius fo gut, 
wie der Erbſchaftsgläubiger, berechtigt, darauf zu 
dringen, daß der Erbe das Inventarium vorlege, 
und die Eröffnung des Liquidationsprozeſſes nach⸗ 
uche. 
f $ 298. Die Vertheidigung des Nachlaſſes ger 
= gen die daran gemachten Anfprüche kommt zwar 

dauptſäͤchlich dem Erben zu; und was gegen dieſen 
erkannt worden, das muͤſſen die Legatarit auch ges 
gen ſich gelten laſſen. 

H. 299. Doch ſteht den Legatariis frey, ſich 
bey den die Maſſe betreffenden Prozeſſen, fo weit 
fie. ein wirkliches Intereſſe nachweiſen können, zu 
melden; und gegen die der Maſſe nachtheiltgen Er⸗ 
keuntniſſe die gefegmäßigen Rechtsmittel, allenfalls 
auch ohne Beitritt des Erben, jedoch auf ihre Ko⸗ 


Wenn be- 8. 301. Wenn zum Vermaͤchtniſſe ausgeſetzte 
Caen beſtimmte Sachen oder Nechte von einem Erb⸗ 
ober ſchaftsglaubiger in Anſpruch genommen werden: fo 


N J 
Von Teſtamenten und Codietlen. 47 


eines ſolchen Prozeſſes auf feine Koſten zu über⸗ 
nehmen. 5 

S. 302. Sind in einem Teſtamente gewiſſe jaͤhr⸗ 
lich, oder ſonſt zu einer beſtimmten Zeit, wieder⸗ 
kehrende Hebungen zum Dermächtniſſe beſchieden: 
ſo wird die Zeit der zu leiſtenden Abgabe von dem 
Todestage des Erblaſſers an gerechnet. ; 

8. 303, Iſt aber Jemanden der Gebrauch oder 
Genuß eines Grundſtücks, Gebäudes, oder audern 
beſtimmten Sache vermacht, ſo kann er denſelben 
nur von Ablauf der geſetzmaßigen Ueberlegungsfriſt 
fordern. a 

$. 304. Von vermachten Geldziuſen, Zehen» 
ten, und andern dergleichen veſten Hebungen, ge⸗ 
bühren dem Legatario nur die nach dem Tode des 
Erblaſſers fälligen Termine. h 

$ 305. Die vermachte Sache muß dem Lega⸗ 
tario in dem Zuſtande, in welchem ſie ſich zur Zeit 
des Erbanfalls befunden hat, mit allen nachber bins 
zugekommenen An? und Zuwuͤchſen übergeben wer⸗ 
den. i 

H. 306. Vis zur Uebergabe muß der Erbe die 
Sache zum Vortheile des Legatarii verwahren und 
verwalten. 

$. 307. Doch darf er demſelben von den Fruͤch⸗ 
ten und Nutzungen für die Zwiſchenzeit, von dem 
Tode des Erblaſſers bis zum Antritte der Erbſchaft, 
125 ſo viel gewähren, als er ſelbſt davon erhalten 
at. 

$. 308. Auch für die Zeiten ſeiner Verwal⸗ 
tung vertritt der Erbe nur ein grobes Verſehen. 

$. 309. Zögert er jedoch mit der Verabfol⸗ 
gung des Legats, über die geſetzmaßige Friſt, (§. 
294. lag.) ohne Grund, fo treffen ihn alle recht- 
liche Folgen des Verzugs. 

$. 310. 
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5. 310.“ Auch iſt der Erbe, welcher ſich einer 
ſolchen ungebührlichen Zoͤgerung ſchuldig macht, von 
Busen Zeitpunkte an für einen unredlichen Beſiher 
zu achten. r 8 

$, 31 r. Eigenmücheiger Weiſe darf kein Le⸗ 
gatarius des Befiges der vermachten Sache ſich an⸗ 
maßen. 18 
9. 312, Die Uebergabe oder Verabfolgung des 
Legats mußt, wenn eine entgegengeſetzte Willens⸗ 
meinung des Teſtators nicht erhellet, auf Koſten des 
Legatarit erfolgen. ae 

$. 313. Hat der Erbe die vermachte Sache 
veräußert, ſo muß er dem Legatario das ganze In. 
tereſſe vergüten. 2 t 

9. 314. In wle fern der Legatarius die Sache 
ſelbſt von dem dritten Beſitzer zurückfordern, und 
wegen desjenigen, was er dieſem erſtatten muß, an 
den Erben ſich halten könne, iſt nach den Regeln 
von der Verfolgung des Eigenthums zu beurtheilen. 
(Tit. 15.) 5 
S. 315. Iſt die vermachte Sache zur Zeit des 
Erbanfalls gar nicht mehr in dem Nachlaſſe vorhan⸗ 
den, ſo verliert das Vermächtniß feine Wirkung. 

8. 316. Dagegen ſchadet es der Gültigkeit des 
Vermächtniſſes nicht, wenn der Teſtator die ver⸗ 
machte Sache zwar veräußert, noch vor feinem Ab⸗ 
leben aber Diele wieder zurückerhalten hat, und 
fie alſo in dem Nachlaffe wirklich vorhanden iſt. 

§. 317; Iſt die vermachte Sache, der Materie 
nach, wenn gleich unter veränderter Form, in dem 
Nachlaſſe noch vorhanden, fo beſteht das Legat. 
„ 318. Hat der Teſtator der Materie der ver⸗ 
machten Sache, ohne weitern Zufaß, oder Verbin 
dung mit einer andern, bloß eine veränderte Geſtalt 
gegeben, ſo erhält der Legatarius, ſtatt der vermach⸗ 
ten, die veränderte Sache. 
9. 319: 
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§. 319. Hat aber der Teſtator, bey Veraͤn⸗ 
rung der Form, zugleich die Maferie vermehrt, oder 
mit einer andern vermengt, vermiſeht, oder ſonſt 
verbunden, fo muß der Legatarius mit dem Erſatze 
des gemeinen Werehs der Materie der ihm ver⸗ 
machten Sache ſich begnügen. 1 

$. 320. Wenn erhellet, daß die Veranderung 
der Form ohne Vorwiſſen und Genehmigung des 
Teſtators erfolgt ſey, ſo hat der Legatarius in dem 
Falle des . 318. die Wahl: ob er die veränderte 
Sache nehmen, oder den gemeinen Werth der ihm 
vermachten Sache ſelbſt, ſo wie ſie zur Zeit der 
Veränderung beſchaffen war, fordern wolle. a 

$. 321. In dem Falle des F. 379. hingegen 
kann der Legatarius nur auf dieſen Werth der ver⸗ 
machten Sache ſelbſt, vor der Veränderung, An⸗ 
ſpruch machen. 

H. 322. Hat der Teſtator das fuͤr die veraͤu⸗ 
ßerte Sache geloſete Geld bis zu feinem, Tode be⸗ 
ſonders aufbewahrt, fo muß daſſelbe dem Legara⸗ 
rio, ſtatt der vermachten Sache, verabfolgt wer⸗ 
den; es wäre denn, daß der Erbe eine enkgegen⸗ 
ſtehende Willensäußerung des Teſtators nachzuwei⸗ 
fen vermochte. 0 

$. 323. Hat der Erblaſſer die vermachte Sache 
dem Legatarlo ſchon ſelbſt übergeben, fo hat Leß⸗ 
terer deshalb an den Nachlaß weiter keinen An⸗ 
ſpruch. 8 

§. 324. Hat jedoch der Erblaſſer die Sache 
dem Legatario durch einen laͤſtigen Vertrag zugeeig⸗ 
net, und demſelben das, was er dagegen zu leiſten 
hatte, ganz oder zum Theil bis an ſeinen Lod nach⸗ 
geſehen; ſo wird, wenn niche eine enegegengeſetzte 
Willensmeinung des Teſtators klar erheller, ein ſol⸗ 
cher Rückſtand, vermöge des Legats, für erlaſſen 
geachtet. 7 

Allgem. Landr. II. Band. D 9. 525. 
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$ 325. Der Legatarius muß die vermachte 

Sache mit allen bey dem Ableben des Erblaſſers 
darauf haftenden Laſten übernehmen, wenn nicht der 
Teſtator ein Anderes ausdrücklich verordnet hat. 

§. 326. Iſt alſo die Sache verpfaͤndet, oder 
mit eingetragenen Hypotheken belaſtet, ſo muß der 

Legatarius dieſe Laſten ohne Beitrag oder Zuthun 
des Erben abloͤſen. 

H. 327. Iſt die Sache mit mehrern zugleich 
verpfaͤndet, fo iſt der Legatarius nur ſchuldig, einen 

Theil des Pfandſchillings, nach Verhaͤltniß des 
Werths der Sache, zu bezahlen; und kann dage⸗ 
gen den Erben anhalten, daß er die Sache von 
dem Pfandrechte befreie. 

Von Geld- F. 328. Beſteht das Vermaͤchtniß in einer be⸗ 

e ſtimmten Geldſumme, ſo muß der Erbe dieſelbe dem 

Legatario, von Ablauf der Ueberlegungsfriſt an, 
landuͤblich verzinſen. „ 

$. 329. Von dieſem Zinſenlaufe kann ſich der 

Erbe nur durch gerichtliche Niederlegung der ver⸗ 

machten Summe, ſo weit dergleichen Niederlegung 

nach den Geſetzen Statt findet, (Tit. 16. Abſchn. 3.) 
befreien. 

S. 330. Die Friſt zur Uebergabe oder Bezah⸗ 
lung der vermachten Sache oder Summe, iſt nur 
zu Gunſten des Erben beſtimmt, welcher daher die 
Uebergabe oder Zahlung auch früher leiſten kann. 

§. 331. Falle, dem Erben in Bezahlung des 

Vermächtniſſes eine ſchuldbare Zögerung zur Laſt, fo 
treffen auch ihn die gefegmäßigen Verzugszinſen. 

Wie weit . 332. Außer dem Falle des H. 325, iſt der 
AdeeelbLegatarius die Laſten der Erbſchaftsmaſſe uͤbertra⸗ 
e gen zu helfen nicht ſchuldig. 


0 §. 333. Der Erbe kann alſo bloß aus dem 


en, Grunde, daß nach er der Schulden re 


er⸗ 
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Vermäͤchtniſſe für ihn kein Erbeheil übrig bleibe, 
den Legatarits keine Abzuͤge machen. 

$. 334. Reicht aber der Nachlaß zu Bezahlung 
der Schulden, Erganzung des Pflichttheils, oder 
Berichtigung der übrigen Vermächtniſſe nicht zu, fo 
müſſen die Cegatarii, nach Verhältniß der ihnen ge⸗ 
ſchehenen Zuwendungen, dazu mit beitragen, oder 
Abzug leiden. 

F. 335. Auch die von Todeswegen gemachten 
Schenkungen ſind dieſem Beitrage und Abzuge un⸗ 
terworfen. 5 

H. 336. Der Werth einer vermachten Sache. 
nach deſſen Verhältniß beigetragen werden ſoll, muß 
mit Rückſicht auf den Zeitpunkt des Erbanfalls, 
wenn die Parteien ſich nieht vereinigen konnen, ge⸗ 
richelich abgeſchaͤtzt werden. 

$. 337. Wenn einer von beiden Theilen mit 
der Taxe nicht zufrieden iſt, fo kann er auf gericht⸗ 
lichen Verkauf antragen, . 

8. 338. Dem Legakario, welcher den Beitrag 
nicht leiſten will, ſteht es ſrey, ſich des Vermächt⸗ 
niſſes, auch wenn er daſſelbe bereits erhalten hat, 
wieder zu entſchlagen. 5 

H. 339. Will er hiernach die Sache zurüuͤckge⸗ 
ben, fo muß er zugleich die während feines Beſißzes 
gezogenen Nutzungen dem Nachlaſſe erſtatten. 

H. 340. Von den Nutzungen kann er jedoch 
die auf deren Hebung; ingleichen die auf Erhal⸗ 
tung der Sache verwendeten Koſten abziehen. 

H. 341. Uebrigens wird er, wegen der Verbeſ⸗ 
ſerungen, Verſchlimmerungen, und ſonſt, einem ved« 
lichen Beſitzer gleich geachtet. 

$. 342: Hat der Legatarius, ehe ihm der 
Beitrag zu den Erbſchaſtslaſten von der vermachten 
Sache abgefordert 8 dieſelbe redlicher Weiſe 

2 ver⸗ 
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verkauft, fo darf er nur nach Verhältniß des geld- 
ſeten Kaufwerths beitragen. 

$. 143. In allen andern Fällen, wo der Le: 
gatarius die vermachte Sache veraͤußert hae, und 
alſo dieſelbe um des Beitrags ſich zu entſchlagen, 
nicht mehr zuruͤckgeben kann, wird auf den Werth 
der Sache zur Zeit des Erbanfalls, Ruͤckſicht ge⸗ 
nommen. 

H. 344. Doch kommen dem Legatario Ver⸗ 

ſchlimmerungen, welche die Sache erweislich in ſei⸗ 
nem Beſitze ohne fein grobes Verſehen erlitten hat, 
ſo wie ein ohne dergleichen Verſehen erfolgter ganz- 
licher Untergang der Sache, zu ſtatten. 
F. 345. Die Schulden und übrigen Erbſchafts⸗ 
laſten muͤſſen aus der Subſtanz des Nachlaſſes, 
und der dazu gehörenden Vermoͤgensſtuͤcke berichtigt 
werden. 

$. 346. Legatarii alſo, denen nur ein Nleß⸗ 
brauch, oder gewiſſe jährliche, oder ſonſt zu gewif- 
fen Zeiten fällige Hebungen beſchieden find, tra⸗ 
gen zu dieſen Laſten nur in ſo weit mit bey, als 
nach dem Verhältniſſe, wie der Hauptſtuhl, aus 
dem ſie dieſe Hebungen zu erwarten haben, durch 
den davon zu entrichtenden Beitrag geſchwächt wird, 
auch ihr Genuß, oder ihre Hebung, einen Abfall 
erleiden muͤſſen. 

$. 347. Damit beſtimmt werden koͤnne: um 
wie viel die jährlichen Hebungen ſolcher Legatarien 
ſich vermindern, muͤſſen dieſelben zuvoͤrderſt zu Capi⸗ 
tal angeſchlagen werden. 

$. 348. Mit wie viel Prozent fie zu Capital 
zu rechnen find, muß nach dem Alter und der wahr 
ſcheinlichen Lebensdauer des Legatarii, mit Rüde 
ſicht auf die bey der naͤchſten inlandiſchen Wittwen⸗ 
verpflegungs , Leibrenten⸗ oder Tontinen = Anſtalt 
angenommenen Grundſatze beſtimmt werden. 

9. 349. 
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H. 349. Nach dem Verhaͤltniſſe nun, wie von 
einem ſolchen angenommenen Capitale zur Uebertra⸗ 
gung der Erbſchaftslaſten abgegeben werden mußte; 
nach eben dieſem Verhaͤltniſſe mindert ſich die jaͤhr⸗ 
liche Hebung des Legatarif. x 
6. 350. Wenn alfo, zum Beifpiele, von einem 
jährlichen Vierzig Thaler betragenden Legate das 
Capital uach den Regeln des §. 348. Fünfpundert 
Thaler ausmachen würde, und von den Legaten zu 
den übrigen Erbſchaftslaſten Funfzig Prozent beige⸗ 
tragen werden muͤſſen, ſo muß dieſer Legatarius mit 
Zwanzig Thalern jährlicher Hebung ſich begnügen. 
$. 351. In dem Verhaͤltniſſe, wie der Vor⸗ 
theil des Hauptlegatarii durch den Beitrag zu den 
Erbſchaftslaſten geſchmälert wird, vermindert ſich 
auch der Vortheil desjenigen, welchem dieſer, nach 
dem Willen des Erblaſſers, ein Vermaͤchtniß zu ent⸗ 
richten ſchuldig iſt. 5 ; 
$. 352. Nach vorſtehenden Grundſätzen müſſendasgech⸗ 
fünmtliche Zegatarit, im Verhältniſſe des auf fie weer, 
kommenden Vortheils, die uͤbrigen Laſten der Erb- Nachlaß 
ſchaft auch alsdann tragen, wenn der ganze Nach⸗ Bench, 
laß durch einzelne Vermaͤchtniſſe erſchoͤpft iſt. niſſe er⸗ 
§. 353. Dem Teſtaments - oder Juteſtaterben 5115 
verbleibt ſedoch die Verwaltung und Vertheilung 
des Nachlaſſes, nach den in der Prozeßordnung ent⸗ 
haltenen Vorſchriften. 5 
$ 354 Einem folchen Erben müffen ſͤmmt⸗ 
liche auf die Conſervation und Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes, ingleichen auf die Regulirung des Gefchäfts 
mit den Schuldnern und Legatariis verwendete Ko⸗ 
ſten erſtattet werden. \ 
9. 355. Auch hat er fir feine Bemuhungen 
und Verſäummniſſe eine billige Vergütung zu fordern. 
$. 356. Können über dieſe die Intereſſenten 
ſich in Güte nicht vereinigen, fo muß fie der Rich⸗ 
8 ker 
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ter nach eben den Grundfäßen, wie das Salarium 
eines Verlaſſenſchafts⸗ oder Concurscurators beſtimmt 
wird, veſtſetzen. 

g. 357. Zu dieſen Schadloshaltungen des Er⸗ 
ben ($. 354 — 356.) tragen die Cegatarii in eben 
dem Verhältniſſe bey, wie zu den übrigen Erb⸗ 
ſchaftslaſten. 5 

$. 358. Dergleichen Schadloshaltungen kann 
jedoch der Erbe nur in ſofern fordern, als dieſel⸗ 
ben dasjenige, was ihm zum Erbtheile übrig bleibt, 
überſteigen. 

F. 359. Will der Erbe ſich mit dem Gefchäfte 
der Erbſchaftsregulirung nicht ſelbſt befaſſen, fo ſteht 
ihm frey, die gerichtliche Beſtellung eines Verlaf⸗ 
ſenſchaftscurators, auf Koſten der Maſſe, feinen 
Erbrechte unbeſchadet, nachzuſuchen. 

. 360. Auch in dieſem Falle kommt alfo ein 
Zuwachs der Erbſchaft, welcher in der Folge ſich 
ereignet, demjenigen, welcher das ihm angefallene 
Erbrecht wirklich übernommen hat, zu gute. 

$. 361. Von einem ſolchen Zuwachſe aber muͤf⸗ 
fen zuvörderſt den Legatariis die vorhin gemachten 
Abzüge, jedoch ohne Zinſen, erganzt werden. 

$ 362. Will weder der Teſtaments⸗ noch der 
nächſte Inteſtaterbe, aus Beſorgniß der Unzuläang⸗ 
lichkeit des Nachlaſſes zur Berichtigung der Erb⸗ 
ſchaftslaſten und Vermächtniſſe, das ihm angefallene 
Erbrecht übernehmen; fo muß der Richter die nächſt⸗ 

"folgenden geſetzlichen Erben in der Ordnung, wie 
in Ermangelung der näheren das Erbrecht auf fie 
verfällt wird, dazu auffordern. 

$ 363. Sobald aber dieſer zunaͤchſt an der 
Succeſſion ſtehende Inteſtaterbe, feiner Perſon oder 
ſeinem Aufenthalte nach, unbekannt oder zweifelhaft 
iſt, muß der Richter über den Nachlaß Concurs er⸗ 


öffnen. 
F. 364. 
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$. 364. Bleibt alsdann, nach Abzug der Schul⸗ 
den und DBermächtniffe, ingleichen ſaͤmmtlicher Ko⸗ 
ſten, noch etwas übrig, fo fällt daſſelbe dem naͤch⸗ 
ſten Inteſtaterben, der das Erbrecht nicht abgelehnt 
hat, anheim. - 

$. 365, Wer dies fen, muß alsdaun, wenn die 
Perſon oder der Aufenthalt derſelben unbekannt iſt, 
durch Edictalcitation ausgemittelt werden. 

§. 366, Ein Vermächtniß, welches der Legata⸗ 


rius nicht annehmen kann oder will, fälle, in Eve der At 


mangelung eines dazu von dem Teſtator ernannten 
Subſtituten, an die Erbſehaftsmaſſe zurück. 

§. 367. War jedoch der ausfallende Legatarius 
mit Vermächtniſſen an Andere belaftet, fo muß der 
Erbe dieſe letztern berichtigen, oder das angefallene 
Legat dem fernern Legatario, welchem der Ausge⸗ 
fallene etwas leiſten ſollte, überlaffen, N 

9. 368. War ein Vermächeniß mehrern Perſo⸗ 
nen zugleich und ungetheilt beſchieden, fo waͤchſt der 
ausfallende Autheil des einen, in Ermangelung ei⸗ 
nes Subſtituten, den übrigen Mitgenoſſen zu. 

§. 369. Dieſer Zuwachs geſchieht nach eben 
dem Verhäͤltniſſe, nach welchem der Teſtator die 
Quoten eines jeden Legatarii an dem ganzen Ver⸗ 
maͤchtniſſe beſtimmt hat. 

$. 370. Iſt dergleichen Verhaͤltniß von dem 
Erblaſſer nicht angegeben, ſo erwerben die Mitge⸗ 
noſſen den Zuwachs zu gleichen Theilen. 
„ H. 377. Uebrigeus gilt, wegen des Zuwachſes 
bey Vermächtniſſen, eben das, was wegen des Zu⸗ 
wachfes bey den Erbtheilen verordnet iſt. (5. 28 1. dg.) 

$. 372. Doch fallen, wenn der Teſtator den 
Zuwachs unter den Legatarien verboten hat, die er⸗ 
ledigten Vermäͤchtniſſe nicht an den Inteſtat⸗, ſon⸗ 
dern aß den Teſtamentserben. 
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abe 5. 373. Hat der Teſtator Jemanden ausdruck 
Arten der lich eine künftige Sache vermacht, fo muß ihm der 
aiſe 4 Erbe dieſe Sache, ſobald ſie zur Wirklichkeit kommt, 
a Re gewaͤhren. 
en 6. 374. Auch das beſondere Eigenthum des 
Sache des eingeſetzten Erben kann der Teſtator einem Dritten 
Erben. vermachen. f 
§. 375. Bey einem ſolchen Vermaͤchtniſſe kommt 
es darauf nicht an: ob der Teſtator gewußt hat, 
daß die Sache dem Erben gehöre. 

. 376. Gehort die Sache einem von mehr 
rern Miterben, und das Vermächtniß iſt nicht aus⸗ 
druͤcklich dieſem allein auferlegt, jo muß ihm der 
gemeine Werth der Sache aus der Erbſchaftsmaſſe 
erſetzt werden. 

0 Fen- . 377. Hat der Teſtator Jemanden eine fremde 
de Gache. Sache ausdrücklich vermacht, ſo muß der Erbe, die⸗ 
x felbe dem Legatario zu verſchaffen, ſieh moͤglichſt 
angelegen ſeyn laſſen. 
H. 378. Will der dritte Beſitzer der vermachten 
Sache dieſelbe dem Legatario gar nicht, oder nur 
gegen unverhaͤltnißmäßige Bedingungen überlaſſen, 
fo muß der Erbe dem Legatario den durch Sad) 
verftändige ausgemittelten außerordentlichen Werth 
verguͤten. 
$. 379. Hat der Legatarius die ihm als fremd 
vermachte Sache durch einen läftigen Vertrag, vor 
oder nach dem Tode des Erblaſſers, bereits an ſich 
gebracht, ſo muß der Erbe ihm das vergüten, was 
er ſelbſt dafuͤr gegeben hat. 
$. 380. Hat aber der Legatarius durch einen 
wohlthaͤtigen Vertrag, oder ſonſt unentgeldlich, das 
Eigencbum der Sache erworben, ſo bleibt das Ver⸗ 
mächtniß ohne Wirkung. 
§. 387. War der Legatarius, zur Zeit des er⸗ 
richteten Legats, ſelbſt Eigenthuͤmer der ihm vermach⸗ 
ten 
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ten Sache, ſo iſt das Vermaͤchtniß ohne Wirkung, 
wenn nicht aus der Faſſung der Difpofition erhellet, 
daß und welchen beſondern Vortheil der Teſtator 
dadurch dem Legatario hat zuwenden wollen. 

$. 382. Uebrigens kommt es in dieſem Falle 
nicht darauf an: ob der Legatarius bey dem Able⸗ 
ben des Teſtators die vermachte Sache noch wirklich 
beſitzt; oder ob er fie in der Zwiſchenzeit veräußert 
hat. 
FS. 383. Im zweifelhaften Falle wird niemals 
vermuthet, daß der Teſtator eine fremde Sache har 
be vermachen wollen. 

§. 384. Wenn er alſo eine Sache, die wirk⸗ 
lich eine fremde war, als ſeine eigene vermacht, ſo 
iſt das Vermächtniß ohne Wirkung. 4 

$. 385. Kommt dem Teftator nur ein gewiſſes 
Recht, oder ein Anſpruch auf die Sache zu, fo 
wird im zweifelhaften Falle, nur dieſes Recht, oder 
dieſer Anſpruch, für vermacht angenommen. 

§. 386. Werden Sachen vermacht, die vom eh Sachen 
Verkegre gänzlich ausgefchloffen fund, fo iſt ein ſol⸗ zn ge 
ches Vermächtniß unkraͤftig. kehre ſind. 

$. 387. Hat der Teſtator den Erben mit gewiſ⸗ 1 a ud 
fen Handlungen zu Gunſten des Legatarii belaſtet, 1 
ſo iſt der Erbe zur Leiſtung diefer Handlungen fo 
weit verbunden, als er ſich dazu durch Vertrage 
bat verpflichten koͤnnen. (Tit. 5. $. 33. 1g 

§. 388. Hat ver Teſtator eine aus mehrern 6) Ber 
Sachen dergeſtalt vermacht, daß nochwendig eine nch, 
Wahl Statt finden muß, fo gebüͤhret dieſe Wahl Wahl 
dem Erben, in fo fern nicht aus der Faſſung der 
Difpofition klar erhellet, daß fie der Legatarius ha⸗ 
ben ſolle. 

$. 389. Ein Gleiches findet auch alsdann Statt, 
wenn zwar nur eine beſtimmte Sache vermacht wor⸗ 
den; in dem Nachlaffe aber mehrere Sachen von 

Dig: 
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dieſer Art vorhanden ſind, und nicht deutlich iſt, 
welche derſelben der Teſtator gemeint habe. 

H. 390. Lautet die Verordnung des Teſtators 
dahin, daß der Erbe dem Legarario eine von meh 
rern Sachen geben ſolle, ſo bezeichnet ſolches eine 
dem Erben überlaffene Wahl. 

$. 391. Hat aber der Teſtator verordnet, daß der 
Segatarins eine von mehrern Sachen nehmen ſolle, 
ſo wird dadurch angedeutet, daß dem Legatario die 
Wahl zukomme. 

. 392. In allen Fallen, wo der Erbe wählt, 
iſt er nur eine nach den Umſtaͤnden des Legatarii für 
ihn brauchbare Sache zu geben verbunden. 

$. 393. Iſt aber die Wahl dem Legatario oh ⸗ 
ne Einschränkung überlaffen, fo kann dieſer auch das 
Beſte wählen, 

5. 394. Haben mehrere Erben oder Legatarien 
unter Sachen von gleicher Art eine Wahl vorzuneh⸗ 
men, fo eneſcheidet das Loos, in welcher Ordnung fie 
wählen ſollen. 

§. 395. Hat der Teftator einem Dritten die 
Beſtimmung, welches Stück der Legatarius haben 
ſoll, uͤberlaſſeu, ſo kann dieſer, fo wie der Legata⸗ 
rius ſelbſt, (H. 393.) auch das Beſte ausſuchen. 

$ 396. Kann oder will der Dritte nicht wäh⸗ 
len, ſo gebuͤhrt zwar die Wahl dem Legatario; 
dieſer muß ſich aber alsdann mit einer für ihn brauch⸗ 
baren Sache von mittlerem Werthe begnügen. 

$. 397. In allen Fällen, wo der Erbe wählt, 
iſt derſeſbe dem Legatario zur Gewaͤhrslelſtung für 
die gegebene Sache, wie bey Vertragen verpflichtet. 

F. 398. Hat aber der Legatarius gewahlt, ſo 
haftet der Erbe, außer dem Falle eines mit unter⸗ 
gelaufenen Betrugs, nicht für die fehlerhafte Beſchaf⸗ 
fenheit der Sache. 1 


$. 399. 
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$. 399. Der Erbe muß jedoch in allen Fallen, 
wo der Legatarius die Wahl hat, demſelben fanmes 
liche im Machlaffe befindliche Stucke, unter welchen 
er wählen. konnte, treulich angeben, und auf Ver⸗ 
langen vorzeigen. 

$. 400. Hat er dieſes nicht gethan, ſo iſt der 
Legatarius an ſeine erſte Wahl nicht gebunden, ſon⸗ 
dern kann von neuem waͤhlen. 

$. 401. Der, welchem eine gewiſſe Gattung g) Per, 
von Sachen, ohne Beſtimmung der Qualitat und 55555 
Quantitat, vermacht worden, erhält alle Stuͤcke, wel⸗ 
che ſich von derſelben Gattung, zur Zeit des Todes, 
im Nachlaſſe befunden haben. 2 

F. 402. Doch bleiben Stucke davon ausgenom⸗ 
men, die als Pertinenzſtücke oder Inventarien eines 
Landguts oder Gebäudes anzufehen find; ſobald der 
Wille des Teſtators, daß der Legatarius auch dieſe 
haben ſolle, nicht klar erhellet. ; 

9 403. Hat der Teſtator Jemanden ein Stück 
von einer gewiſſen Gattung ohne weitere Beſtim⸗ 
mung vermacht, und es findet ſich dergleichen im 
Nachlaſſe nicht, fo muß der Erbe dem Legatario ein 
ſolches Stuͤck anſchaffen. 

F. 404. Die unbeſtimmt gebliebene Qualitat 
einer ſolchen dem Legatario zugedachten Sache muß 
nach dem Stande und der Nothdurſt des Empfäns 
gers beſtimmt werden. 

§. 405. Wenn Jemanden eine beſtimmte Sa⸗ 
che vermacht worden, ſo ſind unter einem ſolchen 
Legate, in Ermangelung näherer Vorſchriften, auch 
die geſetlichen Pertinenzſtücke, fo welt dieſelben bey 
dem Ableben des Teſtators vorhanden waren, mit 
begriffen. (Tit. 2. $ 42. lꝗd·) 

§. 406. Derjenige alfo, dem eine ſolche Sache a 
vermacht worden, geht in Anſehung der geſetzlichen einer ber 
Pertineuzſtüͤcke demjenigen vor, welchem die Gattung ae 
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von Sachen, zu welcher dieſe Pertinenzſtuͤcke an und 
für ſich gehören, beſchieden iſt. 

§. 407. Zu vermachten flüßigen Sachen gehöͤ⸗ 
ren auch die Gefäße, in welchen ſie verkauft oder ver⸗ 
führe zu werden pflegen. 

1) Ver F. 408. Iſt Jemanden eine beſtimmte Schuld⸗ 
dich se forderung vermacht worden, fo gebührt ihm das Ca. 
Schad, pital, nebſt allen nach dem Tode des Erblaſſers fällt 
verſchrei⸗ 1 

bung. gen Zinſen. 

$. 409. Iſt die Schuld unrichtig, oder der 
Schuldner unvermögend, fo trifft der Verluſt den 
Legatarium. 

F. 410. Sf die Schuld gelilgt, fo kann auch 
der Legatarius nichts fordern, 

6. 411. Wird aber die Schuld nur durch Ge 
geuforderungen aufgehoben, die nach dem Zeitpunkte, 
da das Legat ausgeſetzt worden, entſtanden ſind, und 
worüber ſich der Erblaſſer mit dem Schuldner nicht 
berechnet hatte, ſo kaun der Legatarius den Betrag 
des Hauptſtuhls aus der Maſſe fordern. 

$. 412. Hat der Schuldner die Schuld zwar 
bezahlt, der Teſtator aber das von ihm empfangene 
Geld bis an feinen Tod beſonders aufbewahrt, fo ger 
hoͤrt daſſelbe, wenn nicht eine andere Abſicht des Te⸗ 
ſtators dabey klar erhellet, dem Legatario. 

§. 413. Eben das gilt, wenn der Teſtator das 
fuͤr die vermachte Schuld eingegangene Geld ſogleich 
in eben derſelben oder einer minderen Summe wieder 
ausgeliehen hat. 

F. 414. Iſt Jemanden alles, was in einem ge⸗ 
wiſſen Behäaͤltniſſe ſich befindet, vermacht worden: 
ſo werden darunter die Schuldforderungen, woruͤber 
die Inſtrumente darin verwahrt ſind, nicht mit be⸗ 
geiffen; ſobald in dem Behaͤleniſſe noch andere Sa⸗ 
chen ſich finden, auf welche das Legat gedeutet wer⸗ 


den kanu. 5 
H. 415- 
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§. 415. Wohl aber iſind unter einem ſolchen 
Vermaͤchtniſſe Banknoten, Pfandbrieſe oder Actien, 
und andere die Stelle des baaren Geldes vertreten 
de Papiere mit verſtanden, wofern nicht eine entgegen ⸗ 
geſetzte Willensmeinung des Teſtators klar erhellet. 

F. 416. Hat der Teſtator nur die Zahlung einer 
vermachten Summe aus einem ausſtehenden Capitale 
angewieſen; ſo muß der Erbe diefe Zahlung leiſten, 
wenn gleich das Capital von dem Teſtator nachher 
eingezogen worden. 3 

$. 477. Ich aber die Schuld unrichtig, oder 
der Schuldner unvermögend; fo iſt das Vermächtniß 
ohne Wirkung. 1 

H. 418. Kommt jedoch der Schuldner zu beſ⸗ 
fern Vermoͤgensumſtänden; fo tritt das Vermächt⸗ 
niß, ſo weit alsdann noch Zahlung von dem Schuld⸗ 
ner erhalten werden kann, wiederum in ſeine Kraft. 

§. 419. Iſt ein Bermächtniß auf gewiſſe jahrli⸗ 
che Einkünfte angewieſen, fo kann der Legararius nicht 
mehr fordern, als die Einkuͤnfte wirklich betragen. 

$. 420. Doch muͤſſen die Ausfälle eines Jah⸗ 
res aus den Ueberſchüſſen, welche in den nächſtfol⸗ 
genden Drey Jahren ſich ereignen, fo weit dieſe. dazu 
binreichen, vergütet werden. 

H. 421. Iſt Jemanden der Gebrauch oder Ge⸗ 
nuß einer Sache vermache worden, und dem Ver⸗ 
mächtniſſe keine Beſtimmung einer gewiſſen Zeit bei⸗ 
gefuͤgt: fo behält der Legatarius den Vortheil auf 
Lebenslang; und derjenige, welchem die Subſtanz als 
Erben, oder vermöge eines andern Vermaͤchtniſſes 
zufälle, kann auf den Mitgebrauch oder Mirgenuß 
keinen Anſpruch machen. 4 

$. 422. Wie weit der Erbe oder Legatarius der 
Subſtanz deshalb Caution fordern konne, iſt nach 
den im Titel vom Mießbrauche vorgeſchriebenen 
Grundſatzen zu beurtheilen. (Tit. ar, Wb, 1.) 

423. 
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g. 423. Iſt aber der Gebrauch oder Genuß 
einer Corporation, Gemeine oder andern moraliſchen 
Perſon, ohne Zeitbeſtimmung zugewendet, ſo dau⸗ 
ert das Vermaͤcheniß nur Funfzig Jahre. 

§. 424. Hingegen laufen die einer moraliſchen 
Perſon beſchiedenen jährlichen oder ſouſt zu gewiſſen 
Zeiten wiederkehrenden Hebungen, ſo weit als das 
Legat an ſich gültig iſt, im Mangel einer nähern 
Beſtimmung, ſo lange fort, als die moraliſche Per⸗ 

i ſon noch vorhanden iſt. 
0 Ders H. 425. Vermacht der Erblaſſer feinem Schuld⸗ 
3 ner das, was dieſer ihm ſelbſt ſchuldig iſt, fo iſt die 
ſioſchlld Schuld, nebſt allen vor und nach Errichtung des Te⸗ 
1 ſtaments angeſchwollenen Zinſen, für erlaſſen zu 
achten. 

0 §. 426. Doch iſt dergleichen Erlaß auf For: 
derungen, die erſt nach dem errichteten Legate ent⸗ 
ſtanden ſind, nicht zu ziehen, ſobald nicht, daß auch 
dieſes der Wille des Erblaſſers geweſen ſey, klar 
erhellet. 1 

$. 4%. Für einen Erlaß der Schuld iſt es an⸗ 
zuſehen, wenn der Teſtator verordnet hat, daß dem 
Schuldner ſeine Verſchreibung oder ſein Pfand zu⸗ 
ruͤckgegeben werden ſolle. 

§. 428. Dem Vermaͤchtniſſe einer Schuld iſt 
es gleich zu achten, wenn Aeltern, zu Gunſten eines 
oder des andern ihrer Kinder, das Einwerfen des» 
jenigen, was daſſeſbe an ſich nach den Geſetzen ſich 
anrechnen laſſen müßte, erlaſſen. 

9. 329. Finder ſich bey dem Ableben des Teſta⸗ 
tors, daß der Legatarius demſelben nichts ſchuldig ſey, 
fo iſt das Vermaͤchtniß ohne Wirkung. 

m) Ber-. . 430. Vermacht der Erblaſſer feinem Gläu⸗ 
gi aß Giger das, was dieſer von ihm zu fordern hatte, fo 
1 iſt dergleichen Verordnung als ein Anerkenntniß der 
kues. Schuld anzusehen. 

H. 431. 
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F. 431. Doch muß, wenn ein ſolches Ver⸗ 
maͤchtniß von Wirkung ſeyn ſoll, die anerkannte 
Schuld durch Angebung der Summe, oder Bezeich⸗ 
nung des über die Schuld ſprechenden Inſtruments, 
gehörig beſtimmt ſeyn. x 

$. 432. Iſt eine Summe beſtimme, fo muß die⸗ 
ſelbe dem Legatario bezahlt werden, wenn auch ſonſt 
kein Rechtsgrund, aus welchem fie der Erblaſſer 
ſchuldig geworden, ausgemittelt werden konnte. 

$ 433. Kann aber erwieſen werden, daß der 
Erblaſſer dieſelbe Schuld, die er feinem Gläubiger 
vermacht hat, nach errichtetem Legate bezahlt habe, 
fo hat das Vermaͤchtniß weiter keine Wirkung. 

H. 434. Uebrigens wird durch ein ſolches Ver⸗ 
maͤcheniß (F. 430.) eine bedingte Schuld in eine 
unbedingte verwandelt. 

$. 435. Auch erlangt der Gläubiger durch ein 
ſolches Vermächtniß die den Legatarien H. 290. bei⸗ 
gelegten Rechte. 5 E 

$. 436. Dagegen wird durch das Vermaͤcht⸗ 
niß einer Schuld der Termin, wann ſie zahlbar iſt, 
zum Nachtheile des Erben nicht geändert. 

$. 437. Die dem Erben gefchehene Auflage, 
die Schulden des Erblaſſers zu bezahlen, iſt noch 
für kein Vermächtniß einer Schuld zu achten. 

$. 438. In ſo fern jedoch der Erblaſſer, bey 
dieſer Auflage, die Summen oder Data der Schul⸗ 
den beſtimmt angegeben hat, gilt dergleichen Aen⸗ 
ßerung als ein Anerkenntniß. 

§. 439 Daraus, daß der Erblaſſer dem Glaͤu⸗ 
biger eine deſſen Schuldforderung gleiche Summe 
vermacht, folgt noch nicht, daß er bloß ſeine Schuld 
hat tilgen wollen. 

H. 440. Vielmehr muß die vermachte Summe 
berichtiget, und uͤberdies die Schuld bezahlt wer⸗ 

; den, 
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un er nicht ein Anderes ausdrücklich verord⸗ 
net iſt. a 
2 $. 441: Sind Jemanden, der ſich ſelbſt nicht 
Alimente verpflegen kann, Alimente vermacht, fo muͤſſen ihm 
dieſelben, fo lange er ſich in dieſem Zuſtande beſin⸗ 
det, gereicht werden. 

$. 442. Sind alſo einem Kinde Alimente ohne 
weitere Beſtimmung vermacht, ſo dauert die Ver⸗ 
bindlichkeit des Erben ſo lange, als der Legatarius 
ſich ſelbſt feinen Unterhalt nicht erwerben kann. 

9. 443. Der im Teſtamente nicht näher be⸗ 
ſtimmte Unterhalt muß, wenn der Erblaſſer den Le⸗ 
gatarium ſchon vorhin verpflegt hatte, nach der Art, 
wie dieſes geſchehen iſt, und nach der Lebensart, 
wozu der Erblaſſer den Legatarium hat vorbereiten 
wollen, veſtgeſetzt werden. 5 

$. 444. Außerdem iſt auf den Stand des Lega⸗ 
tarii, welchen derſelbe zur Zeit des errichteten Te⸗ 
ſtaments hatte, Ruͤckſicht zu nehmen. 

$ 445, Wenn vorſtehende Regeln nicht ein An⸗ 
deres an die Hand geben, fo find unter vermachten 

2 Alimenten weder die Koſten der Ausſtattung, noch 
des Studirens, wohl aber diejenigen, welche die 
Erlernung einer Kunſt oder eines Handwerks er⸗ 
fordern, mit begriffen. 

§. 446. Iſt der Legatarius von adlicher Ge⸗ 
burt, und den Kriegsdienſten gewidmet, ſo iſt un⸗ 
ter dem vermachten Unterhalte auch die Auſchaffung 
der erſtern Offiziers Equipage zu verſtehen. 

1 285 H. 447. Hat Jemand einer Frauensperſon eine 

Ausſtat, Ausſteuer, oder Ausſtattung, ohne weitere Beſtim⸗ 

tung. mung vermacht, fo muß diefelbe, ohne Rückſicht 
auf das eigene Vermögen der Auszuſtattenden, 10 
beſtimmt werden, wie ſie eine Perſon von dem 
Stande des Legararii, nach geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen wuͤrde fordern koͤnnen. 


„ . 448. 
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5 448. Iſt der Legatarius von hoͤherem 
Stande als der Erblaſſer, ſo muß er ſich mit der 
niedrigſten Art der Ausſteuer, die er nach feinem 
Stande verlangen kaun, begnügen. 

§. 449. Har der Teſtator einem feiner Kinder 
die erhaltene Ausſteuer oder Ausſtattung zum Vor⸗ 
aus vermacht, ſo iſt ein ſolches Vermächtniß nach 
den Vorſchriften H. 42 5. lad, zu beurtheilen. 

b. 450. Legate, bey welchen keine Münzforee Pa der 
beſtimmt worden, find in Silbercourant, fo wie dafs forte bee 
ſelbe zur Zeit. der gerichtlich aufgenommenen oder Legaten. 
übergebenen letztwilligen Verordnung gangbar war, 8 
zu entrichten. 5 

§. 457. Sit das Legat in einem an ſich gie 
tigen außergerichtlichen Aufſaße enthalten, ſo wird 
bey Beſtimmung der Muͤnzſorte auf das Datum 
des Aufſatzes Ruckſicht genommen - 

§. 452: Iſt Jemanden eine Sache vermacht ‚Ver 
worden, zu deren Beſis berfelbe, vermöge ſeines wo Ele 
Standes, unfähig ift: fo. muß ihm der Erbe ſo viel chen, die 
Recht daran einräumen, als er nach den Geſetzen Ber fer 
erlangen kann. ae icht ber 

6 453. Iſt alſo einem Nichtbefigfähigen ein falten 

adliches Gut vermacht worden, fo muß der Erbe 
demſelben während der $ 42. beſtimmten Friſt den 
Maturalbeſitz und Genuß des Guts uͤberlaſſen. 
S8. 454. Auch muß der Erbe denjenigen Hand ⸗ 
lungen ſich unterziehen, ohne welche der Legatarius 
= Gut an einen Beisfähigen nicht uͤbertragen 
ann. = 2 8 

§. 455. Iſt die Sache fo beſchaffen, daß der 
Legatarius gar kein Recht an dieſelbe erlangen kann; 
ſo hat der Erbe die Wahl, dieſelbe für den gemei⸗ 
nen Werth zu bepalten, oder ſie fuͤr Rechnung des 
en; an einen Faͤhigen gerichtlich verkaufen zu 
laſſen. 

Agent; Lande. u. Sand, € 5.456. 
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§. 455. Iſt die Sache von dem Verkehre ganz 
ausgeſchloſſen; fo hat es bey der Vorſchrift des $- 
366. 367. fein Bewenden. 
Beni F. 457. Verordnungen eines Teſtators, wo⸗ 
all N durch er dem Erben oder Legatario gewiſſe Mach- 
werorönet kheile auflegt, wenn fie feinen letzten Willen anfech⸗ 
fu. ten, oder demſelben zuwider handeln würden, find 
niemals auf den Fall auszudehnen, wenn bloß die 
Gewißheit und Richtigkeit des letzten Willens von 
ihnen bezweifelt wird. 3 
run b. 458. Wer einem Erben oder Legatario durch 
Shen gemeine Subflirition nachgeſezt worden, hat, fe 
tionen, weit der Teſtator nicht ein Anderes ausdrücklich ver 
HR ordnet, mit demjenigen, welchem er nachgeſetzt iſt, 
gleiche Rechte und Pflichten. 8 
§. 459. Der Subſtitut geht in demjenigen, 
worin er ſubſtitnier worden, nicht nur den Inteſtat⸗, 
ſondern auch den im Teſtamente ernannten Miterben 
vor. ‘ 
$. 460, Die Fahigkeit oder Unfaͤhigkeit des 
Subſtituten wird nach dem Zeitpunkte, wo der Sub» 
ſtitutionsfall eintritt, beurtheilt. 

§. 461. Iſt der Erbe oder Legatarius mit ſei⸗ 
nem Subſtituten zugleich umgekommen, fo konnen 
die Erben des Letzteren aus der Subſtitution keinen 
Anſpruch machen. (Tit. x. $ 39.) 

§. 462. Hat aber der Subſtitue den Teſtator 
überlebt und iſt erſt innerhalb der geſetzmaßigen Lie 
berlegungsſriſt des eingeſetzten Erben verſtorben; 6 
gehet das Recht aus der Subſtitution auf ſeinen 
Erben uͤber. (Tit. 9. §. 3893. . 

6. 463. Die gemeine Subſtitution verliert ihre 
Wirkung, fo bald der erſte Erbe oder Legatarius die 
Erbſchaft oder das Vermaͤchtniß auf eine rechtsbe⸗ 
ftändige Art übernommen’ hat. 


8. 464. 


Von Teſtamenten und Codieillen. 67 


g. 464. Kommt jedoch derſelbe auf eine oder 
die andere Art in den Fall, daß er fein erworbenes 
Recht wieder aufgeben kaum oder muß; fo tritt auch 
der Subſtitut wieder in feine vorigen Rechte. 

H. 465. Wenn der eingeſetzte Erbe vor dem 
Ablaufe der Ueberlegungsfeiſt ſtirbt, fo kommt den 
Erben die Vorſchrift des Neunten Titels 9. 397. 
auch gegen den Subſtituten zu ſtatten. 

F. 466, Bey der ſideicommiſſariſchen Subſtitu⸗ e 
tion hat der eingeſetzte Erbe oder Legatartus fo lange, guats“ 
bis der Subſtitütionsfall eintrite, alle Rechte und ſchen. 
Pflichten eines Nießbrauchers Tit. ars Abſchn. 1.) 

. 467. Bey eintretendem Snbſtitutionsfalle 
muß der Erbe oder Legatarius, oder deren Erben, 
alles, was fie, vermoͤge der Erbeseinſetzung, oder 
des Legats, an Sachen oder Rechten aus dem Mache 
laſſe erworben haben, in dem Stande, in welchem 
es ſich zur Zeit der Uebernehmung befunden hat, 
dem Subſtituten, oder deſſen Erben, ohne den ges 
ringſten Abzug, nach eben den Vorſchriften, die 
zwiſchen dem Nießbraucher und Eigenthuͤmer veſt⸗ 
geſetzt ſind, herausgeben. 

$, 468. Hat der Teſtator verordnet, daß die 
fideicommiſſariſche Subftitution nur auf das, was 
bey eintretendem Falle noch vorhanden ſeyn wurde, 
ſich erſtrecken ſolle, fo kann der eingeſetzte Erbe über 
die mit der Subſtitution belegte Subſtanz zwar uns 
ter Lebendigen, aber nicht von Todeswegen verfügen. 

F. 469. Auch unter Lebendigen kann er durch 
Schenkungen, die auf einer bloßen Freigebigkeit bes 
ruhen, das Recht des Subſtituten nicht vereiteln. 

H. 470. Der Subſtitut ift berechtigt, die Vor ⸗ 
legung eines gerichtlichen, oder eines eidlich zu bes 
ſtaͤrkenden Privatinventarii, über die ihm beſtimm⸗ 
ten Sachen zu fordern. 


Ea 8. 451. 
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§. 471. Hat der Teſtator dem Subſtituten, auf 
dergleichen Vorlegung anzutragen, ausdrücklich ver⸗ 
boten, 0 iſt anzunehmen, daß er denſelben nur auf 
das, was bey dem Ableben des Eingeſetzten noch 
vorhanden ſeyn wird, habe ſubſtituiren wollen. 

8. 472. Ulebrigens finden, wegen der Befug⸗ 
niſſe des Subſtituten, Cautionsbeſtellung zu fordern, 
und wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen ihm und 
dem Haupterben oder Legatario, bey eintretendem 
Subſtitutionsfalle, die zwiſchen den Nießbraucher 
und Eigenthuͤmer gegebenen Vorſchriften ebenfalls 
Anwendung. 

8. 473. Sn fo fern die Verlaſſenſchaft zur Til⸗ 
gung ſaͤmmtlicher Schulden nicht hinreicht, muͤſſen 
auch die aus der verſchuldeten Erbſchaft beſtellten 
Fideicommiſſe, nach näherer Beſtimmung 8. 345. lgq- 
dazu mit angewendet werden. 

F. 474. Auch die einzelnen Vermaͤchtniſſe muͤſ⸗ 
ſen erſt entrichtet werden, ehe der, welcher dem Er⸗ 
ben ſideicommiſſariſch ſubſtituirt worden, etwas for 
dern kann. - 

$. 475. Hat der Erblaſſer aus feinem Nach⸗ 
laſſe ein Familienfideicommiß beſtellt; ſo muß der 
Fideicommißfelger die einzelnen Vermaͤchtniſſe, fo 
weit die übrige Erbſchaft nicht hinreicht, entrichten, 

$. 476. Doch koͤnnen die Legatarii nicht an 
die Subſtanz, ſondern nur an die Nutzungen des 
Fideicommiſſes ſich halten. 

9. 477. Wie weit der Pflichtteil mit Fidei⸗ 
commiſſen belaſtet werden koͤnne, iſt gehoͤrigen Orts 
beſtimmt. (Th. 2. Tit. 2. Abſchn. 5.) 

D) Vn F. 478. Iſt Jemand unter einer aufſchiebenden 
Güeee, Bedingung zum Erben emgeſetzt, ſo bleibt, wenn 
e nicht der Teſtator ein Anderes vorgeſchrieben hat, 


fe 
9 der Inteſtaterbe fo lange, bis die Bedingung ein⸗ 
mifen, tritt, im Beſitze und Genuſſe des Nachlaſſes. 


H. 479. 
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8. 479. Iſt der Inteſtaterbe ſeiner Perſon ven. 
oder Aufenthalte nach undekaunt, fo muß der Nachs Luft 
laß bis dahin, für deſſen Rechnung, durch einen Bedin- 
Curator, unter gerichtlicher Aufſicht, verwaltet zungen. 
werden. 

§. 480. Zwiſchen dem Inteſtaterben, oder 
deſſen Curator, und dem bedingt eingefeßten Teſta⸗ 
mentserden, findet alsdann eben das Verhaͤlenißß 
Statt, wie zwiſchen dem eingeſetzten und dem fidei⸗ 
commiſſariſch nachgeſetzten Erben. (§. 466. lgg.) 

F. 481. Doch kann der bedingt eingeſetzte Erbe 
in keinem Falle Caution fordern, wenn es bloß von 
ihm abhaͤngt, die Bedingung zur Wirklichkeit zu 
bringen. 

F. 482. Iſt ein Vermächtniß unter einer auf; 
ſchiebenden Bedingung verlaffen, fo finden eben dieſe 
Vorſchriften zwiſchen dem Erben und Legatario Ans 
wendung 8 

$. 483. Das Eigenchum der vermachten Sa⸗ 
che geht alſo in dieſem Falle, ſo wie das Recht, 
Früchte oder Nutzungen davon zu fordern, erſt mit 
dem Tage, wo die Bedingung erfullt wird, auf den 
Legatarium über, 

$. 484. Doch kann der Legatarius auch alsdann 
Verzinſung, oder Herausgabe der Fruͤchte und Nu⸗ 
gungen, nur von der Zeit an verlangen, wo er dem 
Erben die Erfüllung der Condition gemeldet, und 
fie. nörhigen Falls gehörig nachgewieſen hat. 

9. 485. So weit uberhaupt ein unter Bedin⸗ 
gung eingeräumtes Recht auf die Erben des Berech⸗ 
tigten übergehen: kann; fo weit finder ein Gleiches zu 
Gunſten der Erben des bedingungsweiſe eingeſetzten 
Geben oder Legatarii Statt. (Tit. 4. §. 162. 163.) 

g. 486. Was vorſtehend von der oufſchieben⸗ 
den Bedingung verordnet iſt, (F. 478 485.) gilt 
auch alsdann, wenn Jemanden eine Erbſchaft, 9 

Ver⸗ 
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Vermächtniß, nur von einem gewiſſen Tage an ber 
ſchieden worden. 5 

. 487, Doch findet in dieſem Falle die Ver⸗ 
zinſung oder Herausgabe der Früchte und Nutzungen 
von dieſem Tage an, ohne weiteres Anmelden des 
Erben oder Legatartt Statt. (§. 484.) 

H. 488. Wenn Jemanden etwas zur Ausſteuer 
oder Ausſtattung vermacht worden, ſo iſt ein ſolcher 
Beiſatz eher für die Beſtimmung eines Zweckes, als 
fuͤr eine aufſchiebende Bedingung zu achten. 

son auß, H. 489. Iſt eine Erbſchaft oder ein Vermaͤcht⸗ 
enden, niß unter einer auflöſenden Bedingung verlaſſen, fo 
ſteht der Erbe oder Legatarjus gegen den, welchem 
bey dem Eintritte der Bedingung die Erbſchaft oder 
das Vermaͤchtniß, nach der Verordnung des Teſta⸗ 
tors, oder nach den Geſetzen anheim fallt, in eben 
dem Verhältniſſe, wie der eingeſetzte Erbe oder Le 
gatarius gegen den fideicommiſſariſchen Subſtituten. 
($ 466. [dq gut 
955 925 §. 490. Hat der Erblaſſer unter verſchiedenen 
dingun“ aufgelegten Bedingungen eine zu wählen, ohne wei⸗ 
gel tere Beſtimmung, frey gelaſſen; fo ſteht die Wahl 
bey demjenigen, welcher mit der Bedingung beſchwert 
worden. 1 
Erfältung F. 491. Iſt die der Verordnung beigefügte Ein- 
Zunder, ſchränkung für eine wirkliche Bedingung zu achten; 
dergeſtalt, daß das Recht des Erben oder Legatarii 
von dem Ereigniſſe, welches eintreffen, oder nicht 
eintreffen ſoll, abhängig gemacht worden: fo muß 
dieſelbe ſchlechterdings erfullt werden. (Tit. 4. F. 100.) 

F. 492. Es hangt von einem ſolchen Erben oder 
Legatario nicht ab, nur einen Theil, oder nur ei⸗ 
nige von mehrern ihm zuſammen aufgelegten Bedin⸗ 
gungen zu erfüllen, und dagegen auch nur einen 
Theil des ihm zugedachten Vortheils zu verlangen. 


S8. 493. 


Von Teſtamenten und Codicillen. 71 


9. 493. Iſt aber der dem Erben oder Legatarlo 
zugedachte Vortheil vor, oder (bey einer auflöfenden 
Bedingung) während der Zeit ſeines Beſitzes, durch 
Zufall, ohne fein auch mur geringes Verſehen ver⸗ 
mindert worden: ſo kann derſelbe eine verhaͤltnißmä⸗ 
zige Minderung der ihm aufgelegten Laſten fordern. 

8. 494. Können jedoch dergleichen Laſten zu 
Gelde nicht angeſchlagen werden, und beſtehen ſie 
auch nicht in gewiſſen zur beſtimmten Zeit zu wies 
derbofenden Präftationen, fo muß ſelbſt in einem 
ſolchen Falle (H. 493) die Bedingung vollſtändig 
erfüllt werden. 

$ 495. Hänge die Erfüllung. der Bedingung 
von demjenigen ab, welcher damit beſchwert worden 
iſt; und hat der Erblaſſer Feine Friſt dazu beſtimmt: 
ſo koͤnnen diejenigen, welchen daran gelegen iſt, auf 
richterliche Beſtimmung einer verhaltnißmaͤßigen Friſt 
anfragen. 

$. 496. So lange dieſes nicht geſchehen iſt, 
kann der bedingt eingeſetzte Erbe oder Legatarius 
noch innerhalb Dreißig Jahren, vom Tode des Erb 
laſſers an, die Bedingung erfüllen, und ſich dadurch 
den zugedachten Vortheil verſchaffen. 

9. 497. Wem der Vortheil zufalle, wenn die 
Bedingung, unter welcher derſelbe dem Erben oder 
Legatario zugedacht worden, nicht eintrifft, iſt nach 
den Grungſaͤtzen vom Zuwachſe zu beurtheilen. (§. 
281 — 387. f. 366— 372.) 1 

§. 498. Ist Mehrern zuſammengenommen eine 120 172 
Bedingung aufgelegt worden, welche von einem der⸗ He die 
ſelben, nach der aus der Verordnung und den Um⸗ Rah 
ſtäuden ergellenden Abſicht des Erblaſſers, vollſtän⸗ lu 2 
dig erfüllt werden kann: ſo kommt die von einem 
unter ihnen geſeiſtete Erfüllung den übrigen in 
ſtatten. 5 


$ 499. 
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H. 499. Soll die Erfüllung von allen geleiſtet 
werden, und das Vermaͤchtniß iſt dem ganzen In⸗ 
begriffe der Legatarien zugedacht; fo wächft der An⸗ 
theil der Michterfüllenden den übrigen zu. 

$ 500. Hat aber der Teſtator den Antheil ei⸗ 
nes jeden an dem Legate ausdrücklich beſtimmt, fo 
fallt die Portion des Nichterfüllenden in den Nach⸗ 
laß zuruck. 

von fon H. son. Iſt die Bedingung ſchon bey dem Les 
Sennen ben des Erblaßfers, oder vor der Publication ſeiues 
gungen, Teſtaments eingetroffen, fo hat es dabey fein Be⸗ 
wenden. 
§. 502. Beſteht jedoch die Bedingung in ei⸗ 
ner Handlung des Erben oder Legatarii, welche von 
ihm wiederholt werden kann; ſo iſt derſelbe zu Dies 
fer Wiederholung verpflichtet. 
$. 503. Wenn aber aus dieſer Wiederholung 
entweder an fih, oder in Beziehung auf die aus 
der Verordnung oder den Umſtaͤnden ſich ergebende 

Abſicht des Teſtators, kein Nutzen zu erwarten iſt, 

ſo hat es bey den Vorſchriften des Vierten Titels 

§. 133 — 135. fein Bewenden⸗ N 

son u, . 504. Nach eben dieſen Vorſchriften §. 126, 
S Lad. ift auch die Wirkung der einer Erbeseinſetzung 
zungen, oder einem Vermächtniſſe beigefügten unmoͤglichen 
Bedingung zu beurtheilen. 

$. 505. War die Erfuͤllung der Bedingung an 
ſich zwar möglich; fie iſt aber dem Erben oder Le⸗ 
gatario noch bey der Lebenszeit des Erblaſſers un⸗ 
möglich; und dieſes dem Erblaſſer bekannt worden: 
ſe wird, wenn er in ſeiner Verordnung nichts ge⸗ 

andere hat, die Bedingung für erlaſſen geachtet, 
$. 506. Iſt die eingetretene Unmoͤglichkeit dem 

Erblaſſer unbekannt geblieben, oder gar erſt nach 

deſſen Ableben entſtanden, fo wird die Erbeseinſe⸗ 

bung oder das Bermächtniß entkräftet. ; 
%. 507. 
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§. 307. Iſt ein Vortheil, der einem Dritten 
verſchafft werden ſoll, zur Bedingung gemacht, fo 
findet die Vorſchrift Tit. 4. §. 112. 113. Anwen⸗ 
wendung. 

§. 508. Erhellet aus der Faſſung der leztwilli⸗ er 
gen Verordnung, oder aus den Uinfländen, daß der 2 
Erblaſſer bey demjenigen, was er dem Legatario, 
oder dem Erben aufgelegt, den eigenen Vortheil 
deſſelben zur Abſicht gehabt habe: fo iſt eine ſoſche 
Beſtimmung nur für einen Zweck zu achten. (Tit. 4. 
$ 152. lad.) 

§. 509, Auch der Endzweck, zu welchem Je⸗ 
manden ein Vortheil zugedacht worden, muß in der 
Regel von demſelben erfüllt werden. 

8. 510, Kommt der Erbe oder Legatarius zu 
dieſer Erfüllung durch eigenes Verſchulden außer 
Stand: ſo verliert er den ihm zugedachten Vortheil. 

511. Wird die Erfüllung des Zwecks ohne 
Schuld des Erben oder Legatarit unmöglich: fo muß 
der Vortheil zu einer andern Beſtimmung, welche 1 
der aus der Verordnung oder aus den Umſtaͤnden 
ſich ergebenden Abſicht des Teſtators am nächſten 
kommt, verwendet werden. 

§. 512. Kann auch dieſes nach den Umſtanden 
nicht geſchehen: fo behält der Erbe oder Legatarius 
dennoch den ihm zugedachten Vortheil; 

§. 313. Es wäre denn, daß aus der Verord⸗ 
nung oder den Umſtänden klar erhellete, daß der Erb⸗ 
laſſer dem Erben oder Legatario den Vortheil gar 
nicht zugewendet haben wuͤrde, wenn er die Nicht⸗ 
erfüllung des beſtimmten Zwecks vorausgeſehen hatte. 

H. 514. In allen Fällen, wo der Erblaſſer, bey don Ber 
Hinzufügung ener Bedingung, oder eines Zwecke, gen het 
die Beförderung des gemeinen Beſtens unmittelbar Zwecken 
zum Augenmerke gehabt hat, iſt der Staat auf der fen Dr 
ren Erfuͤllung zu dringen berechtigt. een 
5. 81 5. lens. 
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9,1515. Macht derjenige, welchem bey unter⸗ 
bleibender Erfuͤlung, das Erbtheil oder Vermächt⸗ 
niß zufallen würde, ſich eines Verſtaͤndniſſes mit 
dem Belaſteten zur Vereitelung der gemeinnützigen 
Abſicht ſchaldig; fo hat der Staat das Recht, für 
deren Erfüllung aus der dazu beſtimimten Sache 
oder Summe ſelbſt zu ſorgen. 


Bon un, $ 516, Sind nicht beſtimmte Handlungen zu 
bel Behn tbun oder zu laſſen anbefohlen worden: ſo können 


gungen. die nach Art einer Bedingung abgefaßten allgemei⸗ 


nen Ermahnungen zur Tugend, Ordnung, Spar⸗ 
ſamkeit u. ſ. w. den Erben oder Legatarium nur in 
ſeinem Gewiſſen verbinden. 

9. 51, Hat aber der Erblaſſer das Betragen 
des Erben oder Legatarii der Aufſicht gewiſſer Pers 
ſonen unterworfen; und von dieſen wird ein dem 
Willen des Teſtators offenbar zuwider laufendes Be⸗ 
trggen des Begünſtigten dem Richter angezeigt und 
nächgewieſen; fo. geht nach einer fruchtlos erfolgten 
gerichtlichen Warnung, die Erbſchaft oder das Ver⸗ 
maͤchtniß verloren. D 

§. 518. Falſche Benennungen oder Bezeich- 
nungen machen die Verfügung des Erblaſſers nicht 
ungültig, wenn nur ſonſt die wahre Abſicht deffel- 
ben deutlich erhellet. 


vnn aus, F. 519. lleberhaupt ſind letztwillige Verordnun⸗ 


legungs⸗ 
regeln. 


gen im zweifelhaften Falle ſo zu deuten, wie ſie 
nach den Vorſchriften der Geſetze am beiten beſte ⸗ 
ben können. 5 t — 97 
$. 520. Auch muß im zweifelhaften Falle die 
Auslegung zum Vortheile des eingeſetzten Erben ges 

macht werden. 
§. 521. So weit aber die geſetzliche Erbfolge 
durch die letztwillige Verordnung nicht aufgehoben 
worden, wird, nach den Regeln der erſtern, die in 
letzterer fehlende Beſtimmung ergänzt. $ 
N - 22, 
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8. 322. Hat der Teſtator, ohne weitere Be⸗ 
ſtimmung, ſeinen Verwandten etwas zugedacht, ſo 
fallt daſſelbe denjenigen, welche zur Zeit ſeines Ab⸗ 
lebens zu ſeiner geſetzlichen Erbfolge die nächſten 
oder gleich nahe ſind, ohue Unterſchied des Standes 
oder Geſchlechts, anheim. 

§. 523. Hat er zum Beſten oder Flor feiner 
Familie etwas ausgeſetzt; fo iſt, bey Adlichen, zu 
vermuthen, daß die Zuwendung nur feiner mann⸗ 
lichen Nachkommenſchaft zu gute kommen ſolle. 

9. 524. War aber der Teftator nicht von Adel: 
ſo kommt der Vortheil auch ſeiner Nachkommen⸗ 
ſchaft von der weiblichen Seite zu ſtatten. 

H. 525. Daß und wie in befländigen Familien⸗ 
Fideicommiffen die Succeſſionsordnung geſetzmäßig 
beſtimmt werden müſſe, iſt gehörigen Orts vorge⸗ 
ſchrieben. (Th. 2. Tit. J. Abſchn. 4.) 

9. 626. Unter dem Ausdrucke: Kinder, were 
den, wenn derſelbe in einer letztwilligen Verordnung 
gebraucht worden, in der Regel auch die an deren 
Stelle tretenden fernern Deſcendenten, in ſo fern 
denenſelben nach den Geſetzen ein Pflichtteil aus 
dem Vermoͤgen ihrer unmittelbaren Aeltern zukom⸗ 
men würde, mit begriffen; es mag nun von des 
Erblaſſers eigenen, oder von den Kindern des Erben 
oder Legatarit die Rede ſeyn. (Tit. 11. H 1145 
1146. 1147.) 

g. 527. Hat der Erblaſſer den Kindern eines 
Andern, ohne weitere Beſtimmung, etwas vermacht, 1 
ſo gebührt daſſelbe denjenigen, welche zur Zeit des 
Erbanfalls geboren, oder im Mutterleibe vorhanden 
ware. 5 

$. 528. Auch in dieſem Falle treten die wei⸗ 
tern Abkömmlinge ſolcher Kinder, die vor dem Erb⸗ 
laſſer verſtorben ſind, in Beziehung auf das Ver. 
mächtniß, ſo weit an die Stelle ihrer Aelternz alg 


ſie 
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fie dazu, bey dem Nachlaſſe ihrer eigenen Großaͤltern, 
oder weitern Aſcendenten berechtigt ſeyn würden. 

$. 529. Doch gilt auch dieſes nur von ſolchen 
weitern Abkoͤmmlingen, welche bey dem Tode des 
Teſtators ſchon geboren, oder im Mutterleibe vor⸗ 
banden ſind. h 

§. 330. Hat der Erbkaſſer den Kindern eines 
Dritten einen gewiſſen Genuß beſtimmt, welcher 
ganz oder zum Theil erſt in künftigen Zeiten fällig 
wird, ſo nehmen auch die nachgebornen Kinder 
daran Theil. 

§. 531. Erhbellet aus der Difpofition, oder 
kann ſonſt hinlänglich erwieſen werden, daß es der 
Wille des Teſtators geweſen ſey, durch ein Legat 
zugleich die Kinder des Legatarüi zu bedenken, fo 
treten, wenn auch der Legatarius vor dem Teſtator 
geſtorben iſt, die Kinder deſſelben, fo weit fie feine 
Erben geworden ſind, an ſeine Stelle. 

§. 532. Hat der Erblaſſer etwas für eine ge⸗ 
wiſſe Familie auf Fünftige Zeiten beſtimmt; fo iſt 
dergleichen Verordnung der Errichtung eines Fami⸗ 
lien⸗Fideicommiſſes gleich zu achten. 

. 533. Wie weit eine ſolche Verordnung gel⸗ 
ten koͤnne, iſt nach den geſetzlichen Vorſchriſten von 
Fideleommiſſen und fideicommiſſariſchen Subftitutios 
nen zu beurtheilen. (Th. 2. Tit. 4. Abſchn. 3.) 

§. 534. Ein ohne weitere Beſtimmung gege⸗ 
benes Verbot des Verkaufs enthält eine Willenser⸗ 
klärung des Erblaſſers, daß die Sache bey der Fa⸗ 
milie des Erben oder Pegararii bleiben ſolle. 

F. 535. Unter dem Verbote des Verkaufs 
iſt jede andere Veräußerung und Verpfaͤndung be⸗ 
griffen. 5 5 K 
F. 736. Sind Jemanden mehrere Perſonen, 
die ihn auch ohne Teſtament beerben wurden, ohne 
weitere Beſtimmung ſubſtituirt worden; ſo ae 

er⸗ 
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Verordnung unter den Subſtituirten nach den Ne 
geln der geſetzlichen Erbfolge zu deuten. 

§. 537. Dieſe Erbfolge wird, bey obwalten⸗ 
der Verſchiedenheit, nach den Geſetzen desjenigen 
Gerichtsſtandes, welchem ein jeder, dem fubftitnire 
worden, für ſeine Perſon unterworfen war, beur⸗ 
theilt. . 
0 5. 538. Hat Jemand feinen Kindern, welche 
zur Zeit des errichteten Teſtaments keine Nachkom⸗ 
menſchaft hatten, ſubſtituirt; ſo iſt anzunehmen, 
daß die Subſticution erloſchen ſey, wenn das einge⸗ 
feste Kind erbfähige Nachkommen erhalten und hin⸗ 
terlaſſen hat. 5 

9 539. Außer dieſem Falle muß bey der 
Frage: wann eine fideicommiſſariſche Subſtitution 
eintrete oder erlöſche, der Inhalt der letztwilligen 
Verordnung, ſo weit die Geſetze nicht entgegen ſte⸗ 
hen, genau befolgt werden. 

H. 540. Sit es zweifelhaft, wen der Teftator 
durch eine nicht genau beſtimmte Ernennung zum 
Erben oder Legatario berufen habe, fo hat unter 
Mehrern derjenige den Vorzug, welcher mit dem 
Erblaſſer in näherer Verbindung und Bekanntſchaft 
geſtanden hat. 

§. 541. Familienverbindungen gehen in einem 
ſolchen Falle bloßen Amts- oder freundſchaftlichen 
Verhaͤltniſſen vor. 

H. 542. Iſt das Verhaͤltniß vollkommen gleich, 
fo muß die Erbſchaft oder das Vermächtniß unter 
diejenigen, auf welche die Beziehung gedeutet wer⸗ 
den kann, gleich getheilt werden. 

§. 543. Iſt eine untheilbare Sache vermacht, 
fo enelteht in dem F. 542. bemerkten Falle unter 
den Perſonen, welche mit gleichem Rechte darauf 
Anſpruch machen konnen, ein gemeinſchaftliches Ei⸗ 
genthum. (Tit. 17. Abſchn. 1.) 

8. 544. 
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F. 544. Iſt einer von mehrern Erben oder Le⸗ 
gatarien, ohne nähere Beſtimmung, mit einem wei⸗ 
tern Vermächtuiſſe, oder einer Abgabe belaſtet; fo 
muß dergleichen weiteres Vermaͤchtniß, im zweifel⸗ 
haften Falle, von demjenigen geleiſtet werden, wel⸗ 

er die Gattung von Sachen, zu der das vermachte 
Stuͤck gehört, uͤberkommen hat. 

$. 545. Kann hiernach die Sache nicht ent⸗ 
ſchieden werden: fo trifft die Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
richtung eines ſolchen weitern Vermächtniſſes, unter 
denen, auf welche der Wille des Erblaſſers gedeutet 
werden kann, denjenigen, der vor den Übrigen am 
meiſten beguͤnſtigt iſt. % 

F. 546, Iſt die Perſon des Legatarti bloß durch 
fein Verhältniß gegen den Erblaſſer bezeichnet; fo 
kann nur der, welcher zur Zeit des Todes in einem 
ſolchen Verhältniſſe mit dem Erblaſſer geſtanden hat, 
das Legat von dem Erben fordern; 

H. 547. Es wäre denn, daß aus dem Inhelte 
der Verordnung, oder ſonſt aus den Umſtaͤnden er⸗ 

hellete, daß der Teſtator nicht bloß auf dies Ver⸗ 
Hältniß, ſondern zugleich auf perſönliche Zuneigung, 
bey Aussetzung des Legats, Ruckſicht genommen habe. 

$. 548. Was an Officianten, Geſinde oder 
Hausgenoſſen des Teffators, ohne weitern Beiſatz, 
vermacht worden, gebührt alſo der Regel nach 
denjenigen, welche ſich bey dem Ableben des Exb- 
laſſers in ſeinem Hauſe oder Dienſte befunden 

haben. 
$. 549. Iſt jedoch zur Zeit des Todes Nie 

mand, welcher in dem angegebenen Verhältniſſe mit 
dem Erblaffer ſteht, vorhanden; fo kann der, wel⸗ 
cher zur Zeit des errichteten Teſtaments darin ges 
ſtanden hat, auf das Vermächtniß Anſpruch machen. 
§. 550. Wenn eine verheirarhere oder verlobte 
Perſon ihrem Ehegatten oder Verlobten, ohne 
weitern 
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weitern Beiſaß, etwas vermacht; fo hat derjenige, 
welcher erſt nach errichtetem Teſtamente iu eine jolche 
Verbindung mit dem Erblaſſer getreten iſt, auf das 
Vermächtniß keinen Anſpruch. 

$. 551. Wenn eine noch unverheirachete oder 
unverlobte Perſon ihrem Ehegatten oder Verlobten 
etwas vermacht bat; fo iſt darunter diejenige Per⸗ 
fon zu verſtehen, welche mit dem Teftaror zur Zeit 
feines Ablebens folchergeſtalt verbunden iſt. 

$ 592. Eben dieſelben Auslegungsregeln 
(G. 550. 551.) finden Statt, wenn dem Ehegatten 
oder Verlobten eines Dritten, ohne weitere Beſtim⸗ 
mung, etwas vermacht worden. 

§. 553. Es iſt alſo auch in dieſem Falle dar⸗ 
auf zu ſehen: ob der Dritte zur Zeit des errichteten 
Teſtaments im ehelichen oder verlobten Stande ſich 
befunden habe. 

$. 554. Wenn es ſtreitig iſt, was unter der 
von dem Erblaſſer beſtimmten Qualität oder Quan 
tität einer Sache gemeint ſey; fo muß das Gutach⸗ 
ten der Sachverſtandigen den Ausſchlag geben. 

$. 555. Kann aber erwieſen werden, daß der 
Erblaſſer mit der im Teſtamente gebrauchten Be⸗ 
nennung eine gewiſſe Art von Sachen zu bezeichnen 
gewohnt geweſen: ſo geht dieſe Ausſegung dem Ur⸗ 
theile der Sachverſtändigen vor. 

F. 556. Uebrigens finden die bey Willenser⸗ 
klärungen gegebenen Auslegungsregeln auch bey letzt⸗ 
willigen Diſpoſitionen, theils überhaupt, theils als 
Richkſchnur für die Sachverſtaͤndigen, in dem Falle 

des 9. 554. Anwendung. (Tit. 4. §. 65. Id.) 

„ 557. Hat der Erblaſſer Jemanden die Voll. 5 Von 
ziehung feines letzten Willens aufgetragen: ſo ist weurkere, 
derſelbe als ein Bevollmächtigter des Erblaſſers, und eutoren. 
die letztwillige Verordnung als ſelbſt ſeine Vollmacht 
und Inſtruction anzuſehen. (Tit. 13. aufn: 1.) 

338. 


80 Erſter Theil. Zwoͤlfter Titel. 


§. 558. Iſt mit dieſer Vollziehung zugleich die 
Verwaſtung des Nachlaſſes ganz oder zum Theil 
verbunden; ſo iſt der Vollzieher in fo weit, als ein 
Verwalter fremder Güter zu betrachten. (Tit. 4. 
Abſchn. 2.) 

§. 559. Er iſt alſo zwar ſchuldig, bey dieſer 
Verwaltung auf das Intereſſe und die Verfuͤgun⸗ 
gen des Erben Ruͤckſicht zu nehmen; 

S. 560. So wenig aber, als der Erbe ſelbſt 
etwas gegen den Willen des Erblaſſers verfügen 
kann: ſo wenig iſt der Vollzieher befugt, in ſolche 
Verfügungen des Erben zu willigen. 

$. 561. Wenn Über. den Sinn einer Verord⸗ 
nung des Erblaſſers zwiſchen dem Teſtamentsvollzie. 
ber und dem Erben geſtritten wird; fo. gebührt, im 
nian Falle, der Meinung des Erſtern der 

'orzug. 
225 $. 562. So weit der Vollzieher, als Verwal⸗ 
5 ter fremder Güter angeſehen wird, iſt er auch zur 
Rechnungslegung verpflichtet. 
x. Wie §. 563. So weit jede Willenserklärung durch 
euſze Handlungen verniehtet, oder durch Zufälle vereitelt 
hoben und wird; verliert auch ein Teſtament oder Codicill feine 
en wer, rechtliche Wirkung. 
den. Dom 6. 564. Jede einſeitige letztwillige Verordnung 
Widerkufe aun von dem Teſtator, bis zu feinem Ableben, nach 
Gefallen, ganz oder zum Theil widerrufen und ab⸗ 
geaͤndert werden. 5 
burch Zu, 6. 565. Wenn der Teſtator ein gerichtlich nie⸗ 
nahme, dergelegces Teſtament oder Cddieill zurücknimmt, fo 
5 verliere daſſelbe feine Gultigkeit. 


Anh. f. 42. Verlangt der Verſchwender die Zurück / 
gabe feines vor der Prodigalitätserklärung niederge ' 
legten Teſtaments; fo it dieſem Geſuche zu wlll⸗ 


fahren; r 
- $. 566. 
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. 566. Es macht dabey keinen Unterſch'ed, 
wenn gleich der zuruͤckgenommene Aufſatz noch unent⸗ 
ſiegelt, oder fonft unverändert, in dem Nachlaſſe 
vorgefunden wird. \ 

$. 567. Soll ein zurückgenommenes Teſtament 
oder Codieill anderweitig gerichtlich übergeben wer⸗ 
den; fo iſt dabey alles das zu beobachten, was bey der 
Uebergabe eines Teſtaments oder Codicills uberhaupt 
vorgeſchrieben worden. 

§. 568. Wenn ein und eben daſſelbe Teſta⸗ 
ment bey mehrern Gerichten niedergelegt worden; 
und bey einem derſelben, ohne Zurücknahme, bis 
zum Abſterben des Teſtators aufbewahrt geblieben 
iſt: fo bleibt daſſelbe bey Kräften; wenn gleich die 
bey den uͤbrigen Gerichten niedergelegten Exemplare 
zurückgenommen wären. 

$. 569. Durch die bloße Zuruͤckforderung wird 
die nicht wirklich zurückgenommene Diſpoſition noch 
nicht enckraͤftet. 

$. 570. Hat der Teſtator bey der Zurückfor⸗ 
derung feinen Willen, die Diſpoſition aufzuheben 
oder abzuändern, ausdrücklich erklärt; fo iſt die 
Gultigkeit und Wirkung einer ſolchen Erklarung nach 
den wegen des ausdrücklichen Widerrufs vorgeſchriebe⸗ 
nen Regeln zu beurtheilen. ($. 587. lag.) 

$. 571. Ein gerichtlich niedergelegtes Teſtament 
oder Codieill ſoll nur dem Teftator ſelbſt, oder einem 
von ihm dazu gerichtlich beſtellten Bevollmächtigten 
zurückgegeben werden. 

FS. 572. Wird ein neues Teſtament übergeben, durch Ex 
und darin die im vorigen enthaltene Erbeseinſetzung einer, 
abgeändert; fo verliert das frühere Teſtament feine en Teile: 
Gultigkeit. Nn 
§. 573. Es fallen daher auch die in dem frü⸗ 
hern Teſtamente ausgeſetzten Vermächtniſſe weg; in 
Agent, Landr. I. Baud. 5 fo 
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fo fern dieſelben nicht in dem ſpätern ausdrücklich 
wiederholt oder beſtätigt find, 

9. 574. Hat aber der Teſtator in dem ſpätern 
Teſtamente deutlich erklrt, daß auch die Exbeseins 
ſetzung des fruͤhern bey Kräften bleiben, und alfo 
der ſpäter eingefegte Erbe nur zugleich mit dem ſruͤ⸗ 
ber benannten ſein Erbe ſeyn ſolle: ſo beſtehen auch 
die Legate aus dem frühern Teftamente; in fo ern 
ſelbige durch das ſpätere nicht ausdruͤcklich aufgeho⸗ 
ben ſind. 

5. 575. Einer ſolchen ausdrücklichen Aufhe⸗ 
bung iſt es gleich zu achten, wenn der Teſtaror 
eben dieſelbe beſtimmte Sache, welche er in dem 
fruͤhern Teſtamente einem Legatario vermacht hat, 
in dem fpätern einem Andern zuwendet. 

$. 576. So weit durch ein fpäteres Teſtament 
das frühere nach obiger Vorſchrift ſeine Gultigkeit 
ganz verlierk ($. 572), kann es den Legatarien aus 
dem frͤhern Teſtamente nicht zu ſtatten kommen, 
wenn gleich in ſelbigem die fogenannte Codicillar⸗ 
clauſel beigefügt wäre, 

§. 577. Hat der Teſtator in dem ſpaͤtern Te⸗ 
ſtamente ſelbſt, oder bey deſſen gerichtlicher Ueber⸗ 
gabe, ausdrücklich erklart, daß er die Erbeseinſetzung 
bloß um deswillen geändert habe, weil der in dem 
frühern ernannte Erbe geſtorben fen; und es finder 
ſich, daß dabey ein Irrthum zum Grunde gelegen: 
fo iſt das fpätere Teſtament ungültig. 

$. 578. Iſt in dieſem Falle das frühere Teſta⸗ 
ment in gerichtlicher Verwahrung zuruͤckgeblieben, 
fo behaͤlt daſſelbe feine völlige Gültigkeit 

§. 579. Die in dem ſpaͤtern Teſtamente ent⸗ 
haltenen Verordnungen gelten alſo nur in ſo weit, 
als dadurch Verordnungen des fruͤhern Teſtaments, 
außer der Erbeseinſetzung, aufgehoben werden. 


$. 580. 
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5. 580, Außer dieſem Falle (F. 577. 578) 
kommt das frühere Teſtament, welches durch ein 
ſpäteres aufgehoben worden, wenn auch dieſes letz⸗ 
tere nicht beſtehen kaun, dennoch nicht wieder zu 
Kräften, ſondern es findet die gefegliche Erbfolge 
Statt. 

§. 581. Wenn aber bey dem foätern Teſta⸗ 
mente nicht einmal die Erforderniſſe eines gültigen 
Widerrufs anzutreffen find, ſo behält das frühere 
feine Gultigkeit. 

. 582. Iſt das fpätere Teſtament zuruͤckge⸗ 
nommen, das fruͤhere hingegen in gerichtlicher Ver⸗ 
wahrung aufbehalten worden; fo bleibt letzteres, 
wenn es nicht ſonſt auf eine rechtsbeſtaͤndige Ark 
widerrufen iſt, gültig. 

9. 583. Durch ſpaͤtere Codieille, wodureh bloße 
Vermäachtniſſe beſtimmt worden, werden frühere in 
der Regel nicht aufgehoben. 

$. 584. Es muͤſſen alſo die in beiderley Codi⸗ 
cillen ausgeſetzten Legate entrichtet werden, in fo fern 
nicht die ſpaͤtere Diſpoſition die frühere ausdrucklich 
aufhebt, oder ſonſt von der Art iſt, daß die frühere 
damit unmöglich beſtehen kann. (9. 575.) 

9. 585. Wenn ein Teſtament und Codicill zu- 
gleich uͤbergeben worden, ſo wird, wenn nicht aus 
den beigefügten Datis ein Anderes erhellet, ange⸗ 
nommen, daß das Codieill ſpaͤter, als das Teſta⸗ 
ment errichtet ſey. 8 


§. 586. Wenn in dem fpätern Codieille einer 

in der frühern Diſpoſition ſchon bedachten Perſon 

ein Legat angewieſen wird, ſo iſt im zweifelhaften 

Falle, und wenn nicht aus der Faſſung der ſpaͤtern 

Difpofition ein Anderes erhellet, der Legatarius nur 
das fpätere Vermaͤchtniß zu fordern befugt. 

85 9. 597. 
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geachtet werden, wenn derſelbe in einem eigenhaͤn⸗ 


$. 587. In der Regel kann jemand nur auf 


mal errichtete Diſpoſition widerrufen. 

9. 588. Doch kann unter eben den Umſtaͤnden, 
und mit eben den Erforderniſſen, wie Jemand eine 
priviſegirte Difpofition errichten kann, auch eine 
vorher förmlich und gerichtlich errichtete Verordnung 
widerrufen werden. 

$ 589. Dagegen kann ein unter geſetzmaͤßigen 
Erforderniſſen einmal errichtetes privilegirtes Teſta⸗ 
ment unter Umſtaͤnden, wo das Privilegium nicht 
mehr Anwendung findet, nur mit Beobachtung der 
Erforderniſſe eines förmlichen gerichtlichen Teſtaments 
widerrufen werden. 

F. 590. Die Wirkungen eines unter privilegir⸗ 
ten Umſtänden gefchebenen Widerrufs dauern nur 
ſo lange, als die Guͤltigkeit eines unter gleichen 
Umſtaͤnden errichteten Teſtaments dauern würde, 

F. 591. Iſt aber das frühere Teſtament zurück 
genommen worden: fo bleiben die Wirkungen dieſer 
Zurücknahme ſtehen, wenn gleich der ausdrückliche 
Widerruf, wegen Mangels der. gehörigen Erſorder⸗ 
niſſe, wegen des Zeitverlaufs, oder ſonſt, an ſich 
unkraͤftig wäre, 

H. 592. Wenn hingegen der Widerruf an ſich 
mit den gehörigen Erforderniſſen verſehen iſt: fo 
ſchadet es der Kraft deſſelben nichts, wenn gleich 
das widerrufene Teſtament ſelbſt nicht zuruͤckgenom⸗ 
men worden. : 

b. 593. Zum Widerenfe bloßer in einer ge⸗ 
richtlichen Diſpoſition errichteter Vermächtniſſe iſt 
die vor einem Notario und zweien Zeugen abgege⸗ 
bene Erklärung des Teſtators hinreichend. 

$. 594. Ein bloß außergerichtlicher Wider⸗ 
ruf des Teſtators kaun nur alsdann für hinreichend 


dig 


x 
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dig geſchriebenen und unterſchriebenen Auſſatze er⸗ 
klart iſt. 

$. 595. Iſt der den Widerruf enthaltende au⸗ 
ßiergerichtliche Aufſatz von dem Erblaſſer bloß un⸗ 
terzeichnet; fo kann darauf nur alsdann Rückſicht 
genommen werden, wenn zugleich der Bewegungs⸗ 
grund des Widerrufs angegeben iſt, und dieſer der 
Wahrheit gemäß befunden wird. 

z. 596. Wenn in außergerichtlichen Diſpoſttio durch ndeg⸗ 
nen ein Vermächtniß ganz, oder auch nur der Na⸗ aa 
me des Legatarli, die Sache, oder das Quantum, ſchen u. 
welche vermacht worden, weggeſtrichen, ausgelöſcht, w. bey au⸗ 
oder ſonſt unleſerlich gemacht find: fo iſt das erfuhr 
gat für aufgehoben zu achten. 1 

$. 597. Auch kann der Inhalt ſolcher außer⸗ 1885 
gerichtlichen Verordnungen durch bloße entgegenge⸗ 
ſetzte Willenserklaͤrungen widerrufen werden; ſobald 
über dergleichen Erklarung des Erblaſſers nur ein 
in gewohnlichen Fallen hinreichender Beweis ges 
fuͤhrt werden kann. = un 

$. 598. Bloße Vermutungen, daß der Te⸗ 
ſtator feinen letzten Willen habe ändern wollen, ver⸗ 
dienen keine Rüͤckſicht. 

6. 599. Hat aber der Erbe oder Legatarius, wegen des 
durch Vorſatz oder grobes Verſehen, den Tod des baren 
Teſtators verurſacht: fo wird derſelbe, auch ohne urfachten 
ausdrücklichen Widerruf, des ihm zugedachten Vor- ate 
theils verluſtig. f 5 

$. 600. Doch findet das Gegentheil Statt, wenn 
ausgemittelt werden kann, daß der Erblaſſer dem 
Erben oder Legatario das Verſehen, wodurch der 
Unglücksfall entſtanden iſt, verziehen habe. 

§. 601. Wie es zu halten ſey, wenn bey dem wegen 
Ableben des Teſtators Kinder vorhanden find, auf nase 
welche in dem errichteten Teſtamente keine Rüͤckſicht Kinder, 

genom⸗ 
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genommen worden, iſt gehörigen Orts vorgeſchrie⸗ 
ben. (Th. 2. Tit. 2. Abſchn. F.) 5 
durch un⸗ F. 602. Geht ein Teſtament oder Codieill durch 


nicht erganzt werden kann. 
§. 604. Iſt die Diſpoſition durch ein grobes 
oder mäßiges Verſehen der Gerichte verloren gegan⸗ 
gen, fo müſſen dieſe nicht uur die Koſten der Aus⸗ 
mittelung tragen, ſondern auch, nach Verpaͤltniß 
ihrer erwieſenen Nachlaͤßigkeit, beſtraft, oder ihres 
Amtes entſetzt werden. 
we. $, 605. Wer einen Andern an Errichtung ſei⸗ 
gen, welees Teſtaments erweislich verhindert hat, gebt aller 
Sue an Vortbeile verluſtig, die er vermöge der geſetzlichen 
Erich, Erbfolge, oder eines vorhin errichteten Teſtaments 
este ſonſt erhalten hätte, 
ments, $. 606. Wer zur Beförderung feines eigenen 
ee Vortheils, oder zur Kränfung der Rechte eines 
belgabe, Dritten, die gerichtliche Uebergabe eines ſchon ges 
oder ſertigten Teſtaments verhindert, muß denen, welche 
darin bedacht waren, für die entgehenden Vortheile 
gerecht werden. 
m §. 607. Wer Jemanden an dem Miderrufe 
> fe hindert ſeines errichteten Teſtaments hindert, verliert alle 
darin ihm verſchafften Vortheile, und muß noch 
außerdem denjenigen, zu deſſen Beſten der Wider⸗ 
ruf gereicht haben wuͤrde, vollſtaͤndig entſchaͤdigen. 
aber ein §. 608. Wer ein Teſtament, oder andere letzt⸗ 
Leim willige Diſpoſition verheimlicht, der verliert nicht nur 
licht. alle ihm darin zugedachten Vorkheile; ſondern er 
muß auch den Betrag desjenigen Vortheils, den er 
ſich durch die Verheimlichung zu verſchaffen gedach⸗ 
te, dem Fiskus zur Strafe eutrichten. 
§. 609. 
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$. 609. In Fällen, wo nach Vorſchriſt F. 23. Strafe 
24 25. ein Teſtament wegen verübten Zwangs, oder 7 
berruglicher Verleitung für unguͤltig erklärt werden sure 
muß, wird derjenige, welcher einer ſoſcher unerlaub⸗ en 
ten Handlung ſich ſchuldig gemacht bat, feines ges ein Te⸗ 
feglichen. Erbrechts ebenfalls verluſtig. 2 5 

g. 618. Hat er kein geſetzliches Erbrecht, fo hat. 
muß er, nach Bewandniß der Uimſtande, an Gelde, 
oder am Leibe, nachdrücklich beſtraft werden. 

$. t. Der Erbe und Legatarius, welcher xı. Ver 
eine les willige Verordnung einmal anerkannt hat, aus 
kann deren Gültigkeit nicht weiter anfechten. willigen 

9. 612. Einem ausdrücklichen Anerkenntniſſe 1 
iſt es gleich zu achten, wenn der Erbe Vermächt⸗ duch Ar 
niſſe aus dem Teſtamente ohne Vorbehalt bezahlt, erfenite, 
oder wenn der Legatarius ein ſolches Vermächtniß 5 
ohne Vorbehalt angenommen hat. 

$. 613. Doch muß dem, Legatario ſowohl, als 
dem Erben, rechtliches Gehör verſtattet werden, 
wenn ſie nachweiſen koͤnnen, daß die Gruͤnde, aus 
welchen ſie die Verordnung anfechten wollen, erſt 
nach dem Anerkenutniſſe zu ihrer Wiſſenſchaft ge⸗ 
langt ſind. 

5 614. Wechſelſeitige Teſtamente, wodurch Ei⸗ a 
ner den Andern, in Ruͤckſicht der von dieſem ge e 
ſchehenen Erbeseinſetzung, zu feinem Erben ernennt, 55 
können nur unter Eheleuten errichtet werden. Mensch: 

$. 615. Die nähern Beſtimmungen wegen ſol⸗ 
cher Teſtamente ſind gehörigen Orts vorgeſchrieben. 
(Ty. 2. Tit. I. Abſchn. 7.) 

% 616. Wenn zwey Perſonen einander in vers 
ſchiedenen Inſtrumenten zu Erben einſetzen, ohne 
daß die eine der Einſetzungen auf die andere ſich be⸗ 
zieht: ſo iſt jede dieſer Verordnungen als ein fir 
ſich beſtehendes Teſtament anzuſehen. 


Zweiter 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bon Erbverrrägen 


$. 617. Auch durch Erbbertraͤge kann ein Con⸗ 
trahent dem andern, oder beide einander wechſelſei⸗ 
tig, Rechte auf ihren künftigen Nachlaß einräumen, 

1 155 H. 618. Wer Erbverträge ſchließen will, muß 

Yan, mit den Eigenſchaften verſehen ſeyn, welche ſowohl 

zur Errichtung eines Teſtaments, als zur Abſchlie⸗ 
ßung eines Vertrags, erforderlich ſind. 

$2 619. Ermangeln dem Verſprechenden die zum 
gültigen Contrahiren erforderlichen Eigenſchaften, fo 
gile der Erbvertrag auch nicht als eine einfeitige letzt. 
willige Verordnung, wenn gleich zu dieſer letztern der 

Conktrahent an ſich nach den Geſetzen fähig wäre, 

$. 620. Nur ſolche Sachen und Rechte, wor⸗ 
über Jemand durch einen letzten Willen zu verfü⸗ 
gen berechtigt iſt, kann er Andern durch Erbver⸗ 
träge zuwenden. 

Form, H. 621. Erbverträge muͤſſen, wie Teſtamente, 
gerichtlich abgeſchloſſen, oder von beiden Theilen per⸗ 
ſönlich den Gerichten übergeben werden. 

$. 622. Die privilegirte Form von Teftamens 
ten findet bey Erbvertragen nicht Statt. 

$ 323. Auch bey der Aufbewahrung, Croͤff⸗ 
nung, und Zurückgabe der Erbvertraͤge, muß der 
Richter alles das beobachten, was bey den Teſta⸗ 
menten vorgeſchrieben ift, 


Anh. . 43. Auch dadurch, daß der Erbvertrag unver⸗ 
ſtegelt den Gerichten uͤbergeben wird, wird die Verfies 
gelung und überhaupt die bey den Teſtamenten vorge⸗ 


Wirkun⸗ ſchrlebene Form nicht ausgeſchloſſen. 
den, wäh⸗ 


gebs F. 624. Durch bloße Erbverträge wird die Be⸗ 
Sintra“ ſugnißß der Concrahenten, über ihr Vermögen unter 
henten. Lebendigen zu verfügen, nicht . 

„ 525. 
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$. 625. Doch kann der Vertragserbe Schen⸗ 
kungen, welche der Erblaſſer wegen Uebermaaßes 
zu widerrufen berechtigt geweſen ware, innerhalb 
der geſetzmaͤßigen Friſt zuruͤcknehmen, wenn gleich 
der Erblaſſer ſich dieſes Widerrufs ausdrücklich be⸗ 
geben hatte. (Tit. 1. H. 1094, 

$. 626. Wenn Jemand durch unbeſonnene Aus⸗ 
gaben die Subſtanz ſeines Vermoͤgens dergeſtalt ver⸗ 
mindert, daß er nach den Geſetzen fuͤr einen Ver⸗ 
ſchwender zu achten ift: fo kann derjenige, welchem 
ein Recht auf ſeinen Nachlaß durch Erbvertrag ein⸗ 
geräumt worden, auf Prodigalitätserklaͤrung wider 
ihn anfragen, 

$ 627. Letztwillige Verordnungen finden gegen In wie 
den Inhalt eines Erbvertrags nicht Statt N 

$. 628. Doch kann der Erblaſſer Vermächt: Pererd⸗ 
niffe bis auf den zwanzigsten Theil “feines Nachlaß. dagen 
ſes errichten, wenn er nicht auch dieſer Beſugniß Statt 
fich im Vertrage ausdrücklich begeben hae. finden, 

$. 629. Iſt der Erbvertrag nur über einen be⸗ 
ſtimmten Theil des Nachlaſſes errichtet: fo fällt das 
übrige Vermögen dem ernannten Teſtaments⸗ oder 
in deſſen Ermangelung, dent geſetzlichen Erben an⸗ 
eim. 
8 $. 630, Iſt in dem Erbvertrage die letztwillige 
Verfuͤgung uͤber eine gewiſſe Sache oder Summe 
vorbehalten: ſo finden deshalb, wenn keine Verfuͤ⸗ 
gung getroffen iſt, die Verordnungen des Eilften 
Titels $. 1087. 1088. Anwendung. 

$. 631, Aus einem wechſelſeitigen Erbvertra⸗ Erbrecht. 
ge erlangt nur der Ueberlebende ein Erbrecht; und 
die Erben oder Nachkommen des Erſtverſtorbenen 
haben in fo weit auf den Fünftigen Nachlaß des 
Ueberlebenden keinen Anſpruch. 

$. 632. Iſt aber in dem Vertrage die Erb⸗ 
folgeordnung nicht bloß zwiſchen den N 

n⸗ 
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ſondern auch in Anſehung ihrer Erben oder Nach⸗ 
kommen beſtimmk: ſo iſt eine ſolche Verordnung, 
in fo fern fie das eigene Vermögen der Contrahen⸗ 
ten betrifft, nach den Regeln der Fideicommiſſe und 
fideicommiſſariſchen Subſtitutionen zu beurtheilen. 


(Th. 2. Tit. 4. Abſchn. 3) 


Aerruf, 


F. 633. Fortwaͤhrende Succeſſtonsordnungen, 
welche die Nachkommen auch in; Anſehung ihres 
eigenen Bermögens verpflichten ſollen, koͤnnen niche 
durch bloße Erbverträge, ſondern nur durch Fami⸗ 
lienſchlüſſe gültig errichtet werden. (Th. 2. Tit. 4. 
F. 7. faq) 

6. 634. Gerichtliche auf den Todesfall einge 
gangene Erbverträge konnen einſeitig nur fo, wie 
Vertrage unter Lebendigen, widerrufen werden. 

§. 635. Haben beide Theile ſich die Befugniß, 
von dem Erbvertrage nach Gutfinden abzugehen, 
vorbehalten, fo wird das Gefchaft nur als ein Te⸗ 


ſtament angeſehen. 


9. 636 Von dem Widerrufe eines ſolehen Erb⸗ 
vertrags gilt eben das, was von dem Widerrufe 
eines Teſtaments verordnet iſt. (587. 14. 

§. 637. So bald der eine Theil einen ſolchen 
Erbvergleich widerruft, verliert derſelbe auch in An⸗ 
ſehung des andern ſeine Kraft. 

§. 638. Hat jedoch der andere weder feines | 
Orts ausdrücklich widerrufen, noch ſonſt letztwillig 
verordnet, fo beſtehen diejenigen Vermächtniſſe, wel⸗ 
che von ihm im Erbvertrage andern Perſonen, als 
ſolchen, die mit dem Widerrufenden als Verwand⸗ 
te oder beſondere Freunde verbunden ſind, ausge⸗ 
ſetzt worden. „ 

F. 639. Hat nur ein Theil die Befugniß zum 
Widerrufe ſich vorbehalten: fo wird dadurch der 
andere, ein Gleiches zu ehun, noch nicht berechtigt. 


§. 640. 
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$. 640. So bald aber der erſte widerrufen 
bat, finder in Anſehung des zweiten die Vorſchriſe 
des §. 637. 638. ebenfalls Anwendung. 

H. 641. Bey Erbverträgen kann der überleben-Eutfaguns 
de Theil eben fo, wie der Leſtamentserbe, ſich der ice. 
Berlaffenfchaft gültig entſchlagen 5 

H. 642. Er kann aber alsdann auch feines ge⸗ 
ſetzlichen Erbrechts ſich nicht bedienen. (Tit, 9. 

. 401.) 

8 H. 643. Iſt in dem Vertrage ſelbſt der Befug⸗ 
niß, bie Erbſchaft auszuſchlagen, ausdrücklich ent⸗ 
ſagt worden: jo hat es zwar dabey fein Bewenden; 

F. 644. Doch kann auch ein ſolcher Vertrags⸗ 
erbe zum Antritte der Erbſchaft nur unter dem Vor⸗ 
behalte der Rechtswohlthat des Inventarit verpflich⸗ 
tet werden. 8 

H. 645. Auch bey der Erbfolge aus Vertragen 8 
findet das Recht des Zuwachſes Statt. dez 

$. 646. Uebrigens gelten Erbvertraͤge nur un⸗ Nachſes. 
ter den Contrahenten als Verträge; in Anſehung der Erk 
eines Dritten aber, dem darin etwas zugedacht wor- dentehze 
den, und der dem Vertrage nicht mit Bewilligung hann ei, 
der Hauptcontrahenten ausdrückſich beigetreten iſt, ies Dit, 
haben fie nur die Kraft einſeitiger letztwilliger Ver- ten. 
fügungen, (Tit. 5. §. 75: 76. 77.) 

§. 647. So weit Teſtamente wegen nicht ein: Aufhe⸗ 
treffender Bedingungen, wegen des von dem Erben feen. 
verurfachten Todes des Erblaſſers, oder wegen Da · 
zwiſchenkunft ehelicher Kinder, ſo wie uͤberhaupt 
durch Zufall entkräftet, oder vereitelt werden; fo 
weit werden unter eben den Umſtänden auch Erb⸗ 
5 autgängig- (. 478 — 518. $. 599. 600. 

01. 563. 5 

§. 649. Was bey Erbvertraͤgen ande Che er 
leuten Rechtens ſey, iſt gehörigen Orts beſtimmt. ſchene he, 
Th. 2. Tit. 1. Abſchu. 7.) leuten. 


6. 649. 
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dne, . 649. Vertrage, wodurch einer künftigen 

least. beſtimmten Erbſchaft entſagt, oder die Theilung ei⸗ 
ner ſolchen Erbſchaft im Voraus angeordnet wird, 
gelten nur unter denjenigen, welche zu einer ſolchen 
Erbſchart als geſetzliche Miterben berufen find. 

§. 650. Zu Gunſten eines Fremden gelten der⸗ 
gleichen Verträge nur alsdann, wenn derjenige, über: 
deſſen Nachlaß verfüge werden ſoll, dem Vertrage 
als Miteontrahent ausdrücklich beitritt. 

F. 65 . Im letztern Falle iſt aber auch dieſer 
künftige Erblaſfer an einen ſolchen Vertrag, wie an 
ſeinen eigenen Erbvertrag, gebunden, und darf, dem⸗ 
ſelben zuwider, ſo wenig durch Teſtamente, als durch 
foätere Erbvertraͤge etwas verfügen, 

§. 652, Es begreift alſo eine dergleichen gül⸗ 
tige Enrfagung des geſetzlichen Erbrechts auch die 
des Erbrechts aus einer letztwilligen Verordnung, 
fo wie umgekehrt, unter ſich. 

§ 653. Wenn der, über deſſen künftige Erb⸗ 
ſchaft ein ſolcher Vertrag (S. 649.) geſchloſſen wird, 
eine verbindliche Willenserklärung abzugeben unfaͤ⸗ 
big tt, fo kann zwar der Vertrag, auch ohne ſei⸗ 
nen Weitritt, guͤltig geſchloſſen werden; 

8 $, 65 . Alsdann iſt aber die gerichtliche Auf⸗ 
nehmung und Abſchließung deſſelben zu feiner Gül- 
tigkeit nothwendig. 

$. 655. Auf Familienverträge, in ſo fern die⸗ 
ſelben ſonſt gültig geſchloſſen worden, findet die 
Vorſchriſt des . 650. nicht Anwendung, wenn 
gleich darin auch Entſagungen künftiger Erbanfalle 
enthalten wären. 7 

H. 656. Verträge, wodurch Aeltern ihr Ver⸗ 
mögen ſchon bey Lebzeiten ihren Kindern abtreten, 
für bloß als Vertrage unter Lebendigen anzuſehen. 


Drei⸗ 
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Dreizehnter Titel. 


Von Erwerbung des Eigenthums der Sa. 
chen und Rechte durch einen Dritten. 


8. k. 


Sachen und Rechte koͤnnen auch durch Handlun⸗ 
gen eines Dritten erworben werden. 

H. 2. Wie weit überhaupt Jemand aus Ver⸗ 
trägen, die zwiſchen Andern zu ſeinem Vortheile 
geſchloſſen worden, ein Recht erlange, iſt im Fünf⸗ 
ten Titel $. 74. Ig. vorgeſchrieben. 

$. 3. In wie fern ein Ehegatte durch den An⸗ 
dern; Väter durch die in ihrer Gewalt befindlichen 
Kinder; Dienſtherrſchaften durch ihr Geſinde; Pfle⸗ 
gebefohlne durch ihre Vormuͤnder; und Kauſleute 
durch ihre Handlungsbedienten erwerben; iſt gehoͤri⸗ 
gen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 5. Tie. 
2. Abſchn. 2. Tit. 5. Tit. 8. Abſehn. 7. Tit. 18. 
Abſchn. 5.) 

. §. J. Außer dieſen Fällen wird, wenn durch 
Handlungen eines Dritten Jemanden Sachen und 
Rechte erworben werden ſollen, in der Regel ein 
ausdrücklicher Auftrag deſſen, welcher dadurch erwer⸗ 
ben ſoll, erfordert. 


Erſter Abſchnitt. 
Von Vollmachtsauftraͤgen. 


F. 5. Die Willenserklärung, wodurch Einer Begriff. 
dem Andern das Recht ertheilt, ein Gefchäft fir 
ihn und ſtatt feiner zu betreiben, wird Auftrag 
oder Vollmacht genanut 5 
$. 6. Wird der Auftrag angenommen, fo iſt 
unter beiden Theilen ein Vertrag vorhanden. 
; 7. 
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Wie ber §. 7. Wo nach den Geſetzen kein ſchriftlicher 

gun, Contract erforderlich iſt; da iſt der Vollmachtsver⸗ 

trag ger krag für geſchloſſen zu achten, wenn der Eine den 

baden mündlichen Auftrag des Andern auch nur ſtillſchwei⸗ 
gend annimmt. (Tit. 5. F. 81. 82.) 

9. 8. Doch kann auch in ſolchen Fällen, wo es 
unter den handelnden Perſonen ſelbſt eines ſchriftli⸗ 
chen Vertrags nicht bedarf, ein Dritter, welcher mit 
dem Bevollmächtigten ſich eingelaſſen hat, auf Er⸗ 
füllung des mit ſelbigem geſchloſſenen Vertrags gegen 
den Machtgeber nicht klagen, wenn der Bevollmäch- 
tigte nicht durch einen ſchriftlichen Auftrag deſſelben 
legitimirt geweſen iſt. 5 

§. 9. Wohl aber kann er ſich an den Bevoll⸗ 
mäaͤchtigten halten, und von dieſem ſowohl Schad⸗ 
loshaltung, als Abtretung feiner Rechte an den 
Machtgeber fordern. 

$. 10. Der Machtgeber kann, auch in dieſem 
Falle, gegen den Dritten, mit welchem der Bevoll⸗ 
maͤchtigte in ſeinem Namen gehandelt hat, klagen. 

$. 11. In Fallen, wo die Geſetze uberhaupt 
einen ſchriſtlichen Vertrag erfordern, vertreten die 
Ertheilung einer ſchriftlichen Vollmacht von der einen, 
und deren auch nur ſtillſchweigend geſchehene Annah⸗ 
me von der andern Seite, die Stelle deſſelben. 

$. 12. So lange aber ein Abweſender, dem 
eine Vollmacht zugeſchickt worden, ſich über die An⸗ 
nahme derſelben noch nicht erklart, oder doch davon 
noch keinen Gebrauch gemacht hat, iſt der Vertrag 
noch nicht für geſchloſſen zu achten. 

Wer Vol⸗ F. 13. Perſonen, welche zu Beſorgung gewiſ⸗ 
e Angelegenheiten öffentlich. beſtellt worden, koͤnnen 
Auberge dieſelben nicht anders, als aus erheblichen Urſachen, 
bin ch. die ſie ſogleich anzuzeigen ſchuldig ſind, ablehnen. 
5 §. 14. Verzoͤgern fie ihre Antwort, fo wird die 
Vollmacht für angenommen geachtet, und ſie wer⸗ 

den 
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den dem Machtgeber eben ſo verhaftet, als wenn 
fie zur Ueberneßmung des Auftrags ſich ausdruͤck⸗ 
lich erklart hatten. 

$. 15. Auch diejenigen, welche aus Ueberneh⸗ 
mung gewiſſer Arten von Auftragen, gegen Beloh⸗ 
nung, ein Gewerbe machen, find, wenn ſie derglei⸗ 
chen an ſie ergehenden Auftrag ablehnen wollen, dem 
Machtgeber davon ſofort Anzeige zu machen ver⸗ 
bunden. 

$. 16. Unterlaſſen fie dieſes, fo findet auch ge⸗ 
gen fie die Vorſchrift des H. 14. Anwendung. 

§. 17. Die Friſten, binnen welcher dergleichen 
Perfonen (§. 13 15.) über die Ablehnung eines 
ihnen geſchehenen Auftrags ſich erfläven müffen, ſind 
nach den Tit. 5. $ 90, Lag: gegebenen Regeln zu 
beſtimmen. 

H. 18. Alle Privatgeſchafte, die Jemand ſelbſt Was der 
vorzunehmen berechtigt iſt, konnen von ihm in der f 
Regel auch einem Andern übertragen werden. 5 8 Kroll, 

8.19. In wie fern, bey Eivils und Criminal: Meng 
prozeſſen, die Vertretung der Parteien durch Bevoll⸗ vom tn 
maͤchtigte Statt finde, iſt in der Prozeß» und Cri⸗ 
minalordnung beſtimmt. 

$. 20. Was Rechtens fen, wenn unerlaubte Heise 


Geſchafte Andern aufgetragen worden, iſt im Sach: age, 
ſten Titel H. 51. [ag vorgeſchrieben. weben 
werden 


$. 21. Sobald der Vortheil des Machtgebers solle. 
mit dem Vortheile des Bevollmächtigten in Wider⸗ 
ſpruch kommt, darf dieſer den Auftrag weder anneh⸗ 
men noch behalten. 
F. 22. Eben fo wenig kann ein Bevollmaͤchtig⸗ 
ter Aufträge verſchiedener Perſonen, deren Inke⸗ 
reſſe einander entgegen läuft, annehmen. 

F. 23. Perſonen, welche nach 9. 13. zu Beſor⸗ 
gung geroiffer Angelegenheiten öffentlich beftelte a 
müf 


Perſonew 


I 
Side 


koͤnnen. 
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muͤſſen in dem Falle des H. 22. den erſten Auftrag, 
den fie, einmal übernommen haben, behalten. 

$. 24. Andern ſteht es frey, nach gehörig er⸗ 
folgter Aufkündigung des frübern Auftrages, den 
fpätern zu uͤbernehmen. 

H. 25. Behält in den Fallen des H. ar, 22. der 
Bevollmaͤchtigte den Auftrag, ohne die Beſchaffen⸗ 
heit der Sache feinem Machtgeber zur gehoͤrigen 
Zeit ($. 17.) treulich anzuzeigen: fo haftet er demſel⸗ 
ben für allen daraus entſtehenden Schaden. 

§. 26. Ueberdies kommt in dem Falle des §. 
21. alles, was der Bevollmächtigte gethan hat, fo 
weit es vortheilhaft iſt, lediglich dem Machtgeber 
zu gute. 

F. 27. In dem Falle des F. 22; find die Hand⸗ 


lungen des Bevollmächtigten zum Vorthelle deſſen, 


für welchen er das Geſchaͤft wirklich beſorgt hat, güf- 
tig, wenn nicht derſelbe ſich eines Verftändniffes mit 
dem Bevollmächtigten, zur Verkuͤrzung der Andern, 
ſchuldig gemacht hat. A 

$. 28. In beiden Fällen H. ar. 22. ſteht das um 
erlaubte Verhalten des Bevollmächtigten, in Ueber⸗ 
nehmung ſolcher Aufträge, dem Dritten, welcher ſich 
redlicher Weiſe mit ihm eingelaſſen hat, in Auſe⸗ 
hung des Machtgebers nicht entgegen. 


ö. 29. Mur fo weit ſich Jemand uberhaupt ver⸗ 
bindlich machen kann, wird er durch Ertheilung oder 
Annahme eines Auftrages verpflichtet. 

S. 30. Wer ſich ſelbſt zu verbinden unfähig iſt, 
kann dennoch durch gehörige Ausrichtung eines auf⸗ 
getragenen Geſchaͤfts, Rechte gegen feinen Macht⸗ 
geber erwerben. 

§. 31. Rechte, die einem gewiſſen Stande oder 
Gewerbe eigen ſind, koͤnnen Andern nicht aufgetra⸗ 
gen, noch von denſelben uͤbernommen werden. 


9. 32. 
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$. 22. Mit einem Bevollmächtigten, welchem 
die zu Schließung gültiger Verträge erforderlichen 
Eigenſchaſten ermangeln, iſt ein Dritter ſich einzu⸗ 
laſſen nicht ſchuldig. : 
H. 33. Hat er es aber gethan, fo iſt das von 
dem Bevollmächtigten ſeiner Vollmacht gemäß abge» 
ſchloſſene Gefchäft, ſowohl für den Machtgeber, als 
für den Dritten, der Regel nach verbindlich. 
§. 34. Stand jedoch dem Bevollmächtigten bey 
Uebernehmung eines ſolchen Geſchäſts ein Verbots⸗ 
geſetz entgegen, fo iſt das Geſchäft nichtig. 
9. 35. Iſt aus dem Mangel der Erforderniſſe 
bey dem Bevollmächtigten, dem Machtgeber, oder 
einem Dritten, welcher mit demſelben ſich eingelaſſen 
hat, ein Schade entſtanden: ſo muß die Befugniß 
des Beſchaͤdigten, Erſatz aus dem Vermoͤgen des 
Bevollmächtigten zu fordern, nach den im Fuͤnften 
Titel H. 31, 1d. vorgeſchriebenen Regeln beurtheilt 
werden. u; 5 
$. 36. In Fällen, wo der Dritte Schadlos⸗ 
haltung aus dem Vermögen des Bevollmächtigten 
zu fordern berechtigt iſt, muß bey dem Unvermoͤgen 
des Lettern, derjenige, welcher wiſſentlich einen Uns 
faͤhigen zum Bevollmaͤchtigten beſtellt hat, dem Be⸗ 
ſchaͤdigten haften. Wirkun⸗ 
. 37. Wer einen Auftrag angenommen hat, gen des 
iſt ihn in der Regel ſelbſt auszurichten verbunden. ae 
. 38. Ueberträgt er das Geſchaͤft, ohne Ein vertrage. 
willigung des Machtgebers, einem Andern: fo muß yeah 
er für die Handlungen und Verſehen deſſelben, wie dem - 
für feine eigenen, haften. te 
$. 39. Hat aber der Machtgeber dem Bevoll⸗ Best 


bey dieſer Auswahl begangenes grobes oder mäßiges 115 Bir 
5 
5 Tubfityr 
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$..49. Uebrigens finden alsdann zwiſchen dem 
Machtgeber und Subſtituten eben die Rechte und 
Pflichten Statt, wie zwiſchen Erſterem, und dem 
unmittelbaren Bevollmächtigten. 

9. 47. Geſchaͤfte eines öffentlichen Amts ſoll 
Niemand eigenmaͤchtig einem Andern an feiner Statt 
auftragen. 1 . 

& 4%. Iſt es dennoch geſehehen; fo find die 
Handlungen des Subſtituten nichtig, und er ſowohl, 
als fein Machtgeber, haften einer für beide und 
beide für einen, wegen alles daraus entſtandenen 
Schadens. \ 

9.43: War jedoch der Subſtitut zur Verrich⸗ 
tung von Amtshandlungen dieſer Art an ſich quali- 
ſficirt: fo wird zwar dadurch, daß der, welchem das 
Geſchäft eigentlich oblag, ihn dazu eigenmächeig ſub⸗ 
ſtituure hat, die Handlung ſelbſt noch nicht ungültig. 

9. 44. vjenige aber, welcher ſich einer fol- 
chen eigenmächtigen Subſtitution angemaßt hat, foll, 
nach Bewandniß der Umſtände, mit verhälenißmäßi⸗ 
ger Geld⸗ oder Gofängnißſtrafe belegt werden. 

9g. 45. Auch von dieſer Strafe bleibt ein Beam⸗ 
ter ſrey, welcher durch Krankheit oder andern Zufall, 
die Gefchäfte feines Amts zu verwalten, auf eine Zeit⸗ 
lang außer Stand geſect worden, und auf fo lauge, 
bis von ſeinem Borgefesten, wegen einſtweiliger Ver⸗ 
ſehung deſſelben, Anſtalten getroſſen worden, ſolche 
Amesdandiungen, die keinen Aufſchub leiden, Ans 
dern, welche zu Gefchäften von gleicher Art oͤffent⸗ 
lich beſtellt und verpflichtet find, aufgetragen hat. 

g. 46. Iſt ein aufgetragenes Geſchaft von der 
Art, daß der Bevollmächtigte ſelbiges ohne Beihülfe 
anderer Perſonen nicht vollziehen kann; ſo haftet er 
für feine Gehulfen nur fo weit, als ihm ein mäßi- 


ges Veeſehen bey der Auswahl, oder bey der Auf- 


ſicht über ſie, zur Laſt fällt. 
h . 5 9. 47. 
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$. 47. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Bevollmächtigte, bey eintretenden perfönfichen Ver⸗ 
hinderungen, zur Beſorgung eines Geſchäfts, wel⸗ 
ches keinen Verzug leidet, ſich anderer Perſonen 
bedient hat. } 
F. 48. Wer aber. ohne Noth ſich fremder Bei⸗ 
huͤlfe zu einem ihm aufgetragenen Geſchaͤfte bedient, 
haftet für allen durch ſolche Gehuͤffen verurſach ten 
Schaden. 
$ 49. Von der zur Ausrichtung des Gefchäfts a 
ertheilten heſtimmten Vorſchrift des Machtgebers, des de 
darf der Bevollmaͤchtigte aus eigener Macht nicht Hr 
abgehen. Vor 
$. 50. Iſt dieſes geſchehen, ſo haftet er den geber ger 
Machtgeber für — e e Schaden. ede 
S. Fr. Hat der Bevollmächtigte, der Aber, iel. 
chung ungeachtet, das Geſchaͤft felbft zum Mutzen 
des Machtgebers ausgerichtet, und Nabe will den 
Vortheil daraus ſich zueignen: ſo muß er auch die 
Abweichung genehmigen. * 
H. 52. Bey übertretener Vorſchrift gilt die 
Vermuthung, daß der ſich ergebende Schade durch 
die geſchehene Abweichung verurſacht worden. 
§. 83. Eiuſchraͤnkungen und Ausdehnungen der 
Vollmacht, welche nach der Natur des Geſchafts, 
oder der bekannten Abſicht des Machtgebers, noth⸗ 
wendig find, koͤnnen nicht als unerlaubte Abweichun⸗ 
gen von der gegebenen Vorſchrift angeſehen werden. 
$. 54, Für den Ausgang des Geſchäfts halter ze, Fe 
der Bevollmächtigte nur in fo weit, als er bey der den Ber, 
Uebernehmung oder Ausrichtung deſſelben ein Ver⸗ ice 
ſehen begangen hat. der Su 
F. 55. Ju der Regel ist der Bevollmächtigte, kale her 
bey Vollziehung des Auftrags, zu demjenigen Grade ten muß 
des Fleißes und der Aufmerkſamkeit, welchen er in 
8 G 2 ſeinen 
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feinen eigenen Geſchaͤften derſelben Art anzuwenden 
pflegt, verpflichtet. 
$. 56. Kann hiernach der Grad ſeiner Ver⸗ 
antworklichkeit nicht ausgemittelt werden; oder hat 
er den Auftrag gegen Belohnung übernommen: fo 
muß jedes maͤßige Verſehen uberhaupt von ihm ver- 
treten werden. 
§. 57. Hat er den Auftrag als Kunſt⸗ oder 
Sachverſtaͤndiger übernommen: fo haftet er auch 
für ein geringes Verſehen. 
§. 58. Doch iſt der Kunſtverſtaͤndige, welcher 
einen Auftrag ohne Vergeltung übernommen hat, 
nur für ein mäßiges Verſehen zu haften ſchuldig. 
g. 59. In allen Faͤllen, wo die Ausfuhrung des 
Geſchaͤfts durch Zufall verhindert, oder aufgehalten 
wird, muß der Bevollmächtigte ſeinen Machtgeber 
davon zeitig benachricheigen. 
§. 60. Ueberhaußt muß er, während des Laufe 
des Geſchafts, dem Machtgeber über die jedesma⸗ 
lige Lage deſſelben, auf Erſordern, creulich Auskunft 
geben. 5 
0 Von $. 61. Nach vollenderem Gefchäfte iſt er dem⸗ 
kat, felben über deſſen Ausführung Nechenſchaft abzule⸗ 
zu welcher gen verpflichtet. 
ic §. 62. Alle Vortheile, welche aus dergleichen 
dem aufgetragenem Geſchäfte entſtehen, kommen, ſo weit 
de dig nicht ein Auderes verabredet worden, dem Macht⸗ 
pflichtet geber allein zu ſtatten. 5 
. $. 63. Der Bevollmächtigte darf alſo den er⸗ 
haltenen Auftrag nicht dazu gebrauchen, ſich ohne Ein 
willigung des Machtgebers eigene Vortheile dadurch 
zu 18 
$. 64. Dagegen kann der Bevollmächtigte, bloß 
bey Gelegenheit des Auftrags, Geſchaͤfte, die mit 
demſelben in keiner Verbindung ſtehen, zu feinem 
eigenen Vortheile verhandeln und ausführen. 


F. 65. 
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5. 65. Der Machtgeber muß den Bevollimäch. e) Pfich⸗ 
tigten für allen bey dem Geſchafte gemachten Auf eier 
wand, in fo fern derſelbe nöthig oder nützlich gewe- Leis ger 
fen, entſchaͤdigen. ; 15 

$. 66. Die bey einem Giſchäfte gewöhnlichen mächtig, 
Ausgaben werden als nützlich angeſehen. ee 

d. 67. Ausgaben, welche der Machtgeber aus, Isshal- 
drücklich untersagt hat, dürfen ihm nur in ſo fern MI 
angerechnet werden, als fie eine wirkliche Verwen⸗ 
dung in ſeinen Nutzen enthalten, und er ſich den 
dadurch bewirkten Vortheil zueignen will. 

F. 68. Moͤchige und nüpliche Ausgaben, welche 
die Perſon des Bevollmächtigten angehen, ſind nach 
feiner, und nicht nach der Qualität des Machtgebers 
zu beurtheilen. g 5 

$. 69. Auch bey rückgängig gewordenem Auf⸗ 
trage, oder fehlgeſchlagener Ausrichtung, iſt der Be⸗ 
vollmächtigte den Erſatz der zweckmäßig verwendeken 
Keſten zu fordern befugt. 

$. 70. Wo die Gefege nicht ein Anderes ver, In wie 
ordnen, iſt der Bevollmächtigte, noch vor Beendi⸗ Bepo 
gung des Geſchäfts, Vorſchuß oder Vergütung der mächtige 
bereits gehabten Auslagen zu fordern berechtigt. aan 

$. 71. Hat er keinen Vorſchuß gefordert, fo" 
kann er, von dem Betrage der gehabten Auslagen, 
tandübfiche Zinſen nur von dem Tage an fordern, 
wo er dem Machtgeber die mit den erforderlichen Be⸗ 
legen verſehene Berechnung darüber zugeſtellt hat. 

$. 72. Hat jedoch der Bevollmächtigte Capi⸗ 
talszahlungen für den Machtgeber geleiſtet; fo muß 
ihm der Vorſchuß ſehon von der Zeit der geſchehenen 
Verwendung an landüblich verzinſet werden. 

F. 73. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Machtgeber den ihm abgeforderten Vorſchuß nicht 
zur gehörigen Zeit angeſchafft hat; oder wenn der 
Bevollmächtigte var Vollziehung des Giefchäfte, nach 

den 
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den Umſtänden des Falles, den noͤthigen Vorſchuß 
von dem Machtgeber nicht einziehen konnte. 
ne H., 740 Unbedungene Belohnungen kann der 


bee ſelbſt einen Preis dafür beſtimmen, oder die 
Ausrichtung ſolcher Geſchäfte zu ſeinem ordentlichen 
Gewerbe gehoͤrt. 

9:75. Wenn Gefchäfte, zu welchen eine be⸗ 
ſtimmte Claſſe von Perſonen beſtimmt if, von an⸗ 
dern, welche zu dieſer Claſſe nicht gehören, auf eine 
an ſich erlaubte Art gegen eine vorbedungene Be⸗ 

1 lohnung uͤbernemmen werden: ſo darf doch auch eine 
ſoſche Belohnung die den Perſonen der andern Claſſe 
vorgeſchriebene Taxe niemals überſteigen, 

9. 76. Bey Verſchaffung von Darlehen darf 
alſo der Bevollmächtigte, wenn er auch kein eigens 
licher Mäkler iſt, ſich dennoch eine das geſetzmaͤßige 
Maklerlohn üuͤberſteigende Belohnung niemals vor⸗ 
bedingen. 85 

§. 77. Bey Geſchaͤſten, wo kein geſetzlicher 

Maaßſtab der Belohnung vorhanden iſt, häugt die 
„Beſtimmung derſelben lediglich von dem Ueberein⸗ 
kommen der Parteien ab. 

$. 78. Iſt für. ein ſolches Geſchaͤft eine Beloh⸗ 
nung in unbeſtimmten Ausdrücken verſprochen wor⸗ 
den: fo muß, bey ermangelndem Einverſtändniſſe der 
Parteien, die Belohnung nach richterlichem Ermeſ⸗ 
fen beſtimmt werden, 

§. 79. Bey dieſem Ermeſſen muß der Richter 
auf die für ähnliche Fälle vorhandenen geſetzlichen 
Beſtimmungen, auf die Beſchaffenheit der handeln⸗ 
den Perſonen, und auf die zur Ausrichtung des 
Geſchaͤfts erforderlich geweſene Zeit und Mühwal⸗ 
tung, vernünftige Ruckſicht nehmen. 

Borat, F. 80. Unglücksfälle, weiche den Bevollmäch⸗ 
Schaden, tigten bey Ausrichtung des Geſchäfts treffen, 90 Fi 3 
Macht⸗ 


Von Vollmachtsaufträgen. 103 


Machtgeber nur in ſo fern zu vergüten ſchuldig, als welchen 


er dazu auch nur durch ein geringes Verſehen As BE 
laß gegeben bat. tigte let 


$ 81. Doch muß der bloß zufällige Schaden e. 
auch alsdann vergütet werden, wenn der Bevoll⸗ 
machtigte die beſtimmte Vorſchrift des Machtgebers, 
ohne ſich der Gefahr einer ſolchen Beſchaͤdigung 
euszuſetzen, nicht hat befolgen können. 

F. 82. Der Machtgeber iſt ſchuldig, den Be⸗ pficht 
vollmächeigten von allen Verbindlichkeiken, welche grachtge⸗ 
derſelbe bey Ausrichtung des Gefchäfts gegen An- bers, den 
dere uͤbernommen hat, zu befreien. Ru, 

6. 83. Der Bevollmaͤchtigte bat dieſerhalb, fo ten vor 
wie wegen feiner Auslagen und zu fordern habender Nauders 
Belohnungen, ein Zurückbehaltungsrecht in Anſehung übernon 
derjenigen Sachen, die verinöge des Auftrags, für Werhind⸗ 
den Machtgeber in feine Hände gekommen find. lichkeiten 
(Tit. 20. Abſchn. 2.) uber 

F. 84 Dagegen hat, wenn der Bevollmächtigte iel. 
dergleichen Sachen verzehrt, veraͤußert, oder ſonſt 
abhanden gebracht hat, bey einem uͤber fein Vermo⸗ 
gen entſtehenden Concurfe, der Machtgeber das Vor⸗ 
recht der Sechſten Claſſe in Anſehung des Werths 
derſelben. 

§. 85. Was der Bevollmächtigte, zufolge des u. Rechte 
erhaltenen Auftrags, mit einem Dritten verhandelt, MAT 
verpflichtet den Machtgeber eben fo, als ob die Ver. Machtge⸗ 
handlung mit ihm ſelbſt vollzogen wäre. W 

. 86. Hat Jemand mit dem Bevollmächtigten, Dritten, 
auf den Grund der noch nicht widerrufenen Volk, zue 
macht deſſelben, und ein Andrer mit dem Machtge. b) bean 
ber ſelbſt, über einen und eben denſelben beſtumatten wn e, 
Gegenſtand Verhandlungen geſchloſſen, welche mur mand zul 
einander nicht beſtehen können: ſo gilt in der Negel 1 
diejenige, welche früher zu Stande gekommen iſt. kin. 


ein Au 
F. 87. 
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deter mit F. 87. Eukeſteht jedoch aus dem Zurückgehen 
dem Pi Pr nagt; . 
SMachtge, der Märern Verhandlung ein wirklicher Schade für 
HN den, welcher ſich redlicher Weiſe darauf eingelaſſen 
bal, eie hat: fo muß der Machegeber denſelben allemal ver⸗ 
treten. 
$ 88. Hat der Machtgeber den Bevolſmaͤch⸗ 
tigten von den Unterhandlungen, in die er ſelbſt über 
das Geſchäft mie einem Andern getreten iſt, nicht 
beuachrichtigt: ſo aile die Verhandlung des Bevoll⸗ 
mächtigten, wenn fie auch fpäter, als die des Macht⸗ 
gebe rs, abgeſchloſſen ware. 
$. 89. In dieſem Falle aber muß der Mache 
geber demjenigen, mit welchem er ſelbſt ohne Vor⸗ 
behalt abgeſchloſſen hat, cht nur für den aus dem 
Ruͤckgange des Geſchafts erwachſenden Schaden, ſon⸗ 
deru auch für den entgehenden Vortheil haften. 
e) wenn $. 90. So weit der Bevollmächtigte die Grän⸗ 
dollnch⸗ zen ſeines Auftrags überfhreitet, wird der Machtge⸗ 
une die ber durch feine Handlungen dem Dritten in der Ne⸗ 
keines gel nicht verpflichtet. (F. Jr. 67.) 
wage $. 91. Derjenige, welcher mit dem Bevoll⸗ 
ten har Mächtigen zu unterhandeſn in Begriff ſteht, hat das 
Recht, die Vorzeigung der Vollmacht zu fordern. 
F. 92. Bezieht ſich die Vollmacht auf eine bes 
ſondere Inſtruction; fo findet in Anſehung dieſer ein 
Gleiches Statt. 
F. 93. Iſt einer beſondern Inſtruction in der 
Vollmacht nicht erwähnt; oder deren Vorzeigung 
verboten: fo iſt die Sache zwiſchen dem Machtgeber 
und dem Dritten bloß nach dem Inhalte der Voll⸗ 
macht zu beurtheilen. 
$ 94. Bey streitigen Rechtsangelegenheiten iſt 
der Bevollmächtigte feine Inſtruction dem Gegen⸗ 
theile vorzuzeigen niemals verpflichtet. 


L. 95. 
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§. 93. Auch der Richter iſt die Vorzeigung 
einer zum Vergleiche erhaltenen Inſtruction zu ver⸗ 
langen nicht befugt. 

§. 96. Hat der Dritte, mit welchem der Des 
vollmächtigte bandelt, die Vorſchriften §. 91. 92. 
vernachlaßigt; ſo kaun er ſich, wegen eines gegen 
die Anweiſung des Machtgebers vollzogenen Ge⸗ 
ſchafts, nur an den Bevollmächtigten halten. 

§. 97. Hat aber der Bevollmächtigte nur eine 
ihm ertheilte beſondere Inſteuction, deren in der 
Vollmacht nicht erwahnt, oder deren Vorzeigung 
verboten worden, uͤberſchritten: fo hat es bey der 
Vorſchrift des §. 93. fein Bewenden. 0 

F. 28. Wer zu einem gewiſſen Geſchaͤfte, ohne O Non 
ausdrücklich beigefügte Einschränkungen, oder Ber 1 5 
ziehung auf eine beſondere Inſtruction bevollmächtigt ten, 
iſt, verpflichtet den Machtgeber durch alle zur Voll: 
ziehung deſſelben unternommene Handlungen, in ſo 
fern nicht die Geſetze eine Specialvollmacht dazu 
erfordern. . 

$. 99. Eine Specialvollmacht iſt erforderlich: 
1) wenn Eide erlaſſen, oder fur geſchworen ange⸗ 
nommen werden ſollen; 

Anh. F. 44. Es macht hlebey keinen Unterſchled, ob 

der Eid der Partey oder einem Zeugen erlaſſen werden 
BE 

$. 109, Ferner 2) wenn der Bevollmächtigte 

einen Eid in die Seele des Machegebers ableiſten 


F. 107. 3) Wenn die Entſcheidung eines Rechts⸗ 
ſtreits einem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche unter⸗ 
worſen werden foll; 

$ 10. 4) Wenn über ſtreitige Rechte des 
Machtgebers ein Vergleich wirklich abgeſchloſſen 
werden ſollz 


g. 103, 


dem Laufe des dein Bevollmäch 


Pi N 
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§. roz. 5) Wenn ein Recht des Machtgebers 
einem Dritten abgetreten, oder Verzicht darauf ger 
leiſtet werden ſoll; 

H. 104. Ju fo fern jedoch Verzichtsleiſtungen 
unter allgemeinen Vollmachten gewiſſer Art, vers 
möge beſonderer Geſetze, mit begriffen ſind, oder in 
igen aufgetragenen 
Geſchaͤfts mit vor zukommen pflege n, iſt dazu eme 
Specialvollmacht nicht erforderlich. 

$. 105, 6) Wenn der Bevollmaͤchtigte Sachen 
oder Gelder, (Prozeßkoſten allein ausgenommen,) 
für. den Machtgeber in Empfang nehmen, und dar⸗ 
über quittiren ſoll; 

§. 106, 7) Wenn im Namen des Machtge⸗ 
15 Grundſtucke veräußert oder angekauft werden 
ſollen; 
0 §. 107. 8) Wenn im Namen des Gutsbesitzers 
die Eintragung auf ein Grundſtuck, oder im Na⸗ 
men des Gläubigers die Loͤſchung eingetragener Ge⸗ 
rechrſame im Hypothekenbuche, bewilligt werden ſoll. 

$. 108. Doch iſt derjenige, welcher die Zah⸗ 
lung einer eingetragenen Poſt in Empfang zu neh⸗ 
men gehörig bevollmachtigt war, eben dadurch auch 
befugt, in die Loͤſchung dieſer Poſt nach erhaltener 
Zahlung zu willigen. 

$. 309. 9) Auch zu Schenkungen aller Art, 
im Namen des Machtgebers, iſt eine Specialvoll. 
macht nothwendig. 


zoem bers §e 110. Speeialvollmachten müſſen von dem 


ſelben. 


Machtgeber eigentzändig geſchrieben und unterſchrie⸗ 

ben; oder doch erſt, nachdem der Vollmachtvauftrag 

von einem Andern aufgeſetzt worden, von dem, 
Machtgeber eigenhändig unterzeichnet ſeyn. 

. 1115 Bil der Machtgeber unfähig zu ſchrei⸗ 

benz En muß die Spectalvollmacht nach den allge⸗ 

* mei 
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meinen im Titel von Verträgen enthaltenen Vor 
ſchriften ausgeſtellt. werden. (Tit. F. §. 172. [dd) 

$. 112. Bloße Blanquets, auf welchen nur 
der Name des Machtgebers, ohne Beſtimmung des 
Geſchafts, wozu der Auftrag gegeben worden, ſich 
befindet, find zu Handlungen, die eine Specialvoll⸗ 
macht erfordern, niemals hinreichend. 

5. 113, Wer aber ein Blanquet, ohne Bes 
merkung des Gefchäfts, zu welchem daſſelbe beſtimmt 
iſt, aus den Händen giebt, kann gegen eine über 
die Namensunterſchrift geſetzte Vollmacht, wenn ſie 
gleich erſt nach der Unterzeichnung darüber geſchrie⸗ 
ben worden, ſich nicht entſchuldigen. 

§. 114. In qußergerichtlichen Handlungen iſt 
es die Sache des Dritten, welcher mit dem Be⸗ 
vollmächtigten ſich einlaſſen will, wie er von der 
Richtigkeit der vorgezeigten Speciglvollmacht ſich zu 
uͤberzeugen gedenke. 

$. 115. Wenn aber auf den Grund einer ſol⸗ 
chen Vollmacht etwas gerichtlich verhandelt werden 
folt: fo muß der Richter eine gerichtlich oder vor 
einem Juſtizeommiſſario und Notario ausgeftellte 
oder anerkannte Vollmacht fordern. 


Anh. §. Ar. Einer atteſtirten Speclalvollmacht Ber 
darf es nicht, wenn Collegia und Juſtitute, deren 
Beamte Öffentlichen Glauben haben, dieſelbe in dieſer 
Elgenſchaft ausgeſtellt, und mit dem Amtsſtegel bes 
druͤckt haben. b 


§. 116. Wenn Sachen oder Gelder durch 
einen Bevollmächtigten bey Gerichten erhoben wer⸗ 
deu ſollen: fo iſt dazu eine gerichtliche Vollmacht 
nothwendig. 

F. 117. Iſt der Empfänger ein Ausländer, fo 
kaun auch eine von einem gerichtlich beglanbigten 
Nerarig atteſtirte Vollmacht angenommen a 

uh. 
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Anh. §. 46. Die von den Preußiſchen Geſandten und 
Reſidenten an auswärtigen Höfen atteſtirte Vollmach⸗ 
ten find den gerichtlichen gleich zu achten. 


e Ben . 118. Auch derjenige, welchem die Beſor⸗ 

a. gung aller Angelegenheiten des Machtgebers aufge» 

ten. tragen worden, verpflichtet deuſelben durch Hand⸗ 
lungen, dic eine Specialvollmacht erfordern, nur in 
ſo fern, als dieſelben in ſeiner Generalvollmacht 
ausgedrückt find, 

t) Ren §. 119. Auverwandte in aufs und abſteigender 

za ol Linte, Eheleute, Geſchwiſter, und Geſehwiſterkinder 

machten, erſten Grades, Schwiegeräftern und Schwiegerkin⸗ 
der, Schwäger und Schwagerinnen, müſſen in Faͤl⸗ 
len, die keinen Aufſchub leiden, zur Beſorgung der 
Angelegenheiten ſolcher Perſonen, mit denen fie in 
einer dergleichen Verbindung ſtehen, auch ohne aus⸗ 
drückliche Vollmacht zugelaſſen werden. 

$. 120. Eine gleiche vernmuthete Vollmacht das 
ben Miteigenthümer get meinſchaftlicher Sachen oder 
Rechte, ingleichen Mitgenoſſen eines Prozeſſes, in 
biefer gemeinſchaſtlichen Angelegenheit für ſich. 

9 121. Eben das gilt von Herrſchaften und 
Obrigkeiten, in Angelegenheiten ihrer Gutsunter⸗ 
thanen. ’ 

$. 122. Ferner von Vermaltern, Buchhaltern, 
und Hausofficianten, in Anſehung der von ihren 
Prinzipalen oder Dienſtherrſchaften ihnen anvertrau⸗ 
ten Geſchäfte. 

$ lag. Aber auch alle dieſe Perſonen ($, 119. 
bis SS find zu Handlungen, wozu die Geſetze 
eine Specialvollmacht erfordern, ohne dergleichen 
Vollmacht nicht berecheige. 

& 124. Derjenige, welcher, auf den Grund 
einer vermutheten Vollmacht, Gefchäfte für einen 
Andern beſorgt, iſt ſchuldig, demſelben davon ohne 

Zeit 
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Zeitverluſt Nachricht zu geben, und feine Genehmi⸗ 
gung darüber einzuholen. 

$ 125. Derjenige, welcher mit einem ſolchen 
vermutheten Bevollmächtigten etwas verhandelt, hot 
das Recht, denſelben zu dieſer Benachrichtigung arte 
zuhalten; oder auch ſelbſt den, deſſen Geſchäfte ver⸗ 
bandelt worden, zur Erklärung darüber unmittelbar 
aufzufordern. 
. 126. Letzterer muß, fo bald ihm die Nach⸗ 
richt auf eine oder die andere Art zugekommen iſt, 
über die Billigung oder Mißbitligung des Geſchäfts 
innerhalb der im Fünften Titel $. 90. lag. beſtimm⸗ 
ten Friſten ſich erklären 5 

H. 127. Verabſaͤumt er dieſe Friſten, ſo wird 
er er ohne fernere Widerrede für einwilligend ange⸗ 
nommen. 0 5 

$. 128. Erklärt er aber feine Mißbilligung zur 
rechten Zeit; ſo kann der Dritte, wegen des aus 
dem Zurückgehen des Geſchafts ihm erwachſenden 
wirklichen Schadens, nur an den vermutheten Be⸗ 
vollmächtigten ſich halten. 5 

! 9 129. Daß Jemanden ein fremder Schuld: e) Non 

ſchein anvertraut worden, beweiſet noch nicht, vaß kit we 


= sr 
derſelbe zur Einhebung der darin verſchriebenen eheittsu 
Summe berechtigt ſey. a: 


$. 130. Hingegen iſt der, welchem die Duife 
tung uͤber eine zu bezahlende Summe anvertraut 
worden, zun Empfauge der Zahlung ſelbſt fur be⸗ 
vollmächtigt zu achten. 

v. 131. Der, welchem der Verkauf einer bes 
weglichen Sache aufgetragen worden, iſt zum Ems 
pfange des Kaufgeldes ſo weit berechtigt, als der 
Machtgeber ihn in den Stand geſetzt hat, die Sache 

dem Käufer zu übergeben. 1 
S. 132. Nur alsdann darf der Käufer an den 
Bevollmächtigten nicht zahlen, wenn Einſchraͤnkun⸗ 
gen 
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gen deshalb in der Vollmacht enthalten ſind; oder 
wenn der entgegengeſetzte Wille des Machtgebers 
5 auf andere Art dem Käufer bekannt gewor⸗ 
en iſt. 
F. 133. Die Vollmacht aber zum Verkaufe 
einer unbeweglichen Sache enthält noch nicht die 
Vollmacht, das Kaufgeld dafür in Empfang zu 
nehmen. 

$. 134. In keinem Falle wird vermuthet, daß 
der Bevollmächtigte zum Verkaufe Credit über das 
Kaufgeld zu geben berechtigt ſeg. 

§. 135. Wenn alſo in dem Falle des F. 133. 
der Machtgeber ſich nicht erklart hat, wie er es 
mit der Zahlung des Kaufgeldes wolle gehalten 
wiſſen, fo muß zuvörderſt die Erklarung deſſelben 
eingeholt werden. 5 

$. 136. Will entweder der Bevollmächtigte, 
oder der Kaͤufer, dieſes nicht abwarten? fo iſt der 
Letztere die Zahlung in das gerichtliche Depoſitum, 
auf Koften des Machtgebers, zu leiſten ſchuldig und 
berechtigt. 5 “ 5 

§. 137. In allen Fällen, wo der Bevollmäch⸗ 
tigte ohne ausdruͤckliche Erlaubniß des Machtgebers 
das Kaufgeld creditirt hat, iſt Letzterer an den Ver⸗ 
trag nicht gebunden, ſondern kann die Sache zu⸗ 
ruͤckfordern. 

. 138. Iſt dieſe bey dem Käufer nicht mehr 
vorhanden, fo kann der Machtgeber den bedungenen 
Werth gegen den Käufer ſofort einklagen. \ 

$ 139. Wenn aber das Gefhäft von der Alet 
geweſen iſt, daß diejenigen, welche dergleichen Ge⸗ 
werbe treiben, dabey Credit zu geben gewohnt ſind: 
fo muß der Machtgeber den von dem Bevollmäch⸗ 
tigten ertheilten Credit, außer den H. 132. beſtimm⸗ 
ten Fällen, wider ſich gelten laſſen. 


$. 140. 
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F. 10. Iſt Jemand bevollmächtigt, ein Date 
lebn aufzunehmen, ſo muß die warüber ertheilte 
Vollmacht dem Gläubiger aus gehaͤndige werden. 

§. 141. Enthält aber die Vollmacht mehrere 
Aufträge; oder iſt das Da lehnsgeſchaft bey dem 
Auftrage nur als Mittel zun Zwecke anzuſdhen; ſo 
iſt es genug, wenn dem Gläubiger nur eine beglaubte 
Abſchrift der Vollmacht zugeſtellt wird. 

5 143. Auch Handlungen, welche der Be: a 
vollmächtigte gegen die Vorſchrift des Machrgebers 5 
vollzogen hat, werden durch des Leßtern nachher er⸗ 5 

r * 50 De achtges 
folgte Genehmigung gültig. bers durch 

$. 143. Auch durch nachherige Handlungen 9 
des Machtgebers kann eine ſolche Genehmigung er⸗ Genehm⸗ 
klaͤrt werden. (Tit. F. . 185 — 1910 gung. 

§. 144. Wenn alfo der Machtgeber weiß, daß 
der Bevollmächtigte die Granzen feines Auftrags 
überſchritten habe, und ſich dennoch den aus dem 
Geſchafte entſtandenen Vortheil zueignet; oder die 
aus der eigenmächtigen Handlung des Bevollmäch⸗ 
tigten folgenden Leiſtungen übernimmt: fo wird die⸗ 
ſes einer ausdruckliehen Genehmigung gleich geachtet. 

$. 145. Sobald der Machtgeber von dem Bes 
vollmächtigten, oder dem Dritten, mit welchem ge⸗ 
handelt worden, Nachricht erhält, daß Erſterer die 
Granzen feines Auftrags überſchritten habe; iſt er 
ſchuldig, innerhalb der Dit. J. H. 90. Tg. beſtimm⸗ 
ten Friſten, fiber deſſen Billigung oder Mißbilligung 
ſich zu erklaren. 5 

9 146. Unterſaßt er dieſes, fo bleibt er dem 
Dritten, mit welchem gehandelt worden, für allen 
aus dieſer Unterlaſſunng eütſtandenen Schaden ver⸗ 
antwortlich. 5 

$ 147. Wenn Jemand gegen einen Deitten 
ſchriftlich erflärt, daß er einem Andern ein gewiſſes 
Geſchaft aufgetragen habe: fo muß er die Handlun⸗ 

A gen 
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gen dieſes Audern, welche derſelbe mit dem Dritten, 

in Gemäßheie der ſchriftlichen Erklärung vorgenom⸗ 

men hat, genehmigen; wenn er gleich dem Andern 
keine wirkliche Vollmacht ertheilt hätte, 

§. 148. Iſt die Erklaͤrung gegen den Dritten 

nur mündlich geſchehen: ſo iſt zwar der Erklärende 

nicht ſchuldig, die zwiſchen dieſem Dritten und dem 

angeblich Bevollmächtigten vorgenommenen Verhand⸗ 

lungen und geſchloſſenen Vertraͤge ſelbſt zu geneh⸗ 


migen. 7 
H. 149. Hat aber der Dritte dem angeblichen 


Bevollmaͤchtigten auf den Grund eines ſolehen Ber 
trags etwas gegeben, oder geleiſtet: fo haſtet der 
Erklärende dafür eben ſo, als wenn er es ſelbſt auf 
den Grund eines mündlichen Vertrags erhalten hätte. 
(Tit. 5. H. 155, ldd.) 
Im. Ver / $. 150: Wer mit einem Bevollmächtigten wei: 
11111 ter, als es die Gränzen feiner Vollmacht geſtatten, 
em Be, wiſſentlich ſich einlaͤßt, hat, bey erfolgender Miß⸗ 
5 billigung des Machtgebers, nur das Recht, das 
ganze Gefchäft wieder aufzurufen, und das, waßz 
Dritten, er darauf ſchon gegeben oder geleiſtet hat, von dem 
erhand⸗ Bevollmächtigten wieder zurückzufordern. 
kungen H. 151. Schadloshaltung hingegen kann er 
ie auch von dem Bevollmächtigten nicht verlangen, in 
fo fern ſich dieſer nicht ausdrücklich und ſchriftlich 
dazu verpflichtet hat, oder von deſſen Seite ein Be⸗ 
trug mit unkergelaufen iſt. 
$. 152. Wie weit ein Machtgeber fuͤr den 
durch den Bevollmächtigten bey Vollführung des Auf⸗ 
trags angerichteten Schaden haften muͤſſe, iſt gehö⸗ 
rigen Ders beſtimmt. (Tit. 6. $. 50—53,) 
§. 153. Wer mit einem Bevollmächtigten con⸗ 
trahirt bat, muß ſich wegen Erfüllung des Vertrags 
in der Tegel an den Machtgeber halten. 


H. 154. 
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$. 154. Hat der Bevollmächtigte bloß in ſei⸗ 
nem eignen Namen contrahirt, ſo kann der Andere 
nur von ihm die Erfüllung fordern. . 

$: 155. Ausnahmen und nähere Beſtimmun⸗ 
gen bey kaufmaäuniſchen Gefchäften find im Kauf⸗ 
mannsrechte veſtgeſetzt. 5 3 

§ 156, Hat Jemand, der zur Beſorgung ge⸗ 
wiſſer Angelegenheiten öffentlich beftelle iſt, derglei⸗ 
chen Geſchaſte in feinem eigenen Namen abgeſchloſ⸗ 
fen; es ergiebt ſich aber aus den zur Zeit des Com 
tracts ſchon vorhanden, und dem Andern bekaunt 
geweſenen Umſtaͤnden, daß der Gegenſtaud der Vers 
handlung wirklich Amtsangelegenheiten geweſen ſind; 
ſo hat der Andere die Wahl: ob er ſich an ſeinen 
Mitcontrahenten, oder an die Caſſe oder Anſtalt, 
welcher derſelbe vorgeſetzt iſt, halten wolle. 

$. 157. Der Bevollmächtigte kann, in Abwe⸗ 
ſenheit des Machtgebers, zu Handlungen, wozu ihn 
fein Auftrag berechtigt, durch den Richter angehal⸗ 
ten werden. 7 

$. 158. Doch kann der Machtgeber durch den 
Einwand, daß der Dritte den Bevollmächtigten zu 
ſeiner Pflicht anzuhalten unterlaſſen habe, ſich von 
ſeiner eigenen Verbindlichkeit nicht befreien. 

$. 159. In der Regel iſt ſowohl der Machtge⸗ ge gol! 
ber feinen Auftrag zu widerrufen, als der Bevoll⸗ Ne 
mächtigte die Ausführung des übernommenen Ge- guſſeho, 
ſchaͤfts dem Machigeber aufzukündigen berechtigt. bei wer⸗ 

$ 180. Es iſt nicht nothwendig, daß der Wi ⸗ 97 
derruf oder die Auffündigung unter Gegenwaͤrtigen Aufkün⸗ 
ſcheiftrch geschehe. nh 

H. 161. Wohl aber muß derjenige, welcher derrüf. 
von dem Vertrage abgeht, dem Andern die ertheilte 
eh e Vollmacht wieder abfordern, oder zurück 
geben. 


Augen, Lande, I. Band, 9. 162 
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H. 162. Beſindet ſich dieſe Vollmacht bey den 
gerichtlichen Aeten, fo muß die Aufhebung des Ver⸗ 
trags von demjenigen, welcher davon zuerſt abgeht, 
dem Richter angezeigt werden. 

$. 163. Der Machrgeber, welcher vor vollen⸗ 
detem Geſchaͤfte die Vollmacht widerruft, iſt ſchul⸗ 
dig, dem Bevollmächtigten nicht nur wegen des bes 
reits gemachten Aufwands, ſondern auch wegen des 
dabey auf andere Art erlittenen wirklichen Schadens 
gereche zu werden. 

§. 164. Sobald dem Bevollmächtigten der 
Widerruf des Machtgebers bekannt geworden; iſt 
derſelbe verpflichtet, dem Machtgeber ſelbſt, oder 
demjenigen, welchen dieſer zu ſeinem Nachfolger er⸗ 
nannt, und ihm angezeigt hat, uͤber die noch un⸗ 
vollendeten Geſchaͤfte treulich Auskunft zu geben, und 
alles, was zu deren Fortſetzung gehoͤrt, auszuant⸗ 
worten. 

$. 165. Er iſt nicht ſchuldig, ſich mit ferner 
rer Fortſetzung dieſer Geſchaͤfte auf irgend eine Art 
zu befaſſen. 

§. 166. In ſo fern aber, als die Fortſetzung 
angefangener Handlungen keinen Auſſchub leidet, 
und der Machtgeber darüber nicht beſonders verfüge 
bat; iſt der geweſene Bevollmächtigte befugt, die⸗ 

ſelben ſo weit zu beſorgen, als es zur Abwendung 
ee ſonſt unvermeidlichen Schadens nothwen⸗ 
dig iſt. 
9 $ 167. Iſt dem Bevollmächtigten die Ver⸗ 
handlung des Geſchaͤfts mit einer gewiſſen beſtimm⸗ 
ten Perſon aufgetragen; oder iſt dem Machegeber 
ſonſt bekannt, mit wem der Bevollmaͤchtigte ſich in 
Unterhandlungen daruber eingelaſſen habe: fo iſt der 
Machtgeber ſchuldig, wenn er die Vollmacht wider⸗ 
ruft, dieſen Dritten davon zu benachrichtigen. 


5 5 §. 168. 
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$. 168. Hat er dleſes nicht gethan, fo muß 
er die von dem Bevollmächeigten auf den Grund 
der Vollmacht geſchloſſenen Verhandlungen wider 
ſich gelten laſſen; wenn auch der Abſchluß derſelben 
erſt nach dem Widerrufe, welcher aber dem Dritten 
nicht bekannt geworden, erfolgt wäre. 

$. 169, Iſt dem Machtgeber daraus Schaden 
entſtanden, ſo muß er ſich deswegen an den Be⸗ 
vollmaͤchtigten halten. 

$. 170. Außer dieſem Falle ($. 167.) und 
wenn dem Machtgeber nicht bekannt iſt, mit wem 
der Bevollmächtigte in Verhandlungen über das Ger 
ſchaͤft ſich eingelaſſen habe, find die Unternehmun⸗ 
gen des Letztern, deren er ſich nach erhaltenem 
Widerrufe anmaßt, fuͤr den Machtgeber unver⸗ 
bindlich. : 

$. 17%, Hat der Bevollmächtigte dergleichen 
Verhandlungen, unter Verſchweigung des erhalte 
nen Widerrufs, mit einem Dritten abgeſchloſſen, 
ſo muß dieſer, wegen des aus der Unguͤlkigkeit des 
Geſchaͤfts erwachſenden Schadens, an den Bevoll⸗ 
mächtigten ſich halten. 

$. 172. Der Bevollmaͤchtigte, welcher die ihm 
übertragene Vollmacht aufkündigt, iſt ſchuldig, die 
angefangenen Geſchaͤfte entweder ſelbſt, oder durch 
feinen Subſtituten ($. lag.) fo lange fortzuſetzen, 
bis der Machrgeber dazu andere Vorkehrungen eref⸗ 
fen kann. } 

$ 173. Dagegen ift aber auch der Machtge⸗ 
ber zu Treffung ſoſcher Vorkehrungen, ſobald die 
Aufkündigung zu feiner Wiſſenſchaft gelaugt iſt, oh⸗ 
ne Zeitverluſt verbunden. 

§. 174. Von dem Zeitpunkte an, wo der 
Machtgeber, auch nur aus mäßigem Ver ſehen, ei⸗ 
ne Saumſeligkeit in Treffung anderweitiger Vorkeh⸗ 
rungen begangen bat, kann 5 von dem geweſenen a 

2 do 
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vollmächtigten, welcher das Gefchäft nicht weiter fort⸗ 
geſetzt hat, keine Vertretung mehr fordern. 

$. 175. Hat der Bevollmaͤchtigte nach dieſem 
Zeitpunkte das Geſchaͤfte ſelbſt, oder durch ſeinen 
Subſtituten, weiter fortgeſetzt, ohne feine geſchehene 
Auffündigung ausdruͤcklich zurückzunehmen: ſo iſt die 
Sache nach den Vorſchriften des folgenden Ab⸗ 
ſchnitts zu beurtheilen. 

. 476. Hat der Auftrag ein gerichtliches ‚Ges 
ſchaͤft betroffen, ſo muß der Bevollmächtigte, wel ⸗ 
cher denſelben aufkündigt, zu gleicher Zeit dem Rich⸗ 
ter davon Anzeige machen. 2 

$. 177. Der Richter muß alsdann, mit Rück 
ſicht auf die obwaltenden Umſtaͤnde, eine Zeit be⸗ 
ſtimmen, während welcher der geweſene Bevollmäch⸗ 
tigte das Geſchäft noch fortzuſetzen ſchuldig ſeyn ſoll, 
und den Machtgeber davon benachrichtigen. 

$. 178. Laßt dieſer den beſtimmten Zeitraum 
ohne Vorkehrung anderweitiger Anſtalten verſtreichen; 
fo findet die Vorſchrift des $. 174. wider ihn An⸗ 
wendung. 

$. 179. In außergerichtlichen Angelegenheiten 

ſteht dem Bevollmächtigten frey, die Aufkündigung 
ebenfalls gerichtlich zu thun, und fie dem Macht⸗ 
geber, jedoch auf ſeine eigene Koſten, gerichtlich be⸗ 
kannt machen zu laffen, 

H. 180. Iſt dem Machtgeber dabey nach dem 
Antrage des Bevollmächtigten eine gewiſſe Friſt zu 
Treffung anderweitiger Vorkehrungen beſtimmt wor⸗ 
den: ſo hat der Machtgeber, wenn dieſe Friſt frucht⸗ 
los verſtrichen iſt, die Vermuthung eines ſchuldba⸗ 
ren Verzugs wider ſich. 

"ber H. 181. Der Widerruf der Vollmacht erſtreckt 
Bade ſich auch auf die von dem Bevollmächtigten gefche- 
hene Subſtitution. 


$. 182. 


\ 
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$. 182. Iſt aber der Subſtieue von dem Macht⸗ 
geber ſelbſt ernannt worden: ſo folgt aus dem Wi⸗ 
derrufe der Hauptvollmacht der Widerruf der Sub⸗ 
ſtitution nur alsdann; wenn die Abſicht des Macht⸗ 
gebers, von dem Geſchaͤfte gänzlich abzuſtehen, er⸗ 
ellet. 
; $. 183. Der Bevollmächtigte kann einen von 
ihm willkuͤhrlich beſtellten Subſtituten nach Gutfin⸗ 
den ändern. 

$. 184. Ein Subſtitut aber, der von dem 
Machtgeber ſelbſt ernannt worden, kaun ohne Ge⸗ 
nehmigung des Machtgebers von dem Bevollmäch⸗ 
tigten, außer dem Nothfalle, nicht geändert werden. 


$. 185. Sobald die Fortſetzung des Geſchaͤfts chu 
mit den fernern Verfuͤgungen des Machrgebers nicht gender 
beſtehen kann, iſt der Auftrag für ſtillſchweigend wi⸗ Widerruf. 


derrufen anzuſehen. 

§. 186. Durch den Tod eines der beiden Con⸗ ı 
trahenten werden in der Regel alle Aufträge geen⸗ 
digt, welche nicht mit auf die Erben ausdrücklich ges 
richtet ſind. 

§. 187. Doch muͤſſen die Erben des Bevoll⸗ 
mächtigten nicht nur den Machtgeber von dem er⸗ 
folgten Todesfalle ſofort benachrichtigen: ſondern 
auch die angefangenen Gefchäfte in der Zwiſchenzeit, 
bis von dem Machtgeber anderweitige Vorkehrungen 
getroffen werden koͤunen, ſo weit fortfeßen, als es 
zur Abwendung eines ſonſt unvermeidlichen Scha⸗ 
dens nothwendig iſt. 

§. 188. Zu letzterem iſt der Bevollmächtigte 
ſelbſt verpflichtet, wenn durch den Tod des Macht⸗ 
gebers fein Auftrag gehoben worden. 6 ? 

$. 189. Wenn der Machtgeber, oder deſſen 
Erben, in Vorkehrung anderweitiger Anſtalten ſich 
einer Saumſeligkeit ſchuldig machen, ſo finden die 
Vorſchriften S. 174, Anwendung. 

$. 190. 


> Dur⸗ 
en deb 
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§. 190. Die Regel, daß durch den Tod des 
Machtgebers der Vollmachtsvertrag aufgehoben wer⸗ 
de, leidet eine Ausnahme, wenn das Gefchäft von 
der Natur iſt, daß es erſt nach dem Tode des Macht ⸗ 
gebers ausgefuͤhrt werden kann. 
$. 191. Bey kaufmaͤnniſchen Gefchäften wal⸗ 
tet die Vermuthung ob: daß der, welchem ſie an⸗ 
vertraut worden, diefelben auch nach dem Tode des 
Machtgebers fortſetzen ſolle. 
$. 192. Auch in Prozeßangelegenheiten wird 
die Vollmacht durch den Tod des Machtgebers nicht 
aufgehoben. 
$. 193. Eben fo wenig wird durch den Tod 
des Bevollmächtigten eine Subſtitution entkräftet, die 
von dem Machtgeber ſelbſt, oder von dem Haupt⸗ 
bevollmächtigten, vermoͤge der ihm dazu ausdrückt 
lich ertheilten Befugniß, geſchehen iſt. 
$. 194. In allen Fällen, wo nach aufgehobe⸗ 
ner Hauptvollmacht die Subſtitution fortdauert, 
iſt der Subſtitut befugt und ſchuldig, das Geſchaͤft 
als Hauptbevollmächtigter fo lange fortzuſetzen, bis der 
Machtgeber anderweitige Verfügungen getroffen hat. 
S. 195. Aufträge, welche Jemanden von Amts⸗ 
wegen ertheilt worden, behalten auch nach dem Tode 
des Machtgebers ihre Kraft, 
2 F. 196. Was wegen Aufhebung des Vertrags 
zen Unfke durch den Tod des einen oder andern Contrahenten 
higkeit verordnet iſt, gilt auch in dem Falle, wenn einer 
derſelben ſeinen eigenen Geſchaͤften vorzuſtehen un⸗ 
faͤhig wird. 

9, Duc, H. 197. So bald ein Kauſmann in Concurs 
ben Con, verfällt; oder niche mehr zahlen zu können öffentlich 
eus. erklart: find die ihm gegebenen Aufträge für wider⸗ 

rufen zu achten. N 
$. 128. Die gerichtlich beſtellten Euratoren feir 
ner Maſſe muͤſſen dem Committenten davon unver⸗ 
i Diuglich 
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züglich Nachricht geben, und bis dieſer weitere Ver⸗ 
fügungen treffen kann, das Gefchäft nur fo weit 
beſorgen, als zur Abwendung eines ſonſt unvermeid⸗ 
lichen Schadens nothwendig iſt. 

§. 199. Verfaͤllt der Machtgeber in Concurs, 
fo muß der Bevollmächtigte das Gefchäft, fo weit 
es ohne offenbaren Machrheil der Maſſe moglich iſt, 
ſo lange in Anſtand laſſen, bis er von den Curas 
toren weitere Anweiſung erhält. 

$. 200. Ein Gefchäft, weiches mit einem Drit⸗ 
ten abgeſchloſſen worden, ehe derſelbe von dem Tode 
oder von der eingetretenen Unfähigkeit des Machtge⸗ 
bers Wiſſenſchaft erlangt hat, bleibt gültig, wenn 
auch der Bevollmächtigte ſelbſt davon bereits un⸗ 
terrichtet geweſen waͤre. 

§. ac. Wenn mehrere Bevollmaͤchtigte Ein Von meh ⸗ 
Geſchäft gemeinſchaftlich übernommen haben: fo wird nike # 
ein Jeder derſelben dem Machtgeber, zur Vollzie⸗ tigten. 2 
bung, auf das Ganze verpflichtet. 

§. 202. Iſt aber der Auftrag von der Art, daß 
jeder der Uebernehmer nach feinem Gewerbe nur 
einen beſtimmten Theil des Gefchäfts ausrichten 
kaun: fo wird nicht vermuthet, daß fie ſich gemein⸗ 
ſchaftlich zur Ausführung des Ganzen haben ver⸗ 
pflichten wollen. 

$. 203. Hat einer von mehrern Bevollmaͤch⸗ 
tigten den Auftrag allein gehörig ausgerichtet: fo 
befreit er auch die übrigen von der übernommenen 
Verbindlichkeit. 

§. 204. Von feinen Mitgenoſſen, deren Gen 
ſchäfte ſolchergeſtalt von ihm nützlich beſorgt worden, 
iſt er Vergütung des gemachten Aufwandes zu for⸗ 
dern berechtigt. 5 

$. 205. Der, durch deſſen Schuld bey dem Ge⸗ 
ſchäfte ein Schade entſtanden iſt, muß feinen 0 

genoſ⸗ 
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genoſſen, fü weit dieſe dem Machtgeber dafür haf⸗ 
ten muͤſſen, gerecht werden. s 

$. 206. Die Handlungen Eines von mehrern 
zu Einem Geſchaͤfte beſtellten Bevollmächtigten ſind 
allemal gültig; wenn es darauf ankonunt, dem 
Machtgeber Rechte und Vortheile zu erwerben. 

§. 207. Dagegen wird der Machtgeber durch 


einſeitige Handlungen Eines der mehrern Bevollmaͤch⸗ 


tigten wider ſeinen Willen nicht verpflichtet; 

. 208. Es wäre denn, nach dem Inhalte der 
Vollmacht, die Abſicht des Machtgebers geweſen, 
die Ausrichtung des Geſchaͤfts den mehrern Bevoll⸗ 
maͤchtigten entweder zugleich, oder auch jedem von 
ihnen allein (fanme oder ſonders) zu übertragen. 

$. 209. In dem Falle des H. 202. verpflichtet 
jeder der mehrern Bevollmaͤchtigten, für ſich allein, 
den Machtgeber in dem ihm aufgetragenen Theile des 
Geſchaͤfts. 


Von meh. 5. 210. Der Bevollmächtigte, welcher von meh⸗ 
Machtge⸗ rern zugleich einen Auftrag erhalten hat, if denfele 


bern. 


ben auch nur gemeinſchaftlich Rede und Antwort zu 
geben ſchuldig. (Tit. 5, §. 490 — 453.) 

$. 211. Die mehrern Machtgeber find, in 
Auſehung ihrer Verpflichtung gegen den Bevoll⸗ 
mächtigten, als Mitſchuldner anzuſehen. (Tit. 5. 
S. 44. lad.) 

$. 212. Erhält er von den mehrern Machtge⸗ 
bern zur Fortſetzung des Gefchäfts widerſprechende 
Anweiſungen: fo muß er in untheilbaren Sachen 
diejenige befolgen, welche ſaͤmmtlichen Intereſſenten 
am wenigſten nachtheilig iſt. 

H. 213. Doch bleibt der Bevollmächtigte außer 
Verantwortung, wenn er, im zweifelhaften Falle, 
diejenige Anwelſung befolgt, nach welcher die Sache 


in dem bisherigen Stande erhalten wird. 


§. 214. 
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H. 214. Die Aufkündigung der Vollmacht muß 
von dem Bevollmächtigten an ſammtliche Machrge⸗ 
ber geſchehen. Y 

F. 215. Der Widerruf Eines Machtgebers 
hebt ſo wenig, als der Tod deſſelben, die Vollmacht 
Fi 216. Welche Wirkung es unter den Macht⸗ 
gebern ſelbſt babe, wenn einer von ihnen ſtirbt, 
oder die Vollmacht widerrufen will, iſt nach den 
Regeln vom gemeinſamen Eigenthume zu beurthei⸗ 
len. (Tit. 17.) 

$. 217. Ein einem Andern in deſſelben eigenen Pom Ra⸗ 
Angelegenheiten ertheilter Auftrag iſt nur für einen aon der 


on der 
Rath oder für eine Empfehlung zu achten. Susſeh⸗ 
218. In der Regel wird nur der, welcher lung. 


wiſſentlich einen nachtheiligen Rath oder eine ſchaͤd⸗ 
liche Empfehlung ertheilt, für den widrigen Erfolg 
verantwortlich. 

§. 219. Ein Sachverſtaͤndiger aber haftet, wenn 
er in Angelegenheiten ſeiner Kunſt oder Wiſſenſchaft 
Kath ertheilt, für ein grobes Verſehen. 

5. 220. Aber auch ein maͤßiges Verſehen muß 
er vertreten, wenn er ſeinen Rath gegen Bezahlung 
oder Belohnung ertheilt hat. 

$ 221. Der, welcher kein Sachverſtandiger 
iſt, haftet bey einem, in andern Angelegenheiten, 
gegen Bezahlung oder Belohnung ertheiſten Rath, 
ebenfalls für ein mäßiges Verſehen. ‘ 

$. 222, Welche Empfehlungen die Wirkung ei⸗ 
ner Bürgſchaft nach ſich ziehen, iſt gehörigen Orts 
beſtimmt. (Dit, 14. Abſchn. 3.) 

§. 223. Eben fo iſt wegen der Fanfinännifchen 
Empfehlungen das Nähere im Kaufmannsrechte vor⸗ 
geſchrieben. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 6.) 

$. 224. Aufträge, welche Jemand auf den Kom Be 
Befehl deſſen, dem er zu gehorchen ſchuldig iſt, in ſohle. 

den 


132 Erſter Theil. Dreizehnter Titel. 


den Privatangelegenheiten deſſelben fich unterzieht, 
werden zwar in der Regel nach den Geſetzen von 
Vollmachtsauftraͤgen beurtheiltz 5 

§. 225. Es muß daher auch der Untergebene, 
welcher im Namen feines Vergeſetzten ein Geſchäͤft 
mit einem Dritten verhandeln will, ſich dazu durch 
einen ſchriftlichen Befehl des Vorgeſetzten legitimiren. 

$. 226. Eines ſolchen lichen Befehls aber 
bedarf es nicht, wenn de efchäft zu denjenigen 
Obliegenheiten gehoͤrt, Ichen der Untergebene 
dem Vorgeſetzten, vermoͤhe ihres in den Geſetzen 
beſtimmten Verhältniſſes, verpflichtet iſt. 

$. 227. Mäbere Vorſchriften wegen der Bes 
fehle zu unerlaubten Handlungen ſind im Sechſten 
Titel §. 45 — 49. enthalten. 


Zweiter Abſchnitt. 


Don llebernehmung fremder Geſchaͤfte 
ohne vorhergegangenen Auftrag. 


um: $. 228. In der Regel iſt Niemand befugt, ſich in 
die Geſchäfte eines Andern ohne deſſen Auftrag oder 
ein anderes beſonderes durch ausdrückliche Geſetze ihm 
beigelegtes Recht zu miſchen. 

9. 229. Wer dies thut, macht ſich ſowohl dem 
Eigenthuͤmer, als dem Dritten, welcher ſich mit 
ihm eingelaſſen hat, verantwortlich. 

$. 230. Doch darf ſich niemand die Vortheile 
fremder Sachen oder Handlungen ohne beſonderes 
Recht zueignen, und ſich alſo mit dem Schaden des 

Rechte Andern bereichern. 5 : 
1 $ 231. Wer alſo aus dem ohne Vollmacht 
ehe ven einem Andern beſorgten Geſchafte einen wirkli⸗ 
fbäfte ci chen Vortheil genießt, muß den Andern, fo weit 
e abi als dieſer Vortheil hinreicht, ſchadlos halten. 
deſſelben 

$, 232. 
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H. 232. Fuͤr bereichert wird derjenige geach⸗ Auftrag? 
tet, deſſen Vermoͤgen durch den Aufwand eines An⸗ 1 
dern, oder durch Handlungen, wofür derſelbe bezahlt 
zu werden pflegt, erhalten, vermehrt, oder verbeſſert 
worden. 

H. 233. Wenn der Andere durch ſolche Hand⸗ 
lungen nur das, wozu er ohnehin verpflichtet war, 
geleiftet hat: fo wird der, zu deſſen Nutzen die 
Verwendung geſchehen iſt, dadurch noch nicht fuͤr 


; 9 ri dung ei⸗ 
iſt berechtigt, zu erwarten, daß der Eigenthimer nes ber 
ſolches genehmigen werde. N 


§. 235. Auch wenn die Genehmigung nicht dens ge. 
erfolgt, haftet dennoch der Eigenchumer für die zur Break. 
Verpütung des Schadens nützlich aufgewendeten 
Koſten. a 8 

H. 236. Dies findet ſelbſt alsdann Statt, wenn 

die Sache nachher, ohne Schuld des Beſorgers, 
dennoch verkoren gegangen iſt. 

$. 237. Ein ſolcher Uebernehmer fremder Ge⸗ 
ſchaſte, welcher fie bloß zur Abwendung eines be. 
vorſtehenden Schadens beſorge, haftet dabey nur 
"für ein grobes Verſehen. 

$. 238. Wer aber die Gefchäfte eines Andern, Wenn fie 
bloß um deſſen Vortheil zu befördern, ohne Auf: ee 
trag übernimmt, muß fih um die Genehmigung eines Bor 
deſſelben bewerben. 7 99 

H. 239. Erfolgt dieſe Genehmigung ausdruͤck⸗ 
lich und ohne Einſchräͤnkung: ſo entſtehen zwiſchen 
beiden eben die Rechte und Pflichten, wie zwiſchen 
einem Machtgeber und Bevollmächtigten, 


$. 240. 
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$. 240. So weit der, deſſen Geſchaͤft beſorgt 
worden, die Genehmigung verſage, muß er ſich 
auch des aus der Beſorgung entſtandenen Vortheils 
begeben. 

§. 241. Hat er ſich den Vortheil einmal zus 
geeignet; ungeachtet er weiß, daß derſelbe aus der 
ohne feinen Auftrag geſchehenen Beſorgung entſtan⸗ 
den fen; fo muß er dem Beſorger, jedoch nur fo 
weit, als der Vortheil hinreicht, wegen Schadens 
und Koſten gerecht werden. 

§. 242. Enkſchlaͤgt ſich der, deſſen Gefchäfte 
ohne feinen Auftrag beſorgt worden, des Vortheils: 
fo muß der Beſorger die Sache auf feine Koſten 
wieder in den vorigen Stand ſetzen, und den Eigen⸗ 
thuͤmer entfchädigem 2 

H. 243. Kann die Sache nicht mehr in den 
vorigen Stand geſetzt werden, und wird der Nach⸗ 
theil von dem Vortheile, welcher dem Eigenthümer 
durch die Beſorgung des Gefchäfts zuwaͤchs, offen⸗ 
bar überwogen: fo muß der Eigenthuͤmer ſich beit 
des zugleich gefallen laſſen. 

$. 244. Iſt aber das Uebergewicht des Vor⸗ 
theils nicht klar: fo kann der Eigenthuͤmer verlan⸗ 
gen, daß der Beſorger das ganze Gefhäft fir eige- 
ne Rechnung übernehme, und ihn deshalb entſchä⸗ 
dige. 
$. 245. Wer ſich fremder Geſchaͤfte nur in 
der Abſicht, den Vortheil des Eigenchuümers dadurch 
zu befördern, ohne Auftrag unterzieht, muß dabey 
ſchon ein geringes Verſehen vertreten. 

§. 246. In obigen Vorſchriſten macht es kei⸗ 
nen Unterſchied: ob derjenige, deſſen Gefchäft ohne 
ſeinen Auftrag beſorgt worden, abweſend oder ge⸗ 
genwärtig geweſen iſt. 

F. 247. War demjenigen, deſſen Geſchäfte 
ohne feinen Auftrag beſorgt wurden, ſoſches ſchon 

. vor 


Bon Geſchäftsuͤbernehmung ohne Auftrag. 125 


vor oder während der Beſorgung bekannt; und bat 
er dieſer Beſorgung vor Vollendung des Geſchäfts, 
ſogleich nach erlangter Wiſſeuſchalt, nicht widerſpro⸗ 
chen, ſo muß er das Geſchaͤft ſelbſt genehmigen. 

§. 248. Doch baftet er dem Beſorger nur fo 
weit, als fein Vorcheil wirklich befördert worden. 

§. 249. Wer die Geſchäfte des Andern gegen 1255 Bu 
deſſen ausdrückliches Verbot übernommen bat; der leb Ge, 
kränkt die Rechte des Andern; und muß allen auch age 
nur zufälligen Schaden, in fo fern derſelbe, ohne dern gegen 
ſeine Einmiſchung, nicht entſtanden ſeyn wurde, ver⸗ Sim 
güten. 5 

$. 250. Auch haftet er dem Eigenthuͤmer für 
den Gewinn, welcher dieſem durch feine eigenmaͤch⸗ 
tige Einmiſchung in das Geſchaͤft entgangen iſt, 

§. 251. Will aber der Eigenthümer den Vor⸗ 
theil, welcher aus dem gegen ſein Verbot beſorg⸗ 
ten Gefchäfte entſtanden iſt, ſich zueignen: fo fin⸗ 
det auch in dieſem Falle die Vorſchrift H. 241. Ans 
wendung. 1 

$. 252. Ju allen Fällen, wo Jemand weiß, 
daß der abweſende oder ſonſt verhinderte Eigenthu⸗ 
mer die Beſorgung feiner Geſchaͤfte einem Andern 
übertragen habe; und er einen ſolchen Bevollmäch⸗ 
tigten au der Ausrichtung dieſes Auftrags durch ſeine 
Einmiſchung verhindert; macht er ſich nicht bloß 
für den wirklichen Schaden, ſondern auch für den 
entgangenen Gewinn verantwortlich. 

F. 253. Wer nach obigen Grundſätzen, wegen Autein 
der Einmiſchung in fremde Geſchafte, einen Andern Aero, 
zur Schadloshaltung verhaftet wird, iſt allemal bes ſchen dem 
fugt, den demſelben verſchafften Vortheil in Gegen⸗ Aero 
rechnung zu bringen. Eigen 

F. 254. Wer, nach eben dieſen Grundſatzen, Yin. 
für die ohne Auftrag übernommene Beforgung frem⸗ 
der Geſchaͤſte Vergütung zu fordern berechtiget 

bi iſt, 
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iſt, muß ſich darauf den Vortheil, der ihm ſelbſt 
durch eben dieſe Beſorgnung entſtanden iſt, abrech⸗ 
nen laſſen. 
§. 255. Die auf ein ſolches Geſchaͤft verwen⸗ 
deten Koſten werden unter beide Intereſſenten, nach 
Verhaͤltniß des einem jeden daraus erwachſenen 
Nutzens, vertheilt. 
9 276. Jeder, welcher fremde Geſchäſte be⸗ 
ſorgt hat, muß von feinen Handlungen, Einnahmen 
5 und Ausgaben, genaue Rechenſchaft ablegen. 
u 9. 257. Wer einmal ein fremdes Geſchaͤft 
binolich ohne Vorwiſſen des Eigenthümers übernommen hat, 
dale, muß daſſelbe bis zur gänzlichen Vollendung fort⸗ 
gers dau fegen: wenn niche der Eigenthümer, auf erhaltene 
be. 2 8 70 andere Verfügungen zu treffen für gut 
det. 
e 2 §. 258. Wer fremde Geſchaͤfte nur zugleich 
schaft mit feinen eigenen, und nur bey Gelegenheit der 
eng legten beſorgt hat, wird dennoch, in Anſehung 
ender des fremden Geſchafts, nach vorſtehenden Grund 
na e fügen beurtheilt. : ] 
schäfte S. 259. Wenn aber das fremde Geſchaͤſt mit 
zugleich. dem eignen in einer ſolchen Verbindung ſtand, daß 
eines ohne das andere nicht beſorgt werden konnte: 
fo muß das Verhaltniß zwiſchen dem Beſorger und 
dem Eigenthuͤmer, nach den Regeln einer ohne Ver⸗ 
ag entſtandenen Geſellſchaft beſtimmt werden. 
(Tit. 17. Abſch. 2.) 
$. 260. Aber auch in dieſem Falle haftet der⸗ 
jenige, deſſen Geſchaͤfte beſorgt worden, nicht weis 
ter, als der dadurch ihm zugewachſene Vortheil reicht. 
H. 261. Ein Irrthunt des Handelnden in der 
Perſon deſſen, für welchen er ein Geſchaͤft übernom⸗ 
men zu haben glaubt, ändere nichts in Beziehung 
auf das Geſchaft ſelbſt, und deſſen rechtliche Folgen. 


Drit⸗ 
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Dritter Abſchnitt. 
Von nützlichen Verwendungen. 


$. 262. Derjenige, aus deſſen Vermoͤgen et⸗ 1 — 
was in den Nutzen eines Andern verwendet wor⸗ 
den, iſt daſſelbe entweder in Natur zurück, oder 
für den Werth Vergütung zu fordern berechtigt. 

F. 253. Iſt die gegebene Sache in dem Ver⸗ 
mögen des Andern noch wirklich vorhanden, fo 
muß der Geber ſich mit dem Zurückempfauge der⸗ 
ſelben, fo wie fie ift, begnügen. 2 

$. 264. Iſt die Sache nicht mehr vorhanden, 
fo haftet der Andere für den Werth nur fo weit, 
als derſelbe in ſeinen Nutzen wirklich verwendet iſt. 

d. 265, Was Jemand, der über fein Vermö- Was init 
gen ſrey verfuͤgen kann, an Gelde oder Geldes. Nie Ders 
werth übernommen hat, iſt, ohne fernen Beweis, geh rd. 
für kuͤtzlich verwendet zu achten. 8 

9. 266. Kann aber erwieſen werden, daß das 
Uebernommene durch einen Zufall verloren gegan⸗ 
gen, ehe der Uebernehmer davon wirklich Nutzen 
gezogen hat: fo iſt keine Verbindlichkeit zum Erſatßze 
aus der bloßen Uebernehmung vorhanden. 

$. 267. Hat der, in deſſen Nutzen etwas ver⸗ 
wendet ſeyn ſoll, die Sache nicht ſelbſt übernome 
men: oder iſt er ein ſolcher, den die Geſetze in 
der Fähigkeit, über fein Vermögen zu verfügen, 
einſchraͤnken: fo muß, wenn für die nicht mehr vor⸗ 
handene Sache Erſatz gefordert wird, die wirklich 
geſchehene Verwendung nachgewieſen werden. 

§. 268. Das, womit noͤthige oder nützliche 
Ausgaben für einen Andern beſtritten werden, iſt 
für verwendet in den Nutzen deſſelben zu achten. 

§. 269. Ausgaben, zu welchen Jemand durch 
die Gefege verpflichtet wird, find nothwendig. 


„ 2 
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$, 270. Eben dafür find diejenigen, welche 
nicht ohne Gefahr eines groͤßern Uebels vermieden 
werden konnten, zu achten. 
$. 271. Doch find Ausgaben der letztern Art, 
wenn fie für einen Unfähigen. gemacht worden, nur 
alsdann für. eine nützliche Verwendung zu halten, 
wenn die Gefahr fo dringend war, daß der Unſa⸗ 
hige nicht Zeit genug hatte, den zu dem Geſchaͤſte 
ſonſt erforderlichen Confens derjenigen, unter deren 
Aufſicht er ſteht, einzuholen. 
§. 272. Was den Werth einer Sache, oder 
ſonſt die Vermoͤgensumſtände eines Menfchen wirk⸗ 
lich verbeſſert, iſt demſelben nützlich. 
Hehte, , f. 273, In der Regel iſt es hinreichend, die 
nütlichen Verbindlichkeit zum Erſatze zu begründen, daß die 
Berner Verbeſſerung durch die geſchehene Verwendung eins 
e mal bewerkſtellige worden; wenn fie gleich in der 
Folge wieder verloren gegangen iſt. 

F. 274. Ein Unſaͤhiger aber kann zum Erſatze 
nur in ſo fern angehalten werden, als er ſich, zur 
Zeit des geruͤgten Anſpruchs, noch im Beſitze des durch 
die Verwendung bewirkten Vortheils befindet, 

§. 275. Iſt die verbeſſerte Sache, nach der 
Verwendung in das Eigenthum eines Dritten durch 
einen läftigen Vertrag übergegangen: fo it dieſer 
demjenigen, aus deſſen Vermoͤgen die Verwendung 
geſchehen war, nicht verhaftet. f 

$. 276. Hat aber der Dritte das Eigenthum 
der Sache unentgeldlich überkommen, fo haftet er 
für die Verwendung fo weit, als damals der das 
durch bewerkſtelligte Vortheil noch wirklich vorhan · 
den war. 

§. 277. Alles, was vorſtehend von nützlichen 
Verwendungen verordnet iſt, gilt nur in dem Falle, 
wenn kein rechtlicher Vertrag unter den Parteien vor⸗ 
vorhanden iſt. > 

H. 278. 
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§. 278. Was bey einem in der Form mangel⸗ 
haften Vertrage Rechtens ſey, iſt im Fuͤnften Titel 
beſtimmt. (Tit. 5. H. 156. fgq.) 

§. 279. Wer aus dem Vermögen des Andern 
etwas an Gelde oder Geldes Werth durch Betrug 
au ſich gebracht hat, iſt jederzeit zur vollſtaͤndigen 
Schadlos haltung verbunden. (Tit. 6.) 

F. 280, Was in der deutlich erklärten, oder 
nach Vorſchrift der Geſetze zu vermuthenden Abſicht, 
wohlthaͤtig oder freigebig zu ſeyn, Jemanden gege⸗ 
ben oder geleiſtet worden; kann unter dem Vor⸗ 
wande der geſchehenen Bereicherung deſſelben nicht 
zurück, noch Erſaßz oder Vergütung dafür gefordert 
werden. (Tit. 11. Abſchn. 9.) 


Vierzebnter Titel. 


Von Erhaltung des Eigenthums 
und der Rechte. 


§. 1. 

Das Eigenthum der Sachen und Rechte wird durch 
den Beſitz derſelben, und durch alle die Mittel er⸗ 
balten, welche die Geſetze zur Erhaltung der Beſiß⸗ 
rechte an die Hand geben. (Tit. 7. H. 137% Jag.) 
§. 2. Auch dadurch, daß ein Anderer die 
Sache im Namen des Eigenthuͤmers in feiner Ges 
wahrſam bat, wird für Letztern das Eigenthum der⸗ 

ſelben erhalten. (Abſchn. 1. 2.) 
% 3. Die Rechte eines ſoſchen Inhabers, der 
im Namen eines Andern beſitzt, gegen einen Drit⸗ 
ten, ſind nach den Vorſchriften der Geſetze (Tit. 7. 
Augen. Lanbr, l. Band 3 Le.) 


Begrifl- 


Form. 
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1. c.) und gegen den Eigenthuͤmer Hanptfächlich nach 
dem unter ihnen obwaltenden Vertrage zu beſtimmen. 

H. 4. Auch gegen künftige Deeinträchtigungen 
bat der Eigenthumer ſich des Schutzes der Geſete, 
durch die darin zu deren Abwendung angegebenen 
Mittel zu erfreuen. (Abſchn, 3. 4. 5.) 

9. 5. Derjenige, welchem der künftige Anfall 
einer Sache oder eines Rechts durch Geſetze oder 
Willenserklärungen verſichert iſt, hat zur Erhaltung 
dieſes ſeines Anfallsrechts eben die Mittel, welche 
5 Geſetze einem jeden Eigenthuͤmer an die Hand 
geben. 
F. 6. Die Erhaltung des Eigenthums der Sache 
ſelbſt aber, muß er in der Regel dem zeitigen Ei⸗ 
genthuͤmer überlafen. 

6. 7. Wenn jedoch dieſer die gefebmäßigen Mit⸗ 
tel ſelbſt vorzukehren verhindert wird, oder ſie ver⸗ 
nachlaͤßigt: fo iſt der Anfallsberechtigte zu deren 
Anwendung in fo weit befugt, als es noͤthig iſt, 
um eine Vereitelung oder Verdunkelung des ihm 
verſicherten Anfalls abzuwenden. 

$. 8. Naͤhere Beſtimmungen hieruͤber find bey 
den verſchiedenen Arten der Anfallsrechte veſtgeſetzt. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Verwahrungsvertrage. : 


§. 9. Wenn eine Sache Jemanden unter der 
Verbindlichkeit übergeben worden, daß er fie aufbe⸗ 
balten, und künftig zurückgeben ſolle; fo iſt unter 
den Parteien ein Berwahrungsvertrag vorhanden. 

$. 10. Zur Gültigkeit dieſes Geſchaͤfts bedarf 
es keines fehrifelichen Contracts, ſondern es find auch 
andere Beweismittel von dem, was vorgegangen iſt, 


hinreichend. 
8. It. 
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$. 11. In allen Fallen iſt der Uebernehmer 
nur verpflichtet, die ihm anvertrauete Sache mit 
eben dem Fleiße zu verwahren, als er bey ſeinen 
eigenen Sachen von gleicher Art zu thun pflegt. 
$. 12. Kann hiernach der Grad feiner Verank⸗ 
wortlichkeit nicht abgemeſſen werden; und iſt die Art 
der Verwahrung ſeinem Gutbefinden lediglich überlaſ⸗ 
few worden? fo haftet er nur fuͤr ein grobes Verſehen. 
H. 13. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Art, wie die Verwahrung geſchehen ſolle, im Ver⸗ 
trage oder ſonſt, von dem Niederleger ſelbſt beſtimmt 
war, und der Verwahrer darin keine eigenmaͤchtige 
Veranderung vorgenommen hat. 5 
$. 14. Hat er aber dergleichen Veranderung 
eigenmächtig und ohne Noth vorgenommen; ſo haf⸗ 
tet er für allen daraus entſtandenen Schaden. 
g. 15. In jedem Nothſalle iſt der Verwahrer 
Ort und Art der Verwahrung, wenn ſie gleich im 
Vertrage beſtimmt ſind, zu verändern nicht nur bes 
fügt, ſondern auch verpflichtet. 5 
. 15. muß er dem Niederleger, in ſo 
fern deſſen Aufenthalt ihm bekannt iſt, von einer 
ſolchen Veranderung ohne Zeitverluſt Nachricht ge⸗ 
ben, und deſſen wertere Verfugung abwarten. 
$. 17. In allen Fällen, wo die Verwahrung 
gegen Entgeld übernommen worden, muß der Ver⸗ 
wahrer für ein maßiges Verſehen haften. 3 
F. 18. Ein Gleiches finder Statt, wenn ſich 
Jemand zur Verwahrung einer Sache aus eigener 
Bewegung, ohne Roth, und ohne alle vorbergegan⸗ 
gene Aufforderung des Niederlegers angeboten hat. 
§. 19. Hat Jemand eine Sache unter dent 
Vorwande, fie zu verwahren, unredlicher Weiſe in 
Beſitz genommen: fo haftet er auch wegen zufaͤlli⸗ 
gen Verlustes und Schadens, gleich jedem untedli: 
chen Beſiser. (Tit, 7. 9.240, 241. 24% 
8 32 Hr. 20. 


Pflichten 
des Ver⸗ 
wahrers 
bey der 
Aufbe⸗ 
wahrung. 
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5. 20. Der Verwahrer iſt, bey entſtehender 
Gefahr des Verluſtes, feine eigene Sache der ihm 
anvertraueten vorzuziehen berechtigt. 

§. al. Hat er aber zur Rettung der fremden 
Sache feine eigene aufgeopfert, oder einer Beſchäͤ⸗ 
digung ausgeſetzt: fo kann er dafür Erſatz oder Ver⸗ 
gütung fordern. 

$. 22. War der Schade, welcher aus dem 
Verluſte der geretteten Sache entſtanden ſeyn wuͤrde, 
unwiederbringlich;“ dergeſtalt, daß die Sache ganz 
verloren gegangen, oder unbrauchbar geworden ſeyn 
würde: ſo kann der Verwahrer bis auf den ganzen 
Werth dieſer Sache Vergütung verlangen. 

§. 23. Konnte aber der durch die Rettung 
verhuͤtetete Schade durch Verwendung minderer Ko⸗ 
ſten wieder hergeſtellt werden; ſo dienen nur dieſe 
Koſten zum Maaßſtabe der dem Verwahrer zu lei⸗ 
ſtenden Vergütung. 

fichten $. 24. Ohne Einwilligung des Niederlegers, 
are oder ohne richterlichen Befehl, darf der Verwahrer 
der die ihm anvertrauete Sache keinem Andern ausant⸗ 


bey 
A worten. 5 
Nieten §. 25. Thut er es dennoch, fo haftet er für 


die Sache und deren Werth fo lange, bis der Nie⸗ 
derleger fein Verfahren ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend gebilligt hat. 3 

$. 26. Iſt Jemanden eine Sache verſiegelt oder 
verſchloſſen zur Verwahrung übergeben worden: fo 
muß er fie in eben dem Zuſtande zurückliefern. 

$. 27. Wird bey der Zurückgabe das Schloß 
oder Siegel unverſetzt gefunden; fo haftet der Der» 
wahrer für den Inhalt des Behaͤltniſſes und die 
darin befindlichen Stucke nur alsdaun, wenn er des 
Berrugs oder eines groben Verſehens überführt wird. 

6. 28. Iſt aber das Schloß oder Siegel er⸗ 


oͤffnet oder verletzt; ſo hat der Verwahrer die Ver⸗ 
muthung 
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muthung, daß die Oeffnung oder Verletzung durch 
ſein Zuthun geſchehen fen, wider fi. 

H. 29. Er bleibt alſo für allen an der Sache 
erweislich entſtandenen Schaden oder Verluſt ver⸗ 
antwortlich. 2 

§. 30. Har er die verſchloſſen oder verſiegelt 
niedergelegten Sachen nach einem Verzeichniſſe übers 
nommen: ſo kann der Niederleger, in Anſehung des 
Werehs der feblenddn Sachen, bey Ermangelung 
anderer Beweismittel, zur eidlichen Beſtaͤrkung zu⸗ 
gelaſſen werden. 

H. 31. Hat der Riederleger dem Verwahrer 
die Beſchaffeuheit der in dem verſiegelten oder ver⸗ 
ſchloſſenen Behältniffe befindlichen Sachen, bey der 
Miederlegung, auch nur überhaupt angezeigt: fo iſt, 
wenn die Wahrheit auf andere Art nicht ausgemit⸗ 
telt werden kann, der Eid des Niederlegers auch 
über die Anzahl dieſer Stücke zuläßig. 

9. 32, och muß alsdann der Niederleger we⸗ 
nigſtens fo viel beſcheinigen: daß er um die Zeit 
der geſchehenen Riederlegung Sachen von dieſer Art 
wirklich beſeſſen habe; und es muß nach ſeinem 
Staude, Gewerbe oder Vermoͤgen, und nach den 
übrigen ausgemittelten Umſtänden wahrſcheinlich 
ſeyn, daß er die angegebene Quantität ſolcher Sa⸗ 
chen beſeſſen haben koͤnne. 

ö. 33. Obige gegen den Verwahrer ſtreitende 
Vermuthung ($. 28.) fälle weg: wenn der Ver⸗ 
wahrer einen Zufall, durch welchen das Schloß oder 
Siegel verletzt worden, oder doch Umſtäude, unter 
welchen dergleichen Verletzungen, ohne fein Zuthun, 
wahlſcheinſich haben erfolgen konnen, nachweiſet. 

9. 34. Doch muß der Verwahrer, welcher ſich 
mit dieſer Einrede ſchützen will, dergleichen Vorfall 
dem gegenwärtigen Riederleger, oder in deſſen Ab⸗ 
mefenheit den Gerichten, ſefort anzeigen, 6 

F. 35. 
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$. 35. Ueberhaupe muß jeder Verwahrer, in 
deſſen Beſitz die niedergelegte Sache beſchädigt wird, 
oder verloren geht, dem Riederleger davon länge 
ſtens binnen drey Tagen, nach bemerktem Schaden 
oder Verluſt, Nachricht geben; damit der Nieder⸗ 
leger allenfalls auf rechtliche Unterſuchung des Her⸗ 
gangs der Sache, und der dabey vorkommenden Um⸗ 
fände, ſofort antragen koͤnne. 

§. 36. Unterlaßt er dieſes, und beruft ſich erſt 
zur Zeit der Rückforderung auf die Beſchädigung 
oder den Verluſt der Sache, ſo muß er nachwei⸗ 
fen; daß dieſelben durch einen bloßen unabwendba⸗ 
ren Zufall, ohne ein auch nur geringes Verſehen 
von feiner Seite, entſtanden find. £ 

$. 37. Er muß ferner dieſen Nachweis voll⸗ 
ſtaͤndng führen, und kann, zu deſſen Ergänzung, zu 
einem nothwendigen Eide nicht gelaſſen werden. 

$. 38. Iſt zur Zeit des bemerkten Schadens 
oder Verluſtes der Aufenthalt des Niederlegers ums 
bekannt, oder außerhalb der Koͤniglichen Staaten; 
fo muß der Verwahrer die §. 35. vorgeſchriebene 
Anzeige bey den Gerichten des Orts thun. 

. 39 Dieſe muͤſſen den Vorfall ſummariſch 
und fo weit unterſuchen, als noͤthig iſt, die Ber⸗ 
dunkelung der Wahrheit durch die Länge des Zeit⸗ 
verlaufs zu verhuͤten. 

$, 40. Bey der Ausmittelung des zu erſetzen⸗ 
den Werths der verloren gegangenen Sache finden, 
nach dem Grade des Vorſatzes oder Verſehens, wel⸗ 
chen der Verwahrer zu vertreten hat, die allgemei⸗ 
nen gefeslichen Vorſchriften Anwendung. 
$. 41. Die Sache muß dem Riederleger mit 
ihren Zuwuͤchſen, und aus ihr ſelbſt entſtandenen 
Verbeſſerungen, zuruͤckgegeben werden. 
F. 42. Dagegen hat der Verwahrer das Recht, 
die zur Erhaltung der Sache verwendeten Koſten, 
inglei- 
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— 


ingleichen den Erſaß der ihm auch nur durch ein 
geringes Verſehen des Niederlegers verurſachten 
Schäden zu fordern. 

H. 43. Iſt die Niederlegung wegen Feuers 
Waſſers⸗ Krieges» oder einer andern dringenden 
Gefahr geſchehen: fo haftet der Niederleger wegen 
der dem Verwahrer enkſtandenen Beſchaͤdigung, nur 
für ein mäßiges Verſehen. 5 

$. 44. Verbeſſerungen vorzunehmen, iſt der 
Verwahrer weder ſchuldig, noch berechtigt. 

5. 45. Hat er es gleichwohl gethan; fo iſt er 
nach den Regeln des vorigen Titels (S. 238. lag · 
zu beurtheilen. 7 

$. 46. In der Regel muß der Empfaͤnger die gaielange 
Sache ſo lange verwahren, als im Vertrage e d 
ſtümt iſt, oder es die bekannte Abſicht des Nie wahtung 
derlegers erfordert. dauere. 

5. 47. Wird aber der Verwahrer außer Stand 
geſetzt, die Sache mit Sicherheit, oder ohne ſei⸗ 
nen eigenen Nacheheif, fernerhin zu behalten: fo 
kaun er fordern, daß der Niederleger ihn davon 
befreie. 

8. 48. Hat er die Verwahrung gegen Entgeld 
uͤbernommen: fo if. er nur wegen foldyer veränder- 
ter Umſtaͤnde, die zur Zeit des geſchloſſenen Ver⸗ 
trags vernünftiger Weiſe nicht vorausgeſehen werden 
konnten, denſelben aufzukündigen berechtigt. 

$. 49. Aber auch in dieſem Falle muß der 
Verwahrer die Koſten, welche dem Niederleger 
durch die zur anderweitigen Aufbewahrung der 
Sache nothwendigen Anſtalten verurſacht worden, 

7 die vorbedungene Belohnung ſich abrechnen 
laſſen. 5 3 

§. 70. Macht der Niederleger innerhalb der 
gefegmäßigen Feiſten (Tits 5. H. 90, 1d.) zur Ber 
freiung des Verwahrers von der Sache nicht die 

noͤthi⸗ 
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EEE 


noͤthigen Anſtalten; fa hat Letzterer das Recht, die 
Sache auf deſſen Koſten gerichtlich niederzulegen. 
§. 51. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Aufenthalt des Niederlegers unbekannt, oder außer⸗ 
halb der Königlichen Lande befindlich ift, 5 

5.52. Iſt die Sache von der Beſchaffenheit, 
daß ſie nicht in das gerichtliche Depoſitum genom⸗ 
men werden kann; ſo iſt der Verwahrer dieſelbe der 
gerichtlichen Aufſicht zu übergeben berechtigt. 

H. 53. Der Richter muß ſodann einen Aufſe⸗ 
her auf Koſten des Nieberlegers beftellen; und die 
Soche iſt fernerweic nach den Regeln von gerichtli⸗ 
chen Sequeſtrationen zu beurtheilen. ($. 92. [qq .) 

H. 54. Der Niederleger kann die bloß in Ver⸗ 
wahrung gegebene Sache von deim Uebernehmer zu 
allen Zeiten zurückfordern. 

F. 55. Eine im Contracte enthaltene Zeitbe⸗ 
ſtimmung wird, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich 
verabredet iſt, bloß zu Gunſten des Niederlegers 
beigefügt zu fern geachtet. 

iu wie H. 86. Tuch derjenige, welcher ſonſt aus Ver⸗ 

e ech agen niche Aefange werden kann, iſt dennoch die 

Darab feiner Verw. rung anvertrauete Sache zurückzugeben 

dcn ver, rechtlich ‚verpflichtet. 

pflichtet F. 57. Doch kaun der Miederleger, wenn die 

weiden. Sache ſelbſt nicht mehr vorhanden ift, deren Werth 
von einem ſolchen Verwahrer nur in fo weit zuruck; 
ſorden, als derſelbe ſich eines Betrugs ſchuldig ge⸗ 
mache hat, oder die Sache wirklich in feinen Nuten 
verwendet iſt. 

H. 58. Wenn wegen Feuers, Waſſers, Kriegs 
oder anderer dringender Gefahr einer auch ſonſt zum 
Contrabiren unfähigen Perſon etwas in Verwah⸗ 
rung gegeben worden: fü haftet auch fie für den 
Erſatz des Werths, wenn ſie die Sache felbft ver⸗ 
zehrt, oder veräͤußßert hat. a 

F. 59. 
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5. 39. Iſt die niedergelegte Sache Mehrern Von meb⸗ 
gemeinschaftlich auvertrauet warden; fo haften alle fager 
für einen, und einer für alle. oder Er, 

$. 60. Eine gleiche Verbindlichkeit findet auch en. 
ben mehrern Erben des Verwahrers Statt. 21 

$. 61. Doch muß der Riederleger ſich zuerſt 
und hauptſächlich an denjenigen Miterben halten, 
welcher die Sache aus dem Nachlaſſe in feine Ge⸗ 
wahrſam übernommen hat. N 

$. 62. Haben die Erben eine niedergelegte 
Sache in der Meinung, daß fie zum Nachlaſſe ger 
hoͤre, redlicher Weiſe veräußert: fo darf dennoch 
der Niederleger mit dem dafuͤr gelöſeten Kaufpreiſe 
ſich nicht begnügen; ſondern es bleibt ihm der Nach⸗ 
weis, daß die Sache zur Zeit der Niederlegung 
mehr werth geweſen ſey, vorbehalten. 

§. 63. Iſt eine Sache von Mehrern gemein: Von meh / 
ſchaftlich Wr worden; oder 5 Erb ugs Bi 
recht an mehrere Erben gediehen: fo muß derjenige 
unter denſelben, welcher fie zuruͤckfordert, Vollmacht 
von den übrigen beibringen, 

5. 64. Hat aber der Verwahrer einen ſchrift⸗ 
lichen Empfangſchein an den Erblaſſer ausgeſtelle; 
fo iſt er befugt, die Sache an den zurückzugeben, 
der ſich nur überhaupt als Miterbe legitimirt, und 
den Empfangſchein in Händen hat. 

K. 65. Wenn auch die Sache theilbar wäre; 
ſo iſt democh der Verwahrer mik einzelnen Juter⸗ 

eſſenten Über die Rückgabe ſich einzuleſſen nicht 


$. 66. Doch kann jeder einzelne Intereſſent 
die gerichtliche Miederlegung der ganzen Sache ver⸗ 
langen. { 5 
$. 67. Die dem Niederleger in Anſehung der Rechte i 
Sache ſelbſt, oder ihres Werths, in dem Vermoͤ. Concurfe, 
gen 
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gen des Verwahrers bey entſtehendem Concurſe zus 
kommenden Vorrechte, ſind in der Concursordnung 
beſtimmt. 
Zuricrhal- S. 68. Bey erforderter Zuruͤckgabe der Sache 
tung. kommt es nicht darauf an: ob der Miederleger wirk⸗ 
licher Eigenthümer, eder nur bloßer Inhaber gewe⸗ 
fen iſt. 
§. 69. Der Verwahrer kann alſo unter dem 
Vorwande, daß einem Andern ein beſſeres Recht 
auf die Sache zuſtehe, dieſelbe dem Niederleger 
nicht vorenthalten. 
§. 70. Wenn Jemand den Miederleger eines 
unredlichen Beſitzes der Sache beſchuldigt, und ein 
gerichtliches Verbot der Verabfolgung an den Nie⸗ 
derleger ausbringt: fo iſt der Verwahrer verbunden, 
die Sache den Gerichten zur Unterſuchung und wei⸗ 
tern Verfügung zu übergeben. 
71, Ein Gleiches findet Statt, wenn dem 
Miederleger die Verwaltung feines Vermögens ger 
richtlich benommen worden. 
Felten ber $. 72. Wenn der Verwahrer die Rückgabe der 
Bi Fe Sache ohne gefegmäßige Urſache verzögert; fo hat 
Sunn er von dieſem Augenblicke au alle VBerbindlichkeiten 
haltung: eines unredlichen Beſitzers, und haftet dem Nieder⸗ 
leger ſowohl für entſtandenen . als entgan⸗ 
genen Vortheil. 
Ort der $. 73. Die Sache muß in der Regel da, wo 
REINE, fie niedergelegt worden, zurückgegeben und genom⸗ 
men werden. 
$. 74. Iſt eine nothwendige Veraͤnderung des 
Orts erfolgt; fo kann der Niederleger die Sache 
da, wo, fie alsdann befindlich ift, abzuholen ſich nicht 
entbrechen. 
. 75. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Verwahrer den Ort ſeines Aufenthalts verändert, 
5 und 
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und die Sache mehrerer Sicherheit wegen, unter 
Beobachtung der Vorſchrift F. 16. mit ſich genom⸗ 
men hat. . 

$. 76. So weit ein Bevollmächtigter für Aug: Rechte 
lagen und Bemühungen Vergütung fordern kann, muh Der 


5 7 
iſt auch der Verwahrer dazu berechtigt. ir 
$. 77. Wegen dieſer Forderungen gebührer ihm ne 


auf die niedergelegte Sache, unter den übrigen ge: Pem⸗ 
fesmäfigen Erfordernſſſen, das Zurückbehaltungs⸗ Auge, 
recht. (Tit. 20. Abſchn. 2.) ft. 

F. 78. Dagegen kann er ſich, wegen anderer 
Forderungen an den Niederleger, dieſes Rechts nicht 
bedienen. 

$. 79. Hat er jedoch erſt nach geſchehener Nie. 
derlegung ein auf die Sache ihm ſelbſt zuſtehendes 
Eigenthumsrecht in Erfahrung gebracht; und würde 
er daran, bey Zurückgebung der Sache an den Nie⸗ 
derleger, Gefahr laufen; fo iſt er befugt, wenn 
dieſe Angaben einigermaßen beſcheinigt werden koͤn⸗ 
nen, die Sache in gerichtliche Verwahrung abzu⸗ 
liefern. 

$. 80. Der Verwahrer darf die ihm anver⸗ Vom er⸗ 
trauete Sache weder ſelbſt nutzen, noch fie einem fandten 


Andern zum Gebrauche verſtatten. 2 

$ 81. Doch ift unter dem verbotenen Gebrau⸗ n Be 
che dasjenige nicht zu verſtehen, was zur Erhaltung wahrung 
der Subſtanz nothwendig geſchehen muß. Sue. 


$. 82. Auch verändert es die Natur des Con⸗ 
tracts noch nicht, wenn der Miederleger dem Ver⸗ 
wahrer, unter beſondern Umſtänden, einen unſchäd⸗ 
lichen Gebrauch der Sache ausdrücklich geſtattet 

at. . 
? F. 83. So bald aber der Verwahrer fich dieſer 
Erlaubniß zu bedienen anfängt; fo geht das Ge⸗ 
schaft, bey verbrauchbaren Sachen in einen Dar⸗ 
R lehns⸗, 
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lehns⸗, und bey andern in einen Leih⸗ oder Mieth⸗ 
vertrag über. 

F. 84. Wenn baare Gelder, geldgleiche Papie⸗ 
re, oder andere verbrauchbare Sachen Jemanden, wel⸗ 
cher in der Befugniß, Darlehnsvertraͤge zu ſchließen, 
dureh die Geſetze eingeſchräͤnkt iſt, mit der Erlaubniß, 
ſich derſelben bedienen zu Dürfen, anvertrauet wor⸗ 
den: fo iſt das Geſchaͤft, wenn gleich demſelben der 
Name eines Verwahrungsvertrags beigelegt wor⸗ 
den, dennoch, fo bald der Empfänger von dieſer Er⸗ 
laubnis Gebrauch macht, für ein zur Vereſtelung 
geſchloſſenes Darlehn zu achten. 

F. 85 Wer die niedergefegte Sache ohne des 
Andern Willen nutzt, muß allen davon gezogenen 
Vortheil herausgeben, und ſelbſt für den Zufall 
haften, durch weſchen die Sache, bey Gelegenheit 
des Gebrauchs, beſchädige oder verloren worden. 

F. 86. Hat der Verwahrer durch den Gebrauch 
die Geſtalt der Sache verändert, oder dieſelbe ver ⸗ 
ſchlimmert; fo kann der Miederfeger, ſtatt der Ent 
ſchaͤdigung, die Sache dem Verwahrer überlaffen, 
und dagegen den Erſat des hoͤchſten Werths, wel⸗ 
chen fie zur Zeit der Niederlegung oder der Rück⸗ 
forderung gehabt hat, nach feiner Wahl verlangen. 

H. 87. Hat der Verwahrer die bey ihm nieder 
gelegten Baarſchaften, oder andere verbrauchbare 
Sachen, ohne Erlaubniß genutzt: fo muß er, von 
dem Zeitpunkte der Niederlegung an, die hoͤchſten 
Zinſen, welche der Niederleger nach ſeinem Stande 
fordern kann, entrichten. 

9. 88. Uebrigens iſt in einem ſolchen Jalle 
der Verwahrer in Anſehung der Münzſorten, und 
ſonſt, nach den Regeln des Darlehns vertrages zu 
beurtheilen. 

§. 89. Wie derjenige zu beſtrafen ſen, welcher 
eine ihm anvertraute Sache veruntreuet oder miß⸗ 

braucht, 
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braucht, iſt im Criminalrechte vorgeſchrieben. (Th. 2. 
Tit. 20. Abſchn. 15.) 

9. 90. In Fallen, wo eine unbewegliche Sache Bernap 
Jemanden zur Obhut anvertraut worden, finden eue“ 
obige Geſetze gleichfalls Anwendung. cher Sa⸗ 

$. 91. Kaum die Obhut ohne Verwaltung nicht cen. 
Statt finden; fo wird die Sache nach den Regeim 
des folgenden Abſchnitts beurtheilt. 

$. La. Wenn das Eigenthum oder gewiſſe Gaicht 
Rechte auf eine Sache ſtreitig ſind: ſo kann dieſelbe, 19 9 
bis zum Austrage des Streits, zur Sicherheit des 
obſiegen den Theils, in gerichtliche Verwahrung ge⸗ 
nommen werden. 

H. 93. Dies findet hauptſächlich Statt, wenn 
ſelbſt der Beſitz der Sache ſtreitig iſt, und der Rich⸗ 
ter, nach den Tit. 7. 6 155. 160. ertheilten Vor⸗ 
ſchriſten, keine hinreichende Gründe findet, den Ber 
ſitz, bis zum Austrage der Sache, einem oder dem 
andern Theile einzuräumen. 

$ 94. Iſt aber ein Theil im unſtreitigen Be⸗ 
ſise: fo kann die ſtreitige Sache wider feinen Willen 
nur alsdann in gerichtliche Verwahrung genommen 
werden, wenn der Anſpruch des andern wenigſtens 
ſo weit, als es die Geſetze zu einem Arreſtſchlage 
erfordern, beſcheinigt iſt, und wahrſcheinliche Gründe 
zur Beſorgniß eines unwiederbringlichen Verluſtes 
oder Schadens fir ihn vorhanden find. 

H. 95. Nähere Beſtimmungen, wenn derglei⸗ 
chen gerichtliche Verwahrung nothwendig und zulaͤ⸗ 
ßig (ey, find nach Unterfchied der Falle und Ges 
ſchafte in den Geſetzen enthalten. 

$. 76. Bewegliche Sachen muͤſſen in der Re⸗ 
gel im gerichtlichen Depoſito aufbewahrt werden. 

$. 97. Die Pflichten und Rechte des Richters, 
wegen ſolcher gerichtlich niedergelegten Sachen, ſind 
in der Depoſital-Ordnung beſtimme. 55 

98. 
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$. 98. Können dergleichen Sachen, ihrer Be: 
ſchaffenbeit nach, im gerichtlichen Depoſito nicht un⸗ 
tergebracht werden: ſo muß der Richter dieſelben 
an einem dazu ſchicklichen und ſichern Orte aufbe⸗ 
wahren laſſen. 

9. 99. Dabey muß ein Aufſeher beſtellt wer 
den, welcher Acht darauf habe, daß die Sache nicht 
abhanden gebracht werde, und der fir die Pflege 
der Sache, fo weit es zu deren Erhaltung noth⸗ 
wendig iſt, ſorge. 

$. 100. Der Richter haſtet in ſolchen Fällen 
(F. 98, 99.) nur für ein mäßiges Verſehen in der Aus» 
wahl des Verwahrungsorts, und des Aufſehers, und 
letzterer muß, je nachdem er eine Belohnung erhaͤlt 
oder nicht, ein maͤßiges oder grobes Verſehen vertreten. 

§. lor. Iſt die Sache, welche gerichtlich auf. 
bewahrt werden ſoll, der Gefahr des Verderbens 
unterworfen: fo muͤſſen die Intereſſenten wegen der 

{ damit zu treffenden Anſtalten vernommen werden. 

8. 102. Koͤnnen ſich die Intereſſenten daruber 
nicht vereinigen; ſo muß der Richter, nach dem 
Gutachten eines oder zweier von ihm zuzuziehenden 
Sachverftändigen, durch ein Deeret beſtimmen: ob 
und wie die Sache ferner aufbewahrt, oder ob ſie 
Öffentlich verſteigert, und das Geld, bis zum Aus, 
trage des Streits, in das Depoſitum genommen 
werden ſolle. 

Ven Sr, g. 103. Sollen lebendige bewegliche Sachen 
nen in gerichtliche Verwahrung genommen werden; fo 
iſt darüber ein Sequeſter zu beſtellen. 

$. 104. Auch bey unbeweglichen gerichtlich zu 
verwahrenden Sachen, findet die gerichtliche Seque⸗ 
ſtration Statt. . 

§. 105. Die Pflichten eines gerichtlich beftell- 
ten Sequeſters find nach den Vorſchriften des fol- 
genden Abſchnitts zu beurtheilen. 

$. 106 
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$. 106. Der Richter haftet für ein mäßiges 
Verſehen in der Auswahl des Sequeſters, und in 
der Auſſicht über. denfelben. 5 

§. 107. Auch Perſonen, in Anſehung deren 
gewiſſe Rechte ſtreitig find, können in gerichtliche 
Aufſicht genommen werden, wenn erhebliche Gründe 
zur Beſorgniß vorwalten, daß fie ſelbſt, oder dieje 
nigen, unter deren Gewalt oder Aufſicht fie. ſtehen, 
durch ihre Handlungen die Anſpruͤche des Klägers 
vereiteln möchten, * 

6. 108. Die Rechte und Pflichten, des über 
ſolche Perſonen beftellten Aufſehers beſtimmen ſich 
nach dem Endzwecke, dergleichen Handlungen zu 
verhuͤten. 


Zweiter Abſchnitt. g 


Von Verwaltung fremder Sachen 
und Guͤter. 


§. 109. Der Verwalter fremder Güter iſt, fo grund 
weit es dabey auf deren Erhaltung und Aufbewah⸗ fan 
rung ankommt, nach den Grundfägen des vorigen 
Abſchuitts zu beurtheilen; fo weit aber von ihm 
fremde Geſchäfte beſorgt werden, als ein Bevoll⸗ 
maͤchtigter anzuſehen. 

$. 110. Er iſt auf die Erhaltung und ordent⸗ Alge, 
liche Adminiſtration der Sache, Abwendung alles legenden 
drohenden Schadens, und moͤglichſt vorthellhafte ten eürss 
Benutzung derſelben, Bedacht zu nehmen ver- t 
pflichtet. 

$. 11. Ohne erhebliche Urſachen iſt er von 
der bisherigen Art des Betriebs des ihm aufgetra⸗ 
genen Geſchaͤfts abzuweichen nicht befugt. 4 

H. 112. Thut er dieſes eigenmächtig, ſo wird 
er auch für ein geringes Verſehen verantwortlich. 


9 $. 113. 
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$. 11g. Zu Unternehmungen, die einen außer⸗ 
ordentlichen und ungewöhnlichen Aufwand erfordern, 
muß er die Billigung des Eigenthuͤmers abwarten. 
9. 114. Erfordert die Nothwendigkeit, oder 
der offenbare Mutzen des Eigenthümers, eine Aus⸗ 
nahme von dieſer Regel; fo muß der Verwalter ſei⸗ 
nem Principale ſogleich Anzeige davon machen, und 
fein Verfahren rechtfertigen. . 
8. 115. Mißbilligt der Principal den Auf⸗ 
wand: ſo ſinden, je nachdem bloß von Abwendung 
eines Schadens, oder Verſchaffung eines Vortheils 
die Rede war, die Vorſchriften der Geſetze, wegen 
Beſorgung fremder Gefchäfte ohne Auftrag, An⸗ 
wendung. (Tit. 13. F. 234. faq.) 
Verant⸗ §. 116, Der Verwalter wird verantwortlich, 
79 wenn er die ihm auvertraueten Guͤter vernachläßigt, 
Serwals die ausbleibenden Einnahmen beizutreiben verab⸗ 
ders ſäumt, oder die Adminiſtrationskoſten auf eine un⸗ 
vortheilhafte Art vermehrt. 
$. 117. Auch haftet er für den Schaden aus 
verabſäumter Entrichtung der auf der Sache haften ⸗ 
den Abgaben, und anderer die Sache betreffenden 
gewöhnlichen, oder von dem Principale ihm ange⸗ 
wieſenen Ausgaben, in fo fern er zu deren Beſtrei⸗ 
tung hinlaͤngliche Einnahmen gehabt hat. 
Kechteund b. 118. Die in Handen babenden baaren Be⸗ 
1 fände darf der Verwalter nicht für ſich ſelbſt ge⸗ 
wales brauchen, noch ſonſt in feinen Nutzen verwenden, 
u den wenn es auch mit völliger Sicherheit des Princi- 
urch feitte 
Haube ge pals geſchehen konnte. 
benden $ 119. Vielmehr muß er dieſelben, fo weit 
Sem. ge zu den h. 177. bemerkten Ausgaben nicht erfor⸗ 
derlich ind, zur weitern Verfügung des Principals 
aufbewahren, und dabey alle Pflichten eines Ver⸗ 
wahrers fremder Sachen beobachten. 


§. 120. 
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5. 120. Verwechſelungen der Muͤnzſorten kann 
er ohne Genehmigung des Principals nur fo weit 
vornehmen, als es zu den Ausgaben nothwendig 
iſt. 
$. 121. Der 5 iſt a einem 
ern eigenmaͤchtig zu uͤbertragen nicht befugt. efugn 
en 1215 — kann er ſſch bey Ausrichtungkaen. 
einzelner Gefchäfte fremder Hülfe bedienen. (Tit. 13. 
9. 46. 47. 48.) 
$. 123. Zu gerichtlichen Klagen und deren Be. ge 
antwortung ift der Allgemeine Auftrag einer Ver Alle, 
waltung in der Regel nicht hinreichend. zenheſten. 
$. 124. Davon find die Fälle ausgenommen, 
wo die Gefege auch einen bloßen Inhaber zur Kla⸗ 
ge wegen entnommener oder geſtoͤrter Gewahrſanm 
zulaſſen. (Tit. 7. H. 141 — 154. f. 162. lag.) 
$. 125. In andern die Sache betreffenden 
Rechtsangelegenbelten har der Verwalter die Ver⸗ 
muthung der Vollmacht für ſich. (Tit. 13. $. 119. 
fgg.) 
ie 126. Baare Darlehne im Namen des Wegen 
Peincipals aufzunehmen, iſt der Verwalter ohnen un 
deſſen beſondere Vollmacht nicht berechtigt. Gebens, 
$. 127. Credit für gelieferte Sachen oder Ar⸗ 
beiten kann demſelben nur ſo weit gegeben werden, 
als es im Laufe der von ihm betriebenen Gefchäfte 
gewohnlich iſt, oder ohne dergleichen Credit das Ge⸗ 
ſchaft ſelbſt nicht gehörig betrieben werden kann. 
$. 128. Nur unter gleichen Umſtanden iſt der 
Verwalter Andern Eredit zu geben berechtigt. 
$. 129 Wie weit übrigens‘ der Verwaltet aperige 
durch feine Verträge den Prineipal einem Drittenden Prin 
verpflichte, iſt mach den Grundſatzen von Voll hagen 
machtsaufträgen zu beurtheilen. Veruze. 
$. 130. Sind dieſe Vorſchriften beobachtet, 
fo macht es keinen Unterſchied, wenn gleich der Ber- 
Allgem. Sands. I. Band. K walter 
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walter den Vertrag auf ſeinen eignen Namen ger 
ſchloſſen hätte, ſobald nur aus den Umſtänden klar 
iſt, daß er in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter ge⸗ 
handelt habe. 


men. gen. (Tit. 13. §. 30 — 36.) 
ech, H. 133. Dem Verwalter muß alles, was ſei⸗ 
Be nen Händen anvertraut werden ſoll, nach einem 
ſchriftlichen Verzeichniſſe übergeben werden. 
$. 134. Iſt dies nicht geſchehen, „fo muß der 
Principal nachweiſen, daß mehr übergeben worden, 
als von dem Empfänger anerkannt wird. 
H. 135. Der Verwalter fremder Güter iſt 
verpflichtet, von allen dahin einſchlagenden Geſchaͤf⸗ 
ten genaue Rechenſchaft abzulegen 
F. 136. Alle Einnahmen und Ausgaben muß 
er in die dazu beſtimmten Bücher ohne Zeitverſuſt 
eintragen, und mit bündigen Belägen rechtfertigen. 
§. 137. Unterlaͤßt er diefes, fo gilt feine An- 
gabe nur ſo weit, als er deren Richtigkeit nach⸗ 
weiſen kann. 
F. 138. Auch haftet er in dieſem Falle für 
die ſämmtlichen aus der Unterſuchung dieſer Rich⸗ 
tigkeit entſtehenden Koſten. 


9. 139. 
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$. 139. Ein Verwalter muß in der Regel feine 
Rechnung, nebſt den erforderlichen Belägen, ſo⸗ 
gleich nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres dem 
Principale einreichen, und auf deren Abnehmung 
antragen. : N 
$. 140. Hat er die Rechnung nicht zur gehö⸗ 
rigen Zeit eingereicht, fo iſt er ſchuldig, die jedes ⸗ 
maligen Caſſenbeſtände, ſo weit fie nicht zum fer« 
nern nützlichen Betriebe des Geſchaͤfts erforderlich 
geweſen, von Sechs Wochen an, nach dem Jah⸗ 
resſchluſſe, landüblich zu verzinſen. Sr 
F. 141. Auch tragt er von dergleichen Caſſen⸗ 
beſtaͤnden alle Gefahr - pr 
$. 142. Von feinen Vorſchüͤſſen kann er "fie 
die Zeit, wo er mit der Abgabe der Rechnung ſäu⸗ 
mig geweſen, keine Zinſen fordern, wenn er auch 
ſonſt nach rechtlichen Grundſatzen dazu befugt ge⸗ 
weſen ware. (Tit 13. 9. 70 73.) een 
$. 143. Iſt der Principal mit Abnahme der 
Rechnung faumig: fo fallen ihm die daraus entſte⸗ 
henden Verdunkelungen der Gefchäfte zur Laſt. 
H. 144. Der Verwalter iſt alsdann berechtigt, 
die gerichtliche Abnahme der Rechnung auf Koſten 
des ſaͤumigen Prineipals zu fordern. e 
$ 145. Nach erfolgter Abnahme und Berich⸗Duittung⸗ 
tigung der Rechnung kann der Verwalter Quittung 
5 fordern. ; 0 > ; 
146, Doch wird derſelbe durch, dergleis 
Quittung von der Vertretung unredlicher Be 
gen, oder fpäter entdeckter eg due 
gleich derſelben in der Quittung ausdruͤckſich entſagt 
worden, nicht befreit. 7 
§. 147. Dagegen kann aber auch der Verwal⸗ 
ter, wegen eines ſpäter entdeckten, zu feinem Scha⸗ 
den begangenen Rechnungsfehlers, von dem Prin⸗ 
cipale Verguͤtung fordern. n 


Ra says: 
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H. 148. Auch wegen ſolcher Angelegenheiten 
und Gefcyäfte, die in der Rechnung nicht mit vor ⸗ 
gekommen find, kann der Verwalter, der erhalte 
nen Quittung ungeachtet, zur Verantwortung ger 
zogen werden. 8 

§. 149. Noch weniger befreiet die Quittung 
den Verwalter von den Anfprüchen eines Dritten, 
wenn gleich die Forderung deſſelben aus einem Ges 
ſchaͤfte, über welches bereits Rechnung gelegt wor⸗ 
den, entſtanden wäre. 

F. 150. Rechnungen, die einmal abgelegt und 
quitkirt find, konnen nach Verlauf von Zehn Jah⸗ 
ren unter keinerley Vorwande mehr angefochten 
werden. j N 
. 11. Nur wegen offenbarer im Zuſammen⸗ 
rechnen oder Abziehen vorgefallener Rechnungsfebler, 
und wegen eines bey der Verwaltung begangenen 
Betrugs; kann der Principal, auch nach Ablauf der 
zehnjaͤhrigen Friſt, den Verwalter ſelbſt, nicht aber 

ſeine Erben, in Anſpruch nehmen. 

S. 1a. Die H. 155. beſtimmte Verjaͤhrungs⸗ 
friſt nimint bey ſolchen Verwaltungen, die durch 
mehrere Jahre dauern, in Anſehung des Verwalters 
ſelbſt, von dem Zeitpunkte, wo er, nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung und gelegter Schlußrechnung, die letzte oder 
Generalquittung erhalten hat, ihren Anfang. 

. 153. Zu Gunſten der Erben des Verwal⸗ 
ters aber lauft dieſe Präfeription, in Anſehung ei⸗ 
ner jeden einzelnen Jahresrechnung, von dem Tage 
der darüber ausgeſtellten Specialquittung. 


Ware F. 14. ft eine gehörig gelegte Rechnung 
FR durch . Verzoͤgerung des Principals inner⸗ 
der Rach; halb Fünf Jahre nicht abgenommen, fo wird die⸗ 
nung versfelbe fur quittirt geachtet. 

bent 9.155. Es finden alſo gegen eine ſolche Rech⸗ 


Tage 


Br Ablauf der fünfjährigen Friſt von dem 
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Tage der geſchehenen Einreichung, nur diejenigen 
Ausftellungen Statt, die auch gegen eine quittirte 
Rechnung zuläßig find. (§. 145. lag.) 
$. 156. Nach andern Zehn Jahren vom Ab⸗ 
laufe der H. 15 3. beſtimmten Friſt, finder auch bey 
einer ſolchen Rechnung die Vorſchrift $. 180. 151. 
Anwendung. N 
$. 157. Hat der Principal dem Verwalter diegene bie 
Rechnungslegung erlaſſen, fo kann er gegen die Ver⸗ — 7 
waltung deſſelben nur ſolche Ausſtellungen, die aufg ng erlafs 
einen begangenen Betrug hinauslaufen, anbringen 1 wor 
§. 158. Einer ausdrücklichen Erlaſſung ift es % 
gleich zu achten, wenn der Principal dem Verwal⸗ 
ter eine Rechnung abzufordern durch Fuͤnf Jahre 
vernachlaͤßigt hat. 3 8 5 
159. Doch erſtreckt ſich eine ſolche ſtill⸗ 
ſchweigende Erlaſſung immer nur auf die einzelnen 
Jahresrechnungen, bey welchen der Fuͤnßäaͤhrige 
Zeitraum, von dem Tage an, wo fie hätten gelegt 
werden füllen, verlaufen iſt. 8 Eat 
$. 160. Mach erhaltener Quittung muß der uagant⸗ 
Verwalter dem Principale alle Buͤcher und Schrif perrtgieg 
ten, welche mit der Adminiſtration in Verbindunguungsbür 
ſtehen, ausantworten. * ler 
9.161. Dagegen kann der Principal ſich nicht Schi 
entbrechen, dieſe Bücher und Schriften dem gewe⸗ 
ſenen Verwalter auf jedesmaliges Verlangen, jedoch 
nur innerhalb der $. 150, heſtimmten zehnjährigen 
Friſt, vorzulegen. 8 h 
$. 162. Einnahme» Keft darf der Principalkinnabe 
nur ſo weit anerkennen, als der Verwalter Credit Kite 
zu geben berechtigt geweſen ift. 1 
$. 163. Alle andere dergleichen Reſte muß der 
Verwalter aus eignen Mitteln entrichten, und ſich 
dagegen an die Reſtanten halten. 5 


F. 164. 


150 Erſter Theil. Vierzehnter Titel. 


Per 


Caution. 5. 164. Hat der Verwalter Caution beſtellt, 
ſo haftet dieſelbe bis nach völlig. abgenommener und 
quittirter Rechnung. 

durſckbe⸗ §. 165. Der Verwalter hat das Zurückbehal⸗ 

e kungsrecht auf die verwaltete Sache nur wegen der 
darin verwendeten Vorſchuſſe und Koſten, ingleichen 
wegen feiner vorbedungenen und nicht erhaltenen 
Beſoldung. (Tit. zu, Abſch. 2.) . 

Von Wer, F. 166. Wer ohne Auftrag des Eigenthuͤmers 

20 ſich der Verwaltung ſremder Sachen anmaßt, der 

Auftrag, iſt nicht nach den Vorſcheiften des gegenwartigen, 
u des Zweiten Abſchnitts im vorhergehenden 

reizehnten Titel, zu beurtheilen. 

$. 167, Eben fo iſt der von dem Eigenthuͤmer 
wirklich beſtellte Verwalter, ſo weit er die durch den 
Auftrag des Principals, und durch die Vorſchriften 
des gegenwärtigen Abſchnitts ihm vorgeſchriebenen 
Graͤnzen uͤberſchreitet, nur für einen ſolchen, der 
ſich fremder Geſchafte ohne Auftrag angemaßt hat, 

ac anzuſehen. 5 

RN $ 68. Die beſondern Beſtimmungen wegen 

ſüngsfak der Handlungsfaktors, als Verwalter fremder Sa⸗ 

tears. chen und Gefchäfte, find im Kaufmannsrechte ent⸗ 

* halten. Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 7-) 

a $. 169. Auch die Verhältwiffe dererjenigen, 

Öfen, welche die Guͤter des Fiskus, öffentlicher Corpora⸗ 

1 tionen, Communen, Kirchen und Stiftungen zu 

Aufaiten. verwalten haben, find gehörigen‘ Orts beſtimmt. 

(Th. 2. Tit. 6. 11. 140) 

. 170. Wenn Perſonen oder Collegia, denen 

die Verwaltung eines ganzen Inbegriffs von Rech⸗ 

ten oder Gütern des Fiskus, oder eimer öffentlichen 

Corporation zukommt, die Beſorgung gewiſſer dahin 

einſchlagender Gefehäfte einem Andern als ein be⸗ 

ſtändiges Amt übertragen: fo wird derſelbe dem 1155 

5 us 


* 
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kus oder der Corporation unmittelbar, eben ſo, wis 
der Hauptadminiſtrator, verpflichtet. D 

$ 171. Dagegen findet zwiſchen dem Fiskus 
oder der Corporation, und demjenigen, welcher bloß 
zur Beſorgung eines einzelnen Gefchäfts derſelben 
beſtellt worden, nur eben das Verhaͤltuiß, wie zwi⸗ 
ſchen einem Privatmachtgeber und Bevollmächtigten 
oder Verwalter, Statt. 

$. 172. Weder der Fiskus, noch andere Cor; 12 
porationen, koͤnnen gegen ſolche Handlungen ihrerdeg diene 
Bevollmächtigten und Verwalter, welche dieſelben, zun Kor, 
vermöge ihres Amts oder Auftrags, und innerhafdgorationen 
der Gränzen deſſelben vorgenommen haben, die Wie⸗ and 
dereinſetzung in den vorigen Stand fordern. gen od 

5. 173. Auch wird durch die Nochläßigkent fee 
der Bevollmächtigten oder Verwalter des Fiskus er me 
oder anderer mit ihm gleich privilegirter Corporarnifitatdr 
tionen, der Ablauf der Verjährung fo wenig gebin⸗ ken. 2 
dert, als deren rechtliche Wirkung aufgehoben. 
(Tit. 9. H. 629. ad.) 

$. 174, Nur bey Prozeſſen kommt dieſen mo⸗ 1 
raliſchen Perſonen, wenn die Bevollmächtigten oder 
Verwalter derſelben die geſetzmaͤßigen oder die von 
dem Richter beſtimmten Friſten verabſaumen, die 
Wiedereimſetzung in den vorigen Stand innerhalb 
Vier Jahren zu ſtatten. 

§. 75. Dieſer vierjährige Zeitraum wird von 
dem Tage an gerechnet, wo die verabſaumte Friſt 
zu Ende gegangen ill. 

$. 176. Die Wirkungen dieſer Wiederein⸗ 
etzung in den vorigen Stand, und das dabey zu 
beobachtende Verfahren, ſind in der Prozeßordnung 
vorgeſchrieben. 

$. 177. Vorſtehende Verordnungen (§. 174. 
175. 176.) finden auch alsdann Anwendung, wenn 
außer Prozeſſen, die Geſetze die Beuge Mir 

us+ 
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Ausübung eines gewiſſen Rechts, oder Entgegen⸗ 
ſetzung eines Einwands, an eine kürzere als die ge⸗ 
wohnliche Verfaͤhrungsfriſt gebunden, und dabey 
wegen dieſer moraliſchen Perſonen keine beſondere 
Ausnahme gemacht haben. 


0 Dritter Abſchnitt. 
Von Cautionen und Burgſchaften. 


Zweck ber 8. 178. Durch Caution fann ſich Jemand der 

1 künftigen Erfüllung der Verbindlichkeit eines Andern 
verſichern, oder die Beſorgniß kuͤnftiger Beeintraͤch⸗ 
tigungen in ſeinem gegenwärtigen Eigenthume und 

„Beſitze abwenden. 5 

ig. 179. Die Beſugniß, Caution zu fordern, 

ern. kann Jemand durch Willenserflärungen, oder auch 
unmittelbar aus dem Geſetze erlan en. 

Celnſene §. 180. Die Fälle, wo Jemand vermoͤge des 

: Geſetzes Caution zu fordern berechtigt iſt, find bey 
Beſtimmung der Rechte ſelbſt, welche dadurch ver⸗ 
ſichert werden ſollen, in dieſem Landrechte, und in 
der Prozeßordnung veſtgeſetzt. 

$. 181. Wer nur gegen Caution zur Ueberlie⸗ 
ferung einer Sache ſchuldig iſt, kann dieſe Sache 
fo lauge, bis die Cautton berichtigt worden, zur 
rückhalten, ohne daß ihm die rechtlichen Folgen des 
Verzugs zur Laſt fallen. 

9.182. Hat er die Sache vor beſtellter Cau⸗ 
tion abgeliefert; fo folge daraus noch keine Entfar 
gung des Rechts, die Caution nachzufordern. 

§. 183. Wen das Geſetz zur Cautionsforde⸗ 
rung berechtigt, der iſt nicht ſchuldig, ſich mit ei⸗ 
nem bloßen Angelöbniffe des Andern zu begnügen, 

9. 184. Caution durch den Eid findet nur 
alsdann Statt, wenn ſie auf andere Art nicht ber 
ſtellt werden kann. . 

§. 185. 
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$ 185, In welchen Fällen, ſtatt des Cau⸗ 
tionseides, mit perſoͤnlichem Verhafte deſſen, der die 
Sicherheit beſtellen ſoll, verfahren werden koͤnne, 
iſt in den Geſetzen ausdrücklich beſtimmt. 

$. 186. In der Regel muß die geſetzliche Cau⸗ 
tion von — dazu def bete durch Buͤrgen oder 

fanden beſtellt werden. 
82 g. — Die Art und Höhe einer ſolchen Cau⸗ 
tion iſt nach Verhaͤltniß der Wichtigkeit des zu ver⸗ 
ſichernden Rechts, oder des von dem Andern zu 
beſorgenden Schadens, durch richterliches Ermeſſen 
zu beſtimmen. ; ; 

$ 138. Der, welcher eine ſolche Caution zu 
fordern hat, iſt, wenn fie durch Verpfändung bes 
ſtellt werden ſoll, dieſelbe nur in fo weit für bin 
reichend anzunehmen ſchuldig, als fie bey Landgü⸗ 
tern innerhalb der erſten Zweidrittel, bey ſtadtiſchen 
Grundſtücken aber innerhalb der erſten Haͤlſte des 
Werths verſichert werden kann. 1 

§. 189. Nur die mit einer ſolchen Sicherheit 
im Hypothekenbuche eingetragenen Aetivforderungen 
iſt der Cautionsberechtigte als hinlaͤngliche Verſiche⸗ 
rung anzunehmen verbunden. Fo 

$ 190. Soll die Caution durch Einfegung bes 
weglicher Pfänder beſtellt werden, ſo iſt auf Drei⸗ 
viertel des abgeſchaͤtten Werths derſelben Nückfiche 
zu nehmen, 

$. 19 1. Soll die Caution durch Buͤrgen beſtellt 
werden, fo iſt der Berechtigte nur mit ſolchen Buͤr⸗ 
gen, die mit Grundftücen angeſeſſen find, ſich ein⸗ 
zulaſſen verpflichtet. a 

$ 192. Die Annehmlichkeit dieſer Burgen 
ſelbſt iſt darnach zu beurtheilen, wie ſie die von ihnen 
zu leiſtende Caution nach der Beſtimmung des 9. 188. 
auf ihre Grundſtücke perſichern koͤnnen. 


$. 193. 


Von der 
Caution 
aus Per. 


tragen. 


Von el 
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H. 193. Auch kann dem Cautionsberechtigten 
ein Buͤrge, welcher innerhalb der Königlichen Lande 
nicht belangt, noch zur Zahlung angehalten werden 
kann, niemals aufgedrungen werden. 

$. 194. Von vorſtehenden Regeln (§. 188. 
bis 192.) abzuweichen, und ſtatt der Realcaution 
einen bloßen Cautionseid anzunehmen, iſt dem Rich⸗ 
ter nur alsdann erlaubt, wenn keine Realeaution 
aufgebracht werden kann, und zwey im guten Rufe 
ſtehende, mie den Umſtänden des Verpflichteten oder 
des Bürgen wohl bekannte Standesgenoſſen, den⸗ 
ſelben für hinlänglich ſicher erklaren. 

$. 195. Derjenige, welchem eine geſetzliche 
Caution beſtellt worden, kann ſich daran, ſobald 
der Fall eintritt, gegen den er dadurch gedeckt wer⸗ 
den ſollte, wegen alles dabey durch den Cautions⸗ 
verpflichteten verurſachten Schadens halten. 

§. 196. Die geſetzliche Caution dauert fo lange, 
als die Beſorgniß, daß der Verpflichtete ſeinen Ob⸗ 
liegenheiten nicht nachleben werde, nicht gehoben iſt. 

§. 197. Auch durch Verträge kann ſich Je⸗ 
mand Sicherheitsbeſtellung für feine Sachen oder 


5 Rechte durch Bürgen oder Pfaͤnder verſchaffen. 


H. 198. Sobald die Art der Cautionsbeſtel⸗ 
lung im Geſetze, durch richterlichen Ausſpruch, oder 
durch Vertrag beſtimme iſt, koͤnnen zwar Pfaͤnder 
ſtatt Buͤrgen, nicht aber Buͤrgen ſtatt Pfaͤnder, 
wider den Willen des Berechtigten gegeben werden. 

$. 199. Wie die Cautionsbeſtellung durch 
Pfandvertraͤge geſchehen koͤnne, wird bey den Rech⸗ 
ten auf fremdes Eigenthum näher beſtimmt werden. 
(Tit. 20. Abſchn. 1.) - 

$. 200. Wird die Sicherheit dadurch verſchaſft, 


gentlichen daß ein Dritter gegen den Berechtigten, zur Erfuͤl⸗ 


Big 
halten, 


lung der Obliegenheiten des Verpflichteten, auf 
den Fall, wenn dieſer denſelben nicht nachleben 
wuͤrde, 
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wurde, ſich verbindet; ſo iſt ein Bürgſchaftsvertrag 
vorhanden. 

. 201. Wer ſich ſolchergeſtalt für einen An⸗ 
dern verpflichtet, wird Bürge; und derjenige, wel⸗ 
cher ſich zur Schadloshaltung des Bürgen anpeifchig 
macht, wird Ruͤckbuͤrge genannt. ER 

$. 202. Zu einer verbindlichen Büraſchafk Erforten 
wird in der Regel die ausdrückliche Erklärung, fur ner ver 


die Verpflichtungen eines Dritten haften zu wollen, Ale 
erfordert. Dinge 

$. 203. Dieſe Erklärung muß, ohne Unter- schaft. 
ſchied des Gegenſtandes, ſchriſtlich, oder zum ges 
richtlichen Protokolle abgegeben werden. 

$. 204. Sobald der Buͤrge die Uebernehmung 
der Bürgſchaft ſolchergeſtalt ohne Bedingung oder 
Vorbehalt erklart hat, haftet er dem Berechtigten, 
auch ohne deſſen ausdrückliche Annahme. 

§. 205, Iſt aber die Bürgſchaft nur bedin⸗ 
gungsweiſe, oder unter einem Vorbehalte zübernom⸗ 
men worden, fo gelangt fie nicht eber zur Wirk⸗ 
ſamkeit, als bis der Berechtigte ſich daruber er⸗ 
klaͤrt hat. 

$. 206. Wer den Schuldſchein eines Andern Still, 
mit unterſchreibt, wird, wenn das Instrument kein ade“ 
Wechſel iſt, im zweifelhaften Falle nur für einen Für 
Zeugen geachtet. 2 chaten. 

$. 207. Die bloße Empfehlung, daß der Cre⸗ 
ditſuchende ein ehrlicher Mann, und bey gutem 
Vermögen fen, zieht die aus der Burgſchaft entſte⸗ 
henden Verbindlichkeiten in der Regel nicht nach ſich. 

$. 208. Was aber unter Kaufleuten bey Em⸗ 
pfehlungen Rechtens ſey, iſt gehörigen Orts bes 
ſtimmt. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 7.) 

$. 209. Auch Andere, welche nicht Kaufleute 
find, machen ſich durch dergleichen allgemeine Ems 
pfehlung G. 207.) als Bürgen verantwortlich, wenn 

ſie 
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ſie dem Empfohlnen dergleichen unrichtiges Zeugniß 
wider beſſeres Wiſſen, oder aus grobem Verſehen, 
in beſtimmten Ausdruͤcken ſchriftlich ertheilt haben. 

‚$. 210. Noch mehr haftet derjenige, der mit 
einem Andern, in der Abſicht, ihm Credit zu ver⸗ 
ſchaffen, verſtellte Verträge ſchließt, oder andere 
fimulirte Handlungen vornimmt. 


And, $. 47. Wer durch Errichtung ſimulirter Kauf, 
Tauſch, Pacht MiethsErbzins⸗ oder anderer Ver⸗ 
träge einem Grundſtücke den Schein eines hoͤhern 
Werths beilegt, ſoll als ein Betrüger von Amtswegen 
zur Unterſuchung gezogen, und nach dem Grade der 
dabey zum Grunde liegenden, mehr oder minder ge⸗ 
faͤhrlichen Abſicht, auch nach dem Verhaͤltniſſe des dar 
her entſtandenen groͤßern oder geringern Gewinns oder 
Schadens mlt den im Crlminalrechte beſtimmten Stra⸗ 
fen begelegt werden. 


§. 211. Doch erſtreckt ſich in beiden Fällen 
($. 209. 210.) die Verhaftung nur fo weit, alt 
der Creditgebende aus der Empfehlung oder Simu⸗ 
lation, Bewegungsgruͤnde, ſich mit dem Schuldner 
einzulaſſen, vernünftiger Weiſe hat entnehmen koͤn⸗ 
nen 

9. 212. Wer aber betrüglicher Weiſe Jeman⸗ 
den zum Creditgeben verleitet hat, iſt demſelben für 
allen daraus entſtandenen Schaden verantwortlich. 

§. 213. Wer ſchriftlich erklart, daß Jeman⸗ 
den auf ſeine Gefahr Credit gegeben werden könne, 
wird als Bürge verhaftet. A 

$. 214. Ein gleiches gilt von einer mündli⸗ 

en Erklärung, wenn die Summe des zu geben⸗ 

den Credits auf Funfzig Thaler oder weniger einge 
ſchraͤnkt war. 


5. 215. 
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$. 215. Wer Jemanden den Auftrag macht, 
auf ſeine einene Rechnung einem Andern Geld oder 
Waare zu creditiren, dei haftet als Hauptſchuldner. 

§. 216. Zwiſchen demjenigen, der einen ſol⸗ 
chen Auftrag giebt, und dem, welcher ihn befolgt, 
entſtehen eben die Rechte und Pflichten, wie zwi⸗ 
ſchen einem Machtgeber und Bevollmächtigten. 

§. 217. Auch erwirbt der Auftragende gegen 
den, welchem der Exedit gegeben worden, alle die 
Rechte, die einem Machtgeber durch die Handlun⸗ 
gen feines Bevollmächtigten erworben werden. 

9. 218. Iſt in der Erklarung, oder dem Auf⸗ 
trage, (H. 213, 215. die Summe des zu geben« 
den Credits nicht beſtimmt, fo haftet der Eiflären« 
de oder Auftragende für alles, was auf Credit gege⸗ 
ben worden, in ſo fern nicht der Ereditgebende ſich 
mit dem Schuldner eines Verſtändniſſes, zum öffeu⸗ 
baren Mißbrauche des von erſterm in letztern geſetz⸗ 
ten Vertrauens, ſchuldig gemacht hat. 5 

F. 219. Mut diejenigen, welche Gültige Dat- Mer 
lehnsvertraͤge zu ſehließen fähig find, koͤnnen aus“ fe i 


* 
ſcha fte 
drücklich oder ſülſchweigend Bürgſchaften überneh⸗ ins 


men. 
$. 220. Wie weit Eheſtauen für ihre Männer, 
oder für Andere ſich verbuͤrgen können, iſt gehori⸗ 
gen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 4) 

S. 221. Den Witten und ledigen Frauens. Bor 


172 


perſonen muͤſſen, bey Uebernehmung einer PBürg- ſchaf en 
ſchaft, die rechtlichen Wirkungen und Folgen der- BT Wei⸗ 


ſelben vor Gericht erflärt werden. 


Anh. $ 48. Der Erklärung bedarf es in dem Falle nicht 
wenn die Bürgin zum Protokolle erkläre har, daß Ne 
mit den rechtlichen Folgen einer übernommenen Burg. 
ſchaſt bekannt ep. 


F. 223. 
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$. 222. Daß und wie die Verwarnung geſche⸗ 
hen ſey, muß in dem Buͤrgſchaftsinſtrumenke ſelbſt, 
oder unter demſelben verzeichnet werden. 

$. 223. Iſt kein beſonderes Buͤrgſchaftsinſtru⸗ 
ment ausgeſtellt, ſondern die Verbürgung in dem 
Hauptinſtrumente enthalten: ſo iſt der Vermerk 
der Verwarnung in oder unter dem letztern erſor⸗ 
derlich y 
FS. 224. Die Erklarung muß in verſtaͤndlichen 
Ausdrücken geſchehen: fo daß die Buͤrgin dadurch 
einen hinſaͤnglichen Begriff von den rechtlichen Fol⸗ 
gen der zu uͤbernehmenden Buͤrgſchaft erhalten konne. 

$. 225. Die Stelle dieſer von dem Richter zu 
machenden Erklärung vertritt es nicht, wenn gleich 
in dem Inſtrumente die rechtlichen Folgen der Buͤrg⸗ 
ſchaft ausgedrückt find, und die Buͤrgin gerichtlich 
erklaͤrt hat, daß fie das Inſtrument ſelbſt geleſen 
habe, oder daß ihr daſſelbe vorgeleſen worden. 


$. 226. Wenn dieſe Vorſchriſten (§. 221 — 
225.) nicht beobachtet worden, ſo bleibt die Buͤrg⸗ 
ſchaft einer Frauensperſon ohne rechtliche Wirkung. 
$. 227. Hat der Richter, vor welchem das Ge⸗ 
fehäft vollzogen worden, die Verwarnung unterlaſ⸗ 
fen, oder dabey die Vorſchriften H. 222 — 225. ver⸗ 
abſäumt, fo haftet derſelbe dem Berechtigten für 
allen daraus entſtehenden Schaden. 
§. 228. Die vorgeſchriebene Verwarnung iſt in 
allen Faͤllen nothwendig, wo eine Frauensperſon die 
Verbindlichkeit eines Andern auf den Fall, wenn er 
fie nicht ſelbſt erfüllte, übernehmen ſoll. 
$. aag. Ueberhaupt m. dieſe Verwarnung 
bey allen Gefchäften erfolgen, wo die Frauensperſon 
auf den Fall, wenn ein Anderer feine Verbindlich⸗ 
keit nicht erfüllte, zu Gunſten des Berechtigten, 
gewiſſe 
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gewiſſe Nachtheile uͤbernimmt, oder gewiſſen Vor⸗ 
theilen entſagt. 

6. 230. Die Verwarnung muß alſo binzukom⸗ 
men, wenn eine Frauensperſon, deren Forderungen 
im Hypothekenbuche eingetragen find, der ihr aus 
der Eintragung zukommenden Prioritaͤt, es ſey zu 
Gunſten ihres Mannes, oder eines Dritten, enrſagt. 

$. 231. Dagegen iſt, wenn eine Frau auf ein 
ihr zuſtehendes Recht überhaupt gänzliche Verzicht 
leistet, ein ſoches Geſchaft nach den Regeln von 
Burgſchaſten nicht zu beurtheilen. 

$. 232. Wenn eine Manns» oder Frauensper⸗ 
fon ſich in Einem Inſtrumente als Selbſt⸗ oder 
Mitſchuldner verpflichtet haben: fo vermuthen die 
Geſetze, daß die Mannsperſon Hauptſchuldner, die 
Frauensperſon aber nur Buͤrge ſey. 

$. 233. Soll dieſer rechtlichen Vermuthung 
entſagt werden: ſo iſt dazu eine eben dergleichen 
Verwarnung, wie bey einer übernommenen Buͤrg⸗ 
ſchaft ſelbſt, nothwendig. 

$. 234. Mit dem Einwande der unterbliebe⸗ 
nen Verwarnung kann die Burgſchaft leiſtende Frau⸗ 
ensperſon gegen Jeden, zu deſſen Sicherheit fie die 
Buürgſchaft übernommen hat, ohne Unterſchied ſei⸗ 
ner eigenen perſönlichen Qualität, ſich ſchützen. 

$. 235. Auch kommt dieſer Einwand den Er⸗ 
ben der Buͤrgin, ohne Unterſchied ihrer eigenen Qua⸗ 
litaͤt zu ſtatten. 

H. 236. Hat aber die Erblaſſerin in einer rechts⸗ 
gültigen letztwilligen Verordnung die Bezahlung der 
verbürgten Schuld dem Erben oder einem Legata⸗ 
rio aufgetragen, ſo gilt dergleichen Erklarung als 
ein Vermaͤchtniß. 

$. 237, Auch wenn die Buͤrgſchaft leiſtende 
Frauensperſon den Hauptſchuldner beerbt bat, 15 
ie 
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fie dem Berechtigten nicht als Bürge, ſondern nur 
als Erbe, verhaftet. 8 

$. 238. Das Unterbleiben der vorgeſchriebenen 
Verwarnung wird dadurch nicht gerechtfertigt, daß 
einer Frauensperſon die Folgen und Wirkungen der 
Buͤrgſchaft in vorhergegangenen Fällen gehörig er ⸗ 
klaͤrt worden. ; \ 

§. 239. Wie weit eine Frauensperſon, die 
eigene Handfung treibt, ſich gleich einer Mannsper⸗ 
fon verbürgen konne, iſt im Kaufmannsrechte bes 
ſtimmt. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 7.) 

§. 345. Nach Höhe desjenigen, was eine 
Frauensperſon für die übernommene Bürgſchaft an 
Belohnungen und Vortheilen, die einer Schaͤtzung 
nach Gelde fähig find, wirklich erhalten hat, iſt 
ſie dem Gläubiger allemal verhaftet. 

H. 241, So weit durch das Hauptgeſchaft der 
Frauensperſon Vortheile, zu welchen ſie außerdem 
kein Recht hatte, zugewendet worden, wird dieſelbe 
durch die für dieſes Hauptgeſchäſt uͤbernommene 
Buͤrgſchaft verpflichtet. 

$. 242. In beiden Fallen (S. 240. 241.) 
kommt es nicht darauf au, wenn auch die Bürgin 
zu der Zeit, da ſie in Anſpruch genommen wird, 
ſich in dem Beſitze dieſer Belohnungen oder Vor⸗ 
theile nicht mehr befinden ſollte. 

8. 243. Die aus einer unkraͤftigen Buͤrgſchaft 

bereits geleiftere Zahlung kann eine Frauensperſon 
unter dieſem Vorwande nicht zurückfordern. 

$. 244. Dagegen erhaͤlt die unkraͤftig bene 
nommene Buͤrgſchaft durch eine gleichfalls ohne ge⸗ 
fesmäßige Verwarnung erfolgte Wiederholung der⸗ 

Wer als ſelben keine mehrere Gültigkeit. 

Oürge au, f. 245. Einen Burgen, deſſen binlängliche 
zn Scheel für die Forderung nicht nachgewieſen 25 
muſſe. en 
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den kann, iſt der Berechtigte wider ſeinen Willen 
anzunehmen nicht ſchuldig. RR 

F. 246. Die Annehmlichfeit eines Bürgen iſt, 
bey daruber entſtehendem Streite, nach den bey 
den geſetzlichen Cautionsleiſtungen vorgeſchriebenen 
Grundſaͤtzen zu beurtheilen. x 

$. 247. Hat aber Jemand einen Bürgen als 
tauglich einmal angenommen, ſo kann er die Be⸗ 
ſtellung einer andern Sicherheit nicht mehr fordern. 

H. 248. Verändern ſich jedoch die Umſtande 
des Bürgen zur offenbaren Gefährdung des Glaͤu⸗ 
bigers, ſo kann letzterer auf beſſere Sicherheitsbe⸗ 
ſtellung antragen. x 

$. 249. Die Bürgfchafe findet in Anſehung Ben wel 
aller erlaubten Verbindlichketten Statt, welche durch feen 
andere Perſonen geleiſtet, oder auf eine gewiſſe Bürge 
Summe in Anſchlag gebracht werden koͤnnen. Bader 

§. 250. Auch für den Nachtheil, welcher aus finden. 
den unerlaubten Handlungen eines Andern, oder 
aus der Vernachlaßtgung feiner Pflichten entſtehen 
koͤnnte, kann Burgſchaft geleiſtet und gefordert 
werden. 

9. 251. So weit aber die Forderung des Glaäͤu⸗ 
bigers an den Hauptſchuldner ganz ungültig iſt, ſo 
weit :ft auch die dafur geleiſtete Bürgſchaft unver⸗ 
bindlich. 

$. 252. Beſonders findet für einen in den Ges 
ſetzen ausdrücklich gennßbilligten Vertrag keine Bürg⸗ 
ſchaft Statt. 

9. 253. Hat der Bürge den Gläubiger durch 
unwahre Verſicherungen verleitet, ſich auf einen 
ſolchen Vertrag einzulaſſen; fo haftet er demſelben 
für allen daraus entſtandenen Schaden als Haupt⸗ 
ſchuldner. 

5. 254. Entſteht die Ungültigkeit des Haupt⸗ 
vertrages bloß aus der perſoͤnlichen Eigenſihafr des 

Alzen, Landt, U, Band. 9 Ver⸗ 


J. Rechte 
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Verpflichteten: fo haftet der Buͤrge dem Glaͤubiger 
ebenfalls als Hauptſchuldner. 

$. 255. Der Einwand der Unwiſſenheit von 
dieſer Qualität des Verpflichteten kann einem ſol⸗ 
chen Bürgen nicht zu ſtatten kommen. 

$. 256. Auch der, welcher. fir die von einer 
Frau unkruͤſtig geleiſteten Bürgſchaft eine weitere 
Bürgſchaft gegen den Gläubiger übernommen bat, 
haftet dem Gläubiger eben ſo, als wenn er ihm die 
Buͤrgſchaft unmittelbar geleiſtet haͤtte. 

$. 257. Der Buͤrge haftet für den Hauptver⸗ 


and hc pflichteten, fo. weit dieſer feiner Verbindlichkeit gegen 


ten wie 
ſchen dem 
Bürgen 
und dem 
Berech⸗ 
tigten, 
Worauf 
die Ber“ 
Uindlich⸗ 
keit des 
Mürgen 
ſcch er⸗ 
ſireckt. 


den Berechtigten keine Gnüge leistet. 

8. 258. Die Verbindlichkeit des Buͤrgen kann 
aber über den Gegenſtand, auf welchen die Bürg⸗ 
ſchaft ausdrücklich gerichtet worden, nicht ausgedehnt 
werden. 

8. 259. Daß ſich der Buͤrge über die Capi⸗ 
talsſumme, auch für Zinſen, Früchte, Schäden, 
Koſten und Conventionalſtrafen verpflichtet habe, 
wird nicht vermuthet. 

§. 260. Doch haftet der, welcher für ein zins 
bares Capital Bürgſchaft leiſtet, auch für die ruͤckſtaͤn⸗ 
dig gebliebenen Zinſen des letzten Jahres. 

$. 261. Wer nicht für das Capital, ſondern 
nur für die Zinſen ſich verbürget hat, wird von der 
Buͤrgſchaft ganz oder zum Theil frey, wenn das Ca⸗ 
pital bey dem Hauptſchuldner ganz oder zum Theil 
verloren geht. 

§. 262. Doch haftet er für die Zinſen, wel⸗ 
che bis zur Zeit des über den Hauptſchuldner eroͤff⸗ 
neten Concurſes ruckſtändig geblieben find; in fo 
fern den Slönbiger in deren Beitreibung keine ſchuld⸗ 
bare Verſaummiß zur Laſt fallt. 

5. 263, Eine ſolche bloß für die Zinſen geleiſtete 
it tritt, wenn ſie einmal erloſchen iſt, nicht 
wie 
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wieder in ihre Wirkſamkeit, wenn gleich der Haupt, 
ſchuldner zu beſſern Vermoͤgensumſtaͤnden gelangt. 
S8. 264 Hat aber in dem Falle des $. 261. der 
VBuͤrge die Buͤrgſchaft für die Zinſen auf eine in fich, 
oder durch eine gewiſſe Begebenheit, welche nochwen⸗ 
dig eintreffen muß, beſtimmte Zeit übernommene 


fo haftet er für dieſe ganze Zeit; wenn auch das 


Capital früher verloren ginge 

§. 265. Wer für die Ruͤckgabe einer Sache 
ſich verbürgt, haftet auch fur die mit der Sache 
zurückzugebenden An⸗ und Zuwüchſe. 

F. 266, Wer für das, was ein Anderer uͤber⸗ 
haupt, oder aus einem gewiſſen Geſchaͤfte ſchuldig ge⸗ 
worden, ſich verbürgt, der haſtet dennoch nur ſuͤr das, 
was der Berechtigte zur Zeit der vollzogenen Bürg⸗ 
ſchaft von dem Verpflichteten wirklich zu fordern hatte. 

$. 267. Doch find auch ſolehe Verbindlichkei⸗ 


ten, bey welchen nur der Termin zu deren Leiſtung 


noch nicht eingetreten war, mit darunter begriffen. 


$. 268. Wer für allen aus einem Geſchafte 
entſtehenden Schaden ſich verbürgt hat, der paftec 
nicht für den entgangenen Gewinn. 

$ 269. Wer aber für alles zu haften verſpro⸗ 
chen hat, was der Verpflichtete aus einem gewiſſen 
Geſchafte zu zahlen ſchuldig werden moͤchte, muß alle 
aus dem Geſchafte entſtehende Verbindlichkeiten, 
nebſt Zinſen, Früchten, Koſten, Schaden, und ent⸗ 
gangenem Gewinne übernehmen. 

$. 270. Eine deraleichen uneingeſchraͤnkte Ver⸗ 
tretung findet auch alsdann Statt, wenn ſich der 
Bürge ausdrücklich als Selbſtſchuldner verpflichtet 
at 
9 § 271. Wer dafür, daß ein Deitter ein für 
ihn ohne feinen Auftrag vorgenommenes Geſchaft ger 
nehmigen werde, ſich verbürgt, und dieſe Gene hin 
gung nicht herbeiſchaffen Rn bafcer dem, weſchem 

2 er 
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er die Buͤrgſchaft geleiſtee hat, für allen aus dem 
Nücfgange des Geſchaͤfts entſtehenden Schaden. 
§. 272. Fuͤr den entgangenen Vortheil aber 
baftet er nur alsdann, wenn er ſich dazu ausdrück⸗ 
lich verpflichtet, oder die Buͤrgſchaft nach §. 269. 
ohne alle Einſchraͤnkung übernommen hat. 
Beſonders F. 273. Wer für Jemanden eine Amtscaution 
von amtspeftellt hat, darf nur für die durch denſelben eueſte⸗ 
henden Defeete haften. 
§. 274. Für die Zinſen dieſer Defecte, inglei⸗ 
chen für die Koſten der Unterſuchung, haftet er nur 
in fo fern, als er ſich dafür ausdrücklich mit verbürgt, 
oder nach §. 269. eine uneingeſchraͤnkte Buͤrgſchaſt 
übernommen har. 
$. 275. Wenn aber auch der Buͤrge für Zin⸗ 
fen und Koſten ſelbſt nicht verhaftet wäre: fo kann 
doch der Berechtigte dieſerhalb an das Vermögen 
des Hauptverpflichteten, vorzüglich vor dem Buͤrgen, 
ſich halten. 
$. 276. Für die verwirkte Geldſtraſe haftet der 
Buͤrge nur alsdann, wenn er es ausdrücklich mit 
übernommen bar. 
In wle H. 277, Zu etwas Mehrerem, als der Haupt⸗ 
Fla verpflichtete ſelbſt zu leiſten hat, kann der Buͤrge 
ewas niemals angehalten werden. 
i 1 $. 278 Wohl aber kann ſich der Buͤrge zu 
ker olg dareiner beſſern Sicherheit, als der Hauptſchuldner, 
nut verpflichten. 
Laich; 5 5 Auch kann der Bürge, welcher für 
5 ſeyn eine ihrem Betrage nach unbeſtimmte Forderung 
ue. Caution geleiſtet hat, mit dem Berechtigten, über 
eine dafür auf den künftigen Vertretungsfall zu 
entrichtende beſtimmte Summe, im Voraus ſich 
einigen. 


9. 280, 
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$. 290. Aber auch alsdann iſt der Bürge, bey 
entſtehendem Vertretungsfalle, die verabredete Sum⸗ 
me nur in ſo fern zu bezahlen verbunden; als ein 
minderer Betrag der N nicht ausge 
mittelt werden kann. 

§. 281. Was der Gläubiger um deswillen, 
weil er dem Schuldner, wegen der im Geſetze bes 
ſtimmten perſoͤnüchen Verhaͤltniſſe, eine Competenz 
laſſen muß, von demſelben nicht erhalten kann, iſt 
er auch von dem Buͤrgen zu fordern nicht berechtigt. 

$. 282. Außerdem aber haftet der Bürge für 
den Ausfall, welchen der Gläubiger bey dem Haupt⸗ 
ſchuldner, wegen einer demſelben aus andern geſetz⸗ 
lichen Gruͤnden zukommenden Competenz erleidet. 

$. 283. In der Regel kann der Glaͤubiger an Wenn der 
den Bürgen ſich nicht eher halten, als bis er, durchts chen 
Verfolgung feines Rechts gegen den Hauptſchuldner, den Dürr 
erwieſen hat, daß dieſer feine Verbindlichkeit zu er une e 
füllen, ganz oder zum Theil nicht im Stande ſey. 1 

§. 284. Iſt jedoch der Hauptſchuldner zu der hey per⸗ 
Zeit, da der Bürge belangt wird, auf das Anhalten e 
anderer Gläubiger zum Arreſt gebracht; oder bey gen. 
einer von ſolchen Gläubigern wider ihn veranlaßten 
Auspfandung, kein Gegenſtand der Execution bey 
demſelben vorgefunden worden: fo kann der Buͤrge, 
welcher für eine bloße Perſonalforderung ſich ver⸗ 
pflichtet hat, den Einwand, daß der Schuldner zu⸗ 
erſt belangt werde müͤſſe, nicht entgegenſetzen. 1 

$. 285. Eben fo iſt, wenn der Gläubiger die 
Execution wegen einer ſolchen Perſonalforderung 
gegen den Hauptſchuldner wirklich nachgeſucht hat, 
der Berlcht des Executors, daß kein Gegenſtand der 
Execution vorgefunden worden, zum Nachweiſe von 
dem Zahlungsunvermoͤgen des Hauptſchuldners hin⸗ 
reichend. 


8. 286. 
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. 286. Sind aber bey der Execution gegen 
den Hauptſchuldner Sachen ausgepfaͤndet, oder in 
gerichtlichen Beſchlag genommen worden: ſo muß 
der Gläubiger deren öffentlichen Verkauf abwarten, 
ehe er den Burgen in Auſpruch nehmen kann. 
287. Beſitt der Hauptſchuldner noch Aetiv⸗ 
forderungen, weſche liquid, und von einem in gu⸗ 
ten Vermoͤgensumſtanden ſtehenden Schuldner zu 
zablen, auch innerhalb Dreier Monate fällig ſind: 
fo muß der Gläubiger, vor Belangung des Burgen, 
den Zahlungstermin abwarten. 

H. 288. Auf den Eingang ſolcher Aetivforde⸗ 
rungen aber, deren Richtigkeit oder Sicherheit noch 
zweitelhaft iſt, oder deren Verfalltag ſpaͤter eintritt, 
kann der Gläubiger, mit Belangung des Bürgen 
zu warten, nicht angehalten werden. 

. 289. Beſitt der Haupkſchuldner Grundſtücke, 
ſo muß auch der Perſonalglaͤubiger Sequeſtration 
eder IAumiſſton in dieſelben nachſuchen, ehe er den 
Burgen belangen kann. 

. 290%, Hat aber der Gläubiger binnen Drey 

Menaten, nach verfügter Sequeſtration oder Im⸗ 
miſſton, auch dadurch feine Befriedigung nicht er⸗ 
Halten könnetkz fo iſt er, den fernern Erfolg dieſes 
Ezecutiovsmittels abzuwarten, nicht ſchuldig. 
„ . agnen Kann, nach Beſchaffenheit des Grunde 
ſläcks und feines Ertrags, > überzeugend nachgewie⸗ 
fin werden, daß der Gläubiger, wegen anderer dar⸗ 
auf haftenden oder ſonſt der ſeinigen vorgehenden 
Forderungen, aus den Einkünften deſſelben, inner⸗ 
balb der dreimonatlichen Friſt, nicht bezahlt wer⸗ 
den könne: ſo iſt er dieſes Exeeutionsmittel vor Be⸗ 
kangung des Bürgen zu ergreifen nicht ſchuldig. 


n, . 282. Iſt aber die Schuld, fir welche die 


erderün⸗ 


Zen. 


Burgſchaft geleiftee worden, eine Realſchuld; fo 
muß der Gläubiger erſt alle geſetzmäßigen he 
‘ ‚Neak 
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Realereeutlon durchgehen, ehe er den Bürgen be⸗ 
langen kann. 

$. 293. Er muß alſo den gerichtlichen Ver⸗ 
kauf des Unterpfandes, und die Vertheilung des 
Kaufgeldes abwarten. 

$. 294 Wenn ſich jedoch aus Vergleichung 
des für das Pfand geloͤſeten Kaufgeldes, mit den 
darauf haftenden liquiden und der Forderung des 
Glaubigers unſtreitig vorhergehenden Schulden, ſo⸗ 
fort ergießt, daß der Gläubiger aus dem Kaufgel⸗ 
de nicht bezahlt werde koͤnne: fo iſt er die Verthei⸗ 
lung deſſelben abzuwarten nicht ſchuldig. 

$. 295. Wenn gleich der Realgläubiger aus 
dem Unterpfande nicht befriedigt werden kaun: fo 
iſt er dennoch die Execution in das übrige Vermoͤ⸗ 
gen des Haupeſchuldners, vor Belangung des Bür⸗ 
gen, nachzuſuchen verpflichtet. 

$. 296. Wer für eine Wechſelſchuld ſich ver⸗ bey Wech⸗ 
bürgt bat, kann belangt werden, ſobald die Wech⸗ Be, 
ſelerecution gegen den Hauptſchuldner fruchtlos voll⸗ 
ſtreckt iſt, oder wegen feiner Entfernung nicht voll⸗ 
ſtreckt werden kann. 

$ 297. Der Gläubiger kann, mit gaͤnzlicher Fälle, 
Uebergehung des Hauptſchuldners, ſich ſofort au den 39 80105 
Buͤrgen halten, wenn ſich dieſer ausdrücklich als bias fer 
Selbſtſchuldner verpflichtet, oder dem Eintoande, ben She, 
daß der Hauptſchuldner zuerſt belangt werden müſſe, gen hal? 
gehörig entſagt hat; (5. 307. füg.) SER FAN: 

$. 298. Ferner alsdann, wenn der Haupt⸗ 
ſchuldner nicht mehr in Königlichen Landen belangt 
werden kann; 

§. 299. Auch alsdann, wenn det Hauptſchuld⸗ 
ner durch richterliches Erkenntniß zu einem längertt 
als einjährigen Indulte verſtattet worden; 

§. 300. Endlich alsdann, wenn üben das Ver 
mögen des Hauptſchuldners Concurs eröffnet wird. 

. 301. 
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F. 301. Doch muß in dieſem letzten Falle der 
Gläubiger feine Forderung, und die dafür ihm ges 
leiſtete Bürgſchaft, dem Richter ſpaͤteſtens im Lie 
quidationstermine anzeigen. 

$. 302. In der Regel muß der Gläubiger feine 
Forderung, bey dem Concurſe des Hauptſchuldners, 
ſo lauge verfolgen, bis der Bürge zu feiner Befrie⸗ 
digung rechtskräftig verurtheilt worden. 

$ 303. Hat er aber ſchon vor eroͤffnetem Con⸗ 
curſe ein rechtskräftiges Urtel gegen den Burgen er⸗ 
ſtritten: fo iſt er nicht ſchuldig, ſich in den Concurs 
einzulaſſen, ſondern kaun den fernern Betrieb der 
Sache dem Bürgen anheim geben, 

$ 304. Hat der Glaͤubiger ſeine Forderung 
bey dem Concurſe gar nicht angezeigt, und ſich alſo 
damit präcludiren laſſen: fo wird er feines Rechts 
gegen den Burgen verluſtig. 

H. 305. Kann er jedoch vollſtaͤndig nachwei⸗ 
ſen, daß die Forderung, wenn ſie auch angemeldet 
worden wäre, dennoch leer aussegangen ſeyn wuͤr⸗ 
de: fo kann der Bürge ſich mit vorſtehendem Eins 
wande nicht ſchüͤtzen. 

$. 306. Der Einwand, daß der Hauptſchuld⸗ 
ner nach der fruchtloſen Execution wieder zu beſſern 
Vermoͤgensumſtänden gelangt ſey, kann den Buͤr⸗ 
gen von der ungeſaͤumten Befriedigung des Glaͤu⸗ 
bigers nicht befreien. 

§. 307. Dem Einwande, daß der Haupt⸗ 


ſchuldner zuerſt belangt werden muͤſſe, kann der 


Buͤrge gültig entſagen. 

F. 308. Geſchieht dergleichen Entſagung von 
einer ſich verbuͤrgenden Fraueusperſon: fo muß der⸗ 
ſelben daruber auf eben die Art, wie bey der Bürge 
ſchaft ſelbſt, beſondere Bedeutung und Verwarnung 
geſchehen, und wie dieſes geſchehen ſey, eben ſo in 


oder 


Bon Cautionen und Buͤrgſchaſten. 169 


oder unter dem Haupt » oder Bürgſchaftsinſtrumente 
vermerkt werden. ($. 22 1. lag.) 2 

$ 309. In allen Fällen, wo die Bürgſchaft 
nicht für die Forderung ſelbſt, ſondern ausdrücklich 
nur für den dem Gläubiger aus dem Geſchafte entſte⸗ 
henden Schaden geleiſtet wird, iſt die im Inſtrumente 
geſchehene Entſagung des Einwands ohne Wirkung. 

$. 310. Die Rechte und Einwendungen des Ni 
Hauptſchuldners, welche die Forderung ſelbſt betref dungen 
fen, kommen auch dem Burgen gegen den Gläubir 1590 
ger zu ſtatten. 105 1135 

H. 311. Hat jedoch der Gläubiger, bey Belan⸗ enz 
gung des Hauptſchuldners, den Burgen mit vorladen Aan kin. 
laſſen; fo ſteht das gegen den erſtern ergangene Ur⸗ 
tel aus dem letztern entgegen. 

$. 312. Der Bürge kann alsdann nur über 
ſolche Einwendungen, welche die Gültigkeit der von 
ihm geleiſteten Bürgſchaft betreffen, rechtliches Ge: 
hoͤr fordern. : 

9. 313. Hat der Bürge fich für das, wozu 
der Hauptſchuldner rechtskraͤftig verurtheilt werden 
möchte, verbürgt! fo kann er den Inhalt eines fol 
chen gegen den Hauptſchuldner ergangenen Urtels 
nicht ferner anfechten. 

F. 314. Nur Einwendungen, welche auch der Haupt⸗ 
ſchuldner noch in der Execution ſelbſt entgegen ſetzen 
könnte, bleiben alsdenn auch den Buͤrgen noch offen. 

8. 315. Wie weit der Bürge von den geſetz⸗ 
mäßigen Rechtsmitteln gegen ein Erkenntniß, welche 
der Hauptſchuldner nicht eingewendet hat, Gebrauch 
machen könne, beſtimmt die Prozeßordnungz 2 

$ 316. Hat Jemand für eine Forderung, die de Hun 
au einem gewiſſen Termine zahlbar iſt, ohne für die 0 von 
Dauer der Bürgschaft ſelbſt eine gewiſſe Zeit zu be. Mie 
ſtimmen, ſich verpflichtet: fo iſt er befuge, nach cel 
Ablauf des Zahlungstermins, den Gläubiger dahin 

anzu⸗ . 


170 Erſter Theil. Vierzehnter Titel. 


anzuhalten, daß er die Schuld einklage oder ihn 
der ferneren Buͤrgſchaft entlaſſe. 

$. 317. Hat aber der Bürge ſich dieſes Rechts 
nicht bedient, fo wird er dadurch, daß der Gläubiger 
dem Hauptſchuldner Nachtſicht gegeben hat, von feiner 
Verbindlichkeit noch nicht frey. 

$. 318. Hat ſich Jemand, ohne dir Dauer der 
Buͤrgſchaft zu beſtimmen, für eine Forderung, die 
erſt nach vorhergegangener Aufkuͤndigung zahlbar, oder 
ſonſt an keinem gewiſſen Termine fällig ie verpflichtet: 
fo dauert feine Verbindlichkeit fo lauge, als das Recht 

des Glaͤubigers gegen den Hauptſehuldner. 

$. 319. Doch kann ein ſolcher Bürge gegen den 
Gläubiger, auf Belangung des Hauptſchuldners, oder 
Entlaſſung von der Bürgſchaft, unter eben den Um⸗ 
ſtaͤnden antragen, unter welchen er den Hauptſchuld⸗ 
ner zu feiner Befreiung davon anzuhalten berechtigt 
iſt. (5. 356. Jad.) 

$. 320. Hat Jemand eine Buͤrgſchaft nur auf 
eine gewiſſe beſtimmte Zeit für ein Darlehn über 
nommen; fo erloͤſcht dieſelbe, wenn der Gläubiger 
den Hauptſchuldner nicht fpäreftens am Dritten Tage 
nach Ablauf dieſer Zeit belangt, oder die Klage nicht 
forcgeſetzt hat. 

F. 321. Wohnt jedoch der Gläubiger außerhalb 
des Orts, wo das Gericht, bey welchem die Klage 
angeſtelle werden ſoll, ſeinen Sitz hat: ſo kommt 
ihm, außer dieſer dreitägigen Friſt, auch noch diejeni⸗ 
ge zu ſtatten, welche nach dem gewöhnlichen Laufe 
der Poſten erforderlich iſt, ehe die Klageanmeldung 
bey dem Gerichte eintreffen kann. 

$. 322. Hat Jemand eine Bürafchafe nur auf 
eine gewiſſe beſtimmte Zeit für eine Verbindlichkeit 
übernommen, welche, wie die Amtspflicht, ihrer 
Natur nach fortwährend, oder deren Erfüllung 
ſonſt an keinen gewiſſen Tag gebunden iſt: ſo endigt 


fih 
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ſich die Verpflichtung des Buͤrgen mit dem Ablaufe 
der beſtimmten Zeit. 

$. 323. Nach dem Ablaufe dieſer Zeit iſt der 
Buͤrge befugt, den Berechtigten aufzufordern, daß 
er ihn entweder der Bürgfchaft entlaſſe, oder gegen 
den Verpflichteten rechtlich ausfuͤhre: daß und was 
ihm dieſer in Anſehung des Vergangenen zu leiſten 
oder zu erſtatten habe. 

S. 324. Zögert der Berechtigte damit, fo kann 
der Bürge auf richterliche Beſtimmung eines den 
Umſtänden angemeſſenen Zeitraums autragen, bin⸗ 
nen welchem der Berechtigte ſeine Anſpruͤche an den 
Verpflichteten gerichtlich ausführen, oder gewaͤrtigen 
muͤſſe, daß der Bürge ſeiner Buͤrgſchaft für entlaſ⸗ 
ſen geachtet werde. 

F. 325. Iſt der Buͤrge entlaſſen, ſo darf er 
Leiſtungen oder Defekte des Hauptverpflichteten, 
wenn auch dieſelben aus den Zeiten, für welche die 
Bürgſchaft geleiſtet war, herrühren, nicht vertreten. 

H. 326. So lange aber der Buͤrge noch nicht 
entlaſſen iſt, haftet er für alle aus der Zeit ſeiner 
Buͤrgſchaft ſich herſchreibenden Leiſtungen und Des 
ſekte . 

$. 327. Gegen dieſe Verhaftung kommt es ihm 
nicht zu ſtatten, wenn gleich der Haupeverpflichtete 
quittirt worden wäre; in fo fern nur der Berechtigte, 
auch nach ertheilter Quittung, Ausſtellungen zu ma⸗ 
chen befugt iſt. (§. 146. lag.) 

$. 328. Har der Gläubiger bey Verfolgung Die weit 
der Epecnrion gegen den Hauptſchuldner ein grobes fungen 
Verſeben begangen, fo fällt ihm der daraus entſte⸗ 15 
bende Schade zur Lat Bier d 

$. 329. Haben der Gläubiger und Hauptſchuld⸗ Haut. 


ner zum Machtbetle des Bürgen ein geheimes Ver- Jann dn 
ſtaͤndniß unterhalten: fo iſt jeder von ihnen dem gen scha 
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$. 330. Durch die zwiſchen dem Gläubiger 
und Hauptſchuldner nach vollzogener Buͤrgſchaft er⸗ 
richteten Verträge kann die Verbindlichkeit des Buͤr⸗ 
gen, ohne deſſen Einwilligung, nicht erſchwert wer ; 
den. 


$. 331. Auch kann der Glaͤubiger, "während 
der Buͤrgſchaſt, der ihm, noch außer ſelbiger, von 
dem Hauptſchuldner beſtellten Sicherheit, ohne Ge⸗ 
nehungung des Burgen ſich nicht begeben. 
§. 332% Thut er es dennoch, fo wird er ſti⸗ 
nes Rechts an den Bürgen verluſtig. 
$. 333. So weit jedoch der Gläubiger uͤber⸗ 
zeugend nachweiſen kann, daß der Bürge dürch Auf⸗ 
gebung der anderweitigen Sicherheit nicht verkürzt 
worden ſey, iſt er ſich ferner an den Bürgen zu 
balten wohl befugt. 
ie net , 334. Die aus der Bürgſchaft zwiſchen dem 
und Pfich⸗Gläubiger und Bürgen entſtehenden Rechte und 
gen Verbindlächkeiten gehen auf die Erben von beiden 
abe Seiten über. ee 
hie Erbe . . u ey Amtscautionen, und ans 
Wehe „ ache Buͤrgſchaften, welche für die Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeit geleiſtet worden, haf⸗ 
ten die Erben des Burgen; ſelbſt wenn der Fall 
der Vertretung erſt nach dem Tode des Erblaſſers 
zur Wirklichkeit gelangt ware. 

F. 336. Iſt aber die Verbindlichkeit des Buͤr⸗ 
gen, vermöge des Vertrags, nur auf eine Lebens 
zeit eingeſchraͤnkt: ſo finden zwar die Vorſchriſten. 
$ 320 — 327. Anwendung; 

H. 337. Doch lauft die $. 320. beſtimmte Friſt 
nur von dem Tage an, wo das Ableben des Buͤr⸗ 
gen zur Wiſſenſchaft des Gläubigers gelangt iſt. 

u. Rechte 9. 338. Der Bürge tritt, fo weit er den Glaͤu⸗ 
be Hin, Giger beſtiedige bat, in alle Rechte deſſelben gegen 
den 
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den Hauptſchuldner, ohne daß es dazu einer aus- Sit Han 
drücklichen Ceſſton bedarf. f Haupt 
$ 339. Doch muß der Gläubiger, auf Ver⸗ ſchuldner. 
langen des Buͤrgen, auch zu Ertheilung einer fol 
chen ausdrücklichen Ceſſion auf dasjenige, was er 
von dem Buͤrgen wirklich erhalten hat, angehalten 
werden. 
$. 340. Hat aber der Bürge, durch Vergleich 
oder Erlaß, den Gläubiger mit einer geringern 
Summe, als die Forderung deſſelben wirklich be⸗ 
trägt, abgefunden: fo kann er, ohne ausdrückliche 
freiwillige Ceſſion des Gläubigers, auf ein Mehre⸗ 
res, als er ſelbſt gegeben hat, ſich an den Haupt⸗ 
ſchuldner nicht halten. 
$. 341. Wer für einen Andern wider deſſen 
Willen Buͤrgſchaft geleiſtet bat, iſt lediglich nach 
den Regeln des vorigen Titels . 249 — 252. zu 
beurtheilen. a 
$ 342. Wird der Bürge von dem Gläubiger pficht 
zuerſt in Anſpruch genommen: fo muß er dem Haupt: Due 
ſchuldner davon unverzüglich Machricht geben, und lomms⸗ 
deſſen ſchriftliche Einwilligung in die Bezahlung der 2 
geforderten Summe verlangen. gen güte, 
H. 343. Kann er diefe Einwilligung nicht er⸗ u A 
1 ſo muß er es auf den Prozeß ankommen Kat, 
laſſen. „ 
$ 344. Wird die Klage von dem Gläubiger 
wider den Buͤrgen wirklich angeſtellt; fo muß letz⸗ 
terer den Hauptſchuldner zu dem Prozeſſe gerichtlich 
mit vorladen laſſen. 
9. 34. Iſt dies geſchehen, und der Haupk⸗ 
ſchuldner hat ſich nicht gemeldet; ſo iſt der Bürge 
= Sache durch die Inſtanzen foctzufegen niche 
uldig . 
§. 346. Vielmehr muß der Hauptſchuldner das 
zwiſchen dem Gläubiger und Burgen, zum ne 
5 eile 
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eheife des letztern ergangene Erkenntniß, zu deſſen 
Vortheile auch wider ſich gelten laſſen. 

H. 347. Meldet ſich aber der Hauptſchuldner 
bey dem Prozeſſe: ſo iſt er, auf Verlangen des 
Burgen, schuldig, denſelben allein zu übernehmen : 
und der Bürge iſt ihn nur in fo weit fortzuſetzen 
gehalten, als er darin feite eigenen Einwendungen 
gegen die Verbindlichkeit aus der Buͤrgſchaft aus⸗ 
führen will. 

9. 348. Das alsdann gegen den Hauptſchuld⸗ 
ner rechtskräftig ergangene Urtel gife auch gegen den 
Bürgen, zum Vortheile des Gläubigers, in fo fern 
er gegen dieſen dergleichen zuvor gedachte Einwen⸗ 
dungen nicht hat ausführen koͤnnen; fo wie zum 
Vortheile des Burgen gegen den Hauptſchuldner, 
wenn er an dieſen ſeinen Regreß nehmen will. 

H. 349. Hat aber der Bürge, mit Vernach⸗ 
läßigung obſtehender Vorſchriften $. 342 — 348. 
den Gläubiger befriedigt: fo muß er alle Einwen⸗ 
dungen, welche der Hauptſchuldner dieſem entgegen ⸗ 
ſetzen konnte, auch wider ſich gelten laſſen. 

§. 350. Wegen des Falles, wenn der Glaͤu⸗ 

biger den Hauptſchuldner zuerſt belangt hat, und 
in wie fern das gegen dieſen ergangene Urtel auch 
wider den Buͤrgen gelte, hat es bey den Vorſchrif⸗ 
ten $. 310 — 315. fein Bewenden. 
ficht des F. 351. Der Hauptſchuldner iſt dem Bürgen 
chaten auch wegen der aus der Bürgfchafe entſtandenen Schar 
gun den den und Koſten zur Schadloshaltung verpflichtet. 
zum Ee, 6. 32. So weit aber der Schade durch die 
Tate der eigene Schuld oder unnützen Umzuge des Burgen 
Ju en dverurſache worden, iſt der Hauptſchuldner denſelben 
often. zu vergüten nicht gehalten. 

g. 353. Doch iſt der Haupeſchulduer auch Ver⸗ 
zoͤgerungszinſen, welche der Bürge dem Glänbiger 
bat entrichten müſſen, zu erſtatten ſchuld g. 


354. 
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$ 354: Der Bürge kann nicht nur für das 
Capital, ſondern auch für alle Zinſen, welche er 
dem Gläubiger hat bezahlen müffen, von dem Haupt⸗ 
ſchuldner geſetzmäßige Verzugszinſen fordern. 

§. 355. Hat der Bürge ein zinsbares Capital 
für den Hauptſchuldner bezahlt: fo tritt er gegen 
ihn, auch wegen der ſernern fortlaufenden Zinſen, 
in die Rechte des Glaͤubigers. 

$. 356. Nach verfloſſener Zahlungszeit kann Pfichrden 
der Bürge auf Befreiung von der Bürgschaft ger Ja den 
gen den Hauptſchuldner klagen. Bürgen 

$. 357. Auch vor Ablauf der Zahlungsfriſt iſt g; 19 5 
der Bürge berechtigt, auf Befreiung von der Buͤrg⸗ ſchaft u 
ſchaft, oder auf Sticherheitsbeſtellung anzutragen: efreſen. 
wenn der Schuldner zu verſchwenden anfängt, oder 
ſonſt in Verfall feines Vermögens geräth; 

F. 358. Ferner alsdaun, wenn der Schuldner 
Anſtalt macht, die Koͤniglichen Lande dergeſtalt zu 
verlaſſen, daß er darin nicht ferner belangt werden 
koͤnnte. 

$. 359. Wer fir fortwährende Verbindlichkei⸗ 
ten, ohne Zeitbeſtimmung, und ohne Vergeltung 
Buͤrgſchaft geleiſtet hat, kann dieſelbe nach Ablauf 
Eines Jahres aufkuͤndigen. 1 

$. 360. Der Hauptverpflichtete muß alsdann, 
wenn ihm nicht aus Mebenverträgen, oder ſonſt, 
beſondere Rechte, die Fortſetzung der Buͤrgſchaft zu 
verlangen, zukommen, ven Buͤrgen vor Ablauf des 
Zweiten Jahres von der Buͤrgſchaft befreien. 

§. 361. Dieſe Befreiung zu bewerkſtelligen, 
kann der Bürge den Hauptverpflichteten durch dieje⸗ 
nigen geſetzmuͤßigen Zwangsmittel anhalten, die 
überhaupt nach Vorſchrift der Prozeßordnung ſtate „ 
finden, wenn Jemand zu einer ihm rechtskräftig 
auferlegten Handlung durch Execution genoͤthigt 
werden ſoll. 

H. 362. 


Von pri 
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S. 362. Zum Nachtheile des Berechtigten aber, 
gegen welchen die Aufkuͤndigung nicht vorbedungen 
worden, findet ſie in der Regel, und außer den 
Fallen (J. 357. 358.) nicht eher Statt, als bis dem⸗ 
ſelben eine andere annehmliche Sicherheit beſtellt iſt. 
6.318. 319.) 

$. 363. Der Buͤrge kann ſich für die übers 
nommene Bürgſchaft eine Belohnung vorbedingen. 

$. 354. Die Feſtſetzung derſelben hängt in der 
Regel von der Verabredung der Parteien lediglich ab. 

5. 365. Bey Darlehnen, oder andern ereditir⸗ 
ten Geldern, darf die vorbedungene Belohnung Ein 
Procent von der verbuͤrgten Summe in der Regel 
nicht überſteigen. 4 

F. 366. Auch wenn mehrere Burgen gemein⸗ 
ſchaftlich für eine ſolche Schuld ſich verbürgt haben, 
koͤnnen fie, zuſammen genommen, nur Ein Pro: 
cent zur Belohnung ſich vorbedingen. 

§. 367. Dagegen iſt, wenn die Buͤrgſchaft 
mehrere Jahre danert, die Beſtimmung der Prä⸗ 
mie auf Ein Procent für jedes Jahr zuläßig. 

6. 368. Wegen einer Belohnung des Ruͤck⸗ 
bürgen, für die übernommene Vertretung des Haupt⸗ 
bürgen, finden eben dieſe Vorſchriften Anwendung. 

$. 369, Wer eine Caution für fortwährende 
Verbindlichkeiten, ohne Zeitbeſtimmung, gegen Ver⸗ 
geltung übernommen hat, iſt zu einer nicht vorbe⸗ 
dungenen Aufkuͤndigung gegen den Hauptſchuldner 
nur in den Fällen des $ 357. 358. berechtigt. 

F. 370. Muß der Buͤrge baares Geld zur Si⸗ 
cherheit des Gläubigers niederlegen: fo kann er 
außer der vorbedungenen Belohnung, auch die Ver⸗ 
gütung der landüblichen Zinſen fordern. 

§. 371. Doch kommen dem Schuldner dieje⸗ 
nigen Zinfen zu gute, welche das niedergelegte 58 

z N 
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bey deſſen Austhnung aus dem gerichtlichen Depoſito 
getragen hat. 0 
$. 372. Sind geldwerthe auf jeden Inhaber 
lautende Papiere ſtakt baaren Geldes niedergelegt 
worden: fo iſt der Schuldner dem Bürgen den Un⸗ 
terſchied zwiſchen den Ziufen dieſer Papiere, und 
den landuͤblichen Zinſen, zu vergüten gehalten. 
$. 373. Das Verhaͤlcuiß mehrerer Mitbuͤrgen, u. Von 
ſowohl gegen den Gläubiger und Schuldner, als 00 te 
unter ſich, iſt hauptſächlich nach dem Inhalte des gen. 
errichteten Vertrages zu beurtheilen. 5 
K. 374, So weit aber, als dieſer nichts be⸗ 
ſtimmt, finden auf ſolche Mitbürgen, die ſich für 
Einen Hauptſchuldner gemeinſchaftlich verpflichten, 
die Vorſehriften von Correal-Verbindlichkeiten Anz 
wendung. (Tit. 5. H. 424. Ig.) 
$. 375. Wer nur für einen Theil der Schuld, 
oder überhaupt nur für feinen Antheil ſich als Buͤrge 
verpflichtet hat, der darf ſeinen Mitbuͤrgen in kei⸗ 
nem Falle vertreten. 
§. 376. Wer für einen unfaͤhigen Buͤrgen ges 
gen den Gläubiger ſich verpflichtet, der haftet letz⸗ 
terem als Hauptbürge. 
$. 377. Wer fur einen unfähigen Buͤrgen die 
Vertretung gegen feine Miebürgen übernimmt, der 
pr in Anſehung dieſer ſelbſt als Mitbürge ange 
fehen. 
§. 378. Wenn mehrere Perſonen, ein Jeder 
beſonders, die Buͤrgſchaft für Eine Verbindlichkeit 
übernehmen: fo hat der Gläubiger die Wahl, einen 
Jeden derſelben, nach Höhe der geleiſteten Buͤrg⸗ 
ſchaft, ganz, oder auf einen Theil der Schuld, ſo 
lange in Anſpruch zu nehmen, bis er wegen feiner 
ganzen Forderung befriedigt iſt. 
$. 379. Dagegen findet in Anſehung ſolcher 
Buͤrgen unter ſich, fo wie keine gemeinſame Ver⸗ 
Allgem. Landr, I. Band. M dbiund⸗ 
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Es alſo auch keine gegenfeitige Vertretung, 
tatt. 

9. 380. Der Nuͤckbuͤrge iſt ſchuldig, dem 
Hauptbürgen alle aus der Buͤrgſchaft entſtandenen 
Schäden und Koſten zu verguͤten. 

$. 381. Doch iſt der Hauptbürge verbunden, 
ſich zuerſt an den Hauptverpflichteten zu halten, und 
wenn er dieſen in Anſpruch nimmt, dem Ruͤckbuͤr⸗ 
gen davon Nachricht zu geben. 

$. 382. Eben fo muß der Hauptbuͤrge, wenn 
er von dem Gläubiger in Anſpruch genommen wird, 
den Ruͤckbuͤrgen zum Prozeſſe mit vorladen laſſen. 

$. 383. Der Ruͤckbuͤrge tritt, fo weit er den 
Hauptbürgen befriedigt hat, auch ohne Ceſſion, in 
alle Rechte deſſelben gegen den Verpflichteten. 

8. 384. Der Rückbürge hat, wegen der Be⸗ 
freiung von der Buͤrgſchaft, eben die Rechte gegen 
den Hauptbürgen, welche dieſem gegen den Gläubir 
ger, und gegen den Hauptverpflichteten zukommen. 

$. 385. So bald die Verbindlichkeit, wofür 


ee “ die Buͤrgſchaft beſtellt worden, aufhört, fällt auch 


ſchaft. 


die Pflicht des Buͤrgen hinweg. 

§. 386. Iſt durch einen, ohne Zuziehung des 
Burgen, zwiſchen dem Berechtigten und Hauptver⸗ 
pftichteten getroffenen Vergleich die Verbindlichkeit 
des Letztern auf einen mindern Betrag herunterge⸗ 
fest worden: fo kommt dieſes auch dem Buͤrgen zu 
ſtatten. 5 5 
§. 387. So weit aber wegen Nichterfüllung 
des Vergleichs die urſpruͤngliche Verbindlichkeit des 
Hauptſchuldners wieder eintritt, wird auch der Buͤrge 
für den urſprunglichen Vertrag wieder verhaftet. 
(Tit. 16. 8. 445. lag.) 5 

§. 388. Uebrigens werden die aus der Buͤrg⸗ 
ſchaft eneſtehenden Pflichten auf eben die Art, wie 
andere Verbindlichkeiten, aufgehoben. (Tit. 16.) 

6. 389. 
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F. 399. Wenn der Gläubiger den erſten Buͤr⸗ 
gen feiner Verbindlichkeit ensläßtr, ſo kommt dieſes 
auch dem zweiten, welcher für dieſen ſich verpflich⸗ 
tet hat, zu ſtatten. N 

5. 390. Dagegen werden durch die Entlaſſung 
Eines von mehreren Mirbürgen, die Rechte und 
Verbindlichkeiten der übrigen, ſowohl gegen den 
Entlaſſenen, als unter ſich, nicht geändert. 

H. 391. Die Verſahrung, welche den Haupt⸗ 
ſchuſdner von feiner Verbindlichkeit befreiet, hebt 
auch die Verbindlichkeit des Bürgen auf. 

$. 392. Alles, was die Verjährung gegen den 
Hauptſchuldner hemmt, unterbricht fie auch gegen 
den Buͤrgen. 

$. 393. Hat der Buͤrge ſich als Selbſtſchuld⸗ 
ner verpflichtet, oder dem Einwande, daß der Haupt⸗ 
ſchuldner zuerſt belangt werden müſſe, gültig. ent⸗ 
ſagt, fo kenn er ſich mit einer bloß in Anſehung 
des Hauptſchuldners abgelaufenen Verjährung gegen 
den Gläubiger nicht ſchützen. 

$. 394. Auch wird das Recht des Glaͤubigers 
gegen den Burgen, und eines Mitbürgen gegen den 
andern nicht verjährt, fo lange die Verbindlichkeit 
des Hauptſchuldners noch nicht erloſchen iſt. 

$. 305 Entſteht Concurs uber das Vermögen 
des Buͤrgen, ſo muß der Gläubiger, auch wenn der 
Fall der Vertretung noch nicht vorhanden waͤre, 
ſein eventuelles Recht darauf bey dem Richter des 
Concurſes dennoch anzeigen. 

$. 396. Unterläßt er dieſes, fo kann er ſich an 
die zum Concurſe gezogene Maſſe auch in der Folge 

nicht halten. 

$. 397, Gelangt der Buͤrge nachher wiederum 
zu beſſern Bermögensmmftänden: fo bleiben zwar 
dem Glaubiger ſeine Rechte gegen denſelben, gleich 

M 2 andern 
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‚andern im Concurſe ausgeſchloſſenen, oder leer aus⸗ 


I Von, 


gegangenen Gläubigern, vorbehalten; 

$ 398. War aber der Fall der Vertretung 
zur Zeit des entſtandenen Coneurſes ſchon wirklich 
vorhanden, fo kommt dem Burgen die Rechtswohl⸗ 
that der Competenz gegen den Gläubiger unter eben 
den Umſtänden zu ſtatten, unter welchen ein Schuld⸗ 
ner ſich deren gegen ſeine älteren Gläubiger bedienen 
kann. 

§. 399. Wenn Jemand eine fremde Schuld 


255, ſtatt des erſten Schuldners übernimmt: (Erpromiſ⸗ 


ſion) fe fallt alle Verbindung zwiſchen Legterm und 
dem Gläubiger hinweg. 

$. 400. Zu dergleichen Uebernehmung aber 
wird allemal ein ſchriftlicher Vertrag, und die aus⸗ 
druͤckliche Einwilligung des Gläubigers erfordert. 

$. 407. Iſt es nach der Faſſung des Inſtru⸗ 
ments, und nach den Umſtaͤnden zweifelhaft: ob 
die Parteien eine Expromiſſion, oder nur eine Buͤrg⸗ 
ſchaft haben vollziehen wollen; ſo wird letzteres ver⸗ 
muthet. 

§. 402. Iſt derjenige, welcher die fremde 
Schuld übernommen bat, ſelbſt Darlehnsverträge zu 
ſchließen unfähig, und dieſes dem Gläubiger nicht 
bekannt geweſen: fo bleibt die Verbindlichkeit des 
erſten Schuldners bey Kräften. 3 

H. 403. Hat aber der Gläubiger die Unfähig⸗ 
keit des ihm vorgeſchlagenen neuen Schuldners ge⸗ 
mußt; oder doch, bey Anwendung der gewohnlichen 
Aufmerkſamkeit, wiſſen konnen: und denſelben gleich⸗ 
wohl, mit Entlaſſung des vorigen Schuldners an⸗ 
genommen: ſo kann er ſich in der Regel auch an 
letzteren nicht ferner halten. (8. 409.) 

H. 404. In wie fern der befreiete Schuldner 
dem Uebernehmer feiner Verbindlichkeit verpflichtet 
werde, iſt nach dem Inhalte des zwiſchen ihnen ge⸗ 

ö ſchloſſe⸗ 
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ſchloſſenen Vertrages oder vorgefallenen Geſchäfts zu 
beurtheilen. > 

$. 405. Daß der Uebernehmer ſich des Rechts, 
Vergütung von dem befreieten Schuldner zu for⸗ 
dern, habe begeben wollen, wird in der Regel nicht 
vermuthet. 5 

$. 406. Hat der Uebernehmer den erſten 
Schuldner, ohne deſſen ausdrückliche Einwilligung, 
von ſeiner Verbindlichkeit befreiet, ſo wird die Sache 
zwiſchen ihnen nach den Regeln des Zweiten Ab⸗ 
ſchniets im vorigen Titel beurtheilt. 

$. 407. Soll eine Frauensperſon die Schuld beſondens 
eines Andern durch Erpromiffion ubernehmen: fo he 
kaun dieſes gültiger Weife nur gerichtlich geſchehen. nen. 

$. 408. Auch eine gerichtliche Expromiſſion 
kann die Frauensperſon unter eben den Umſtaͤnden, 
und binnen eben der Zeit widerrufen, als ein Ge⸗ 
ſchenkgeber eine auch gerichtlich vollzogene een 
kung, wegen Uebermaaßes zurücknehmen kann. (Tie. 
11. $. 10 , [gg.) 

H. 409. So weit die Expromiſſion der Frau⸗ 
ensperſon nach obigen Regeln ($. 407. 408.) uns 
güftig iſt, oder widerrufen wird, kann der Gläu⸗ 
biger an den vorigen Schuldner, welchen er bloß in 
Kückfiche diefer Erpromifjion entlaſſen hat, ſich wies 
der halten. 

$. 470. So weit die Frauensperſon für die 
Erpromiſſion von dem befreieten Schuldner Verguͤ⸗ 
tung erhalten hat, iſt ihre Expromiſſion, gleich jeder 
andern, guͤltig und wirkſam. 

§. 411. Hat die Frauensperſon für den erſten 
Schuldner wirklich Zahlung geleiſtet: fo kann fie 
dieſelbe von dem Gläubiger, unter dem Vorwande, 
daß ihre Erpromiffion ungültig oder widerruflich ge⸗ 
weſen, nicht zurückfordern. 


6. 412. 
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9. 412. Gegen den befreieten Schuldner aber, 
deſſen Verbindliehkeit fie ohne Vergütung übernom- 
men bat, bleiben ihr ihre Rechte, entweder nach 
dem Zweiten Abſchnitte des vorigen Titels, oder 
nach den Regeln vom Widerrufe der Schenkungen, 
vorbehalten. 1 


Vierter Abſchnitt. 
Von Pfändungen. 


Begriff. L. 413. Pfaͤndung heißt die eigenmächtige Bes 
ſitznehmung einer fremden Sache, in der Abſicht, 
ſich dadurch den Erſatz eines zugefügten Schadens 
zu verſichern, oder künftige Schadenszufuͤgungen und 
Beeintrachtigungen ſeines Rechts abzuwenden, 

Wenn F. 414. Pfändungen find, als eine Art der 
2 ll Privatgewalt, nur alsdann zulaßig, wenn ohne die⸗ 
in ind ſelben der Zweck der Sicherſtellung wegen eines ſchon 
erlittenen Schadens, oder der Abwendung noch be⸗ 
vorſtehenden Beeintrachtigungen, durch richterliche 

Hülfe nicht erlangt werden kann. 

F. 415. Sie finden alſo nur Statt, wenn der 
Beſchaͤdiger oder Stoͤrer unbekannt, unſicher, oder 
ein Fremder iſt, der innerhalb der Provinz nicht be⸗ 
langt werden kann. 

$ 416. Ferner alsdann, wenn die Pfaͤndung 
das einzige Mittel iſt, ſich den Beweis der geſche⸗ 
benen Beeinträchtigung oder des erlittenen Scha⸗ 
dens zu verſichern. 5 

$ 417. Wegen bloß verwirkter Strafen kann 
eine Privarperfon nur alsdann zur Pfändung ſchrei⸗ 
ten, wenn fie ein beſonderes Intereſſe daben hat, 
daß durch Vollſtreckung der Strafe ihr Recht gegen 
kuͤnftige Beeintraͤchtigungen geſichert werde. 


§. 418. 
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$. 418. Gegen Poften, Staffetten und Curlers 
iſt keine Pfändung erlaubt. 

§. 479. Die Pfändung darf nur auf friſcher 
That, nachdem die Beſchaͤdigung oder Storung er⸗ 
folgt iſt, geſchehen. 2 

F. 420. Außerhalb der Gränzen der Feldflur, No eu 
auf welcher die Beſchädigung oder Störung erfolge erden 
iſt, darf der Beeinträchtigte den Beſchaͤdiger oder Enns. 
Störer mit Pfändung nicht verfolgen. 

F. 421. Hat Jemand auf einer fremden Feld⸗ 
flur ein auf einen gewiſſen Diſtrikt eingeſchraͤnktes 
Recht: ſo kann er nur innerhalb dieſes Diſtrikts 
Pfaͤndungen vornehmen. 3 

$. 422. Erſtreckt ſich das Revier, innerhalb 
deſſen Jemand ein Recht auszuüben hat, über die 
Gränzen einer Feldflur hinaus: fo beſtimmen die 
Gränzen des Reviers den Bezirk, in welchem er 
Pfaͤndungen vorzunehmen berechtiget iſt. f 

$. 423. Um der Sache, welche gepfändet wer⸗ Wie, und 
den ſoll, ſich zu bemächtigen, ſollen weder gefährliche 
Waffen, noch reißende Hunde gebraucht werden. 

H. 424. In der Regel find nur Vieh, und was ge 


andere bewegliche Sachen, ein erlaubter Gegenſtand Raben 
der Pfaͤndung. konne. 


$. 425. Aber auch von dieſen muß nicht mehr 
gepfändet werden, als nothwendig iſt, um den er⸗ 
fittenen Schaden nach einem ungefähren Ueberſchlage 
zu decken, oder ſich des Beweiſes der unternomme⸗ 
nen Beeinträchtigung zu verſichern. 

$. 426. Iſt der Gepfaͤndete erbötig, ſtatt des 
zu pfaͤndenden Stuͤcks ein anderes Pfand, welches 
zu vorftehender Deckung des Pfandenden hinreichend 5 
iſt, niederzulegen: fo iſt der Pfaͤndende felbiges an⸗ 
zunehmen, und nöthigen Falls dem Andern bis an 
den nächſten Ort, wo die Niederlegung geſchehen 
kann, zu folgen ſchuldig. 

$. 427. 
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F. 427. Von Fracht- und Neiſewagen dürfen 
die geladenen Güter, wider den Willen des Jupa⸗ 
bers, nicht gepfändet werden. 

$. 428. Wegen bloßen Uebertretens des Vie⸗ 
bes in ungeſchloſſenen Feldern findet unter Nach ⸗ 
barn keine Pfändung Statt. 

$ 429. Ganze Heerden zu pfänden iſt nur 
alsdann erlaubt, wenn einzelne Stuͤcke davon nicht 
gepfändet werden konnen, oder wenn durch Pfan⸗ 
dung ſelcher einzelnen Stucke der gefegmäßige Zweck 
der Pfändung gar nicht zu erreichen ſtuͤnde. 

8. 430. Perſonen ſollen nur alsdann angehal⸗ 
ten werden, wenn die Sachpfandung entweder gar 
nicht, oder nicht, ohne ſich zugleich der Perſon zu 

8 verſichern, bewerkſtelliget werden kann. 
2 H. 431. Der Pfänder muß die geſchehene 
denen Pfandung den Gerichten des Orts ſofort anzeigen, 
1 pe und die gepfaͤndeten Stücke denſelben zur Verwah⸗ 
Pändung, rung abliefern. 

H. 432. Iſt der Gerichtshalter nicht gegenwaͤr⸗ 
tig, ſo mag die Ablieferung auch nur an die Dorf⸗ 
gerichte gültig geſchehen. 1 

en 8. 433. Iſt die Pfändung wegen einer Beſchä⸗ 

richte bey digung unternommen worden: fo muͤſſen die Ge⸗ 

la e richte den Schaden ſofort unterſuchen und ab⸗ 

„ Dans, chaten. 5 a 2 

5 §. 434. Haben die Gerichte des Orte, wo die 

Pfändung geſchehen iſt, oder die ganze Gemeine ein 

Intereſſe bey der Sache: fo muß der Gerichtshalter 
benachbarte unparteuſche Gerichte zuziehen. 

H. 435. Zu dieſer Abſchatzung muß der Ge. 
pfandere vorgeladen werden, wenn derſelbe gegen⸗ 
waͤrtig, oder dergeſtalt in der Nähe iſt, daß er bin⸗ 
nen vier und zwanzig Stunden erſcheinen konnte. 

8, 43% Hat aber der Gepfändere ſich entfernt; 
oder erſcheint derſelbe auf die ergangene W 

nicht: 


Von Pfaͤndungen. 185 


nicht: ſo kann die Abſchätzung auch ohne ihn vor⸗ 
genommen werden. 

§. 437. Der Beſchaͤdiger iſt allemal ſchuldig, 
auf die Entſchädigungsklage bey den Gerichten des 
Orts, wo die Pfändung erfolge ift, ſich einzufaffen, 

F. 438. Hat der Beſchaͤdiger auch innerhalb 
Dreier Tage nach der Abſchatzung ſich nicht gemel. 
det, fo kaun mit gerichtlicher Verſteigerung des 
Pfandes verfahren werden. 

§. 439. Von dem gelöfeten Kaufgelde kann Rechte 
der Pfander den Erſatz des Schadens, alle gericht. dende 
lichen und außergerichtlichen durch die Pfändung aus eier 
verurſachten Koſten, und das in den Provinziak⸗ a 
geſetzen näher beſtimmte Pfandgeld fordern. len Düne 

F. 440. Wenn der Schade von Mehreren ver- dig. 
urſacht, und nur einer oder etliche gepfändet wor⸗ 
den; fo kann dennoch der Pfaͤnder feine Entſchädi⸗ 
gung für das Ganze aus dem gelöfeten Kaufgelde 
nehmen. 

H. 441. Bey Vieh kann das Pfandgeld nicht 
von der ganzen Heerde, ſondern nur von den ges 
pfändeten Stücken gefordert werden. 

F. 442. Iſt alſo in dem Falle des H. 429. oder 
ſonſt eine ganze Heerde angehalten, oder eingetrie⸗ 
ben worden; fo müſſen die Gerichte des Orts, und 
in Abweſenheit des Juſtitiarii, die Dorfgerichte ſo⸗ 
fort beſtimmen; wie viel Stucke davon nach dem 
Grundſatze §. 425. bis zum Austrage der Sache 
zurückbehalten werden ſollen. 

§. 443. Nur dieſe Stucke find als gepfaͤndet 
anzuſehen, und nur von dieſen kann Pfandgeld ges 
fordert werden. F x 

F. 444. Das Pfandgefd verbleibt dem Pfäna 
der, wenn bloß wegen Störung gepfaͤndet worden; 
oder derſelbe ſich Damit ſtatt des Schadenserſaßes 
begnügen will. 

9. 4455 
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$. 445. Fordert aber der Pfänder beſondern 
Schadenserſatz; ſo muß er die Halfte des Pfand⸗ 
geldes der gemeinen Caſſe des Orts überlaſſen. 

Seide S. 446. Widerſpricht der Gepfändere der Recht⸗ 

tel.. maͤßigkeit der Pfändung, und dem Verkaufe der 
Pfandſtücke: fo muß ihm daruͤber rechtliches Gehör 
verſtattet werden. 

§. 447. Zu dieſer rechtlichen Eroͤrterung gehoͤrt 
es auch, wenn der Gepfändere behauptet, daß der 
wirklich vorgefallene Schade durch die eigene Schuld 
und Nachläßigkeit des Pfändenden entſtanden ſey. 

H. 448. Sobald der Gepfändere auf rechtliches 
Gehoͤr anträgt, müſſen ihm die Gerichte die gepfans 
deten Stücke, mit Vorbehalt der Rechte des Pfaͤn⸗ 
ders, abfolgen laſſen. 

$. 449. Steht jedoch der Gepfaͤndete unter 
einer andern Gerichtsbarkeit; oder iſt er nicht für 
hinlänglich ſicher zu achten: ſo kann er die Verab⸗ 
folgung der Pfaͤnder nur gegen Beſtellung einer an⸗ 

neßmlichen Caution für alles das, was der Beſchä⸗ 
digte nach 8. 439. zu fordern hat, verlangen. 

H. 450: So oft die Verabfolgung der Pfaͤnder 
ver ausgemachter Sache geſchieht, muß der Ge 
pfändete dieſelben aus der gerichtlichen Verwahrung 
abpolen. 7 

Von ue: H. 45 . Iſt die Pfändung bloß in der Abſicht, 

diet eumſich gegen Peeinträchtigungen eines vermeintlichen 
im 4 

Schuße Rechts zu ſchuͤtzen, vorgenommen worden: ſo kann 

ange ge der Pfaͤnder nur das Pfandgeld und den Erſatz der 

ſchehen. Koſten fordern. 

$. 452. Der Richter des Orts muß alſo die 
Parteien nur ſummariſch vernehmen, und die Pfand⸗ 
ſtücke dem Eigenthümer, jedoch in dem Falle des 
§. 449, gegen Caution abfolgen laſſen. 

H. 453. Auch muß dem Pfändenden, auf fein 
Verlangen, eine Recognition über die erfolgte Pfan⸗ 

8 : dung 
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dung, und die nur mit Vorbehalt ſeines Rechts 
geſchehene Rückgabe der Pfänder, auf Koſten des 
Gepfändeten ausgefertigt werden. 

8. 454. Das Erkenntniß über die Nechtmä⸗ 
ßigkeit der Pfändung, und was dem anhängig iſt, 
bleibt in dieſem Falle bis zum Erkenntniſſe in der 

auptſache ausgeſetzt. 
® 3 = 55 über die Beeinträchtigung 
muß bey dem ordentlichen Gerichtsſtande, wohin 
die Sache auch ohne Ruͤckſicht auf die geſchehene 
Pfändung gehoͤren wurde, angeſtellt werden. 
9. 456. Iſt aber der Gepfändete ein Auslän⸗ 
der; ſo muß er Caution beflellen, daß er vor den 
Gerichten des Orts ſich einlaſſen, und was erkannt 
werden wird, gehörig befolgen wolle. 

5. 457. Weigert er ſich deſſen, fo ſoll das 
Pfand gerichtlich verkauft, Pfandgeld und Koſten 
davon beſtritten, der Ueberreſt in das gerichtliche 
Depofirum genommen, und dem Pfänder nach 
F. 453 Recognition ertheilt werden. 


$. 458. Einer geſetzmäßig unternommenen e 
Pfändung darf ſich Niemand widerſetzen. We 


§. 459. Wer ſich dem Pfaudenden im Be. 
griffe der vorzunehmenden Pfändung entzieht, muß 
das Pfandgeld doppelt, und wer ſich der Pfaudung 
mit Gewalt widerſetzt, muß daſſelbe vierfach ent 
richten. 
$. 460. Der das einfache Pfandgeld überſtel⸗ 
gende Betrag fällt, als Strafe, allemal der gemei⸗ 
nen Kaffe des Orts anheim. 
$. 461. Wer bey einer vorfallenden Pfaͤndung 
den Andern ſchimpft, ſchlägt, oder ſonſt beſchädigt, 
ſoll nach aller Strenge der Criminalgeſetze beſtraft 
werden. 
F. 462. Wer unrechtmäßiger Weile gepfändet 
hat, muß das Pfand dem Andern koſtenfreh e 
»lie⸗ 
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liefern, und demſelben für den verurſachten Scha⸗ 
ven und entgangenen Gewinn vollſtaͤndige Genug 
thuung leiſten. 

8. 463. Auch hat derjenige, welcher Pfaͤndun · 
gen widerrechtlieh vornimmt, nach Bewandniß der 
Unftände, die gefeßmäßigen Strafen der unerlaubten 
Selbſthuͤlfe oder beleidigten Freiheit des Andern 
verwirkt. (Th. 2. Tit. 20. Abſchn. 4. 12.) 

8, 464. Iſt die unrechtmaßige Pfandung ohne 
Verübung perjönficher Gewalt geſchehen: fo dient 
der Betrag des im Falle der Rechtmäßigkeit zu er⸗ 
legen geweſenen Pfandgeldes, zum Maaßſtabe der 
dem unbefugten Pfaͤnder aufzulegenden Geldſtrafe. 

$. 465. Auch derjenige, welcher, nachdem er 
gepfaͤndet worden, ſich eigenmächtig wieder in Befis 
des Pfandes zu ſetzen unternimmt, oder einer Ge⸗ 
genpfändung aus vermeintlichen Wiedervergeltungs⸗ 
rechte, ſich anmaßt, wird nach den Vorſchriſten 
§. 462 — 464. beurtheilt. 5 


Fünfter Abſchuikt, 
Bon Proteſtationen. 


8. 465. In allen Fällen, wo die Pfändung 
nach den Geſetzen nicht Statt findet, oder der Be⸗ 
rechtigte ſich dieſes Mittels nicht bedienen will, kann 
er fein Recht durch eine gerichtliche Proteftation 
gegen alle nachtheilige Folgen verwahren. 

§. 47%. Er muß aber zugleich dafür ſorgen, 
daß die eingelegte Proteſtation dem Gegentheile 
durch die Gerichte bekannt gemacht werde. 

9. 468. Von Prokeſtationen zur Unterbrechung 
der Verjährung; zur Verhütung der für ein Real⸗ 
recht auf ein Geundſtuͤck durch die Anträge und 


Verſügungen eines Dritten bey dem Wehe 
uche 
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buche zu beſorgenden Nachtheils; ingleichen von 
Wechſelproteſtationen, iſt das Erforderliche gehöͤri⸗ 
gen Orts vorgeſchrieben. (Tit 9 . 603. Dt. ao. 
9. 415. Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 8.) 

H. 469. Bloße Vorbehalte bey Zahlungen, 
und andern dergleichen Handlungen, wodurch die Er⸗ 
füllung einer Verbindlichkeie geleiſtet wird, find nicht 
nach den Regeln von Proteſtationen zu beurtheilen; 
ſondern ihre Wirkung iſt nach der Ratur der Hand⸗ 
lung ſelbſt, welcher ſie beigefügt werden, zu be⸗ 
ſtimmen. 


Funfzehnter Titel. 
Von Verfolgung des Eigenthums. 


§. 1. 
Der wahre Eigenthuͤmer hat das Recht, feine Wer vin 
Sache, die ſeiner Gewahrſam ohne ſeinen Willen Keen 
entnommen iſt, oder vorenthalten wird, von jedem 
Inhaber und Beſitzer zurück zu fordern. 

F. 2. Wie weit dieſes Ruͤckforderungsrecht auch 
einem Beſitzer gegen andere Inhaber und Beliser, 
und ſelbſt gegen den Eigenthumer, zukomme, iſt im 
Siebenten Titel beſtimmt. (Tit. 7. 5. 162. faq.) 

9. 3. Auch der Eigenthuͤmer eines Rechts 
kann dieſes ſein Eigenthum gegen jeden Anmaßer 
deſſelben verfolgen. 5 

§. 4. In wie fern der Befißer eines Rechts 
dieſen feinen Beſißz gegen einen Andern, der ſich 
eben daſſelbe Recht anmaßet, verfolgen konne, iſt 
nach gleichen Regeln, wie bey dem Beſitze koͤrper⸗ 
licher Sachen, zu beurtheilen. A 

. 5. 


Gegen, 
wel, die 
Binden, 
tionStart 
finde 
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§. 5. Der Umfang des Rechts ſelbſt aber, und 
in wie fern die darunter begriffenen Beſugniſſe nur 
gegen gewiſſe Perſonen, oder auf gewiſſe Sachen, 
und gegen jeden Beſißer derſelben ausgeübt werden 
koͤnnen, iſt nach der Natur und Beſchaffenheit des 
Rechts zu beurteilen. (Tit. 2. H. 131. 14d.) 

§. 6. Kinder koͤnnen die zu ihrem Vermoͤgen 
gehörenden von dem Vater veraͤußerten Grundſtücke 
und Gerechtigkeiten, wenn die Veräußerung mit Ver⸗ 
nachlaßigung der geſetzlichen Vorſchriften geſchehen 
iſt, auch bey noch fortdauernder väterlicher Gewalt 
zuruͤckfordern. 

F. 7. Eine gleiche Befugniß ſteht auch der Ehe⸗ 
frau, in Anſehung der zum vorbehaltenen Vermoͤgen 
gehörenden Stuͤcke, ingleichen wegen der eingebrach⸗ 
ten Grundſtücke und Gerechtigkeiten, wenn ſie der 
Mann gegen die Vorſchrift der Geſetze einſeitig ver⸗ 
äußert hat, noch während der Ehe zu. (Th. 2. 
Tit. 1. Abſchn. F.) 

§. 8. Erben können ihre eigenen von dem 
Erblaſſer veraußerten Sachen zuruͤckfordern. 

§. 9. Sie müffen aber dem Beklagten, nach 
den Kräften der Erbſchaftsmaſſe, eben fo gerecht 
werden, als der Erblaſſer dazu, wenn die Vindica⸗ 
tion noch bey ſeiner Lebenszeit erfolgt waͤre, ver⸗ 
pflichtet geweſen ſeyn würde. 

$. 10. Sind fie Erben ohne Vorbehalt gewor⸗ 
den, fo koͤnnen fie auch ihre eigenen von dem Erb⸗ 
laſſer veraͤußerten Sachen nicht vindieiren. 

5. 11. Das Recht der Rückforderung findet 
nur gegen den wirklichen Beſitzer oder Inhaber der 
Sache Statt; in ſo fern letzterer ſich nicht durch 
Benennung deſſen, für den er befigt, von dem An⸗ 
ſpruche befretet. (Tit. 7. $. 165. Id.) 

$. 12. 
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$. 12. Wer ſich zum Schaden des Klägers für 
den Befiger der Sache faͤlſchlich ausgegeben hat, 
haftet demſelben für das ganze Intereſſe. 

$. 13. Der Kläger iſt alſo zwar ſchuldig, wer 
gen der Sache ſelbſt an den wahren Beſitzer, in ſo 
fern dieſelbe gegen dieſen noch vindieirt werden kann, 
ſich zu halten. 5 

9. 14. Wenn aber auch dieſes geſchieht, fo 
bleibt ihm dennoch der ſich angebende falſche Be⸗ 
fiser, wegen alles aus dieſer falſchen Angabe er⸗ 
wachſenden Schadens, und entgehenden Gewinns 
verantwortlich. 

9. 15. Eben dieſe Vorſchriften finden auch ger 
gen denjenigen Statt, der eine Sache unredlicher 
Weiſe an ſich gebracht, und fie hiernaͤchſt weiter 
veräußert hat. f 

$. 16, Derjeuige, welcher die in Anſpruch ges 
nommene Sache, nach eingehaͤndigter Vorladung 
weiter veräußert, wird in ſo fern einem unredlichen 
Beſitzer gleich geachtet. : 

$. 17. Wer eine fremde Sache unredlicher Wirkun⸗ 
Waeiſe an ſich gebracht hat, muß ſie dem dazu beſſer ie 
berechtigten Ruͤckforderer unentgeldlich herausgeben. tion gegen 

$ 18. Ein Gleiches findet gegen Jeden Statt, net MN: 


AH ft 
welcher die Sache von einer verdächtigen Perſon an . 
ſich gebracht hat. an 6 


$. 19. Fuͤr verdaͤchkig find diejenigen anzuſehen, fines, 

welche mit Sachen derſelben Art, von welcher die 
Rede iſt, nicht zu handeln, oder dergleichen nach 
ihrem Stande und Lebensart nicht zu befißen pflegen. 
Anh. F. 49. Diejenigen Verkäufer eines Pferdes find 
für verdächtig zu halten, welche außer den offentlichen 
Markten, Pferde zum Verkauf feil bieten, ohne als 
Roß täuſcher oder angeſeſſene Leute bekannt zu jeit, 
oder ſich als ſolche zu legltimntren, und dem Käufer ihre 

Legltlmatton zuzuſtellen. 

Anh. 
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Anh. F. 50. Niemand fol ſich mit einem bekannten 

oder unbekannten Soldaten ohne Beiſeyn des Feld⸗ 

webels oder Wachtmeiſters In Kaufgeſchäfte einlaſſen, 

es wäre denn, daß der Soldat die ausdrückliche Er⸗ 

laubnig, gewiſſe Fabrikate oͤffentlich feil bleten zu kön⸗ 

nen, ſchriftlich erhalten haͤtte, und ſich deshalb gegen 

den Käufer legitimtren könnte; widrigenfalls ein ſolcher 

Kaͤufer es ſich ſelbſt beizumeſſen hat, wenn er nicht 

nur die gekaufte Sache zu jeder Zeit unentgeldlich her, 

ausgeben muß, ſondern ihn auch noch überdies, falls 

fie, etwa geſtohlen ſeyn ſollte, die in den Geſetzen auf 

den unvorſichtigen Ankauf geſtohlner Sachen geordnete 
Strafe treffen wird, 


$. 20. Was der unredliche Befier,; oder der 
demſelben gleich zu achten iſt, wegen der Nutzun⸗ 
gen, Schäden und Koſten, dem Rückforderer zu ver⸗ 

kreten habe, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Tie. 7. 

$. 222. qq.) 

§. 21. Wer eine Sache von einem ſolchen, von 
dem er weiß, oder muthmaßet, daß er darüber zu 
verfügen nieht berechtigt ſey, an fich bringt, in der 
Abſicht, dieſelbe dem rechtmäßigen Eigenthümer oder 
Beſitzer zu erhalten: der iſt nach den Regeln des 
Zweiten Abſchnitts im Dreizehnten Titel zu beur⸗ 
theilen. 
5 H. 22. Wer aber mit dieſem Einwande gegen 
die rechtlichen Folgen einer unrechtfertigen Erwer⸗ 
bung ſich ſchuͤtzen will; der muß nachweiſen, daß er 
ſeine Abſicht, die Sache für den Eigenthümer zu 
erhalten, bey, oder ſogleich nach der Erwerbung, 
deutlich an den Tag geleget habe. 

9. 23. Was wegen der Sachen, welche der 
Feind erbeutet, und nachher an Andere überlaſſen 
har, Rechteus fen, iſt gehoͤrigen Orts vorgeſehrieben. 
(Tit. 9, §. 199, 200. 

§. 24. 
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$. 24. Wer die entfreindere Sache zwar red. gegen er 
licher Weiſe, aber unentgetiich an [ich ge kacht hat, nn roll 
muß fie gleichergeſtalt unentgeltlich dem rechtmäßi sr. 
gen Eigenthümer oder Beſiter verabfolgen. 

§. 25. Wer die dem rechtmäßigen Eigenchü⸗ 
mer oder Beſitzer abhanden gekommene Sache von 
einer unverdächtigen Perſon, durch einen laſtigen 
Vertrag an ſich gebracht bat, muß dieſeſhe zwar 
ebenfalls zurückgeben; 

$. 26. Er kann jedoch dagegen die Erſtattung 
alles deſſen, was er dafür gegeben oder geleiſtet 
Bat, fordern. 

F. 27. Die Rechte und Pflichten eines redli⸗ 
chen Beſitzers in Anſehung der auf ſeine Beſitzzeit 
treffenden Ausgaben, Nutzungen, Verbeſſerungen 
und Verſchlimmerungen find im Titel vom Befige 
beſtimmt. (Tit. 7. §. 189 faq.) 

$. 28. Hat der redliche Erwerber einer frem⸗ 
den Sache ſelbige redſicher Weiſe hinwiederum ver⸗ 
außert: fo iſt er dem Eigenthümer, wenn dieſer auf 
andere Art nicht vollſtandig entſchaͤdigt werden kann, 
den bey der Veräußerung gezogenen Vortheil zu ver⸗ 
abfolgen gehalten. 

$. 29. Bey Berechnung dieſes Vortheils muß 
dem geweſenen redlichen Beſitzer alles, was er wah⸗ 
vend ſeiner Beſißzeit anderwärts her, als aus ver 
Sache ſelbſt, zu deren Erhaltung oder Verbeſſerung 
verwendet hat, zu gute gerechnet werden. 

$. 30. Auch findet dergleichen Auſpruch an 
den geweſenen Beſitzer der Regel nach nur inner⸗ 
halb Eines Jahres, nach der von ihm geſchehenen 
Veräußerung, Statt. I 

8. 31. Kann der Beklagte nachweiſen, daf er 
den bey der Veräußerung gezogenen Vortheil durch 
Zufall wieder verloren habe: ſo iſt er auch innerhalb 

Allgem. Lande. Il. Band. „N dis ſer 
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dieſer Jahresfriſt von deſſen Herausgebung an den 
Kläger frey. 

. 32, Dagegen iſt der Kläger, auch nach Ab⸗ 
lauf der Friſt, die Herausgabe des Vortheils zu for⸗ 
dern berechtigt, wenn er nachweiſen kann, daß der 
N ſich noch wirklich im Beſitze deſſelben be⸗ 

iude. 
§. 33. In welchen Fällen derjenige, der wegen 


uud Nach einer in feinem Beſitze befindlichen Sache angeſpro⸗ 


weſſung 


chen wird, zur Angabe feines Beſitztitels gehalten 


nile. sey, iſt gehörigen Oets feſtgeſezt (Tit, 7. $. 180. 


titels. 


fa.) 
§. 34. Sobald der Kläger nachgewieſen hat, 
daß die in Auſpruch genommene Sache ſeinem recht⸗ 
mäßigen Beſitze ohne feinen Willen entkommen ſey, 
iſt der Beklagte in allen Fällen ſchuldig, feinen Be⸗ 
fistitel, und den, von welchem er denſelben erhalten 
bat, anzugeben. 

. 35. Bey Erben eines ſolchen in Anſpruch 
genommenen Befigers iſt es genug, wenn fie nach⸗ 
weiſen, daß die ſtreitige Sache in dem Nachlaſſe be⸗ 
findlich geweſen ſey. 5 

9 36. Wegen der in Öffentlichen Verſteigerun⸗ 
gen, in Kaufladen, oder auf Meſſen und Märkten 
erkauften Sachen, finden überhaupt die Vorſchriften 
des H 42. 43. 44. Anwendung. 

$. 37. Wer in den nicht ausgenommenen Faͤl⸗ 
len feinen Vormann und Beſitztitel nicht angeben 
kann, muß die Sache unentgeltlich zuruͤckgeben. 

$. 38. Dagegen iſt dieſer Umſtand allein noch 
nicht hinreichend, ihn zu den übrigen Vertretungen 
eines unredlichen Beſitzers, wegen der Nutzungen, 
Schäden, und ſonſt, zu verpflichten. a 

5. 39. Wer aber auf gerichtliches Befragen, 
die Angabe feines Vormannes oder Beſitztitels ber 
harrlich verweigert, ohne Umſtaͤnde a 

oͤn⸗ 
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koͤnnen, die es wahrſcheinlich machen, daß ihm bein 
des wirklich unbekannt oder entfallen ſey; der iſt 
in allem Betrachte für einen unredlichen Beſitzer zu 
achten. \ N 
7 — 30. Ein Gleiches findet gegen denjenigen 
ſtatt, der den Beſitz der Sache dem Richter frevent⸗ 
lich abgeleugnet hat. 
$. 4 Wer den Beſig einer geſtohlnen oder 
verlornen Sache verheimlicht, der begründet die 
Vermuthung wider fih, daß er fie unredlicher Weis 
ſe an ſich gebracht habe. 
$. 42. Sachen, die von dem Fisko, oder bey Was für 
offentlichen Verſteigerungen erkauft worden, ſind 810550 
Feiner Bindication unterworfen. wel ger, 
$. 43, Ein Gleiches gilt von Sachen, die in den kn 
den Läden ſolcher Kaufleute, welche die Gilde ge⸗ — 
wonnen haben, erkauft worden. D s 
$. 44 Wer außerdem eine Sache auf Meſſen 
und Märkten, oder ſonſt von Leuten, welche Sachen 
dieſer Art unter obrigkeitlicher Erſaubniß öffentlich 
feil haben, erkauft hat, dem kommen, wegen der 
nur gegen Erſatz zu leiſtenden Rückgabe, die Rechte 
eines redlichen Beſitzers zu. 
$. 45. Baares eurſirendes Geld kann gegen 
einen redlichen Beſitzer nicht zuruͤckgefordert werden, 
wenn ſelbiges auch noch unvermiſcht und unverſehrt 
in dem Beutel oder anderem Behältniſſe, in welchem 
es vorhin geweſen iſt, gefunden werden ſollte. 
H. 46. Hat jedoch der gegenwärtige Befißer des 
Geldes, welches unter obigen Umſtaͤnden noch von 
allem andern Gelde mit Gewißheit unterſchieden 
werden kaun, daſſelbe unentgeltlich uͤberkommen; fo 
muß er es dem Eigenthümer herausgeben, f 
$. 47. Obige Vorſchriften (S. 45. 46.) gelten 
auch von den auf jeden 99 —— lautenden Papieren 
3 und 
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und Urkunden, fo lange dieſelben nicht außer Cours, 
geſetzt werden. 

F. 48. Außer Cours find ſolche Papiere gefest, 
wenn der Eigenthuͤmer fein Recht daran, auf eine 
in die Augen fallende Art auf dem Inſtrumente ſelbſt 
vermerkt hat: 

6. 49. Ingleichen alsdann, wenn auf den un⸗ 
ter öffentlicher Autorität ausgefertigten Papieren die⸗ 
fer Art, durch einen den Regeln des Inſtituts ger 
mäßen Vermerk erklärt iſt: daß ſie nicht mehr an 
jeden Inhaber zahlbar ſeyn ſollen. 

5. 50. Privatvermerke ($. 48.) koͤnnen nicht 
anders, als nach vorhergegangener gerichtlicher Uns 
terſuchung, durch ein auf das Inſtrument ſelbſt ge⸗ 
ſetztes gerichtliches Atteſt aufgehoben, und das Pa⸗ 
pier wieder in Cours geſetzt werden. 

S. 51. Die H. 49. beſchriebenen Vermerke hin⸗ 
gegen kann nur dasjenige Juſtitut, welches fie ger 
macht har, wieder aufheben. 

§. 52. Die öffentliche Bekanntmachung der 
Enrwendung oder des Verluſtes eines ſolchen Inſtru⸗ 
ments, iſt noch nicht hinreichend, denjenigen, wel: 
cher daſſelbe vor oder nachher an ſich bringt, als 
einen uuredlichen Beſißer darzuſtellen. 

$ 33. Nur alsdann iſt der Öffentlichen Ber 
kannemachung dieſe Wirkung beizulegen, wenn der 
Eigenthümer den Beſitzer uͤberführen kann, daß die⸗ 
fer davon, zur Zeit des Erwerbes, wirklich Wiſſen⸗ 
ſchaft gehabt habe. 

§. 54. Der Eigenthuͤmer verliert fein Recht auf 
eine unbewegliche Sache, wenn er nach geſetzmaͤßig 
ergangener Edictalcitation, daſſelbe nicht gehoͤrig an⸗ 
meldet und nachweiſet. 

F. JJ. Wie weit durch das Aufgebot gefunde⸗ 
ner Sachen das Recht des Eigenthuͤmers, zum Be⸗ 

ſten 
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ſten des Finders, und der Armenkaſſe verloren geht, 
iſt gebörigen Orts ſeſtgeſetzt. (Tit. 9. F. 31. lag.) 
$ 56. Die einmal gegen den Etgenthuͤmer ver⸗ 
jährte Sache kann derſelbe nicht zurückfordern. 


— ä — 


Sechszehnter Titel. 


Von den Arten, wie Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten aufhören. 


8. X. 

Das Eigenthum einer Sache geht durch deren 
phyſiſche Veranderung nur in den Fällen verloren, 
welche die Geſetze ausdrücklich beſtimmen. (Tit. 9. 
H. 275. faq.) y 

$. 2. Der gänzliche Untergang einer Sache 
hat von ſelbſt den Verluſt aller darauf haftenden 
Rechte zur Folge. 

§. 3. Entſteht jedoch aus der untergegangenen 
Sache eine andere, ſo gehen alle Rechte, die auf 
jener hafteten, auch auf dieſe in ſo weit uͤber, als 
fie darauf ausgeübt werden konnen. 

$. 4. Findet die Ausübung des vorigen Rechts 
auf der neu eutſtandenen Sache, ihrer Natur nach, 
nicht Statt: ſo muß dennoch derjenige, welcher aus 
der neuen Sache Vortheil ziehen will, den Berech⸗ 
tigten verhältnißmaͤßig entſchadigen. 5 

F. 5. Iſt durch phyſiſche, nicht aus Willkühr 
eines Menſchen veranlaßte Ereigniſſe eine Sache nur 
in ſo weit verändert, daß die darauf haftenden 
Rechte unter obwaltenden Umſtaͤnden nicht ausgeübt 
werden können: fo ruhet das Recht bis nach gehobe⸗ 
nem Hinderniſſe. 5 

. 6. 


198 Erſter Theil. Sechszehnter Titel. 


§. 6. Durch eben die Handlungen und Bege⸗ 
benbeiten, wodurch das Eigenthum von Sachen und 
Rechten auf Andere uͤbergeht, verliert auch der bis⸗ 
berige Eigenthumer feine diesfälligen Befugniſſe. 

§. 7. Rechte erlöfchen durch Verjährung, rich⸗ 
terliches Erkenntniß, und durch ſolche Handlungen 
und Begebenheiten, wodurch die Obliegengeiten des 
Verpflichteten getilgt worden. 

9. 8. Mit Erloͤſchung einer Hauptverbindlich⸗ 
keit werden auch die daraus fließenden, oder zu de⸗ 
ren Verſtärkung und Sicherheit übernommenen Mes 
benverbindlichkeiten, in fo fern fie nicht durch Geſetze, 
oder ausdrückliche Verabredungen vorbehalten find, 
aufgehoben. 

§. 9. Die gewiſſen Klaſſen der Verbindlichkei⸗ 
ten, eigenthumlichen Arten ihrer Aufloſung find in 
den Geſetzen, bey den dahin einſchlagenden Mate⸗ 
rien, beſonders beſtimmt. 1 

$. 10. Ueberhaupt aber werden alle Verbind⸗ 
lichkeiten durch deren Erfulluug aufgehoben. 


Erſter Abſchnitt. 


Von Erfüllung der Verbindlichkeiten 
; überhaupt, 
Wie er 4 
führer: H. 11. Eine andere Sache oder Handlung, als 
en muß, zu welcher der Verpflichtete eigentlich verbunden war, 
kann von Seiten des Berechtigten weder geſordert, 
noch demſelben aufgedrungen werden. 
ee $ 12. Was Rechtens ſey, wenn die Exfüls, 
sen Un- lung einer aus Willenserklarungen entſtandenen Ver⸗ 
mi liger bindlichkeit dem Verpflichteten auch nur durch ein ge⸗ 
Fallung ringes Verſehens unmöglich geworden, iſt gehörigen 
Bande Orts beſtimme. (Tit. F. F. 360 — 326. Lit. 11. 
teiren aus 5. 880. 149. Tit. 12, F. 310. 313. u. ſ. w.) 


Willenser⸗ F. 13. 


Bon Erfüllung der Verbindlichkeiten überhaupt, 199 


F. 13. HE die Erfüllung einer unmittelbar aus Mut, 


dem Geſetze entſpringenden Verbindlichkeit dem Ver Verbund, 
pflichteten, auch nur durch ein geringes Verſehen, Are 
unmoglich geworden: ſo muß er den Berechtigten bar ans 
ſch adlos halten. 18 Ges 

§. 14. Iſt die Unmöglichkeit ohne fein Ver- 
ſchulden entſtanden; fo haftet er dem Berechtigten | 
nur fo weit, als er aus der unterbleibenden Erfül: 0 
lung mit deſſen Schaden Vottheil ziehen wurde. 5 

$. 15. Ein Jeder iſt ſchuldig, feine Verbind⸗ Seit ber 
lichkeiten auch zur gehörigen Zeit zu erfüllen. ® 

H. 16. Wer dieſes unterlaßt, der muß die Fol Bögerung 


gen feiner Zägerung gegen den Berechtigten der- dec tüche 
treten. Folgen. 


$. 17. Ob dieſe Vertretung fi bloß auf den 
unmittelbaren Schaden einſchränkt; oder auch den 
mittelbaren, und den entgangenen Gewinn unter ſich 
begreife, iſt nach der Natur des vorgewalteten Ge⸗ 
ſchäfts, und nach den allgemeinen Grundſatzen des 
Sechſten Titels zu beurcheilen. 

§. 18. Was bey der verzoͤgerten Uebergabe 
einer Sache zu leiften ſey, iſt, wenn die Geſetze nicht 
beſondere Beſtimmungen bey gewiſſen Geſchäften 
vorſchreiben, nach den im Siebenten Titel beſtimm⸗ 
ten Verpflichtungen eines unredlichen Beſitzers zu 
entſcheiden. (Tit. 7. H. 223: Jgd.) 

H. 19. Von den rechtlichen Folgen der Zöge⸗ 
rung bey zu leiſtenden Zahlungen wird im zweiten 
Abſchnitte dieſes Titels gehandelt, (§. 64. lag :) 

H. 20. Wo die Zeit der Erfüllung weder durch 
Willenserklarungen, noch durch richterlichen Aus⸗ 
ſpruch, noch durch beſondere Geſetze beſtimmt iſt; 
da muß der Berechtigte den Verpflichteten zur Er⸗ 
füllung auffordern. 

9. 21. So lange dergleichen Aufforderung zur 
Wiſſenſchaft des Verpflichteten nicht gelangt iſt, kann 

in 
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in dieſen Faͤllen dem letztern keine Zoͤgerung beigemeſ⸗ 
ſen werden. 

$, 22. Niemand kann dem Andern eine Zoͤge⸗ 
rung beimeſſen, ſo lange er ſelbſt von ſeiner Seite 
ſeiner Schuldigkeit noch keine Gnüge geleiſtet hat. 

§. 23. Muß, nach der Natur des Geſchaͤfts, 
die Veroindlichkeit erſt von der Einen Seite erfüllt 
werden, ehe der Andere die gegenſeitige Pflicht zu 
leiſten ſchuldig iſt; fo kann Letzterer dem Erſteren 
eine Zögerung nur in fo fern zur Laſt legen, als 
er ſeines Orts ſeine Obliegenheit zu erfüllen bereit 
und im Stande war, 

$. 24. Bey wechſelſeitigen Zoͤgerungen tragt 
derjenige, welcher ſich derſelben zuerſt ſchuldig ge⸗ 
macht hat, die rechtlichen Folgen davon nur bis zu 
dem Zeitpunkte, wo der Verzug des Zweiten angefan⸗ 
gen hat. 

H. 25. Kann dieſer Zeitpunkt nicht ausgemit⸗ 
telt werden: fo wird nur auf die rechtlichen Folgen 
der ſpaͤtern Zoͤgerung Rückſicht genommen. 

H. 26. So weit die Unmöglichkeit das gaͤnzliche 
Unterbleiben der Erfüllung: entſchuldigt; ſo weit 
kommt ſie auch dem zu ſtatten, der ſeine Verbind⸗ 
lichkeit nicht zur gehörigen Zeit erfüllen kann. 


are F. 27. Wenn weder Willenserklaͤrungen, noch 


fuͤlung 


Begriffe. 


die Natur des Geſchaͤfts, noch beſondere Geſetze, 
den Ort der Erfüllung näher beſtimmen: ſo muß 
dieſelbe da, wo der Verpflichtete ſich aufhält, ge⸗ 
leiſtet und angenommen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Zahlung. 


F. 28. Geſchleht die Erfüllung der Verbind⸗ 
lichkeit des Schuldners durch Geld, oder geldgleiche 


auf 
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auf jeden Inhaber lautende Papiere, fo wird fol- 
ches eine Zahlung genannt. 

§. 29. Der, welcher eine Zahlung für feine 
eigne Rechnung zu fordern befugt iſt, heißt der 
Glaubiger. 8 

§. 30. Nur dem Gläubiger, oder denjenigen, nen Su 
welchem das Recht deſſelben oder deſſen Auskbungmerden 
übertragen iſt, kann gültig gezahlt werden. bune. 

§. 31. Iſt in dem Vertrage oder Inſtrumente, 
aus welchem die durch Zahlung zu filgende Ver⸗ 
bindlichkeit entſpringt, Jemand außer dem Gläubi⸗ 
ger benannt, welchem die Zahlung gültig ſolle ge⸗ 
leiſtet werden koͤnnen: ſo hat der Schuldner die 
Wahl, an welchen er zahlen wolle. 

H. 32. Dieſe Wahl kann ihm von dem Gläu⸗ 
biger nicht anders, als gegen vollſtändige Entſchäͤ⸗ 
digung, beſchraͤnkt werden. 

33. In eben den Fällen aber, wo wegen 
veränderter Umſtande der Rücktritt von einem Ver⸗ 
trage überhaupt Statt findet, kann auch der Gläubi« 
ger dieſe dem Schuldner gelaſſene Wahl widerrufen. 
(Dit. 5. §. 377. dq.) 

H. 34. Auch durch richterliche Verfuͤgung kann 
der Schuldner das Recht und die Pflicht, einem 
Dritten, ſtatt des Gläubigers, Zahlung zu leiſten, 
uͤberkommen. 

$. 35. Es darf aber durch dergleichen Verſü⸗ 
gung die Verbindlichkeit des Schuldners auf keine 
Weiſe härter oder laͤſtiger gemacht werden. 

§. 36. So weit Jemand in der Verwaltung 
ſeines Vermögens durch Geſetze oder richterliche 
Erkenntniß eingeſchraͤnkt iſt, kann ihm keine guͤlti ge 
Zahlung geleiſtet werden. 

§. 37. Wie weit einem Ehemanne fuͤr feine 
Frau; einem Vater für feine Kinder; einem Be⸗ 
vollmächtigten für feinen Machtgeber; einem 1 5 ' 

walter 
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walter fuͤr ſeinen Principal; den Vorſtehern der 
Corporationen; den Adminiſtratoren des Fiskus; und 
den Vormuͤndern für ihre Pflegbefohlnen, gültig ge⸗ 
zahlt werden konne: iſt nach den die Beſugniß dies 
fer. Perſonen naher beſtimmenden beſondern Geſe⸗ 
tzen zu beurtheilen. (Th 2. Tit. 1. Abſchn. 5. 6. 
Tit. 2. Abſchn 3 Tit. 6. Tit. 14. Tit. 1 8. Abſchn. 
5. Th. 1. Tit. 13. Abſchn. 1. Tit. 14. Abſchn. 2.0 

F. 38. So weit Jemand durch rechtsbeftändige 
Willeuserklaͤrungen in der Verwaltung feines Ver⸗ 
moͤgens eingeſchraͤnkt iſt, fo weit koͤnnen ihm auch 
keine giftigen Zahlungen geleiſtet werden. 

H. 39. Doch ſteht dieſer Grund der Ungültige 
keit einer geleiſteten Zahlung nur dem entgegen, wel⸗ 
cher die dem Gläubiger gemachte Einſchraͤnkung ge⸗ 
wußt hat, oder fie, nach geſetzlichen Vorſchriften, 
hätte wiſſen konnen und ſollen. (Tit. 4. H. 31. 149.) 

Wer gül- H. 40. Aus der Unfahigkeit, gültige Zahlungen 
ln el, anzunehmen, folgt noch nicht die Unfähigkeit, der⸗ 
ſten könne gleichen zu leiſten. 

H. 41. Vielmehr iſt jede auch von einem Un⸗ 
fähigen geleiſtete Zahlung, zum Vortheile des Zah⸗ 
lenden, in ſo weit guͤltig, als er ſich dadurch von 
einer Verbindlichkeit befreit hat. 

§. 42. Wie, weit aber die von einem ſolchen 
Unfaͤhigen geleiſtete Zahlung auch zum Vortheile des 
Empfängers gültig ſey, oder zurückgeſordert werden 
koͤnne, wird unten beſtimmt. ($. 166. lag.) 

§. 43. Wer die Schuld eines Andern mit oder 
ohne Auftrag bezahlt, befreit zwar denſelben von 
ſeiner Verbindlichkeit; 

H. 44. So weit aber das Gezahlte nach den 
unten folgenden Vorſchriſten zuruͤckgefordert werden 
kann, kritt auch die Verbindlichkeit des vorigen 
Schuldners wieder ein. (5, 72, 73.) 


9.45. 
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§. 45. Die Rechte des Zahlenden gegen den 
Schuldner ſind, je nachdem er die Zahlung mit oder 
ohne Auftrag oder wider den Willen deſſelben geleiſtet 
bat, nach den Vorſchriften des Erſten und Zweiten 
Abſchnitts im Dreizehnten Titel zu beurtheilen. 

$. 46. Ueberhaupt tritt in der Regel der Zaß⸗ 
lende, gegen den Schuldner, auch ohne ausdrückliche 
Ceſſton, in die Rechte des bezahlten Glaubigers. 


g. 47. In fo fern aber der bezahlten Forde⸗ 
rung nach ihrer Qualitat gewiſſe Vorrechte beiwoh⸗ 
nen, kann der Zahlende ſich dieſer Vorrechte gegen 
einen Dritten, ohne ausdrückliche Ceſſton, in der 
Regel, und wenn nicht beſondere Geſetze ein Ande⸗ 
res vorſchreiben, nicht bedienen. 

F. 48. Eben fo erlangt der Zahlende, auf eine 
für die Forderung durch Buͤrgen oder Pfand beſtellte 
Sicherheit, die Rechte des Glaͤubigers in der Regel 
nur durch die ausdrückliche Ceſſion deſſelben. 

§. 49. Unter eben den Umſtaͤunden, wo der 
Gläubiger von ſeinem Schuldner ſelbſt Zahlung an⸗ 
zunehmen verbunden ſeyn wuͤrde, kann er die An⸗ 
nahme derſelben von einem Dritten, welcher Statt 
des Schuldners zahlen will, und in der Verwaltung 
ſeines Vermögens nicht eingefchränke iſt, nicht vers 
weigern. 

9. 50, So weit der Gläubiger dergleichen Zah⸗ 
lung von einem Dritten anzunehmen ſchuldig iſt, 
ſo weit iſt er auch demſelben ſeine Rechte an den 
Schuldner abzutreten verpflichtet. (Tit. 17. . 442. 
443. 444. 


$. 51. Wenn aber beide, der Gläubiger und 
Schuldner, der von einem Dritten angebotenen Zah⸗ 
lung widerſprechen: ſo kann dieſelbe dem Erſtern 

nicht aufgedrungen werden. 90 
* . 52. 
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N 9 32. Zahlungen, die ſich nicht auf Verträge 

A gründen, iſt der Schuldner nur da, wo er wohnt, 

werden. zu leiſten verpflichtet. 8 

mu 9. 53. Dergleichen Zahlungen aus oͤffentlichen 
Kaſfen, und an dieſelben, müſſen, außer dem Falle 
eines Darlebns, auf der Kaſſe in Empfang genom⸗ 
men, und in die Kaſſe geleiſtet werden. 


Wen ge, H. 54. Zu der durch Willenerklaͤrungen oder 


zablewer, Geſetze beſtimmten Zeit muß der Schuldner Zah⸗ 
den müſse ſung leiſten. 

1 $ 55. Doch iſt der Glaͤubiger, Wechſelzah⸗ 
lungen ausgenommen, nicht eher, als nach gaͤnzli⸗ 
chem Ablaufe des beſtimmten Tages, auf die Zah⸗ 
lung zu klagen berechtigt, 

H. 56. Vor der beſtimmten Zeit iſt der Gläu- 
biger die Zahlung anzunehmen nicht ſchuldig. 
Ben ab⸗ H. 37. Roch weniger kann ihm eine bloß abs 
ſchllgll, ſchlagliche Zahlung aufgedrungen werden. 
6. 58, Daraus allein, daß der Gläubiger einen 
lungen, Theil der Zahlung angenommen hat, folgt noch kei⸗ 
ne ſtillſchweigende Verlängerung der Zahlungsfrift 
in Anſehung des Ueberreſtes. 
§. 59. In Fallen, wo ein Gläubiger nach den 
Geſetzen ſich unter mehrern Schuldnern an jeden nur 
für feinen Antheil halten kann, iſt er auch von je» 
dem die Zahlung ſeines Antheils anzunehmen ver⸗ 
bunden. 
§. 60. In welchen Fällen der Richter einen 
Gläubiger zur Annahme abſchläglicher Zahlungen an⸗ 
halten konne, beſtimmt die Prozeßordnung. 
Nom Vor, F. Sr. Alimente, fie mögen aus einem Ver⸗ 
1 trage oder letzten Willenserklärung, oder vermöge 
Alimeh, des Geſetzes zu entrichten ſeyn, muͤſſen allemal vor⸗ 
teu. ausbezahlt werden. 1 
$. 62. Wenn der Termin, auf wie lange die 


Voraus bezahlung jedesmal geſchehen ſolle, ander» 
waͤrts 
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wärts nicht beſtimmt iſt, fo muß ein Vierteljahr 
voraus bezahlt werden. 

8. 63. Hat der Verpflegende den Anfang des 
Zeitraums, auf welchen er die Voraus bezahlung 
zu fordern hat, erlebt, und find die Alimente ſelbſt 
auf ein Geldquantum beſtimmt: ſo muß der An⸗ 
theil dieſes ganzen Zeitraums entrichtet werden; 
wenn auch der Empfaͤnger vor deſſen Ablaufe ver⸗ 
ſtorben wäre. a 2 

§. 64. Wer in Bezahlung einer fehufoigendglaen her 
Gelofumme ſaumig iſt, muß Verzögerungszinſen ber Zeh 
entrichten. lungen, 

9. 65. Was wegen dieſer bey Darlehnen ver⸗ 

ordnet iſt, gilt auch bey andern verzögerten Zahlun⸗ 
gen, wo nicht die Geſetze beſondere Beſtimmungen 
vorſchreiben. (Tit. 11. F. 827 — 834. . 111. 116. 
227. Tit. 1a. 6. 328. [d- 5 

F. 66. Wer aus einer unerlaubten Handlung 
zur Entſchädigung verpflichtet iſt, muß den nach. 
Gelde feſtgeſetzten Betrag derſelben, von dem Tage 
des ergangenen Urtels an, verzinſen. 

§. 67. In allen Fällen, wo durch Geſetz oder 
Willenserklaͤrnngen ein Zahlungstag beſtimmt if, 
nimmt der Lauf der Zoͤgerungszinſen von dieſem 
Tage ſeinen Anfang. 

$ 68. Eben das findet bey bedingten Zahlun⸗ 
gen Statt, ſo bald die Bedingung eingetreten, und 
dieſes dem Schuldner bekannt geworden iſt. 

$. 69. In beiden Fällen macht es keine Aende⸗ 
rung, wenn auch der Gläubiger ſich um die Zah⸗ 
lung nicht gemeldet, ſondern ſtillſchweigend Nachſicht 
gegeben hat. 

9. 70. Hat aber der Gläubiger die Zahlungs 
friſt ausdruͤcklich verlängert, und ſich wegen der Zinr 
fen nichts vorbedungen: fo koͤnnen letztere bis zum 
Ablaufe der Nachfriſt nicht gefordert werden. 


er 
29% 
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§. 71. Wenn weder ein Zahſungstag beſtimmt, 


Bablung noch eine auſſergerichtliche Aufforderung nachgewie⸗ 


augenom⸗ 
men wer⸗ 


ſen iſt: ſo laufen die Zoͤgerungszinſen erſt vom Tage der 


den müſſe, dem Schuldner geſchehenen Behändigung der Klage 


Ni 


forte, 


des Glaͤubigers. 

$. 72 Gelder oder geldgleiche Papiere, von wel⸗ 
chen der Gläubiger weiß, daß der Schuldner dar⸗ 
über nicht verfügen konne, iſt er von demſelben in 
Zahlung anzunehmen nicht befugt. g 

$. 73. Hat er es dennoch gethan, fo wird er 
dem Eigenthuͤmer der Gelder oder Papiere zur Ent⸗ 
ſchaͤdigung verhaftet; er behaͤlt aber auch, ſo weit 
er dieſe leiſten muß, ſein voriges Recht gegen den 
Schuldner. 

$ 74. Wenn es zweifelhaft iſt, in welchen 
Muüͤnzſorten eine Zahlung zu leiſten ſey, ſo muß in 


der Regel auf den Zeitpunkt geſehen werden, wo 


das Recht des Glaͤubigers, aus welchem er die Zah⸗ 
lung fordert, zuerſt entſtanden iſt. 

§. 75. Nur bey Schadenserſetzungen und an⸗ 
dern Verbindlichkeiten, die nicht von Anfang an auf 
baare Geldzahlung gerichtet waren, ſondern erſt in der 
Folge, durch Vertrag oder richterliches Erkenntniß, 
auf eine Geldſumme geſetzt werden, iſt, im Man⸗ 
gel näherer Beſtimmungen, auf die Zeit des ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages, oder des publielrten Urtels, 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 76. Jede Zahlung muß, wenn nicht beſon⸗ 
dere Verabredungen oder Geſetze auf Gold oder 
Scheidemünze vorhanden find, in dem zur Zahlungs⸗ 
zeit gangbaren Preußiſchen Silber⸗Courank geleiftee 
und angenommen werden. 

$. 77., Zahlungen unter Zehn Thalern muͤſſen, 
im Mangel näherer Beſtimmungen, ganz in Schei⸗ 
demuͤnze, und unter Dreißig Thalern halb in Courant, 
halb in Scheidemuͤnze angenommen werden. 5 

„78. 
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$. 78. Auswärtige Muͤnzſorten iſt der Gläu⸗ 
biger nur alsdann in Zahlung anzunehmen ſchuldig: 
wenn fie ansdrüucklich verſchrieben ſind; oder durch 
die Landesgeſetze Cours erhalten haben. 

$. 79. Bey Zahlungen, die in bieſigen Lan⸗ 
den zu leiſten ſind, kann der Schuldner auswärtige 
in hiefigen Landen nicht curſirende Muͤnzſorten zu 
entrichten niemals gezwungen, werden. „ 

$. 80. Ausgenommen iſt der Fall, wenn aus⸗ 
wärtige Munzſorten als Waare gekauft worden, und 
dem Käufer abgeliefert werden ſollen. 

$. 81. Wenn in allen übrigen Fällen die ver⸗ 
ſchriebene auswaͤrtige Muͤnzſorte in der Zwiſchenzeit, 
bis zu der in hieſigen Landen zu leiſtenden Zahlung, 
außer Cours geſetzt worden ift: fo kann auch der 
Gläubiger ſtatt derſelben hieſige Muͤnzſorten fordern. 

§. 82. Waltet zwiſchen den Muͤnzſorten, in 
welchen der Gläubiger die Zahlung zu fordern hat, 
und denjenigen, in welehen der Schuldner ſie zu 
leiſten befugt und verpflichtet iſt, ein Unterſchied ob; 
ſo muß bey der Beſtimmung: wie viel in dieſer letz⸗ 
ten Münzſorte zu zahlen ſey, auf die bey Darleh⸗ 
nen gegebenen Vorſchriften Ruͤckſicht genommen wer⸗ 
den (Tit. 11. F. 778. 14d.) 

H. 83. Uebrigens hat es bey demjenigen, was 
wegen der zu zahlenden Muͤnzſorten bey Verträgen 
uͤberhaupt, bey Kauf⸗ und Darlehusverträͤgen ins 
ſonderheit, bey Vermaͤchtniſſen und andern Gefchäf, 
ten verordnet iſt, fein Bewenden (Tit. 5. H. 257. 
258. Tit. 11. H. 56. 57. §. 778. Id. Tit. 1a. H. 
450. 451.) 

H. 84. Auch gelten alle von den Parteien im 
voraus verabredete Beſtimmungen, und zwar zum 
Beſten des Schuldners ohne Unterſchied; zum Vor⸗ 
theile des Gläubigers aber nur in ſo fern, als darun⸗ 
ter kein Wucher verborgen liegt. 5 0 

85. 
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§. 85. Von Zahlungen im kaufmännischen und 
Wechſelperkehre find nähere Beſtimmungen im Kauf⸗ 
mannsvechte enthalten. (Th. 2. Tit. 8. Abſchn. 7. 8.) 

Von Quit- F. 86. Wer Zahlung geleiſtet hat, iſt Quit⸗ 

tungen. kung, das heißt, ein ſchriftliches Bekenntniß der 
empfangenen Zahlung, von dem Glaubiger zu for« 
dern berechtigt. 

S. 87. Zu einer vollſtaͤndigen Quittung gehört 
1) die Beſchreibung oder Benennung der getilgten 
Schuld; 2) die Benennung des geweſenen Schuld⸗ 
ners; 3) die Angabe der Zeit und des Orts, wo 
die Zahlung geſchehen; 4) die Unterſchrift des 
Gläubigers, oder ſonſt gefegmäßig legitimirten Em⸗ 
pfaͤngers. 5 

§. 88. Iſt die Zahlung nicht durch den Schuld⸗ 
ner ſelbſt, noch auf deſſen Befehl oder Auftrag, 
ſondern durch einen Andern geleiſtet worden: ſo muß 
auch dieſer in der Quittung benannt werden. . 

§. 89. Wird die Quittung auf das Schuldin⸗ 
ſtrument ſelbſt vermerkt, ſo bedarf es der Beſtim⸗ 
mungen nicht, welche ſich aus dieſem ergeben. 

5. 90. Was von den Umſtaͤnden der Zahlung 
aus der Quittung nicht zu entnehmen iſt, muß der 
geweſene Schuldner erforderlichen Falls auf andre 
Art nachweiſen. 

$. 91. Wenn bey Zinſenzahlungen, und bey 
fortwährenden Präftationen, zwiſchen dem Zahler 
und Empfänger bis her eine gewiſſe, obſchon fehler⸗ 
hafte, Form von Quittungen üblich gewefen: fo 
kann der Schuldner dem nicht am Orte gegenwaͤr⸗ 
tigen Gläubiger die Zahlung gegen eine ſolche Quit⸗ 
tung zwar nicht verweigern; 

F. 92. Er iſt aber eine gefesmäßige Quittung 
von dem Glaͤubiger nachzufordern berechtigt. 

§. 93. Perſonen, die des Schreiben nicht mäch- 
tig, oder eee 

Nine 
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hindert ſind, müſſen ihre Quittungen unter Zuzie⸗ 
bung zweier Inſtrumentszeugen, mit Kreuzen oder 
ihrem ſonſt gewöhnlichen Handzeichen unterzeichnen. 

§. 94. Bey Poſten von Funfzig Thalern, und 
weniger, iſt die Zuziehung auch nur Eines Juſtru⸗ 
mentszeugen hinreichend. 

§. 95. Die Zeugen müſſen bey ihrer Unter⸗ 
ſchrift atteſtiren, daß der Zaplungsnehmer dies Zei⸗ 
chen in ihrer Gegenwart beigefügt habe. 

H. 95. Beträgt die gezahlte Summe Funfzig 
Thaler oder mehr: fo kann der Zahlungsleiſter ver⸗ 
langen, daß die Quittung in eben der Form aus⸗ 
geſtellt werde, welche bey den Verträgen ſoleher Per⸗ 
ſonen vorgeſchrieben iſt. (Tit. 5. H. 17 1. lag.) 

H. 97. Daraus allein, daß das Schuldinſtru⸗ J 
ment ſich in den Händen des gemeſenen Schuldners 
befindet, folgt, gezogene Wechſel allein aus genom⸗ 
men, noch nicht, daß die Schuld bezahle worden. Ihe 

$. 98. Erhellet jedoch, daß der Gläubiger ſelbſt 
dem Schuldner das Inſtrument zurückgegeben ha⸗ 
be: fo wird, daß die Schuld getilgt ſey, fo lange 
vermuthet, als nicht eine andere Urſache der geſche⸗ 
benen Rückgabe ausgemitrelt werden kann. 

$. 99. Wenn nicht erhellet: wie der Schuld⸗ 
ner zum Beſitze des Inſtruments gelangt fey: fo 
entſteht aus dieſem Beſitze zwar ebenfalls eine Ver⸗ 
muthung für den Schuldner; 

$. 100, Es hängt aber alsdann, nach Be 
wandniß der übrigen vorwaltenden Umſtande, von 
richterlichem Ermeſſen ab: in wie fern dieſe Ver⸗ 
muthung, bey Ermangelung anderer Beweismittel, 
durch einen nothwendigen Eid beftärfer, oder geho⸗ 
ben werden ſolle. \ - 5 

$. 101. Es iſt daher der Zahlende mit der « 
Rückgabe des Inſtrumenks fh zu begnügen niemals 

Allgem. Rande. IL Band O ſchul 


die Caſſa⸗ 
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ſchuldig; ſondern er kann noch außerdem ausdruck 
liche Quittung verlangen 

$. 102. Wenn das Inſtrument bey dem Glau ⸗ 
biger, oder in deſſen Nachlaſſe, zerriſſen, zerſchnit⸗ 


Stelle der ken, oder ſonſt caſſirt vorgeſunden wird: fo eutſteht 
Quittung die rechtliche Vermuthung, daß die Forderung ſelbſt, 


vertrete. 


Bepweis⸗ 
Traſt der 
Ouittun⸗ 
gen. 


welche dadurch begründet werden ſoll, auf eine oder 
die andere Art aufgehoben worden, 
$. 183. Dieſe Verwaltung fälle aber weg, ſo⸗ 
bald nachgewieſen werden kann, daß die Verletzung 
durch bloßen Zufall entſtanden, oder von dem 
Schuldner ſelbſt, oder einem Dritten, ohne Ein⸗ 
willigung oder Genehmigung des Glaͤubigers, be⸗ 
wirkt worden ſey. 
$. 104. Eine geſetzmäßig eingerichtete Quit 
tung bewirkt ſogleich, als ſie dem Schuldner aus⸗ 
gehaͤndigt worden, für denſelben einen rechtlichen 
Beweis der nach dem Inhalte der Quittung gelei⸗ 
ſteten Zahlung. 
$. 105. Dem Ausſteller bleibe aber das Recht, 
das Gegentheil nachzuweiſen, vorbehalten. 
9. 106, Hat jedoch der Ausſteller einen län⸗ 
gern als Dreimonatlichen Zeitraum verſtreichen laſ⸗ 
fen, ohne den Schuldner wegen nicht geleiſteter 
Zahlung zu belangen, und die Quittung, als bloß 
in Erwartung der Zahlung ausgeftelle, zuruck zu 
fordern: ſo ſoll, in Ermangelung einer vollſtaͤndi⸗ 
85 Aufklaͤrung der Thatſache, der Inhaber der 
mitrung eher zum Reinigungs ⸗„ als der Ausſtel⸗ 
ler zum Erfuͤllungseide gelaſſen werden. 
$. 107. Auch kann der Ausſteller, nach Ver⸗ 
lauf dieſer Friſt, den Erben des Schuldners über 
nicht erfolgte Zahlung keinen Eid zuſchieben. 
$. 108. Hat der Schuldner gegen Empfang 
der Quittung einen Revers, daß die Schuld noch 
nicht 
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nicht bezahle ſey, ausgeſtellt, ſo verliert dadurch die 
Quittung alle Beweiskraft. 


$. 109. In wie fern aber der Gläubiger ſo⸗ 


wohl als der Schuldner, einem Dritren, welcher 
durch dergleichen zwiſchen ihnen vor efallenen Sims 
lation hintergangen oder verkürzt worden, dadurch 
verhaftet werden, iſt nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſatzen von Simulationen und Hintergehungen zu be⸗ 
urtheilen. (Tit. 4. $. 52. lad.) Tit. 14, H. 210 217.) 

H. rr. Befinden ſich auf dem in den Händen 
des Gläubigers gebliebenen Inſtrumente Vermerke 
geleiſteter Zahlungen, es ſey von der Hand des 
Glaͤubigers, oder auch des Schuldners ſelbſt, ſo 
vertreten ſie die Stelle wirklicher Quittungen. 

$. 111. Der Beweis, daß gleichwohl die Zaß⸗ 
lung nicht erfolgt ſey, iſt alſo gegen ſoſche Ver⸗ 
merke, jedoch nur in eben dem Maaße, wie gegen 
eigentliche Quittungen, zuläßig. 7 


$. 112. Daß die Vermerke auf dem in den 


Händen des Gläubers zurückgebltebenen Juſtrmnen⸗ 
te wieder ausgeſtrichen ſind, benimmt denſelben noch 
nichts von ihrer Beweiskraft, 

H. 113. Erhellet aus der Quittung, daß die 
darin beſcheinigte Aufhebung der Verbindlichkeit nicht 
durch Zahlung erfolgt fey: ſo muß das anderwei⸗ 
tig zwiſchen dem Gläubiger und Schuldner vorge⸗ 


fallene Geſchaͤft, aus welchem die Quittung entſtan⸗ 


den iſt, näher ausgemittelt werden: 

$. 114. Findet dieſe Ausmittelung nicht Statt, 
ſo iſt dergleichen Quittung nach den Regeln von 
Entſagung der Rechte zu beurteilen. 


§. 115. Quittungen beweiſen in der Regel ur 


die Zahlung der darin ausdrücklich benannten Sehuld⸗ 


poſten. 
H. 116. Bezieht ſich die Quiktung auf eine 
gehaltene Berechnung, 5 wird darin edge 
82 a 
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daß der Empfänger dem Ausſteller nichts mehr ſchul⸗ 
dig geblieben ſey, ſo ſind alle bis dahin zahlbar gewe⸗ 
fene Poſten für abgethan zu achten. 

$. 117. Dagegen ift auch eine ſolche Quittung 
auf Forderungen, die zwar damals ſchon vorhan⸗ 
den, aber noch nicht fällig waren, keinesweges zu 
deuten. 

$. 118. Noch weniger iſt dieſelbe auf ſolche 
Poſten zu ziehen, von welchen der Quittirende zur 
zeit der Ausſtellung noch keine Wiſſenſchaft haben 
onnte. 

$. 119. fe die Quittung ausdruͤcklich auch auf 
die zur Zeit der Ausſtellung unbekannten Poſten ge⸗ 
richtet, fo muß das Geſchaͤft nach den Regeln der 
Entſagungen und Vergleiche beurtheilet werden. 

$. 120. Kaufleute, die ordentliche Handlungs⸗ 
bücher zu führen ſchuldig find, koͤnnen ſich nicht ent⸗ 
brechen, dein zahlenden Schuldner, an welchen 
ſie zur Zeit der Zahlung keine Forderung mehr zu 
haben eingeſtehen, eine allgemeine Quittung, daß 
bis dahin alles berichtiget ſey, zu ertheilen. 

$. 121. Gegen eine ſolche Quittung findet keine 
Nachforderung älterer Poſten, unter dem Vorwande, 
daß dieſelben noch nicht zahlbar, oder unbekannt 
geweſen, Statt. f 

H. 123. Doch erſtreckt ſich diefes nur auf For⸗ 
derungen, die zu den kaufmaͤnniſchen Geſchaͤften des 
Ausſtellers gehören. 

§. 123. Wegen anderer Gefchäfte finden auch 

bey Kaufleuten die Vorſchriften H. 116 119. An⸗ 

wendung 7 

§. 124. In wie fern Zahlungen durch Ver⸗ 
merke auf Kerbhoͤlzern bewieſen werden konnen, iſt 
nach den, wegen Beweiskraft der Kerbhoͤlzer über- 
haupt, in der Prozeßordnung enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten zu beurtheilen. 

n §. 125. 
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$. 125. Außer der Quittung kaun der Zah⸗ En 
leude auch noch die Ruͤckgabe des über die berich⸗ und Mor; 
tigte Schuld einſeitig ausgeftellten Juſtruments for⸗ A 
dern. 4 

$. 126. Iſt das Inſtrument abhanden gekom⸗ g 
men, fo verteſtt deſſen Mortiſtcirung die Stelle der nent. 
Rückgabe. ? 

$. 127. In dem Mortificationsſcheine muß die 
verloren gegangene Urkunde genau bezeichnet, und 
das Bekenntniß, daß der darin gegründeten Bere 
bindlichkeit vollſtändig genüget worden, enthalten ſeyn. 

§. 126. Iſt die Schuld mit Einwilligung des 
Schuldners an einen Dritten gediehen: ſo muß der 
Schuldner mit einem von dieſem letzten Inhaber 
ausgeſtellten Mortificationsſcheine ſich begnügen. 

F§. 129. Iſt aber die Uebertragung der Forde⸗ 
rung an einen Dritten ohne Conſeus des Schuld» 
ners geſchehen: ſo iſt der Schuldner nur gegen einen 
von ſeinem anerkannten Gläubiger ausgeſtellten Mor⸗ 
tiftcationsſchein Zahlung zu leiſten verpflichtet. 

$. 130. Iſt das Juſtrument an jeden Inha⸗ 

ber zahlbar, fo kann der Schuldner öffentliches ges 
ſetzmäßiges Aufgebot und Mortificirung, auf Kos 
ſten des Zahlungsnehmers, verlangen. 
F. 131. So lange ein nach obigen Vorſchrif⸗ 
ten hinlänglicher Mortifſcatiorsſchein dem Schuldner 
nicht verſchafft werden kann, iſt derſelbe nur gegen 
annehmliche Caution Zahlung zu leiſten verbunden, 
und in deren Encſtehung die zu zahlende Summe 
gerichtlich niederzulegen berechtigt. 

9 132. Wegen Mortificirung gerichtlich ein⸗ 
getragener Inſtrumente hat es bey den Vorſchriften 
der Hypothekenordnung fein Bewenden. 1 11 

$. 133. Wenn bey terminlichen Zahlungen ua 
eder Leiſtungen, durch Quittungen oder ſonſt nach⸗ Auel 
gewieſen werden kann, daß dieſelbe für zwey auf gen. 

ein⸗ 
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einander folgende Termine von dem Schuldner ab⸗ 
gefuhrt, und von dem Glaͤubiger ohne Vorbehalt 
angenemmen worden: fo wird vermuthet, daß auch 
die Alten Termine berichtigt find. 

§. 134. Dieſe Vermuthung findet Statt, wenn 
gleich die Berichtigung der beiden Termine nicht durch 
Zahlung, ſondern durch Compenſation oder Erlaß, 
jedoch ohne Vorbehalt, geſchohen iſt. 

9. 135. Auch hindert es nicht, wenn gleich 
die in den Quittungen ausgedrückte Summe mit 
dem, was eigentlich hat gezahlt werden ſollen, nicht 
uͤbereinſtimmt. 5 

9. 136. Dagegen iſt es, um dieſe rechtliche 
Vermuthung zu begründen, nothwendig, daß die 

Quittungen wirklich zu verſchiedenen Zeiten ertheilt 
worden. 

$. 137. Auch wird die Vermuthung geſchwaͤcht, 
wenn zwar Quittungen von mehreren vergangenen, 
aber uicht unmittelbar auf einander folgenden Terz 
minen vorhanden ſind. 

H. 138. Alsdann hängt es von richterlicher Be⸗ 
urtheilung ab: in wie fern, nach Bewandniß der 
ubrigen vorwaltenden Umſtaͤnde, auf einen Erfül« 
lungs⸗ oder Reinigungseid zu erkennen ſey. 

$. 139. Iſt in allgemeinen Ausdrücken über 
die bis zu einem gewiſſen Termine berichtigten Präͤ⸗ 
ſtationen quiktiet: fo gilt die Vermuthung, daß alle 
bis dahin fällig geweſene Termine berichtigt wor⸗ 
den; wenn gleich das in der Quittung ausgedrückte 
Quantum nur den Betrag des letzten fälligen Ter⸗ 
mins ausmacht. 

g. 140. Was wegen der Quittungen uͤber be⸗ 
zahlte Zinſen bey Darlehnen Rechtens ſey, iſt ge⸗ 
boͤrigen Orts ſeſtgeſetzt. (Tit. 17. H. 837. 1d.) 

F. 14, Wenn in verſchiedenen Quittungen 
über fortwährende Präſtationen die Beſchaffenheit 

des 
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des Rechts, aus welchem fie entſpringen, verſchie⸗ 
den angegeben worden: fo muß dieſe Beſchaffenheit, 
falls ſie nicht auf andere Art auszumitteln iſt, nach 
den altern Quittungen beurtheilt werden. 

§. 142. Iſt aber die Quantität, welche ent⸗ 
richtet werden foll, in älteen und neuern Quittun⸗ 
gen verſchieden angegeben, fo freitet die Vermu⸗ 
thung für das, was in den neuern Quittungen ent⸗ 
halten iſt. 4 

H. 143. Iſt in einer Reihe von drey auf ein⸗ 
ander folgenden Jahren die Zahlung oder Lieferung 
immer auf einerley Weiſe geleifter, und ohne Vor⸗ 
behalt angenommen worden, ſo iſt zu vermuthen, 
daß die Zahlung auf ſo hoch vergleichsweiſe be⸗ 
ſtimmt ſey. 

$ 144. Dieſe Vermuthung fällt aber hinweg, 
wenn nach den übrigen vorwaltenden Umſtaͤnden ein 
gültiger Vergleich zwiſchen dem Schuldner und dem 
Empfänger nicht gedacht werden kann. 

§. 145. Ueberhaupt bleibt dem Berechtigten 
der Nachweis, daß die Zahlung oder Lieferung nur 
aus Jrechum oder aus andern Urſachen ſolchergeſtalk 
angenommen worden, innerhalb der Verjährungs⸗ 
frift allemal vorbehalten. 

$ 146. Bey Verbindlichkeiten, die nicht in 
terminlichen Zahlungen beſtehen, wirkt die Quittung 
über eine jüngere Schuld keine Vermuthung, daß 
die ältere getilgt ſey. 

$ 147. Wenn jedoch Kaufleute über die Rech ⸗ 
nung des letzten Jahres, die am Schluſſe deſſelben 
gemacht worden, ohne Vorbehalt quttirt haben, fo 
find auch die Rechnungen der vorhergehenden Jahre 
für abgethan zu achten. 

$. 148. Ein Gleiches gilt auch bey Apothekern, 
Handwerkern, und andern, welche entweder, mit 
ihren Kunden Überhaupt, oder mit dem Juhaber 

der 
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der Anittung infonderheit, erweislich in dem Ver⸗ 
Haͤcniſſe ſtehen, daß fie ſich mit denſelben, wegen 
ihrer Lieferungen oder Leiſtungen, alljährlich in eis 
nom gewiſſen Termine zu berechnen und aus einan⸗ 
der zu ſetzen pflegen. 
$. 149. Eine gültig und richtig geleiſtete Zah⸗ 
. luna befreiet den Schuldner von der Verbindlichkeit, 
welche dadurch hat getilgt werden ſollen. 
§. 150. Iſt der Zahlende dem Empfänger aus 
mehreren Forderungen verhaftet: ſo muß haupt⸗ 
ſächlich nach dem Uebereinkommen der Parteien be⸗ 
urroeilt werden, auf welche der ſchuldigen Poſten 
die geleiſtete Zahlung anzurechnen ſey. 
$. 151. Hat der Schuldner die Zahlung aus: 
drücklich auf eine gewiſſe Poſt geleiſtet, und der 
2 Glaubiger ſelbige angenommen, ohne ſeinen Wider⸗ 
ſpruch innerhalb der Tit. 5. §. 91. [ag. beſtimmten 
Seifen nach Empfang des Geldes gegen den Zah⸗ 
lenden zu äußern: fo kann er dieſe Zahlung nachher 
auf eine andere Forderung nicht anrechnen. 
$. 1. Hat der Gläubiger die ohne weitere 
Beſtimmung gezahlte Summe ausdrücklich auf eine 
gewiſſe Poſt angerechnet, und der Schuldner hat 
ſolcher nicht binnen obgedachten Friſten nach Empfang 
der Quittung widerſprochen: fo muß er ſich dieſe 
Aurechnung auch in der Folge gefallen laſſen. 
$. 153. Iſt kein Uebereinkommen unter den 
Parteien vorhanden: ſo muß die geleiſtete Zahlung 
zuvoͤrderſt auf die damals verfallenen Ziuſen gerech⸗ 
net werden. 
§. 154. Hat der Schuldner auch Koſten zu 
entrichten: ſo gehen dieſe den Zinſen noch vor. 
H. 155. Unter mehrern Capitalspoſten iſt die 
Zahlung vorzüglich auf diejenige zu rechnen, welche 
ver Glaͤubiger zuerſt eingefordert hat. 


§. 156. 
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$. 156. Iſt keine derſelben, oder find fie alle 
zugleich eingefordert-worden: fo kann der Glaubi ⸗ 
ger die gezahlte Summe auf diejenige Poſt anrech⸗ 
nen, bey welcher ihrer Qualität nach die wenigſte 
Sicherheit iſt. 

$. 157. Sind die Forderungen von gleicher 
Qualität; fo geſchieht die Anrechnung auf diejenige, 
welche in Anfehung des Zinsſatzes dem Schuldner 
die läftigfte iſt. 

. 158. Tritt keiner von vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungsgründen ein: fo muß die Zahlung auf die⸗ 
jenige Poſt, welche am laͤngſten verfallen iſt, ange⸗ 
rechnet werden. ; 

$. 159. Kann auch hieraus kein Beſtimmungs⸗ 
grund entnommen werden: ſo iſt die Zahlung auf 
alle Schuldpoſten verhaltnißmäßig abzurechnen. 

$. 160. Wird eine Zahlung mit Vorbehalt ge⸗ Nom 
leiſtet; fo bleibt dem Zahlenden das Recht, feine es 
Einwendungen gegen die Zahlungsverbindlichkeit auch Sahle, 
nachher noch geltend zu machen. 3 

. 161. Ein ſolcher Vorbehalt aber muß ſchrift⸗ 
lich erklart, oder in der von dem Zahlungsnehmer 
ausgeſtellten Quittung anerkannt ſeyn. 

$. 162. Dieſe Vorſchrift gilt auch bey Poſten 
von Funfzig Thalern und weniger, ſobald darüber 
eine ſchriftſiche Quittung ertheilet worden. 

§. 163. Iſt der Vorbehalt nicht in Anſehung 
aller Einwendungen uͤberhaupt geſchehen, ſo erſtreckt 
ſeine Wirkung ſich nur auf ſolche, die ausdrücklich 
vorbehalten ſind. 

. 164. Will der Zahlungsnehmer ſich bey 
dem Vorbehalte nicht beruhigen: fe ſteht ihm frey, 
den Zahlenden zur rechtlichen Ausführung feiner Eine 
wendungen, nach Vorſchrift der Prozeßorduung, 
gerichtlich aufzufordern. 


H. 165. 
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§. 165. Durch eine ohne Vorbehalt geleiſtete 
Zahlung gehen in der Regel die Einwendungen, 
welche der Zahlende dem Andern hätte entgegen fer 
then koͤnnen, verloren. 
Von der $. 166. Doch kann das, was auf den Grund 
i einer vermeinten aber nicht wirklich vorhandenen 
SR Verbindlichkeit, und alfo aus Irrthum, bezahlt 
$ Sun worden, nach den bier folgenden nähern Beſtim⸗ 
Sable. mungen zuruͤckgefordert werden. 
§. 167. Jeder Jrrthum, zu welchem der Zah⸗ 
lende durch den Empfänger betrüglich verleitet wor⸗ 
den, berechtigt den erſtern zur Rückforderung. 
$. 168. Die zu früh geleiſtete Zahlung einer 
Schuld, die an einem gewiſſen beſtimmten Termine 
fällig war, kann unter dem Vorwande eines Irr⸗ 
thums weder zurück, noch etwas an Zinſen für die 
Zwiſchenzeit zur Entſchaͤdigung gefordert werden. 
$. 169. Die zu ſrüh geleiſtete Zahlung einer 
Schuld, deren Zahlungstermin von einem küͤnſti⸗ 
gen der Zeit nach ungewiſſen Ereigniſſe abhing, kann 
nur alsdann zurückgefordert werden, wenn der Zah⸗ 
lende, in Anſehung dieſes Ereigniſſes ſelbſt, in eis 
nem an ſich die Rückforderung begruͤndenden Irr⸗ 
thume ſchwebte. 5 
$. 170. Was aus einem Geſchaͤfte, das we⸗ 
gen der Unfähigkeit des einen Theiles nach den Ge⸗ 
ſetzen für ihn unverbindlich war, vor gehobener 
Unfähigkeit gezahlt worden, das kann fo weit, als 
der Unfähige auch nicht wegen geſchehener Verwen⸗ 
dung in feinen Nutzen verpflichtet war, zurüͤckge⸗ 
fordert werden. 
§. 177, Hat ein Unfähiger eine an ſich ver⸗ 
bindliche aber unzinsbare Schuld zu früh bezahlt: 
fo iſt er von dem Empfänger, wegen der Zinfen 
für die Zwiſchenzeit, Vergütung zu fordern, bes 


rechtigt. 
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$. 172, Zahlungen aus einem Gefehäfte, wel⸗ 
ches gegen ein ausdruͤckliches Verbotsgeſetz läuft, 
kann zwar der Zahlende nicht zurückfordern; 
9. 173. Der Fiskus aber hat das Recht, dem 
Empfänger den verbotenen Gewinn zu entreißen. 
S. 154. Wer der Zahlende eine nach den Ge⸗ 
fegen zur Uebernehmung von Verbindlichkeiten un⸗ 
fähige Perfon: fo kaun die von, ſelbigem auch aus 
einem unerlaubten Geſchaͤfte geleiſtete Zahlung zu⸗ 
ruͤckgefordert werden. 
§. 75. Doch bleibt derſelbe, wegen feiner 
Theilnahme an der unerlaubten Handlung, aus wel⸗ 
cher die Zahlung geſchehen iſt, dem Fiskus zur Strafe, 
gleich dem Empfänger, verhaftet. 
§. 76. Bey Zahlungen aus einem bloß wer 
gen Mangels der geſetzmäßigen Form unverbindli⸗ 
chen Gefbäfte, findet die Rückforderung aus einer 
vorgeſchützten Unwiſſeuheie dieſer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften niemals Statt. 
§. 177. Was bey Zahlungen, die aus münd⸗ 
lichen Vertragen geleiſtet worden, Rechtens ſey, iſt 
gehoͤrigen Orts näher beſtimmt. (Tit. 5. . 155. 
fgg.) 5 
$. 178. Soll außer vorſtehend beſtimmten Fäl- 
len eine ohne Vorbehalt geleiſtete Zahlung widerru⸗ 
ſen werden: ſo muß ausgemittelt ſeyn: 1) daß 
für die Perſon des Zahlenden gar keine, auch nicht 
eine bloß moraſiſche Verbindlichkeit zur Zahlung vors 
handen geweſen ſey; 2) daß der Empfänger das 
durch einen Vortheil erlangt habe, zu welchem er 
gar kein Recht hatte; 3) daß die Zahlung aus ei⸗ 
nem wirklichen Jrrthume geſchehen ſey. 
S. 179. War bey dem Zahlenden eine, wenn 
auch nur unvollkommene Pflicht zur Zahlung vor⸗ 
handen: ſe findet keine Rückforderung Statt, wenn 
gleich derſelbe, wegen eines vorhandenen a 
ee 
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Geſetzes, zur Zahlung wider ſeinen Willen nicht 
hätte angehalten werden können. 

$ 180. Erhielt der Empfänger durch die Zah⸗ 
lung nur das, was ihm wirklich zukam: fo iſt er 
zur Rückgabe nicht verpflichtet; wenn gleich nicht 
der Zahlende, ſondern ein Auderer ihm die Zah⸗ 
lung hatte leiſten ſollen. 

$- 181. Sind endlich zwar die übrigen §. 178. 
beſtiümten Erforderniſſe vorhanden; es kann aber 
nicht nachgewieſen, oder ſonſt aus den Umſtänden 
klar entnommen werden, daß die Zahlung wirklich 
aus Irrthum geſchehen ſey: ſo iſt das Geſchaͤft 
nicht nach den Regeln von Zahlungen, ſondern von 
Schenkungen zu beurtheilen. 

§. 182. Iſt ein Vertrag, eine letztwillige Ver⸗ 
ordnung, oder ein Urtel, auf deren Grund Jemand 
Zahlung geleiſtet hat, in der Folge für ungültig er⸗ 
klärt worden, fo iſt zwar anzunehmen: daß die Zah⸗ 
lung aus Irrthum erfolgt ſey; 

F. 183. Ob aber der Zahlende auch in dieſem 
Falle ein Rückforderungsrecht habe, hänge davon 
ab: ob auch die ubrigen beiden Erforderniſſe des 
§. 178. vorhanden find, 

$. 184. Hat Jemand den Vertrag, die letzt. 
willige Verordnung, oder das Urtel, aus welchem 
er eine Zahlung geleiſtet hatte, wegen eines Man⸗ 
gels an der durch pofitive Geſetze beſtimmten Form 

ſeloſt angefochten, und bloß aus dieſem Grunde die 

Michtigkeitserklaͤrung derſelben bewirkt: fo kann er 
dennoch die daraus einmal geleiſteten Zahlungen nicht 
zurückfordern. ($. 178.) 

§. 185. Wer wiſſentlich fremde Schulden ber 
zahlt, kann unter dem Vorwande, daß er dazu 
nicht verbunden geweſen, das Gezahlte nicht zuruͤck⸗ 
fordern. 


§. 186. 
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§. 186. So weit aber, als die von Jeman⸗ 
den für ſich ſelbſt geleiſteten Zahlungen, wegen ſei⸗ 
ner perfönlichen Unfähigkeit, eine Zahlungsverbind⸗ 
lichkeit zu übernehmen, zurückgefordert werden kon ⸗ 
nen; fo weit findet dergleichen Rückforderung auch 
in Anſehung der von einem Unfähigen für einen Ans 
dern geleiſteten Zahlungen Statt. (§. 170.) 

§. 187. Auch der Faͤhige kann die für einen 
Andern geleiſtete Zahlung ſo weit zurückfordern, als 
der Schuldner, wenn er die Zahlung ſelbſt geleiſtet 
haͤtte, dazu berechtiget ſeyn würde. m 

$. 188. Nach dieſem Grundſatze beſtimmt ſich 
alſo auch die Befugniß einer Frau, die in ſtehender 
Ebe ohne Genehmigung des Mannes geleiſteten Zah⸗ 
lungen nach getrennter Ehe zuruͤckzufordern. 

$. 189. Wer eine Sache, die er nicht zu for⸗ 
dern hat, und ſich deſſen bewußt iſt, als Zahlung, 
oder ſonſt als Erfüllung einer Verbindlichkeit au⸗ 
nimmt, haftet fuͤr das Empfangene als ein unred⸗ 
licher Beſitzer. 

$. 190, Wer ſelbſt im Itrthume war, iſt als 
ein redlicher Beſitzer anzuſehen. 

$. 191. Wer für den ganzen Betrag einer 
nur zum Theil richtigen Schuld eine Sache an Zah⸗ 
lungsſtatt gegeben hat, kann, wenn er auch den 
zu viel bezahlten Theil zurüuckzufordern berechtigt 
wäre, dennoch auf die Rückgabe der Sache ſelbſt 
nicht antragen. i 

$. 192, Wer von mehreren Sachen nur die 
eine oder die andere zu geben ſchuldig iſt, und aus 
Irrthum fie alle gegeben hat, muß bey der Zurück 
forderung dem Empfänger die Wahl laſſen. 5 

$. 193. Wer eine Geldſumme oder andere ver⸗ 
brauchbare Sache, die er nicht zu fordern hatte, 
als Zahlung annimmt, baftet dafür, in ſo fern 

über: 
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uberhaupt eine Rückforderung Statt finder, als fuͤr 
ein Darlehn. 

§. 94. Hat er gewußt, daß er eine ſolche 
Zahlung nicht zu fordern habe, ſo muß er davon 
den hoͤchſten erlaubten Zinsfag, vom Tage des Em⸗ 
pfanges an, entrichten. 

E §. 195. Iſt er ſelbſt im Irrthume geweſen, 
fo wird er zu Verzoͤgerungszinſen nur vom Tage 
der eingehaͤndigten Vorladung verpflichtet. 

H. 196. Hat die Erfüllung der vermeinten 
Verbindlichkeit in Handlungen beſtanden, wofür der 
Leiſtende belohnt zu werden pflegt: ſo kann derſelbe 
dieſen Lohn unter eben den Umſtanden nachfordern, 
unter welchen er eine geleiſtete Zahlung zu wider⸗ 
rufen berechtiget ſeyn würde. 

$. 197. Wegen anderer aus Irrthum gelei⸗ 
ſteter Handlungen kann der Leiſtende, ſelbſt unter 
dieſen Umſtaͤnden, nur alsdann Ver üuͤtung fordern, 
wenn der Andere gewußt hat, daß ihm dieſe Leiſtung 
nicht gebühre, und die Handlung an ſich einer 
Schätzung faͤhig if. 2 

§. 198. Wenn derjenige, welchem die Zah⸗ 
lung geſchehen ift, felbige nicht für ſich ſelbſt, ſon⸗ 
dern bloß 15 einen Dritten angenommen hat: fo 
findet die Rückforderung nur gegen den Dritten 
Statt; es wäre denn, daß der Empfänger betrüglich 
verfahren, oder die Graͤnzen feines Auftrages uͤber⸗ 
ſchritten haͤtte. 

. $. 199. Was Rechtens ſey, wenn aus einem 
derung ge- geſchloſſenen Vertrage einer der Contrahenten etwas 
Kisten, gegeben oder geleiſtet hat; hiernächſt aber die Er⸗ 
dal wer füllung des Vertrages von Seiten des Andern nicht 
Bag Sn ge it gehbrigen Ses beftummt. (dk. 5, 
. 360, Ig.) 

ua x 200, Iſt, außer dem Falle eines Vertra⸗ 
ber., ges, etwas in Rückſicht eines durch den Empfän» 

ger 


Von der Zahlung. 223 


ger zu erfüllenden Zwecks gegeben oder geleiſtet wor⸗ 
den, fo muß der Empfänger in der Regel dieſen Zweck 
erfüllen, oder das Empfangene zurückgeben. 

$. 201. Iſt duch die eigne Schuld des Em⸗ 
pfängers die Erreichung des Zwecks vereitelt wor⸗ ! 
den: fo. ift er, von dem Zeitpunkte an, da dieſe 
ſeine Verſchuldung eingetreten iſt, je nachdem das 
Gegebene in einer Sache oder Geldſumme beſteht, 
zu den Vertretungen eines unredlichen Beſitzers, 
oder zur Verzinſung verpflichtet. 

H. 202. Iſt die Erfüllung des Zwecks, ohne 
alles Zuthun des Empfaͤngers, durch einen bloßen 
Zufall unmöglich geworden: fo darf der Empfänger 
dem Geber nur fo weit gerecht werden, als das Ems 
pfangene in ſeinen Nutzen verwendet iſt. 

§. 203. Iſt die Erreichung des Zwecks durch 
Zuthun des Gebers vereitelt worden: ſo haftet der 
Empfänger dem Geber nur ſo weit, als er ſich aus 
dem Empfangenen noch wirklich reicher befindet. 

§. 204. Will aber in dieſem Falle der Ems 
pfauger von dem Geber die Leiſtung eines Intereſſe 
fordern: ſo muß er ſich alles Empfangene darauf 
anrechnen laſſen. 

$. 205. Was zu einem unerlaubten Zwecke ge⸗ Von gal 
geben worden, kann nur der Fiskus zuruͤckfordern. ee 

§. 206. Ein Gleiches gilt von dem, was zu erlaubten 
einem wider die Ehrbarkeit lauſenden Zwecke gege, Swwecke. 
ben worden, ſobald dieſer Zweck, und das Verwerf⸗ 
liche deſſelben, auch dem Empfaͤnger bekannt war. Be 

$. 207. Was dem Geber widerrechtlicher Weiſe 
abgenoͤthigt worden, muß demſelben zurüuͤckgegeben 
werden. 

§. 208. Wegen der Nutzungen und Zinfen fin⸗ 
den die Vorſchriften $. 189. 194. Anwendung. ; 

$. 209. Wie weit abgenörhigee Verträge ums 
gültig find, und alſo das daraus Gegebene 19 55 

gefor⸗ 
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gefordert werden koͤnne, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. 
(Tit. 4. F. 31. fgg.) 

$, 210. Wer einer in Öffentlichen Bedienun⸗ 
gen ſtehenden Perſon dafür, daß fie ihr Amt aus- 
übe oder nicht ausübe, eine in den Geſetzen nicht 
gebilligte Belohnung freiwillig gegeben hat, kann 
dieſelbe niemals zurückfordern. 

$. 211. Vielmehr fallen dergleichen freiwillig 
gegebene, oder auch nur beſtimmt angebotene Be⸗ 
lohnungen, dem Fiskus anheim. 

. 212. Wer aber durch das Verhalten des 
Empfaͤngers zu einer ſolchen Gabe verleitet worden, 
der kann dieſelbe nach den Beſtimmungen §. 207. 
208, zurückfordern. x 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Deppfition 


Gtundſaz. §. 213. Durch eine rechtmaͤßige gerichtliche 
Depoſition der ſchuldigen Summe oder Sache, wird 
der Schuldner, und deſſen Bürge, fo wie durch 
wirkliche Zahlung oder Uebergabe, von der Ver⸗ 
bindlichkeit frey. 

Wo die $. 214. Die Zulaſſung zur Depoſition ift bey 

Tro den Gerichten des Zahlungsorts nachzuſuchen. 

ſchehen 9 215. Sie findet hauptſächlich alsdann Statt, 

Br fe wenn die Zahlung wegen eines in der Perſon des 

Statt fin Glaͤubigers ſich findenden Hinderniſſes nicht gelei- 

det. ſtet werden kann. 2 
F. 216. Dergleichen Hinderniß entſteht, wenn 
der Gläubiger, oder fein Bevollmaͤchtigter, zur Zah⸗ 
lungszeit am Zahlungsorte nicht zu finden, oder 
wenn er, oder ſein Bevollmaͤchtigter, zum Empfange 
der Zahlung nicht gehörig legitimirt iſt. 


H. 217. 
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9. 217. Verſichert der Schuldner bey feiner 
Vernehmung beharrlich, daß er weder den Glau⸗ 
biger noch feinen Bevollmächtigten, aller ongerben⸗ 
deten Mühe ungeachtet, babe finden können: fo 
muß ihn der Richter, jedoch mit Vorbehalt der 
Rechte des Gläubigers, zur Depoſition zulaſſen. 

$. 218. Die gerichtliche Depofition findet fer⸗ 
ner Statt, wenn der Glaͤubiger die Annahme der 
Zahlung aus einem unerheblichen oder doch zweifel⸗ 
haften Grunde verweigert. . 

8. 219. Dahin gehört beſonders der Fall, 
wenn der Schuldner die Richtigkeit des Grundes 
der Forderung zum Theil leugnet, und der Gläubi⸗ 
ger den anerkannten Theil derſelben, auch mit Vor⸗ 
behalt ſeines Rechts wegen des ſtreitigen Ueberre⸗ 
ſtes, nicht annehmen will. 5 

$. 220. Ferner der Fall, wenn einer von mehr 
reren nur auf ihren Anthell verpflichteten Schuld⸗ 
nern, den ſeinigen dem Gläubiger anbietet, un 
biefer die Annahme verweigert. 1 

H. 221. Wird die Verſtattung zur Depoſition 
aus dieſem Grunde gebeten ($. 218.) fo muß der 
Gläubiger über die vorgeſchutzten Urſachen derſelben 
vor allen Dingen rechtlich gehoͤrt werden. 

$. 222. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
nur die Legitimation des zur Zahlungszeie am Zah⸗ 
lungsorte gegenwartigen Glaͤubigers, oder ſeines 
Bevollmächtigten, von dem Schuldner bezweifelt, 
und um deswillen auf Depofition angetragen wird. 

$, 223. Können jedoch in beiden Fällen die 
Gründe für oder wider die Rechtmäßigkeit der Des 
poſition nicht ſofort klar gemacht werden: fo muß 
der Richter die Depofition auf Gefahr des unser: 
liegenden Theils geſtatten. 


Allgem. Lande, u. Band. 9 H. 224. 
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H. 224, Auch muß in einem ſolchen Falle das 
Erkenneniß über die Rechtmäßigkeit oder Unreehtmä⸗ 
Figfeit der Depofition bis zum Urtel in der Haupt⸗ 
ſache ausgeſetzt werden. 

9. 225. Ob die Hauptſache vor den Richter, 
wo die Depofition geſchehen iſt, gehoͤre, oder nicht, 
beſtimmt die Prozeßordnung. 

H. 226. Wegen noch ſtreitiger Gegenforderun⸗ 
gen kann der Schuldner zur Deposition nur unter 
den Erforderniſſen eines geſetzmaͤßigen Arreſtſchlags 
zugelaſſen werden. 

$. 227. In wie fern ein Wechſelſchuldner ge⸗ 
gen die Wechſelerecution durch Depoßtion ſich ſchuͤ⸗ 
sen. konne, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. 
Tit, 6. Abſchn. 8.) 

$. 228, Durch eine rechtmaͤßige wirklich gelei⸗ 
ſtete Depoſition gehe die Gefahr dee gerichtlich nie» 
dergelegten Sache auf den Gläubiger, über. 

6. 229. Von Verzoͤgerungszinſen, Conventio⸗ 
nalſtrafen, und andern nachtheiligen Folgen des Ver⸗ 
zuges, wird der Schuldner ſeit dem Tage der Prä« 
ſentation feines Geſuchs frey; in fo fern darauf die 
wirkliche Niederlegung gefebiebr, und dieſelbe in der 
Folge für rechtmäßig erkannt wird. 

$. 230. Hat der Gläubiger die Annahme der 
Zahlung aus rechtmäßigen Urſachen verweigert; 
oder werden die von dem Schuldner ſeiner oder ſei⸗ 
nes Bevollmächtigten Legitimation entgegengeſetzten 
Zweifel als unerheblich verworſen: ſo kann die auch 
wirklich erfolgte Depoſition die Stelle der Zahlung 
oder Uebergabe nicht vertreten; ſondern ſie iſt auf 
Gefahr und Koſten des Schuldners geſchehen. 

§. 231. Ein Gleiches findet Statt, wenn in 
dem Falle des $. 217. der Schuldner die Depoſttion 
wider beſſeres Wiſſen veranlaßet hat. 


9. 232. 
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$. 232, Anch kann die nur zum Theil geſche⸗ 
bene Niederlegung der Schuld die Stelle der Zah⸗ 
lung nur alsdann vertreten, wenn der Gläubiger 
Abſchlagszahlungen anzunehmen verbunden geweſen 
wäre. 

$. 233. Was bey der Depofition ſonſt Rech⸗ 
tens ſey, iſt theils in der Depoſitalorduung, theils 
im Titel vom Verwahrungsvertrage vorgeſchrieben. 
(Tit. 14. Abſchn. 1.) . 

$. 234, Auch bey unbeweglichen Sachen fin⸗ 
det die Uebergabe zur gerichtlichen Aufſicht und Ver⸗ 
wahrung, mit der Wirkung, daß der Verpflichtete 
dadurch ſeiner Verbindlichkeit entledige werde, aus 
eben den Gründen Statt, welche wegen der Depo⸗ 
tion überhaupt im Vorſtehenden beſtimmt find. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Angabe an Zahlungsſtatt. 
$. 235. Die Ulebergabe einer Sache an Zah⸗ 
lungsſtatt befreiet den S 
dieſelbe von dem Glaͤnbiger ausdrücklich als Jay 
lung angenommen worden. 


$. 236. Daraus, daß der uͤbergebenen Sache Wenn ei, 


eine Taxe beigefügt worden, ‚folge noch nicht, daß 


5 5 a 1 
der Glaubiger dieſelbe für den beſtimmten Preis an 0e 
vo tha. 


Zahlungsſtatt angenommen habe. 


$. 237, Vielmehr kann der Gläubiger, ſo lange 0 


er ſich über den Werth der angegebenen Sache mit 
dem Schuldner noch nicht ausdrücklich vereinigt hat, 
gegen Rückgabe derſelben noch allemal baare Zah⸗ 
lung fordern. 7 
$. 238. So lange daher uber den Preis der Sa⸗ 
che noch kein Einverſtändniß vorhanden ift, bleibe 
das Eigenthum davon mit allen feinen vechrlichen 
P 2 Folgen 


in ſey. 


Mirkuns 
len der⸗ 
ſelben. 
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Folgen dem Schuldner, und der Gläubiger haftet, 
bey der Verwahrung derſelben, nur für ein grobes 
Verſehen. 

$. 239. Hat aber der Schuldner dem Glaͤubi⸗ 
ger zu ſeiner Erklaͤrung: ob er die Sache fuͤr den 
beſtimmten Preis annehmen wolle, eine längere Friſt 
nicht ausdruͤcklich verſtattet, fo muß der Gläubiger 
dieſe Erklärung innerhalb der Tit. J. H. 91. lag. 
beſtimmten Friſten abgeben. 

$. 240. Unterläßt er dieſes, fo hänge es von 
dem Schuldner ab, die Sache nach eigenem Gut⸗ 
befinden zuruͤckzufordern. 

F. 241. Hat der Gläubiger die Tit. 5. H. 91. 
fqg. beſtimmten Friſten verſtreichen laſſen, ohne die 
Sache dem Schuldner zurück zu geben: ſo muß er, 
während der fortgeſetzten Unterhandlungen uͤber den 
Preis, bey Verwahrung der Sache nicht bloß fuͤr 
N grobes, ſondern auch für ein mäßiges Verſehen 

aften. 

$ 242. Hat der Glaͤubiger die Sache für ei⸗ 
nen beſtimmten Preis einmal angenommen: ſo iſt 
in fo weit die Schuld getilgt; und es treten üͤbri⸗ 
gens zwiſchen den Parteien eben die Rechte und 
Pflichten ein, welche zwiſchen Käufern und Verkäu⸗ 
fern obwalten. 

$. 243. Wird jedoch die Sache innerhalb Jah⸗ 
resfriſt, nachdem fie an Zahlungsſtatt gegeben wor⸗ 
den, ganz oder zum Theil von einem Dritten in An⸗ 
ſpruch genommen: fo ſteht dem Gläubiger ſrey, ges 
gen Ruͤckgabe der Sache ſofort baare Zahlung zu 
fordern, und die Ausführung des Prozeſſes gegen 
den Dritten dem Schuldner zu überlaſſen. 

9. 244. In Anfehung der Zwiſchenzeit iſt ſodann 
der Glaͤubiger als redlicher Beſitzer zu betrachten. 

§. 245. Erfolgt der Anſpruch des Dritten erſt 
nach Ablauf des Japres: fo hat der Glaubiger ge⸗ 

gen 


0 
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gen den geweſenen Schuldner, in Anſehung der Ge⸗ 
währsleiſtung, nur eben die Rechte, wie ein Käufer 
gegen ſeinen Verkäufer. 4 

$. 246. Wird die Annahme an Zablungsſtatt 
in dem Falle des §. 243. widerrufen; fo kann zwar 
der Gläubiger, auch wenn der Dritte feinen An⸗ 
ſpruch an die Sache nicht erſtreitet, auf die von ihm 
ſelbſt aufgerufene Annahme an Zahlungsftare nicht 
mehr zurückgehen; 

$. 247. Er kann aber die Sache fo lange bie 
er entweder bezahlt, oder der Anſpruch des Dritten 
darauf rechtskräftig veſtgeſetzt iſt, als ein Pfand zu⸗ 
ruͤckbehalten. x 5 

F. 248. Kann er aus der Sache, oder ſonſt, 

von dem Schuldner ſeine Befriedigung nicht erhal⸗ 
ten, fo bleibt ihm zwar in dieſem Falle des H. 243. 
ſein Recht an den Buͤrgen noch offen; 

$. 249. Er muß aber, wenn er ſich dieſes 
Rechts kunſtig bedienen will, den geſchehenen Auf⸗ 
ruf der Annahme an Zahlungsſtatt zu eben der Zeit, 
wo er ihn gegen den Schuldner erklärt, auch dem 
Buͤrgen bekannt machen. 

$. 250. Iſt die H. 243. beſtimmte Friſt einmal 
verſtrichen: fo bleibt der Buͤrge von aller Vertre⸗ 
tung wegen der durch Annahme an Zahlungsſtatt 
getifgten Schuld frey; wenn gleich der Gläubiger 
ſich noch an den geweſenen Hauptſchuldner nach 
Vorſchrift 9. 245. regreſſiren kann. 2 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon Anweifungen 
$. 251, Wen Jemand einem Andern den Auftrag Serif. 
macht, etwas, welches der Auftragende von einem 
Dritten zu fordern hat, bey demſelben für feine eigene 
Rech⸗ 
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Rechnung zu erheben: fo wird dieſes eine Auwei⸗ 
ſung oder Aſſignation genannt. 

F. 252. So weit bey der Anweiſung die Ab⸗ 
ſicht zum Grunde liegt, daß dadurch eine Schuld, 
mit weſcher der Anweiſende dem Augewieſenen ver⸗ 
haftet iſt, getilgt werden ſoll, iſt das Geſchaͤft, als 
ein Mitel zur Aufhebung von Verbindlichkeiten, le⸗ 
diglich nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Ab⸗ 
ſchnitts zu beurthellen. 

For n. §. 253. Bey Summen, wo die Geſetze ſchrift⸗ 
liche Vertrage erfordern, muſſen auch Anweisungen 
ſchrifttich ertheit, und von dem, welcher daraus 
Zahlung leiſten fol (dem Aſſignaten), schriftlich an⸗ 
genommen werden. 

S. 254. Iſt über die angewieſene Schuld ein 
Inſtrument vorhanden: fo iſt der Anweiſende ſchul⸗ 
dig, daſſelbe dein angewieſenen, zur Vorzeigung bey 
dem Aſſignaten, auszuantworten. 

9. 255. Doch iſt dieſe Ausantwortung des In⸗ 
ſtruments zur Gültigkeit des Geſchaͤfts in der Regel 
nicht nothwendig. (F. 293.) ö 

Berbält: H. 256. Der Aſſiguat iſt schuldig, die auf ihn 

1 pe gerichtete Anweiſung in fo weit anzunehmen, als er 

Affıgnn, dadurch auch in Auſehung der Zeit, des Orts, der 

. Muͤnzſorten, und ſonſt, zu einem Mehreren, als er 

den nöd dein Anweiſenden ſchuldig war, gegen den Angewie⸗ 

et ſenen nicht verpflichtet wird. 

nen. $ 257. Weigerk er die Annahme ohne recht⸗ 
lichen Grund: ſo bleibt er dem Anweiſenden zur 
Schadloshaltung verhaftet. 

§. 258. Doch iſt der Aſſignat eine bloß muͤnd⸗ 
liche Anweifung, auch unter Funfzig Thalern, an⸗ 
zunehmen niemals verpflichtet. 

$. 259. Hat der Aſſignat die Auweiſung ange⸗ 
nommen: ſo muß er dem Angewieſenen (Aſignaca, 

1 rio) 


£ 
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rio) Zahlung leiſten; wenn er auch dem Anweiſen⸗ 
den (Aſſignanten) zu nichts verpflichtet wäre, 

F. 260. In dieſem letzten Falle find die ger 
machten Vorſchüſſe, und die Beshalb zwiſchen dem 
Anweiſenden und Aſſignaten entſtehenden Rechte und 
Verbindlichkeiten, nach den Geſetzen von Vollmachts⸗ 
aufträgen zu beurtheilen. 

§. 261. Daß der angewieſene Gläubiger den 
Aſſignaten, ftatt des Anweiſenden, für feinen Schuld⸗ 
ner angenommen, und letztern aller Verbindlichkei⸗ 
ten entlaſſen habe, wird nicht vermuthet. 

$. 262. Hat aber der Gläubiger den Aſſigna⸗ dowel⸗ 
ten, ſtatt des Anweiſenden, ausdrücklich zu feinem ug cur 
Schuldner angenommen: fo vertritt die Anweiſung for 
die Stelle einer Angabe an Zahlungsſtatt. 

$. 263. Die fernern Verhältniffe zwiſchen dem 
Anweiſenden und angewieſenen werden nach eben 
den Grundſatzen, wie zwiſchen dem Cedenten und 
Ceſſionario, beurtheilt. 5 8 

F. 264. Tritt bey einem ſolchen Geſchaͤfte, wo Anwei⸗ 
der Angewieſene den Anweiſenden völlig entläßt, und due de, 
ſtact feiner den Aſſignaten zum Schuldner annimmt, leggtion. 
auch die Einwilligung des Aſſignaten hinzu: ſo iſt 
eine Delegation vorhanden. 

$. 265. Bey einer Delegation hört alle Vers 
bindung zwiſchen dem Anweiſenden und Aſſiguaten 
auf, und der Anweiſende wird von der Verbindlich⸗ 
keit, dem Angewieſenen für die Richtigkeit der aſ⸗ 
ſignirten Poſt zu haften, frey. - 

$. 266. Auch kann alsdann der Affignat, wel⸗ 
cher den Angewieſenen ſtatt des Anweiſenden zu ſei⸗ 
nem Gläubiger einmal angenommen hat, demſelben 
Einwendungen und Gegenforderungen, die er gegen 
den Anweiſenden hatte, nicht mehr entgegenfegene 
(Tit. 11. §. 4120 


8. 267. 
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§. 267. Der ausdruͤcklichen Annahme des A 
ſignaten zum Schuldner, ſtatt des Auweiſenden, 
wird es gleich geachtet, wenn der angewieſene Glaͤu⸗ 
biger feinen bisherigen Schuldner quittirt, und das 
Inſtrument zurückgiebt, 

Bicgunte F. 268. Der Anweiſende muß dem Aſſignaten 

brenne die geschehene Anweiſung bekaunt machen. 5 

fte $. 269. Iſt dieſes nicht geſchehen, fo wird der 
Aſſgnat dem Anweiſenden zu irgend einem Scha⸗ 
deuserſatz, wegen verweigerter Annahme, nicht ver⸗ 
autwortlich. (. 256. 257.) 

$. 270, Hat hingegen der Affignat die Anwei⸗ 
ſung ohne Vorbehalt angenommen, ſo kann er die 
unterbſtebene Bekanntmachung gegen den Angewie⸗ 
ſenen nicht mehr vorfchügen, 

$. 271. Dagegen kann aber auch der Anwei⸗ 
ſende die von dem Aſſignaten auf die an ſich rich⸗ 
tige Anweiſung geſeiſtete Zahlung, bloß aus dem 
Grunde, weil derſelbe von ihm keine beſondere Be⸗ 
kanntmachung erhalten habe, nicht anfechten. 

$. 272. War in der Anweiſung ſelbſt einer be⸗ 
ſonderen Bekanntmachung gedacht; und der Aſſignat 

hat bey der Annahme ſchriftlich erkfärt, daß er die⸗ 

ſelbe nur in Erwartung der verſprochenen Bekanut⸗ 
machung leiſte: fo iſt der Aſſiguat, wenn die Box 
kauntmachung bis zum Zahlungstermine nicht ein⸗ 
gehet, oder er den Inhalt für ſich nachtheilig finder, 
an die Annahme nicht gebunden. 

F. 273. Hat der Aſſignat eine ausdruͤcklich auf 
nähere Bekanntmachung ſich beziehende Anweiſung, 
ohne dieſelbe abzuwarten, angenommen und bezahlt: 
fo haftet er dem Anweiſenden für allen Schaden, 
welcher vermieden worden wäre, wenn er Die Be⸗ 
kanntmachung abgewartet hatte. ; 

. b. 274 
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§. 274. So lange der Aſſignat die Anweiſung 
noch nicht angenommen hat, kann derſelbe noch dem 
Anweiſenden Zahlung leiſten. 

$. 275. Wird die Anweiſung vor erfolgter An⸗ Widerruf 
nahme widerrufen: fo iſt der Aſſignat zu dieſer An⸗ a ale 
nabme, und zur Zahlung an den Angewieſenen nicht 
mehr befugt. 5 5 

F. 276. War ihm jedoch zur Zeit der Annahme 
der Widerruf bereits zugekommen: ſo iſt er dem Ans 
gewieſenen Zahlung zu leiſten verbunden, und muß 
gegen den Anweiſenden die Folgen der des Wider⸗ 
rufs ungeachtet geſchehenen Annahme vertreten. 

§. 277. Der Angewieſene muß, wenn nicht Ylichten 
ein Anderes verabredet worden, die angersiefene Poſt gata 
binnen Vierzehn Tagen, von Zeit der geſchehenen wesen 
Anweiſung, einzuziehen ſich angelegen ſeyn laſſen. 1 

$. 278. Wohnt der Affignat an einem andern arneısfer 
Orte, als wo der Angewieſene ſich aufhält: fo wird a 
dieſe Friſt von der Zeit an gerechnet, wo die An Summe. 
weiſung dem Aſſignaten an ſeinem Wohnorte vor⸗ 
gezeigt werden konnte. 

$. 279. War die angewieſene Schuld zur Zeit 
der Auweiſung noch nicht zahlbar: fo nimmt die 
Friſt erſt mit dem Verfalltage ihren Anfang. 

§. 280. Weigert der Aſſignat die Annahme, Rechte 
ſo muß der Angewieſene dem Anweiſenden ſo fort wi 
Nachricht davon ertheilen, und demſelben die weitere 5 Al, 
Verfugung uͤberlaſſen. uasari 

$. 281. Doch hat der Angewieſene, wenn er Wh mat 
die aſſignirte Poſt im Namen des Anweiſenden eins Anna, 
klagt, die Vermuthung einer Vollmacht für ſich. 
(Tit. 13. $. 119. fgg.) 

$. 282. Der Anweiſende muß aber auch in die⸗ 
ſem Falle, auf Berlangen feines angewieſenen Glau⸗ 
bigers, die Befriedigung deſſelben auf anden Akt 

bewir⸗ 
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bewirken, und dieſer iſt nicht ſchuldig, den Ausgang 
des Prozeſſes gegen den Aſſignaten abzuwarten. 


Zugleichen F. 28 3. Iſt die Anweiſung zwar angenommen, 


bey nicht 


erfolgter 


Zahlüng. 


die Zahlung aber binnen der beſtimmten Friſt nicht 
geleiſter worden: ſo hat der Angewieſene die Wahl: 
ob er ſogleich auf den Anweiſenden zurückgehen, oder 


1 ſich an den Aſſignaten aus der geſchehenen Annahme 


halten wolle. 

H. 284. Im erſten Falle finden die Vorſchrif⸗ 
ten 6.280. 281. 282. ebenfalls Anwendung. 

§. 295. Will aber auch der Angewieſene gegen 
den Aſſignaten aus der Annahme klagen; ſo muß 
er dennoch dem Anweiſenden von der unterbliebenen 
Zahlung, und angeſtellten Klage, ohne Verzug 
Nachricht geben. 

F. 286. Unterlaßt er dieſes, fo muß er ſelbſt 
ein geringes bey dem Vetriebe des Prozeſſes, oder 
der Execution begangenes Verſehen, gegen den An⸗ 
weiſenden vertreten. 

5. 287. Hat aber der angewieſene Gläubiger 
ſeine aefeemäßigen Pflichten beobachtet? fo kann er , 
zu allen Zeiten die Fortſetzung des Prozeſſes und 
der Execution gegen den Aſſignaten dem Anweiſen⸗ 
den uͤberlaſſen, und ſich nach wie vor an dieſen, als 
ſeinen Schuldner halten. 

b. 288. Doch muß er in dieſem Falle alles das 
beobachten, was die Geſetze einem Bevollmächtigten, 
welcher vor beendigtem Geſchaͤfte die Vollmacht auf 
gekündigt hat, vorſchreiben. (Tit. 13. §. 159. lag.) 

§. 289. Läßt ſich der Angewieſene mit dem 
Aſſignaten in neue Verbindungen ein, und verſäumt 
darüber den Betrieb der Sache innerhalb der geſetz⸗ 
mäßigen Friſt: fo geſchieht es auf feine Gefahr; 
und er verliert den Regretz an den Anweiſenden. 

§. 290. Ein Gleiches findet unter eben den 


Umſtänden Statt, wenn der Angewieſene dem Aſſig⸗ 
naten 
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naten eigenmächtig Nachſicht giebt, oder ſich von 
ihm weiter anweiſen läßt. 

b. 291. Uebrigens tritt, fobald die Anweiſung 
angenommen iſt, der Angewieſene in alle Rechte des 
Anweiſenden gegen den Aſſignaten. (5. 266.) 

$. 292. Iſt die Anweiſung ausdrücklich als auf Ob die 
eine Schuld, womit der Afignat dem Anmeifenden algen 
verhaftet ſey, gerichtet, und von dem Aſſignaten weit 
ohne Vorbehalt angenommen worden; fo hat dieſe He 
Annahme, zum Beſten des Anweiſenden, die Wir⸗ a ci 
kung eines erneuerten Schuldbekenntniſſes. Ds 

$. 293. Enrfpringe die Verbindlichkeit des Aſ⸗ Von un 
ſignaten gegen den Anweiſenden aus einem auf jeden genſauz 
Inhaber lautenden, und in den Händen des Aſſi⸗ ie 
guanten befindlichen Inſtrumente: fo iſt zur Rechts- Hansi 
beffandigfeit der Aſſignation die Aushaͤndigung dieſes e 
Inſtruments nothwendig. 5 

§. 294. Der Aſſignat iſt in ſolchem Falle nur 
demjenigen, welcher das Inſtrument in Händen hat, 
Zahlung zu leiſten befugt und ſchuldig. 

$. 295. Sind auf ein und eben daſſelbe in Von, 
den Händen des Aſſignaten für Rechnung des An- Auel 
welſenden befindliche Objekt, mehrere Anweiſungen fungen. 
ausgestellt und angenommen worden: fo hat in An⸗ 
ſehung dieſes Objekts derjenige, deſſen Auweiſung 
zuerſt angenommen iſt, den Vorzug. 

$. 296. Doch bleiben den übrigen Angewieſe⸗ 
nen ihre Rechte gegen den Aſſignaten aus der Ans 
nahme deſſelben vorbehalten. 

$. 297. Was bey kaufmaͤnniſchen Aſſignatio⸗ Bor 


. . 5 kan man- 
nen gelte, iſt gehörigen Orts vorgeſcheieben. (Th. 2. uche 
Alt, 3. Aeſchn. 9.) al 


$. 298. Wird die Anweiſung nicht zur Tilgung Nen 
einer Schuld des Anweiſenden an den Angewieſenen Anmel, 
gegeben: ſo finden zwar wegen der von dem letztern li 
zu beobachtenden Pflichten, ingleichen * zur Be 
32 
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sehtung Berhältniffe zwiſchen ihm und dem Aſſignaten, die 

den Vorſchriften des gegenwärtigen Abſchuitts ebenfalls 

gegeben Anwendung; 

ROM F. 299. In wie fern aber, wenn die Anwei⸗ 
ſung angenommen und bezahle worden, der Ange⸗ 
wieſene dem Anweiſenden, oder letzterer dem erſtern, 
bey nicht erfolgender Annahme oder Zahlung verhaf⸗ 
tet fen? muß nach Beſchaffenheit des unter ihnen 
vorgefallenen Geſchaͤftes, aus welchem die Anweiſung 
entſtanden iſt, beurtheilt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von der Compensation. 


Begriff. $. 300. Die Aufhebung der Verbindlichkeiten, 
welche durch gegenſeitige Anrechnung deſſen, was 
Einer dem Andern ſchuldig iſt, erfolge, wird Com⸗ 
penſation genannt. 
$. 301. Sobald die Forderung, durch welche 
die Compenſation geſetzmäßig begründet wird, ent⸗ 
ſtanden iſt, wird auch die Schuld, ſo weit die Com⸗ 
penſation reicht, für erloſchen geachtet. 
Mas für F. 302. Mur auf das, was Jemand für ſich 
300 em. ſelbſt zu fordern hat, kann das, was er dem Alte 
benſttt dern ſchuldig iſt, abgerechnet werden. 
71 755 $. 303. Gegen eine theilbare Forderung, wel⸗ 
) Ur ei- che Mehreren gemeinſchaftlich zuſtehet, kann das, 
dennen. was einer oder der Andere von ihnen ſchuldig iſt, 
Von Cor jedoch nur auf deſſen Antheil, abgerechnet werden. 
realſordes ß. 304. Dagegen findet die Abrechnung einer 
ungen. Schuld, für welche Mehrere als Correalverpflichtete 
Haften, gegen einen jeden derſelben zum vollen Be⸗ 
trage Statt. 
$. 305. Auch kann, unter mehreren gemein ⸗ 
ſchaftlich verhafteten Correalſchuldnern, derjenige von 
ihnen, welcher auf das Ganze in Anſpruch genom⸗ 
a men 
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men wird, das, was er fuͤr ſeine Perſon an den 
Gläubiger zu fordern hat, bis zum vollen Betrage 
der gemeinſchaftlichen Schuld abrechnen. 

H. 306. Mit dem aber, was ein Anderer von 
den Mitſchuldnern an den gemeinfihaftlichen Glau⸗ 
biger zu fordern hat, kann der in Anſoruch Genom⸗ 
mene in der Regel nicht compenſiren. 

F. 307. Doch findet die Compenſation Statt, 
wenn der Mitverpflichtete ſeine Forderung an den 
gemeinſchaftlichen Gläubiger dem in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Mitſchuldner rechtsguͤltig abgetreten hat. 

F. 308. Wer an einen Erben etwas zu fordern he 
bat, kann die Forderung auf das, was er der noch ſpidenm⸗ 
ungetheilten Erbſchaft ſchuldig iſt, nur nach Bere gen. 
haͤltniß des Erbantheils feines: Schuldners in Ab⸗ 
rechnung bringen. 8 

F. 309. Unter eben den Umfländen aber, unter 
welchen ein Erbſehaftsſchuldner das Ganze an Einen 
der Miterben zu zahlen berechtigt iſt, kann er auch 
feine Forderung an dieſen Erben zum vollen Betrage 
auf die Schuld abrechnen. (Tit 17. Abſchn. 2.) 

$. 310. Dagegen kann der Erbſchaftsſchuldner, 
wenn einer der Miterben nach getheilter Erbſchaft 
das Ganze von ihm zu fordern berechtigt iſt, das⸗ 
jenige, was er an einen andern Miterben zu fordern 
bat, auch nicht zum Theil compenſiren. 

F. 311, So weit ein Erbſchaftsglaͤubiger feine 
Befriedigung von jedem unter mehreren Miterben 
ganz, oder nur nach Verhältniß deſſen Erbantheils, 
verlangen kann; fo weit kann er ſich auch der Com⸗ 

penſatton gegen einen Miterben, welcher eine eigene 
Forderung wider ihn einklagt, bedienen. 

$ 312. Iſt jedoch der, gegen deſſen eigene Kor 
derung eine Eebſchaftsſchuſd abgerechnet werden fol, 
nur Beneficialerbe, und die Beſchaffenheit des Nach ⸗ 
laſſes noch ungewißs ſo muß der Erbſchaftsglaubi⸗ 

5 ger, 
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ger, welcher damit auf das, was er dem Erben ſchul⸗ 
dig iſt, compenſiren will, letzteren wegen feiner Ent- 
ſchadigung auf den Fall, daß der Nachlaß zur Til. 
gung der Erbſchaftsſchuld ganz oder zum Theil nicht 
hinreichte, annehmliche Sicherheit beftellen, 
Von ce⸗ F. 313. Gegen eine cedirte Forderung kann der 
55 and Schuldner nur das, was er an den erſten Inhaber 
enen Fo, vor bekannt grmachter Ceſſion zu fordern hatte, in⸗ 
derungen, gleichen feine Forderungen an den dermaligen In⸗ 
haber abrechnen. 
$. 314. So weit der Schuldner, bey Ceſſio⸗ 
neu durch Anerkenntniß des Ceſſionarii, und bey An⸗ 
weiſungen durch die Annahme, feiner Einwendun⸗ 
gen, die er gegen den Cedenten oder Anweiſenden 
batte, verkuſtig wird; fo weit kann er Forderungen, 
welche ihm an dieſe zuftehen, gegen den Ceſſtonarlum 
oder Angewieſenen nicht in Abrechnung bringen. 
§. 315. Dagegen kann aber auch der Schuld⸗ 
ner, welcher einen Ceſſtonarium für ſeinen Gläubi⸗ 
ger angenommen bat, wenn dieſer die Forderung 
ohne feine Zuziehung weiter cedirt, die Gegenforde⸗ 
rungen, die er an ihn hatte, auch gegen den ferne⸗ 
ren Ceſſtonarium abrechnen. 2 
$. 316. Außer dieſem Falle findet die Com⸗ 
penfation einer Forderung, welche dem Schuldner an 
einen der Zwiſcheninhaber, den er aber zu ſeinem 
Gläubiger nicht angenommen hat, zuſtand, gegen 
den letzten Inhaber nicht Starr. 7 
Non Com, . 317. In Coneurſen findet die Compenſation 
benſatio, gegen den Gläubiger Statt, wenn gegenſeitige For⸗ 
Conent, derungen zwichen dem Gemeinſchuldner, und einem 
fen. Gläubiger deſſelben, ſchon vor eröffnerem Concurſe 
beſtanden haben; 
$. 318. Ferner, wenn Jemand an die Con- 


cursmaſſe, oder an den ganzen Inbegriff der 17755 
iger 
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diger, erſt nach eroffnetem Concurſe eine Forderung 
erlangt hat, und ihr etwas fehuldig geworden iffz 

H. 319. Jugleichen, wenn Jemand, der dem 
Gemeinſchuldner ſchon vor eröffnerem Concurſe etwas 
ſchuldig geweſen, nachher ein Gläubiger der Con. 
cursmaſſe geworden iſt. 

$. 320. Dagegen iſt die Compenfarion in Con⸗ 
curſen nicht zulaßig, wenn Jemand dem Gemein 
ſchuldner vor exoͤffnetem Coteurſe etwas ſchuldig war, 
und eeſt nachher eine Forderung an ihn, es ſey aus 
einem neuen Gejchäfte, oder durch Ceſſion eines ans 
dern Gläubigers, erlangte. 

$. 321. Auch alsdann nicht, wenn Jemand 
Gläubiger des Gemeinſchuldners vor eröſfnetem Con⸗ 
curſe geweſen, und erſt nachher der Waffe etwas 
ſchuldig geworden iff. - 

$. 332, Doch findet in dieſem Falle ($. 321.) 
die Compenſation Statt, wenn der Gemeinſchuldner 
die Beſugniß zur Compenſation einer gegenwärtigen 
Forderung, womit er dem Gläubiger verhaftet iſt, 
auf eine künftige Schuld, womit dieſer ihm verhafz 
tet werden wird, dem Fünftigen Schuldner, ſchon 
vor eroͤffnetem Concurſe, ausdrücklich eingeraumet 
hat. 

$. 323. Wenn alſo in einem vor eröffneten 
Coneurſe geſchloſſenen Pachteontracte ve t wor · 
den, daß der Pächter die baar eingezahlte Kaution 
auf die letzten Pachttermine ſoll abrechnen koͤnnen: 
fo iſt der Pächter zu dieſer Compenſation, befugt; 
wenn gleich die letzten Termine ſchon in die Zeiten 
nach eroffnetem Coneurſe treffen. 

$. 324. Doch kann der Pächter auch von dle⸗ 
ſem Compenſattonsrechte, zum Nachtheile der auf 
dem gepachteten Gute gerichtlich eingetragenen Glau⸗ 
biger, nur in jo fern Gebrauch machen, als er feine 
Caution, und das derſelben beigelegte Compenfations- 


recht 
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recht, früher, als dieſe Glaͤubiger, hat eintragen 
laſſen. 

H. 325. Die im Gute gemachten Verſchlimme⸗ 
rungen, und etwa ſonſt von dem Pächter zu vertre⸗ 
tenden Mängel, kann derſelbe gegen die Gläubiger 
mit feiner dem Gemeinſchulduer baar eingezahlten 
Caution niemals compenſiren. 

§. 326. Dagegen muͤſſen die Gläubiger die 
von dem Pächter im Gute gemachten Verbeſſerun⸗ 
gen, ſo weit ſie dieſelben uͤberhaupt zu vergüten 
ſchuldig find, auf die von dem Pächter ruͤckſtändig 
gebliebenen Pachtgelder ſich allemal abrechnen laſſen. 

$. 327. Doch find die eingetragenen Gläubi⸗ 
ger, welchen durch dieſe Abrechnung die Mittel zur 
Bezahlung ihrer Zinſen während dem Coneurſe enk⸗ 
gehen, ihre Entſchädigung dafuͤr aus der Maſſe, der 
ren Subſtanz durch die compenſirten Verbeſſerungen 
einen Zuwachs erhalten hat, mit dem Capitale zu⸗ 
gleich zu ſuchen wohl befugt. 5 

Ven Som, H. 328, Der Buͤrge kann, außer feinen eigenen 
BD] Forderungen an den Gläubiger, auch alles das in 
hen dem Abzug bringen, was der Hauptſchuldner, vermoge 
0 der Geſetze, auf die Schuld abzurechnen befugt ſeyn 

wurde. 

§. 329. Dagegen kann der Hauprſchuldner mit 

dem, was der Gläubiger dem Burgen ſchuldig iſt, 

nicht compenſiren. 
Won Com, . 330. Werden Rechte im Namen eines Drit⸗ 
belgien ten ausgeübt, fo können nur Forderungen, welche 
deren diefem Dritten entgegen ſtehen, in Abrechnung ges 
Bien bracht werden. ‚ 
bey de. . 331. Gegen den Bevollmächtigten, welcher 
vollmäch, Forderungen feines Machtgebers einziebet, findet die 
. Abrechnung ſeiner eigenen Schuld nicht Statt. 


$ 332. 
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$. 332. Vormündern kann auf die Forderun⸗ bey Vor 
gen ihrer Pflegebeſohlnen das, was fie ſelbſt ſchuldig wundern, 
ſind, nicht abgerechnet werden. 2 

$. 333. Auch finder für oder wider einen Vor⸗ 
mund, der eigene Forderun zen einklagt, oder wegen 
eigener Schulden belangt wird, die Compenfarion 
der Schulden oder Forderungen des Pflegebefohl⸗ 
nen nicht Statt. 5 

$. 334. Dagegen kann, wenn die Verwaltung 
der Vormundſchalt unter Mehrere getheilt iſt, das 
mit einem Vormunde in Au elegenheiten der Pfle⸗ 
gebefohlnen rechtsgültig verhandeſte Geſchäft, auch 
für oder wider die übrigen Vormuͤnder, die Compen⸗ 
ſation in Anſehung der Pflegebefohlnen begründen. 

9. 335. Ein Gleiches finder auch bey der un⸗ 
ter mehreren Perſonen getheilten Verwaltung des Ver⸗ 
mögens anderer Peivatperſonen oder Geſellſchaften 
Statt. (§. 368). W > ES 

§. 336. Der Ehemann, welcher felne eigenen, bey Ehe⸗ 
oder Forderungen der Ehefrau einklagt, muß ſich keiten. 
die Schulden der letztern in fo fern anrechnen laſ⸗ 
fen, als er dieſelben anzuerkennen nach den Geſetzen 
verpflichtet iſt. 

§. 337. Auch iſt er gegen die Schulden der 
Eheſrau feine eigenen Forderungen zu sompenfireis 
berechtigt. 

$. 338. Eben fo kann der Ehemann ſolche For⸗ 
derungen der Frau, welche bloß die während der 
Ehe fälligen Rutzungen und Einkünfte ihres einge⸗ 
brachten Vermo ens betreffen, auf feine eigenen 
Schulden allemal compenſiren. 

g. 339. Dagesen kann er andere Forderungen 
der Ehefrau auf feine eigenen Schulden nur in fo 
fern abrechnen, als er die Einwilligung der Frau 
dazu in geſetzmaͤßiger Form herbeiſchafft. g 


Aigen, Lande, IL. Band. Q 5. 340. 


59, Nur 


fange und 
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§. 340. Leben Eheleute in der Gütergemein⸗ 
ſchaft: fo können auf ihre Forderungen nur ſolche 
Schulden, für weſche das gemeinſchaftliche Bermds 
gen haftet, abgerechnet werden. 5 

H. 341. Schulden und Forderungen der Ehe⸗ 
frau, welche bloß ihr vorbehaltenes Vermögen betref⸗ 
fen, können weder für den Mann, noch, gegen ſei ⸗ 
nen Willen, wider ihn in Abrechnung kommen. 

H. 342. Schulden, welche gegen einander ab⸗ 


gerechnet werden follen, müffen fo beſchaffen ſeyn, 
daß der, welchem die Compenſation entgegengeſetzt 
wird, an dem, was er mit Recht zu fordern hat, 
nichts verliere. 


. 343. Mur fällige und gleichartige Verbind⸗ 


gleſcherch lichkeiten konnen gegen einander aufgehoben werden. 


ge Forde⸗ 


Zungen, 


F. 344. Zwiſchen eigentlichen Zahlungen und 
Fi Leiſtungen findet alſo keine Compenſation 
tatt. 7 
F. 345. Auch Leiſtungen beſtimmter Sachen 
oder Handlungen koͤnnen gegen einander nicht com⸗ 
penſirt werden. 


F. 346. Sind aber Gegenſtand, Zeit, und 
Ort übereinſtimmend: ſo kommt es auf den Urſprung 
der wechſelſeitigen Forderungen nicht an. 


F. 347. Was Jemand nur unter einer aufs 
ſchiebenden noch nicht eingetretenen Bedingung zu 
fordern hat, kann er auf das, was ohne Bedingung 
von ihm bezahlt werden ſoll, nicht abrechnen. 

§. 348. Dagegen kann das, was Jemand un⸗ 
ter einer aufloͤſenden Bedingung zu fordern hat, auf 
das, was er ohne Bedingung ſchuldig iſt, compen⸗ 
ſirt werden; in ſo fern er, der obwaltenden Bedin⸗ 
gung ungeachtet, das Recht hat, die Auszahlung 
ſeiner Forderung zu verlangen. 

§. 349. Auch das, was Jemand zu einem ge⸗ 
wiſſen Zwecke zu fordern hat, kann er, Ba 

abe 
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Zahlung fällig iſt, gegen feine fälligen Schulden 
abrechnen. 

§. 350. Was an einem andern Orte zu zah⸗ 
len iſt, kann nur gegen Vergütung des Intereſfe 
compenſirt werden. 

$. 351. Dies Intereſſe muß, wenn die Par⸗ 
teien ſich daruber nicht einigen koͤnnen, der Richter 
beſtimmen 

$. 382. Zwiſchen Forderungen, die zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten zahlbar ſind, findet gegen den 
Willen des einen oder des andern Theils keine 
Compenſation Statt. 

H. 353. Wenn jedoch in Concurſen Jemand an 
den Gemeinſchuldner eine ſofort fällize Forderung 
hat, und dagegen aus einem mit demſelben geſchlot 
jenen Geſchäfte der Maſſe, jedoch nur dergeſtalt 
verhaftet iſt, daß ſeine Schuld erſt nach einem ge⸗ 
wiſſen Zeitverfaufe fällig wird: fo ſteht es ihm frey, 
fich des Compenfationsrechts ſofort zu bedienen. 

$. 354. Iſt aber Jemand dem Gemeinſchuld⸗ 
ner zu einer bereits fälligen Zahlung verhaftet, und 
bat dagegen eine Forderung an die Maſſe, deren 
Verfalltag noch nicht eingetreten iſt: ſo findet zwar 
gleichergeſtalt die Compenſation Statt; 

$. 355: Doch muß ein ſolcher Schuldner der 
Maſſe derſelben wegen der Zinſen für die Zwiſchen⸗ 
zeit, bis ſeine en fällig wird, gerecht werden. 

$. 356. er feinem Schuldner freiwillig, oder 
auf richterlichen Befehl Zahlungsfriſten geſtattet hat, 
kann das, was er demſelben in der Zwiſchenzeit 
ſchuldig wird, auf die nächftfünftigen Zahlun ster⸗ 

mine abrechnen. E 
F. 357. Hat aber der Gläubiger, nach geſtat⸗ 
teter Zahlungsfriſt, Schulden, womit ein Dritter 
feinem Schuldner verhaftet war, freiwillig uͤbernom⸗ 
men: fo kann er letzterem, wenn derſelbe die über⸗ 
5 2 2 nom⸗ 
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nommene Schuld gegen ihn einklagt, die Compen ⸗ 
ſation aus ſeiner eignen geſtundeten Forderung nicht 
entgegen ſetzen. 
. 358. Nur allein, wenn dem Gläubiger eine 
Erbſchaft angeſallen iſt, an welche fein alter Schuld⸗ 
ner eine Forderung hat, kann er ſich gegen denſelben, 
wenn er dieſe Erbſchaftsſorderung von ihm als Er⸗ 
ben beitreiben will, mit der Compenfarion feiner eig 
nen obgleich geſtundeten Forderung ſchützen. 
0 Nur S. 359. Iſt die Forderung des Einen einge⸗ 
e raͤumt, oder ſonſt ſogleich klar, die andere aber wird 
geh, von dem Gegentheile noch beſtritten: fo findet die 
Compenſation nur in ſo fern Statt, als die beſtrit⸗ 
tene Gegenforderung nach Vorſchrift der Prozeßord⸗ 
Fi nung ſofort liquide gemacht werden kann. 
$. 360. So weit dieſes nicht zu bewirken iſt, 
muß der Schuldner der liquiden Forderung Zahlung 
leiſten, und kann, wegen behaupteter Unſicherheit 
ſeiner Gegenforderung bey dem Andern, nur unter 
den im dritten Abſchnitt beſtimmten Umſtaͤnden zur 
Depofition gelaſſen werden. 
$. 361. Wird aber die beſtrittene Gegenforde⸗ 
rung in der Folge liquid gemacht: ſo finder dennoch 
wegen des Zeitpunktes, wo die Compenſation ge⸗ 
ſchehen, und alſo die Forderung des Andern erlo⸗ 
ſchen iſt, die Vorſchrift des $. 301. Anwendung. 
F. 362, Iſt die Forderung liquid; die Gegen⸗ 
forderung aber zwar in Anſehung ihres Grundes ein⸗ 
geräumt, oder ſonſt klar; jedoch in Anſehung ihres 
Betrages noch ſtreitig: fo findet die Compensation 
Fordern ebenfalls nur fo weit Statt, als dieſer Betrag ſelbſt 
Mi und ſogleich klar gemacht werden kann. 


ar . 363. Der, welchem etwas in Verwahrung 
»enfation gegeben, oder eine nicht verbrauchbare Sache gelies 
datt an, ben worden, kann ſich gegen die ſchuldige Rückgabe 


0 
Statt fin: 
d MR mit der Compenſation nicht ſchuͤtzen⸗ 4. 35 

. 364. 
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$. 364. Auch alsdann findet keine Compenſa⸗ 
tion Statt: wenn der Verwahrer, bey der nicht mehr 
möglichen Rückgabe der niedergelenten Sache felbit, 
den Werth derſelben zu erſtatten verpflichtet iſt. 

$. 365. Dagegen kann auf den zu erſtattenden 
Werth der geliehenen Sache mit andern Forderun⸗ 
gen compenſirt werden. 

$. 366. Gegen ſchuldige Alimentgelder findet 
keine Compenſation, wohl aber der Einwand Statt, 
daß die Gegenforderung zum Unterhalte der zu ver⸗ 
pflegenden Perſonen verwendet worden. 

$. 367. Aber auch dieſer Einwand kann nur 
rückſtäͤndigen Verpflegungsgeldern, und nicht ſolchen, 
die für den letzten Termin fällig, oder für die Zus 
kunft beſtimmt ſind, entgehen geſetzt werden. 

$. 368. Forderungen an eine Landesherrliche 
Kaſſe können auf Zahlungen, die an eine andere zu 
leiſten ſind, niemals abgerechnet werden. 

§. 369. Auch wenn Forderung und Gegenfor⸗ 
derung aus einerley Geſchafte oder Grunde herruͤh⸗ 
ren, findet dennoch die Compenſation nur in ſo fern 
Statt, als nach der Kaſſeneinrichtung die Gegen⸗ 
forderung aus demſelben Kaſſenfond zahlbar iſt, an 
welchen die Schuld abgetragen werden muß. 

. $. 370. Ein Käufer, welcher das Kaufgeld zur 
Bezahlung gewiſſer Schulden des Verkäufers anzu⸗ 
wenden verſprochen bat, kann, zum Nachtheile Dies 
ſer Gläubiger, mit andern Forderungen an den Ver⸗ 
käufer nicht compenfiren, N 

$. 371. Mur zwiſchen Handlungen, die einen 
beſtimmten Geldwerth haben, und wobey es gleich- 


Compenſation Statt finden. 
9. 372. Dem Einwande der Compenſation 


8. 373. 


eee. 


Hana, 
1 1 Han 
gültig iſt, von wem ſie geleiſtet werden, kann eine je 


kann der Schuldner für ſich ſelbſt gültig entſagen. ae 
8 ſation. 
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en 


$. 373. Ein bloßes auch eidliches Veriprechen, 
baare Zahlung zu leiſten, iſt für eine ſolche Enk⸗ 
ſagung noch nicht zu achten. 

$ 374. Zum Nachtheile des Bürgen iſt eine 
nach übernemmener Bürgfchaft geſchehene Entſagung 
des Hauptſchuldners ohne Wirkung. 


Verjaͤh⸗ 
rung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von Entſagung der Rechte. 


Begriff. S. 378. Die Erklärung, von einem Rechte 
keinen Gebrauch machen zu wollen, wird Entſa⸗ 
gung genannt. 

$. 379. Die Entſagung eines bereits erworbe⸗ 
nen Rechts heißt Erlaß, die eines noch zu erwer⸗ 
benden aber Verzichtsleiſtung. 

rund / $. 380. Was von Vertragen überhaupt gilt, 

Mr findet auch auf Eutſagungen der Regel nach Ans 
wendung. 

§. 387. 
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§. 381. Erlaß und Verzichtsleiſtungen erſor⸗ 
dern allemal eine ausdrückliche Willenserklärung. A 

$. 382. Die Entſagung der Einwendungen Nenent⸗ 
aber gegen eine an ſich gültige Forderung, kann ber ei, 
auch ſtillſchweigend geſchehen. wendung 

$. 383. Wer in einem Prozeſſe von feinen I" 
Einwendungen gegen eine wider ihn ausgeklagte 
Forderung innerhalb der durch die Geſetze beſtimm⸗ 
ten Friſten keinen Gebrauch macht, wird derſelben 
auch ohue weitere Entſagung verluſtig. 

§. 384. Welche Arten der Einwendungen auch 
nach erfolgter rechtskräftiger Entſcheidung noch ge⸗ 
braucht werden konnen, beſtimmt die Prozeßordnung. 

9. 385. Wie weit Jemand, der feine Verbind⸗ 
lichkeit erfüllt hat, ohne von den dagegen ihm zu⸗ 
ſtehenden Einwendungen Gebrauch zu machen, das 
Geleiſtete auf den Grund dieſer Einwendungen zu⸗ 
rückfordern könne? iſt nach den in dem Abſchnitte 
von Zahlungen vorgeſchriebenen Grundfägen zu bes 
urtheilen. 

§. 386. Uebrigens hat es wegen derjenigen 
Entſagung der Einwendungen, welche in einem Ver⸗ 
trage geſchieht, bey den Vorſchriften des Fuͤnften 
Titels H. 193. [ag fein Bewenden. 

$. 387. So weit ein Vertrag, der bloß münd« 1 8 
lich erfolgten Abſchließung ungeachtet, guͤltig iſt, ſo über: 
weit iſt es auch eine bloß muͤndliche Entſagung. haupt. 

§. 388. Was von der Annahme einer Schen⸗ 
kung verordnet iſt, gilt auch von der Annahme ei⸗ 
nes Erlaſſes, oder einer Verzichtsleiſtung. (Tit. 11. 
$. 1058. lad.) 5 

H. 389. Die Annahme des bey der Entſagung 
zurückgegebenen Inſtruments dienet ſtatt einer aus“ 
druͤcklich erflärten Aceeptation. 

$. 390. Aus der bloßen von dem Berechtigten 
geſchehenenn Ruͤckgabe des Inſtrumeuts, uͤber 25 

nicht 
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nicht durch eigentliche Zahlung zu erfüllende Ver⸗ 
bindlichkeit, folgt allein noch kein Erlaß derſelben. 

F. 391. Wenn jedoch der Verpflichtete einen 
andern Grund, wodurch die Verbindlichkeit gehoben 
worden, anführt: fo dient der Umſtand, daß ihm 
das Inſtrument von dem Berechtisten zurückgegeben 
worden, zur Unterſtützung ſeiner Angabe; und es 
kaun dadurch, nach kichterlichem Ermeſſen, und 
nach Bewandniß der ubrigen zutretenden Umſtan⸗ 
de, ein Erfuͤllungs⸗ oder Reini un seid bey ruͤndet 
werden. 

F. 392. Gerichtliche Entſagungen bedürfen kei⸗ 
ner Annahme. 

Bun §. 393. Eine unentgeltlich geſchehene Entſa⸗ 

Welch gung eines bereits erworbenen, ingleichen eines zwar 

entgeltlich noch künſtigen, aber doch ſo beſchaffenen Rechts, 

nder daß der Anfall deſſelben dem Eutſagenden gewiß 
war, iſt einer Schenkung gleich zu achten. 

99 N . 394. Iſt die Entſagung gegen Entgelt ge⸗ 

heben. ſchehen: fo finden, wenn von einem noch zweifelhaf⸗ 
ten Rechte die Rede war, die Vorſchri ten des ſol⸗ 
genden Abſchnicts von Vergleichen, ſonſt aber die 
Grundſaͤtze des Titels von Vertragen, wodurch Gel⸗ 
der oder Sachen für übernommene Handlungen, 
oder Unterlaſſungen, gegen einander verſprochen wer⸗ 
den, Anwendung. (Tit. 1 7. Abſchn. 8.) 

H. 395. War über das ſtreitige Recht bereits 
ein Prozeß auhangia, fo iſt die auch unentgeltlich 
geſchehene Entſagung deſſelben nach den Regeln von 
Vergleichen zu beurtheilen. 

pee, F. 396. In der Regel kann Jeder, welcher 

entfagen Verträge ſchließen kann, auch feinem Rechte ent 
Können. ſagen. \ 

$. 397. Die Entſagungen eines Verſchuldeten 

find, in fo fern ſie nach eröffnetem Concurſe geſchehen, 

zum Nachteile der Gläubiger ohne . 9 

. 398. 
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F. 398. In wie fern frühere Entſagungen von 
den Gläubigern angefochten werden konnen, beſtimmt 
die Concursordnung. 
§. 399. Rechten, die aus unerlaubten Hand- Rechte 
lungen bereits entſtanden find, kann derjenige, wel Ind, Fit 


dun 
chem fie zukommen, gültig entſagen. . 
$. 400. Dagegen iſt eine Verzichtsleiſtung auf Ir tt 
Rechte, die aus künſtigen unerlaubten Handlungen werden 
entſtehen möchten, unwirkſam. kaun. 


H. 401. Die Entſagung ſolcher Einwendungen, 
welche aus dem Mangel der nach Vorſchrift der Ges 
feße zur Gültigkeit eines Geſchaͤftes nothwendigen 
Erforderniſſe entſpringen, hat an ſich keine Kraft. 

$. 402. In wie fern bey Entſagungen der 
Frauensperfonen überhaupt, und der Ehefrauen in⸗ 
ſonderheit, eine gewiſſe gefegliche Form nothwendig 
ſey, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 14. §. 220. ad.) 

$. 403. Auch bey Entſagungen finden die bey Ausle⸗ 
Willenserklaärungen und Vertragen angenommenen u 
allgemeinen Auslegungsregeln Statt, 5 

H. 404. Die allgemeine Entſagung des aus 
einem Geſchaͤfte entſpringenden Rechts, enthalt auch 
die Eutſagung aller darunter begriffenen einzelnen 
Befugniſſe; nicht aber der gegen das Geſchaͤft ſelbſt 
aus dem Geſetze zuſtehenden Einwendungen. 


Achter Abſchnitt. 
Von Vergleichen. 


F. 405. Vergleiche find Vertrage, durch wel⸗ Begriff. 
che die Parteien die bisher unter ihnen ſtreitig oder 
zweifelhaft geweſenen Rechte dergeſtalt beſtimmen, 

1 wechſelſeitig etwas gegeben oder nachgelaſſen 
wird. 


6, 406. 
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en $: 406. So weit Jemand läftige Verträge zu 

ſchlteßen ſchließen fähig iſt, fo weit kann er auch auf Ver⸗ 

konne. gleiche ſich einlaſſen. 

Form. H. 407. So weit Vergleiche das Eigenthum 
einer unbeweglichen Sache, oder einer Grundgerech⸗ 
tigkeit betreffen, finden wegen der dabey zu beobachten⸗ 
den Form, die Vorſchriften des Zehnten Titels H. 15, 
16. 17. Anwendung. 

Nur über F. 408. So lange gegen ein Recht noch Eine 

ld zel, wendungen Statt finden konnen, ſo lange können 

ſelhafte darüber Vergleiche geſchloſſen werden. 

Be $. 409. Auch die Art der Erfüllung eines rechts⸗ 

eraleis kraßtigen Urtels koͤnnen die Parteien durch Vergleich 
dheStatt, naher beftimmen. 
$. 410. Außerdem find Entſagungen eines uns 
ſtreitigen Rechts, wenn ſie auch in der Geſtalt eines 
Vergleichs geſchehen, nur nach den Grundſatzen des 
vorhergehenden Abſchnites zu beurtheilen. 
§. 411. Eben fo muͤſſen, wenn die Mängel 
eines Geſchaͤfis, welche verurſachen, daß daraus 
gar kein Recht entſtanden iſt, durch nachherige Wil⸗ 
lenserklaͤrungen, gehoben werden ſollen, dergleichen 
Erklärungen, wenn ſie auch Vergleiche genannt wor⸗ 
den, dennoch nur nach den Grundſätzen von Aner⸗ 
kenntniſſen beurcheilt werden. (Tit. J. H. 185 — 192.) 
Verglel⸗ $. 412. Ueber rückſtändige Verpflegungsgelder 
en find Vergleiche, wie über andere Schulden zulaßig. 
H. 413. Ueber künftige Verpflegungsgelder 
kann ein Vergleich nur unter Beſtätigung der ordi⸗ 
nairen Gerichte des zu Verpflegenden geſchloſſen 
werden. 

Anh. F. gr. Iſt der zu Verpflegende minderjaͤhrtg, fo 
erfolgt die Beſtaͤtigung des Vergleichs bey der vor 
mundſchaftlichen Behörde des zu Verpflegenden. 

$ 414. Doch kann nur der, welcher die Ver⸗ 
pflegung erhalten foll, den Mangel der ren 
eſtaͤ⸗ 
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Beſtaͤtigung gegen einen ihm nacheheiligen Vergleich 
vorſchüͤtzen. 0 

$. 415. Auch über das Privatintereſſe aus ſchon übern 
begangenen unerlaubten Handlungen kann ein Wer: Sanur 
gleich geſchloſſen werden. gen. 

56. 416. Dagegen hat ein Vergleich zur Ver⸗ 
heimlichung eines Verbrechens, welches der Richter 
von Amtswegen rügen muß, keine rechtliche Wir⸗ 
kung. 

5. 417, Irrthümer in der Perſon, oder in Wie welt 
dem Gegenſtande des Vergleichs, entfräften denſel⸗ den Ber 


den Ders 
ben, fo wie jede andere Willenserklärung. (Tit. 4. leich 
§. 75. 14.) eutkräfte, 


$. 418. Dagegen kann ein Vergleich unter dem 
Vorwande eines vorgefallenen Irrthums uͤber die Be⸗ 
ſchaffenbeit des ſtreitigen Rechts felbft, in der Re⸗ 
gel nicht angefochten werden. 

$- 419. Hat jedoch der eine 1107 ein angebli⸗ Betrug. 
ches Recht betrüglicher Weiſe vorgeſpiegelt: fo kann 
der andere nach entdecktem Betruge von dem Verglei⸗ 
che zurücktreten. 

F. 420. Ein Gleiches gilt, wenn aus neu auf Nen auſ⸗ 
gefundenen Urkunden der gänzliche Mangel alles ah 
Rechts auf Seiten des Gegentheils klar nachgewie⸗ kunden. 
ſen werden kann. 

F. 421. In dieſem Falle findet alles Anwen⸗ 
dung, was die Prozeßordnung wegen Anfechtung 
eines vechtsfräftigen Erkenntniſſes aus neu aufge⸗ 
fundenen Urkunden vorſchreibt. 1 

S. 422. Vergleiche über Rechte, von welchen ſich Bersteh 
in der Folge findet, daß dieſelben weder einem noch Rechte, 
dem andern Theile, ſondern einem Dritten zukom⸗ Nr sin 
men, ſind ohne Wirkung. gehören. 

H. 423. Eben fo verlieren Vergleiche uber die ſtrei⸗ 
tig geweſenen Folgen eines an ſich unbeſtritten geblie⸗ 
benen Rechts ihre Kraft, wenn ſich findet, a das 

echt 
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Recht ſelbſt, auf deſſen Grund der Vergleich geſchloſ⸗ 
ſen worden, nicht vorhanden ſey. 

g. 424. Wird der Berechtigte des Rechts ſelbſt, 
über deſſen Folgen der Vergleich geſchloſſen worden, 
nachher verluſtig, fo kann er die Erfüllung des Ver⸗ 
gleichs von dem Andern nicht fordern. f 

§. 425. In wie fern aber derjenige, auf welchen 
das Recht uͤbergeht, an den Vergleich gebunden ſey; 
oder deſſen Erfüllung fordern koͤnne: hänge von der 
Beſchaffenheit des Beſitzes ab, in welchem der, wel⸗ 
cher den Vergleich errichtete, ſich befand; fo wie 
von der Beſchaffenheit des Titels, aus welchem er 
ſeines Rechts verluſtig geworden, und ſelbiges an 

den neuen Beſitzer übergegangen If. 
wee 6, 426. Vergleiche dürfen über die Befugnisse 
ansteh: oder Gegenſtände, auf welche fie ſich beziehen, nicht 
nn ausgedehnt werden. £ 

H. 427. Haben fich die Parteien ausdrücklich 
über alle ihre wechſelſeitigen Forderungen verglichen: 
ſo ſind alle bisher gehabte gegenſeitige Rechte, ſie 
mögen ſchon ſtreitig geweſen ſeyn oder nicht, für 
aufgehoben zu achten. 

§. 428. Doch bleiben auch von einem ſolchen 
Vergleiche dieſenigen Poſten ausgenommen, welche 
einem oder beiden Theilen erſt nach dem Vergleiche 
bekannt geworden ſind. 

Berglihe F. 429. Iſt über eine ſtreitige Berechnung ein 

ingen Vergleich geſchloſſen worden, fo kaun derſelbe wegen 
angeblicher in der Rechnung entdeckter Irrthuͤmer, 
oder Unrichtigkeiten, nicht angefochten werden. 

$. 430. Wegen begangenen Betruges aber fine 
det die Aufhebung eines ſolchen Vergleichs, fo wie 
jedes andern, Statt. N 

9. 431. Wegen Rechnungsfehler kann der, zu 
deſſen Rachtheile fie gereichen, noch innerhalb 4 

‚ale 
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Jahren nach geſchloſſenem Vergleiche auf Berichti⸗ 
gung und Vergütung autragen. 

$. 432. Wegen offenbarer bloß in einem irri⸗ 
gen Zuſammen⸗ oder Abziehen beſtehender Rech⸗ 4 
nungsfehler, findet der Anſpruch auch nach Zehn 
Jahren gegen den, welcher den Vergleich geſchloſſen 
bat, nicht aber gegen ſeine Erben Statt. 

$. 433. II nicht die Rechnung ſelbſt der Ge⸗ 
genſtand des Vergleichs geweſen, ſondern nur eine 
Rechnung, als ungezweifelt richtig, dabey zum Grun 
de gelegt worden; und es findet ſich hiernachſt, daß 
in dieſer Irrthuͤmer vorgefallen ſind: ſo kann der, 
welchem dieſe Irrthümer zum Nachtheile geveichen, 
noch innerhalb der Verjährungsfriſt den Fehler rü⸗ 
gen, und Schadenserſatz fordern. 

5 434. In allen dieſen Fällen (§. 437, 492, 

433.) ſteht es dem Andern, welcher zu dieſer Verguͤ⸗ 

tung ſich nicht entſchließen will, frey, von dem Ver⸗ 

gleiche zurückzutreten. : 
. 435. Iſt in dem Vergleiche die Summe 

der verglichenen Forderungen nur zur Bezeichnung 

derſelben angefuͤhrt, und dieſelbe aus Irrthum zu 

boch oder zu niedrig angegeben worden: fo findet 

wegen des Unterſchiedes kein Auſpruch Statt. 

$. 436. Iſt bey einem Vergleiche über einen Saber 
Inbegriff von Sachen ein Verzeichniß zum Grunde f 
gelegt worden: fo erſtreckt fich der Vergleich nur achen. 
auf die darin angeführten Stücke. 

$. 437. Sind jedoch im Vergleiche die Grund⸗ 
füße der Theifung des ſtreitig geweſenen Inbegriffs bes 
ſtimmt: fo müſſen die im Verzeichniſſe ausgelaſſenen 
Sachen nach dieſen Grundfägen beurtheilet werden. 

H. 438. Haben die Parteien, ohne ein Inven⸗ 
tarium zum Grunde zu legen, ſich verglichen: ſo 
finden keine weitere Berechnungen oder Nachforde⸗ 
tungen Statt. ie 

9.439. 
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§. 439. Ueberhaupt kann ein Vergleich unter 
dem Vorwande, als ob ein oder der andere Theil 
dadurch über oder unter der Hälfte verletzt worden, 
nicht angefochten werden. 5 

Ueber H. 440. Haben Inteſtaterben mit ſolchen, die 

a durch Teſtamente oder Verträge zu Erben eingeſetzt 

nr worden, ſich verglichen: ſo werden dadurch die 

Rechte der Legatarien, in ſofern dieſe die Guͤttig⸗ 

keit des Teſtaments oder Erbvertrages nachweisen 
koͤnnen, nicht verändert. \ 

§. 441. Diefe koͤnnen daher auch an den 
dem Inteſtaterben abgetretenen Theil des Nach 
laſſes fi) halten, wenn der Ueberreſt zu ihrer Be⸗ 
friedigung nicht binreicht. 

F. 442. lleber Erbſehaften aus letztwilligen 
Verordnungen findet vor Publikation derſelben kein 
gültiger Vergleich Statt. 

H. 443. Nach erfolgter und den Parteien be⸗ 
kannt gewordener Publikation aber, kann keiner 
derſelben den Mangel der Wiſſenſchaft von dem In⸗ 
halte der Verordnung vorſchützen. 

erihtle F. 444. Wegen gerichtlich geſchloſſener Verglei⸗ 
gleiche. che bleibt es bey den Vorſchriften der Prozeßordnung. 
Wirkung §. 445. Nach einem Vergleiche bleibt der Bür⸗ 
gleiche ge, welcher dabey zugezogen worden, in ſo ſern ſei⸗ 
Anfenung netwegen nichts Beſonderes verabredet iſt, für die 
55 Bur, Erfüllung der von dem Hauptſchuldner durch den 

Vergleich uͤbernommenen Verbindlichkeit verhaftet. 

§. 446. Iſt der Buͤrge weder bey dem Ver⸗ 
gleiche zugezogen, noch darin ausdrücklich entlaſſen 
worden: ſo wird er zwar dadurch von ſeiner Vertre⸗ 
tungsverbindlichkeit noch nicht frey; 

F. 447. Der Glaͤubiger kann aber gegen ihn von 
dem Vergleiche keinen Gebrauch machen; und es blei⸗ 
ben ihm alle Einwendungen gegen die urſpruͤngliche 
Forderung, deren der Sauprfhuldner durch ie 

Reich 
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gleich verluſtig geworden iſt, gegen den an ihn ſich 
haltenden Gläubiger vorbehalten. 

§. 448. Dagegen kommt dem Burgen gegen 
den Gläubiger der Einwand des Vergleichs, ſo wie 
alle übrigen Einwendungen des Hauptſchuldners, 
allemal zu ſtatten. 

§. 449. War fir die verglichene Forderung destfand, 
ein Pfandrecht beſtelle; und es iſt darüber in dem N 
Vergleiche nichts Beſonderes verabredet: fo haftet 
daſſelbe auch ferner noch dem Berechtigten, zur 
Sicherheit ſeiner aus dem Vergleiche an den Ver⸗ 
pflichteren habenden Forderung, { 


Neunter Abſchuktt. 


Von Aufhebung der Rechte und Ber 
bindlichkeiten durch deren Umſchaffung. 


§. 450. Rechte und Verbindlichkeiten können was No⸗ 
auch nach ihrem Entſtehen, mit Einwilligung der 2 5 
Intereſſenten, umgeandert werden. 0 E 

H. 451. Die einer ſchon vorhandenen Verbindlich⸗ Geund⸗ 
keit in der Folge hinzutretenden Verabredungen find im abe, 
zweifelhaften Falle fo zu deuten, daß die urſpruͤngliche 
Verbindlichkeit ſo wenig als moͤglich geandert werde. 

$ 452. Durch die bloße Ausſtellung neuer 
Urkunden über eine ſchon vor handene Schuld wird 
in der Natur derſelben nichts geaͤndert. 

H. 453. Eben fo wenig erfolgt eine Berändes 
rung in der Natur der Schuld, wenn die Zahlungs⸗ 
termine näher oder anders beſtimmt, von einer un⸗ 
zinsbaren Schuld Zinſen verſprochen, oder in Anſe⸗ 
hung des Zinsſatzes, oder der für die Schuld beſtell⸗ 
ten Sicherheit, veränderte Abreden getroffen worden. 

K. 454. Wird aber eine neue Verbindlichkeit 
ausdrücklich an die Stelle der vorigen geſetzt; ſo er⸗ 
löſcht dieſe leßztere durch Umſchaffung (Nova ig » 

455. 


256 Erſter Theil. Sechszehnter Titel. 
— ne 
F. 455. Iſt die neue Verbindlichkeit fo beſchaffen, 
daß die vorige Verbindlichkeit mit ihr zugleich nicht 
beſtehen kann: fo erlöſcht die vorige, wenn auch eine 
ausdrückliche Aufhebung derſelben nicht erfolgt wäre. 
n wie $. 456. So weit der unfaͤbige Schuldner wäh- 
Anfähiger rend der Unfähigkeit Zahlung leiſten kann; fo weit 
Schuld, gilt auch nur eine unter dieſen Umſtanden von ihm 
ner, vorgenommene Novation. §. 40. 41. 42.) 8 
ein uebi H. 457. So weit einem Gläubiger, welcher in 
N der Verfügung über fein Vermögen eingeſchränkt iſt, 
Zahlungen mit rechtlicher Wirkung nicht geſeiſtet 
werden können, fo weit kann auch der Schuldner 
eines ſolchen Gläubigers keine demſelben nachtheili⸗ 
ge Novation mit ihm vornehmen. * 
einer von F. 488. Wenn von mehreren Mitverpflchte⸗ 
Men fen der Eine mit dem Gläubiger eine Novation der 
pichteten ganzen gemeinſchaftlichen Verbindlichkeit vornimmt: 
ober ſo befreit er dadurch die übrigen eben ſo, wie durch 
geleiſtete Zahlung. l 2 
Mitbe⸗ 8. 459. Hat von mehreren Mitberecheigten der 
e Eine allein eine Novation mit dem gemeinſchaftlichen 
könne. Schuldner vorgenommen: ſo iſt dieſelbe nur für ſei⸗ 
nen Ancheil von Wirkung. 
$. 460. Ausgenommen iſt der Fall, wenn der 
Schuldner das Ganze an dieſen Mitberechtigten zu 
zahlen oder zu leiſten befugt geweſen ware. 
Novation F. 461. Was Rechtens ſey, wenn die Nova⸗ 
Wld tion durch Veränderung der Perſon des Gläubigers 
zung in oder Schuldners erfolgt, iſt gehörigen Orts beſtinimt. 
ele (Tit. 11, Abſch. 3. Tit. 14. F. 399. 14. Tit. 16. 
5 $. 260, Ig.) 5 x 
Ändert ß. 462. Soll die Novation durch eine Veran⸗ 
Hr derung in der Art der Verbindlichkeit unter eben der⸗ 
kit, ſelben Perſon erfolgen: fo muß der Schuldner En 
f en 
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den Geſetzen faͤhig und berechtigt ſeyn, eine Ver⸗ 
bindlichkeit von dieſer Art zu übernehmen. 

H. 463. Auch der Gläubiger muß fähig und be: 
fugt ſeyn, ein Recht von der Ark, als an die Stelle 
feines vorigen Rechts treten ſoll, zu erwerben. 

H. 464. Ueberhaupt iſt eine Novation, wodurch 
an die Stelle einer Verbindlichkeit eine andere, welche 
durch Vertrage gar nicht uͤbernommen werden kann, 
geſetzt wird, ohne Wirkung. 

§. 465. Iſt die Novation ungültig: fo bleibt Folgen 
die vorige Verbindlichkeit bey Kräften. gilteett 

§ 466. Ein Gleiches finder Statt, wenn die eine No⸗ 
Novakion nur unter einer demnächft nicht eintreffen: vaten. 
den Bedingung vollzogen worden. a 

$. 467. Iſt hingegen die Novation gültig: fo 719 1 
kann die neue Verbindlichkeit unter dem Vorwande, gültigen 
daß die alte nicht rechtsbeſtändig geweſen ſey, nicht Nova 
angefochten werden. . x Be; 

$. 458. Doch kann der Schuldner unter eben 
den Umſtaͤnden, unter welchen die Rückforderung 
einer geleiſteten Zahlung Statt findet, die zur Til⸗ 
gung einer altern eingeſchrittene neue Verbindlich⸗ 
keit widerenfen, 

$. 469. Durch eine gültige Novation erlöſchen 
die beſondern Vorrechte, welche der aufgehobenen 
Verbindlichkeit vermoͤge der Geſetze zukommen; und 

koͤnnen auch durch die ausdruͤckliche Verabredung 
der Parteien auf die neue Verbindlichkeit von ver⸗ 
ſchiedener Art nicht übertragen werden. - 

$. 470. Auch erloͤſchen andere bey der vori⸗ 
gen Hauptverbindlichkeit getroffene Nebenabreden, 
in fo. fern dieſelben nicht ausdrücklich vorbehalten 
worden. 1 5 

$ 471. Ein Gleiches gilt von dem für die fager 
vorige Verbindlichkeit befteflten,, und bey der nenen Pland⸗ 
nicht mit übernommenen Pfandrechte. 1. ig 

Allgem. Landr. Il. Band, R $. 472. ſchaftel. 


Begriff 
der Coſt⸗ 
fuſton. 


Erforders 
niffederz 
ſelben. 
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§. 472. Der Buͤrge, welcher bey einer von dem 
Glaͤubiger mit dem Schuldner vorgenommenen No⸗ 
vation nicht mit zugezogen worden, paftet nicht fuͤr 
die neue Verbindlichkeit. 

$ 473. Iſt er aber zugezogen, und ſeinetwe⸗ 
gen nichts Beſonderes verabredet worden: ſo geht 
auch ſeine Verpflichtung aus der Buͤrgſchaſt auf die 
neue Verbindlichkeit mit über, 

H. 474. Wenn hingegen, wegen Ungultigkeit 
der Novation, die alte Verbindlichkeit bey Kraͤften 
geblieben iſt: fo bleiben auch alle zu deren Beſtaͤr⸗ 
kung und Sicherſtellung eingeſchrittene Nebenverbind- 
lichkeiten ungeändert. 

§. 475. Liegt jedoch der Grund von der Un⸗ 
guͤltigkeit der Novation nicht in der Perſon des Gläu- 
bigers; und hat dieſer den Buͤrgen ausdrücklich ent ⸗ 
laſſen, oder das Pfand zurückgegeben, oder die ein⸗ 
getragene Sicherheit löſchen laſſen: fo kann er an 
den Bürgen ſich nicht ferner halten, und von ſeinem 

fandrechte, zum Nachtheile eines Dritten, keinen 
ſebrauch mehr machen. 


Zehnter Abſchnitt. 


Von Aufhebung der Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten durch deren Vereini⸗ 
gung. 


H. 476. Wenn die Rechte des Glaͤubigers und 
die Verbindlichkeiten des Schuldners in Einer Per⸗ 
ſon zuſammen treffen, fo werden beide durch dieſe 
Vereinigung aufgehoben. 

§. 47%. Zu einer ſolchen Vereinigung wird er⸗ 
fordert, daß die Perſon, in der ſie erfolgt, das 
Recht für ſich ſelbſt auszuüben, und die Pflicht für 
eigene Rechnung zu leiſten habe. F 

9. 478. 
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1 F. 478. Ferner, daß bey ihr das Recht und 
die Verbindlichkeit aus einem unwiderruflichen Rechts⸗ 
grunde zuſammen kommen. 


9. 479. Iſt der Vertrag oder die Handlung, 
wodurch die Vereinigung erfolgt, widerruflich, ſo 
ruhen die Rechte und Pflichten nur ſo lange, als 
die Vereinigung dauert. 

F. 480. Wenn alſo das dem Schuldner uͤber⸗ 
tragene Recht, vermoͤge des Vertrages oder andern 
Rechtsgrundes, durch welchen felbiges auf ihn ge⸗ 
diehen iſt, wiederum an einen Andern gelangt, ſo 
tritt der Verpflichtete wieder in die vorige Verbind⸗ 
lichkeit. 

§. 481. Wenn die Vereinigung durch Erb⸗ 
gangsrecht erfolge iſt; und die Erbſchaft einem nach⸗ 
geſetzten Erben herausgegeben werden muß: jo ge⸗ 
langen die Rechte und Verbindlichkeiten des erſten 
Erben gegen die Maſſe wieder zu Kräften. 

§. 482. Auch Rechte auf die Sache erföfchen, Con 
wenn der Verpflichtete das Eigenthum der berechtig RR 
ten Sache, oder der Berechtigte das Eigenthum se 
der verpflichteten Sache aus einem unwiderruflichen 
Rechtsgrunde überkommt. . 

§. 483. Ein Gleiches gilt von ſubjeetiv⸗ dinge 
lichen Rechten (Tit. 2. H. 127.), wenn der bloß 
derſonlich Verpflichtete zum Beſitze der berechtigten 
Sache gelangt; oder der Eigenthümer der berech⸗ 
tigten Sache die Verbindlichkeit des perſonlich Ver⸗ 
pflichteten uͤberkommt. 

9. 44. Das ſubjeettv⸗ dingliche Recht kann 
jedoch erhalten werden, wenn der Verpflichtete währ 
rend feines Beſitzes gegen die Vereinigung ausdruck 
lich proteſtirt, und dieſe Proteſtation in dem Hypo⸗ 
thekenbuche der berechtigten Sache vermerken laßt. 

R a. Anh 
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Anh. §. 52. Hppothekenrechte werden nicht durch 

die bloße Vereinigung Ihres Eigenthums mit dem Eis 

genthuͤmer des verpflichteten Grundſtücks in einer Per 

fon aufgehoben, jo lange nicht eine, von dem Antrage 

des Befigers abhaͤngende Loͤſchung erfolgt If, und 

kann der Beſitzer bis dahin, ein ſolches ungelöſchtes 
Hypothekenrecht guͤltig an einen andern abtreten. 


bey $. 485. Wie weit Grundgerechtigkeit durch 

Be Vereinbarung der berechtigten und belafteten Sache 

keit. in einem Eigenthuͤmer erloͤſchen, oder nicht, iſt ge⸗ 
boͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 22.) 

Conſu⸗ 9. 486. Die Wirkungen der Vereinigung durch 

Brand Erbgangsrecht werden durch den Vorbehalt der 
Rechtswohlthat des Inventarii gehindert. 

. 487. Der Beneficialerbe behält alſo gegen 
den Nachlaß ſeines Schuldners die Rechte eines an⸗ 
dern Erbfchaftsglänbigers. 

H. 488. Wenn jedoch bey dem Aufgebote der 
Erbſchaft die Zulänglichfeit, des Nachlaſſes ſich er⸗ 


giebt: fo erfolgt die Vereinigung vom Tage des er⸗ 


öffneten Pracluſionserkenntniſſes. 

§. 489. Der, welcher eine Erbſchaft, ohne 
Vorbehalt übernimmt, kann ſeine Forderungen an 
den Erblaſſer, weder zum Nachtheile der andern 
Gläubiger, noch der Legatarien, ferner geltend 
machen. 

F. 490. Dadurch, daß der Schuldner Erbe 
des Gläubigers wird, entſteht niemals eine Verei⸗ 
nigung zum Nachtheile der Erbſchaftsgläubiger, der 
Miterben, oder der Legatarien. 

F. 491. Vielmehr muß ein Miterbe, zur Ber 
richtigung ſeines Erbtheils, die Anweiſung an das, 
was er ſelbſt der Maſſe ſchuldig iſt, fo weit daſſel⸗ 
be hinreicht, annehmen. 


FS. 492. 


Ä 
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F. 492. Wenn Rechte oder Pflichten mehreren Conſu, 
Perſonen gemeinſchaftlich zukommen, fo werden Mn, 
durch die Vereinigung, welche nur in Anſehung des Mütke⸗ 
Einen unter ihnen erfolge, die Verhäͤltniſſe der übrir TOR, 
gen nicht geändert. Mitvers 

$. 493. Wenn alſo auch einer von mehreren Michter 
gemeinſchaftlich verpflichteten Mitſchuldnern das Recht 
des Gläubigers erwirbt: ſo kann er davon gegen 
die andern Mitſchuldner nach wie vor Gebrauch 
machen. 

§. 494. Doch muß er ſich dabey denjenigen 
Antheil anrechnen laſſen, für welcher er, als Mit 
ſchuldner, demjenigen ſeiner Genoſſen, welcher den 
gemeinſchaftlichen Glaͤubiger befriediget, verhaftet 
ſeyn wuͤrde. an“ 

$ 495. Wenn der Buͤrge den Schuldner oder Confu⸗ 
dieſer jenen beerbt: fo ändert ſich nichts in den Rech- chen dem 
ten des Gläubigers. 5 ürgen, 

$. 496. Wenn der Gläubiger den Bürgen oder schu, 
diefer jenen beerbt: fo werden zwar die gegenſeiti⸗ ner und 
gen Rechte und Verbindlichketten aus der Bürge gelle 
ſchaft aufgehoben; die Verbindlichkeiten des Haupt⸗ 
ſchuldners aber bleiben unverändert. 

9. 497. So weit der Gläubiger und Haupt⸗ 
ſchuldner einander beerben, wird zugleich die Ver⸗ 
bindlichkeit des Bürgen aufgehoben; auch wenn der⸗ 
los ſchon rechtskräftig verurtheilt war, den Haupt 
ſchuldner zu vertreten. 

§. 498. Dagegen verbleibt dem Burgen ſein 
Recht, den Erſatz der wegen der Buͤrgſchaft gehab⸗ 
ten Schäden und Koſten aus dem Vermögen oder 
Nachlaſſe des Schuldners zu fordern. 

H. 499. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Bürge, vor erfolgter Vereinigung, an den Gläubi⸗ 
ger für den Hauptſchuldner ſchon wirklich Zahlung 
geleiſtet hatte. 

$. 500, 
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Rechts . 500, Wenn der Erbe in Concurs verfällt, 
den Se, fo können die Gläubigen des Erblaſſers darauf an⸗ 
Kin tragen: daß zu ihrem Beſten der Nachlaß von dem 
u eigenthümlichen Vermoͤgen des Erben abgeſondert, 
Erbenund und zu ihrer Befriedigung vorzüglich verwendkt 


Erbla 
e in, werde ge 3 
surfen, 9. 501. Nur das, was nach ihrer Befriedi⸗ 


gung von dem Nachlaſſe noch übrig bleibt, fallt 
wieder in die Concursmaſſe des Erben zurück. 

$. 502. Durch einen ſolchen Autrag wird alfe 
die Vereinigung und Vermiſchung des Activvermo⸗ 
gens des Erblaſſers und Erben, auch wenn Letzterer 
von der Rechtswohlthat des Inventarii keinen Ges 
brauch gemacht hatte, zum Beſten der Erbſchafts⸗ 
gläubiger verhindert. 

$ 503. Auf dieſe Abſonderung konnen jedoch 
nur diejenigen Gläubiger des Erblaſſers antragen, 
welche vor Ablauf eines Jahres, nach dem Abſter⸗ 
ben des Erblaſſers, ihre Befriedigung von dem Er⸗ 
ben gerichtlich gefordert, und die Execution wider 
ihn bis zum eröffneten Concurſe fortgeſetzt haben. 

F. Jg. Erbfehaftegläubiger, welche mic dem 
Erben eine Novation vornehmen, werden dadurch 
des Abſonderungsrechts verluſtig. 
9. Jof. Haben einige Erbſchaftsglaͤubiger ihr 
Abſonderungsrecht erhalten, andere aber ſelbiges ob⸗ 
gedachtermaßen eingebüfßers fo werden erſtere aus dem 
abgeſonderten Nachlaſſe, ſo weit derſelbe zureicht, 
befriedigt, und Letztere muͤſſen ihnen als Gläubiger 
des Erben, nachſtehen, wenn ſie gleich ſonſt, nach 
der Qualität ihrer Forderungen, einen Vorzug hät⸗ 
ten verlangen konnen. 

§. 506. Erbſchaftsglaubiger, denen für ihre 
Forderungen ein Pfand⸗ oder Hypothekenrecht in einer 
zum Nachlaſſe gehörigen Sache beſtellt worden, ber 
dürfen zur Erhaltung deſſelben keiner Wb 

307. 
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5. 507. Hat Jemand eine verſchuldete Erb⸗ 
ſchaft ohne Vorbehalt der Rechtswohlthat des In⸗ 
ventarit übernommen, und iſt dadurch außer Stand 
gefeßt worden, feinen eigenen und den Erbſchaftsglau⸗ 
bigern zugleich ein Gnüge zu leiſten: ſo können, 
bey einem über ihn entſtehenden Concurſe, feine 
Gläubiger auf die Abſonderung feines eigenen Ber⸗ 
mögens von dem Nachlaſſe antragen. 

F. 508; Zu dergleichen Antrage find jedoch nur 
ſolche Gläubiger des Erben berechtigt, deren Forde⸗ 
rungen älter find, als der Erbanfall, und die dieſe 
Forderungen innerhalb Jahresfriſt, nach uͤbernom⸗ 
mener Erbſchaft, gegen den Schuldner eingeklagt, 
auch die Execution bis zum eröffneten Coneurſe fort⸗ 
geſetzt haben. 

H. 509. Die Wirkung dieſes Abſonderungs⸗ 
rechts iſt, daß die Gläubiger des Erben, denen es 
zukommt, aus ſeinem abgeſonderten Vermögen vor⸗ 
zuͤglich befriedigt werden müſſen. 

$. 510. Nur an das, was alsdann von dem 
Vermoͤgen des Erben noch übrig bleibt, konnen die 
Erbſchaftsglaͤubiger, denen er wegen der ohne Vor⸗ 
behalt geſchehenen Erbesantretung aus eigenen Mit⸗ 
teln verhaftet iſt, ingleichen feine eigenen Glaubi⸗ 
ger, denen nach §. 508. das Abſonderungsrecht nicht 
zukommt, ſich halten. 

H. 317. Auch bier beduͤrfen Gläubiger des Er⸗ 
ben, die mit Pfand oder Hypothek gedeckt find, kei⸗ 
nes Abſonderungsrechts. 

§. 512. Dagegen kann auch zum Nachtheile 
ſolcher Erbſchaftsglaͤubiger, denen der Erbe, vor 
eröffnetem Concurſe, ein Pfand» oder Hypotheken⸗ 
recht in feinem eigenen Vermoͤgen beſtellt hat, auf 
die Abſonderung nicht angetragen werden. 
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Siebenzehnter Titel. 
Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume. 


Erſter Abſchnitt. i 


Vom gemeinſchaftlichen Eigenthume 
überhaupt. 


he 

Allgenteie Bemeinfchafttiches Eigenthum iſt alsdann vorhan⸗ 

e den, wenn daſſeſbe Eigenthumsrecht uͤber eine Sache, 
oder ein Recht, mehreren Perſonen ungetheilt zu⸗ 

kommt. (Tit. 8. §. 14. 15. 17.) 

H. 2. Bey der Gemeinſchaft des Eigenthums 
wird vermuthet, daß jeder Miteigenthümer gleiches 

Recht, und eben ſo viel Recht, als der andere, an 
der gemeinſchaftliehen Sache habe. 

F. 3. Die ungleiche Theilnehmung an der Sache 
ändert noch nichts in der Beſchaffenheit des Rechts 
der verſchiedeuen Miteigenthumer. 
§. 4. Das Recht eines jeden Theilnehmers auf 
die gemeinſchaftliche Sache gehöre zum beſondern 
Eigenthume deſſelben. x 
ER 2 F. J. Von den Titeln und Erwerbungsarten 
alle des Miteigenthums gilt in der Regel alles, was vom 
ſtehen. Eigenthume überhaupt verordnet iſt. 

S8. 6. Gemeinſchaften, die aus Vertragen ent- 
fanden find, werden nach den Regeln der Gefell- 
ſchaftsverträge beurtheilt. (Abſchn. 3.) 

$ 7. Bey Gemeinſchaften, die aus Verfuͤgun⸗ 
gen eines Dritten entſtehen, muß vorzüglich auf die 
Verordnungen des Stifters Rüͤckſicht genommen 
werden. 


9.8 
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$ 8. Bey Gemeinſchaften, die aus einer zu⸗ 
fälligen Begebenheit entſtanden find, gelten die Vor⸗ 
ſchriften des gegenwärtigen Abſchnitts. 

F. 9. Eben dieſe Brſchriften finden auch als⸗ 
dann Anwendung, wenn die Entſcheidung weder 
aus der Verordnung des Stifters, noch aus dem 
Geſellſchaftsvertrage, noch aus den über dieſe bei⸗ 
den Arten der Gemeinſchaften gegebenen beſonderen 
Geſetzen entnommen werden kann. 

$ 10. Kein Theilnehmer kann, ohne Beiſtim⸗ Rechte 
mung der ubrigen, über die gemeinſchaftliche Sache, bercheile 


deren Beſitz oder Benutzung, gültige Verfügungen 8 
treffen. haupt. 


H. 11. Selbſt durch die Mehrheit der Stim⸗ 
men konnen die übrigen Theilnehmer in ihren Rech⸗ 
ten nicht beeintraͤchtiget werden. 

§. 12. Wenn es aber auf Verfügungen über 
die Subftanz der gemeinſchaftlichen Sache oder die 
Art ihrer Verwaltung oder Benutzung ankommk: fo 
entſcheidet in der Regel die Mehrheit der Stimmen. 

§. 13. Der mindere Theil der Miteigenthuͤmer 
muß ſich alſo dem Schluffe der inehrern unterwer⸗ 
fen, oder die Aufhebung der Gemeinſchaft fordern. 

F. 14. Wählt, der Widerſprechende Letzteres: 
ſo darf in der Zwiſchenzeit, bis zur vollendeten Aus⸗ 
einanderſetzung, wider ſeinen Willen keine Veraͤnde⸗ 
rung vorgenommen werden. 5 

§. 15. Kann die Gemeinfchaft entweder gar 
nicht, oder innerhalb einer gewiſſen noch nicht zu 
Ende gelaufenen Zeit nicht aufgehoben werden: ſo 
iſt der Widerſprechende befugt, auf richterliche Ans 
terſuchung: ob die von den übrigen Theilhabern ber 
ſchloſſene Verfügung zum gemeinſchaftlichen Beſten 
gereiche, anzutragen. 


9. 16. 
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$. 16. Findet ſich dieſes nicht: ſo darf wider 
den Willen auch nur eines Theilhabers an der Sa⸗ 
che, in deren Verwaltung und Benutzung nichts 
geändert werden, 3 

$. 17. Findet ſich aber, daß die Verfügung 
zum gemeinſchaftlichen Vortßeile gereiche, und dem 
Widerſprechenden unſehadlich ſey: fo muß der Rich⸗ 
ter die Einwilligung des letztern ergänzen. 

§. 18. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn aus 
der ſtreitigen zum gemeinſchaftlichen Vortheile gerei⸗ 
chenden Beriügung zwar einiger beſonderer Schade 
für den Widerſprechenden entſteht, die übrigen aber, 
ihn dafür vollſtändig ſchadlos zu halten, bereit und 
vermoͤgend ſind. 

$ 19. Ob, und wie, bloß zur Erhaltung der 
gemeinſchaftlichen Sache Veranſtaltungen zu treffen 
find, muß ſchlechterdings nach der Mehrheit der 
Stimmen entſchieden werden. 

. 20. Eben fo gilt die Stimmenmehrheit oh⸗ 
ne weitere Rückfrage, wenn die Theilnehmer dar⸗ 
uͤber, daß eine Veränderung getroffen werden muͤſſe, 
einig find, und nur über die Art, wie fie geſchehen 
ſolle, geſtritten wird. - 

§. 21. Der Regel nach werden in allen-Fäl- 
len, wo die Stimmenmehrheit entſcheiden ſoll, die 
Stimmen nicht nach den Perſonen, ſondern nach 
Verhaͤltniß der Antheile der Intereſſenten gezahlt. 

$. 22. Wenn es aber auf bloße perfönliche 
Gerechtſame, und nicht auf die gemeinfchaftliche 
Sache ſelbſt, deren Verwaltung und Benutzung an⸗ 
kommt; fo geſchieht die Stimmenzaͤhlung nach den 
Perſonen. 

$. 23. Bey vorhandener Stimmengleichheit 
muß der Streit durch Compromiß, oder wenn auch 
darüber die Theilnehmer ſich nicht einigen können, 

durch richterlichen Ausſpruch entschieden be 
24. 
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9. 24. Der Schieds ſowohl als der ordent⸗ 
liche Richter müffen, bey ihrer Eueſcheidung, nur 
auf das, was dem gemeinſamen Beſten ſammtlicher 
Theilnehmer am zutraglichſten, und hiernächſt auf 
das, was der eigentlichen Beſtimmung der Sache 
am gemäßeften iſt, Ruͤckſicht nehmen. \ 

§. 25. Zur Gewahrſam der Sache find in der Genaptr 
Regel ſammtliche Theilnehmer zugleich berechtigt. 5 

§. 26. Kann die Sache nicht in gemeinſchaft⸗ . 
licher Gewahrſam gehalten werden: ſo hat derjenige 
den Vorzug, welchem der groͤßte Antheil an der⸗ ® 
felben zukommt. x 

27. Sind die Antheile gleich: fo hat der⸗ 
jenige in deſſen Gewahrſam, nach ſeiner Lage und 
Vermogensumſtänden, die Sache am ſicherſten aufs 
gehoben iſt, darauf vorzüglichen Anſpruch. 

$. 28. Kann auch hiernach der Streit nicht 
entſchieden werden: fo muß das Loos den Ausſpruch 
thun. n 
0 $. 29. So weit mit der Gewahrſam der Sache 
theilbare, oder folche Nutzungen, die nach Gelde 
geichägf werden konnen, verbunden find, finden die 
Vorſchriften F. 37. lag. Anwendung. 

$. 30. Iſt aber mit der Gewahrſam eine un⸗ 
theilbare und unſchätzbare Nutzung dergeſtalt ver⸗ 
bunden, daß dieſelbe ohne die Gewahrſam nicht ge⸗ 
noſſen werden kann: fo muß letztere unter den Theile 
nehmern abwechſeln. 

$. 31. Die Dauer der Beſiszeit eines jeden 
richtet ſich alsdann nach dem Verhaͤltniſſe ihres An⸗ 
theils an der gemeinfcha'tlichen Sache. 

F. 32. Wer mit der Gewahrſam den Anfang 
mache, und wie die Theilnehmer darin einander 
folgen, iſt nach Vorſchriſt des 9. 26, und 28. zu 
beſtimmen. 


9. 33. 
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„ 33. Iſt die unſchätzbare Nutzung ſo be⸗ 
ſchaffen, daß fie nur in einem gewiſſen wiederkeh⸗ 
renden Zeitraume (periodiſch) ganz genoſſen wer⸗ 
den kann: ſo kann nur nach dem Ablaufe eines 
ſolchen Zeitraums ein Wechſel in der Gewahrſam 
Statt finden. 

$ 34. Ein Intereſſent, welcher in dem ihn 


betreffenden. Zeitraume, die unſchaͤtzbare Nutzung 


ſelbſt zu genießen, durch Abweſenheit oder ſonſt 
gehindert wird, kann ſein Recht dazu, wider den 
Willen der andern Theilnehmer, keinem Fremden 


übertragen. ö 


F. 35. Wegen des Beſitzes gemeinſchaftlicher 
Famiſienurkunden iſt gehörigen Orks das Noͤrhige 
feſtgeſetzt. (Th. 2. Tit. 4. Abſchn. 1.) 

K. 36. Auch die Verwaltung der Sache ge⸗ 

buͤhrt der Regel nach ſaͤmmtlichen Theilnehmern ge⸗ 
meinſchaftlich. 
F. 37. Findet die gemeinſchaftliche Verwaltung 
nach der Natur der Sache, nach dem Einverſtänd⸗ 
niſſe ſammtlicher Theilhaber, oder nach einer ent⸗ 
ſcheidenden Stimmenmehrheir (S. 12 18.) nicht 
Statt: fo muß ein gemeinſchaftlicher Adminiſtrator 
beſtelle, oder die Sache für gemeinfchaftliche Rech⸗ 
nung verpachtet werden. 

F. 38. Können die Theilhaber ſich darüber: 
ob Pacht oder Adminiſtration Statt finden ſolle, 
nicht vereinigen, ſo giebt lediglich die Mehrheit der 
Stimmen den Ausſchlag. 

$. 39. Steht es veſt, daß die Verpachtung 
Statt haben ſoll, ſo hat die Meinung desjenigen, 
welcher auf öffentliche Verſteigerung der Pacht an⸗ 
träge, den Vorzug. t 

9. 40. Steht es veſt, daß ein gemeinſchaft⸗ 
licher Adminiſtrator zu beſtellen ſey: fo bange die 

use 
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Auswahl der Perfon deſſelben abermals bloß von 
der Mehrheit der Stimmen ab. 

H. 41. Bei vorhandener Stimmengleichheit hat 
der von einigen Theiluehmern zum Adminiſtrator 
vorgeſchlagene Mitintereſſent vor einem Fremden 
den Vorzug. 

F. 42. Außer dieſem Falle findet die Vorſchrift 
F. 23. 24. Anwendung. 

5. 43. Auch Veranderungen in der Perſon des 
Adminiſtrators hängen von der Mehrheit der Stim⸗ 
men ab. 

H. 44, Die theilbaren Nutzungen einer gemein quyen: 
ſchaftlichen Sache müffen, im Mangel näherer Be⸗ und La⸗ 
ſtimmungen, allemal nach Verhaͤlenß der Anrechte iin: 
eines jeden Intereſſenten getheilt werden. 

$. 45. Nach gleichem Verhaͤltniſſe muß auch 
jeder Theilnehmer zu den Laſten der Sache, und 
zu den Koſten, welche darauf zu verwenden find, 
beitragen. . x 

$ 46. Wer fich feiner Pflicht zur nutzbaren 
Erhaltung der Sache vorſäͤtzlich entzieht, kann ans 
gehalten werden, ſeinen Antheil den übrigen Mit⸗ 
eigenthümern nach einer gerichtlich aufgenommenen 
Verkauſstaxe zu überlaſſen. 

H. 47. Ein Gleiches findet Statt, wenn ein 
Theilneßmer feinen Beitrag zu den gemeinſchaftli⸗ 
chen Laſten und Koſten wegen Unvermoͤgens nicht 
aufbringen, und dieſer Beitrag auch aus den wirk⸗ 
lich fälligen Nutzungen feines Antheils nicht genom⸗ 
men werden kann. x 

$. 48. In dem Falle des H. 46. iſt der wider⸗ 
ſpenſtige Theilnehmer für die von den andern auf 
feinen Theil gemachten Auslagen gefegmäßige Ver⸗ 
zugszinſen zu entrichten verbunden. 

F. 49. Außer dieſem Falle aber findet für die 
von einigen Theilnehmern zum Beſten der übrigen 

ger 
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gemachten Auslagen landuͤbliche Verzinſung Statt. 
(Tit. 11. H. 841.) 

F. 50. Der Autheil eines jeden Theilnehmers 
an den Nutzungen iſt fein ausſchließendes Eigenchum, 
und die übrigen konnen ihm nicht vorſchreiben, was 
er davon für einen Gebrauch machen wolle. 

§. Jr. Nur in Fällen, wo wegen der von 
einem Theilnehmer zu den Laſten und Koſten der 
Sache zu leiſtenden Beitrage, die Uebrigen auf ſei⸗ 
nen Autheil an der Subſtanz Anſpruch machen koͤn⸗ 
nen ($. 46 4 .), find fie auch an die wirklich fäls 
ligen und ihm noch nicht verabfolgten Nutzungen ſich 
vorzüglich zu halten berechtigt. 

$. 32. Gemeinſchaftliche Vertrage der Theil⸗ 
nehmer mit einem Dritten find, in Anfehung des Letz 
tern, nach den Vorſchriften der Geſetze von Correal⸗ 
vertragen, zu beurtheilen. Tit. 5. . 424. 1d.) 

Rechte $. 53. Wenn ein Theilnehmer, vermöge. eines 
ben ber Auftrages der Uehrigen, oder auch ohne dergleichen 
Seele Auftrag, in Ruckſicht der gemeinſchaftlichen Sache, 
ehen er erdas mit einem Fremden verhandelt; jo werden die 
nen Orit, Rechte und Pflichten, welche aus einer ſolchen Hand» 
an lung zwiſchen ihm und dem Fremden, fo wie zwiſchen 
aus den dieſem und den übrigen Theilnehmern eutſtehen, nach 
4% den Vorſchriften des Dretzehnten Titels im Erſten 
Seiner und Zweiten Abſchnitte beurtheilt. 


Felle & l 8 
Se H. 34. In Fallen, wo die Geſetze eine vermu⸗ 


thete Vollmacht zulaſſen: hat der Theilnehmer, wel: 
cher in Rückſicht der gemeinſchaftlichen Sache etwas 
verhandelt, dergleichen vermuthete Vollmacht für ſich. 
(Tit. 13. §. 119. fgg.) 

9. 55. Was ein Theilnehmer, auch durch Ver⸗ 
wendung des gemeinſchaftlichen Vermögens, für ſich 
ſelbſt und auf ſeinen eigenen Namen erwirbt, wird 
kein gemeinſchaftliches Eigenthum der ubrigen Theil⸗ 


nehmer, 
§. 56. 
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§. 36. Es ſteht aber dieſen frey, von dem Er⸗ 
werben den die Abtretung des Miteigenthums der ganz 
oder zum Theil aus gemeinſchaftlichem Vermögen 
erworbenen Sachen oder Rechte zu fordern. 

6. 57. Wollen fie dieſes nicht, fo muß der 
Erwerbende das Verwendete mit geſetzlichen Ver⸗ 
zugs zinſen zurückgeben. 5 „ 

6. 58. Theilnehmer, deren Miteigenthum ohne 
ausdrücklichen Vertrag entſtanden iſt, dürfen einan⸗ 
der, bey ihren Handlungen oder Unterlaſſungen in 
Ruͤckſicht der gemeinſchaftlichen Sache, nur für grobe 
und maͤßige Verſehen gerecht werden. 

§. 59. Hat aber ein Theilnehmer ohne Auf⸗ 
trag, oder gar wider den Willen der Uebrigen, et⸗ 
was vorgenommen, was die ganze gemeinfchaftliche 
Sache betrifft: fo haſtet er für den dabey entſtan⸗ 
denen Schaden, gleich einem Fremden. (Tit. 13. 
Abſchn. 2. 3.) 8 

F. 60. Bey gemeinſchaftlichem Eigenchume, gertuper 
welches weder durch Vertrag, noch durch Verord- fas eur: 
nung eines Dritten entſtanden, if jeder Dheilnehmer dez 
fein Anrecht auch einem Fremden zu überlaſſen wohl 
befugt; 

Fü 61. Doch bleibt den übrigen Theilnehmern, 
wenn dieſelben die Gemeinſchaft unter ſich ſortſetzen 
wollen, das Vorkaufsrecht vorbehalten. 

$. 62. Melden ſich zur Ausübung dieſes Rechts 
mehrere Theilnehmer; ſo entſcheidet unter ihnen die 
Wahl des Ausſcheidenden. 

$. 63. Bey einem durch Vertrag oder Verord⸗ 
nung eines Dritten entſtandenen gemeinſchaftlichen 
Eigenthume, kann jeder Theilnehmer ſein Anrecht 
einem Mitgenoſſen gültig abtreten. 

$. 64. Auch iſt die Abtretung des Miteigen⸗ 
ums an einen Fremden, bey Gemeinschaften, wel⸗ 


che 


Verpfan⸗ 
dung ber⸗ 
ſelben. 
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che durch Verordnung eines Dritten entſtanden find, 
in der Regel zutäfig 

§. 65 Doch haben auch in dieſem Falle die 
uͤbrigen Intereſſenten das Vorkaufsrecht nach den 
$. 61. 62. enthaltenen Beſtimmungen. 

§. 66. Köunen und wollen aber die übrigen 
Intereſſenten auf die Theilung ſofort antragen; oder 
vermögen fie einen aus der Perſon des neuen Mit 
genoſſen für fie entſtebenden Nachtheil auszuweiſen: 
ſo findet die Veräußerung an einen ſolchen Mitge⸗ 
noſſen nicht Statt 

§. 67 Bey Gemeinſchaften, die durch Vertrag 
entſtanden find, haben eben dieſe Vorſchriften . 65. 
66. in ſo weit Anwendung, als der Vertrag bloß 
die Erwerbung eines gemeinſchaftlichen Eigenthums 
zum Gegenſtande hatte. 

. 68. Hat aber in dieſem Vertrage ein Mit⸗ 
glied zugleich gewiſſe Handlungen und perfönliche 
Pflichten in Ruͤckſicht des gemeinſchaftlichen Geſchaͤfts 
übernommen: jo kann derſelbe feinen Mitgenoſſen, 
durch Veraͤußerung feines Anrechts, einen Fremden, 
wider ihren Willen, dazu nicht aufdringen, 

$ 69. In ſo fern als ein Theilhaber fein An⸗ 
recht an einen Fremden zu veräußern befugt iſt, 
kann er es auch demſelben verpfaͤnden. 

§. 70. Jeder Theilhaber ohne Unterſchied kann, 
auch einem Fremden, nicht nur feinen Antheil an 
den bereits gewonnenen Nutzungen abtreten, ſon⸗ 
dern auch demſelben die künftigen Nutzungen für ſei⸗ 
nen Theil gültig anweiſen. 

H. 71. Ueberhaupt find die Gläubiger eines 
Theilhabers befugt, an den Antheil der Nußungen 
ihres Schuldners aus der gemeinſchaftlichen Sache 
ſich zu halten, und deſſen Herausgabe von den uͤbri⸗ 
gen Intereſſenten zu fordern. 


$ 72. 
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H. 72. Es finder alſo auch der Arreſtſchlag auf 
Nutzungen Statt, wenn nicht gewiſſe Geſellſthaften 
durch Geſetze davon ausdruͤckſich ausgenommen find. 

§. 73. Auf den wirklichen Mitbeſißz, oder auf 
die Mitverwaltung der gemeinſchaftlichen Sache, 
kann der bloße, auch dingliche Gläubiger eines Theil⸗ 
nehmers, nicht Anfpruch machen. ö 

$ 74. Eine nothwendige Veräußerung des 
dem Schuldner gehörenden Antheils an der Sache 
ſelbſt, auf das Andringen feiner Gläubiger, iſt nur 
unter den §. 60—68, beſtimmten Umſtaͤnden, ſo 
wie alsdann zulaͤßta, wenn auf die Theilung des 
gerneinfeafelihen Eigenthums angetragen werden 

ann. , 

$. 75: Die Theilung des gemeinſchaftlichen Ei⸗ 5115 
genthums findet in allen Fallen Statt, wo nicht aus, Genen, 
druͤckliche Geſetze, Vertrage, oder rechtsgültige Ver⸗ ſchaften. 
ordnungen eines Dritten entgegenſtehen. 1 

$. 76. Das Recht auf eine ſolche Theilung 
anzutra zen, kann auch durch Verjährung nicht ver⸗ 
loren gehen. 

§. 77. Selbſt alsdann nicht, wenn ein Teils 
nehmer der von dem andern angerragenen Theilung 
widerſprochen; und letzterer ſich dabey durch noch ſo 
lange Zeit beruhigt haͤtte. 

$. 78. Der bloße Rath oder die Warnung 
des Seifters, daß die Gemeinſchaft fortgeſetzt wer⸗ 
den möchte, ſchränkt das Recht der Teilnehmer, 
auf Trennung anzutragen, nicht ein. 2 

§. 79. In allen Fallen, wo die Aufhebung 
eines an ſich guͤltigen Vertrages in den Geſetzen vers 
ſtattet iſt, kann auch die Verbindlichkeit aus Verträ⸗ 
gen, zur Fortſetzung der Gemeinſchaft, aufgehoben 
werden. (Tit. 5. §. 349. 149.) 
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H. 80. Eben ſo findet die Trennung einer Ge⸗ 
meinſchaft, deren Fortſetzung ein Dritter an ſich 
guͤltig verordnet hat, in denjenigen Fällen Statt, wo 
ein gültiger Vertrag, wegen Unmoͤglichkeit der Er⸗ 
fuͤllung, oder wegen veränderter Umſtande, aufge⸗ 
hoben werden kann. (Tit. 5. F. 360—377. faq.) 

§. 81. Was wegen Trennung einer unter Ehe⸗ 
leuten entſtandenen Guͤtergemeinſchaft Rechtens ſey, 
iſt im Titel don der Ehe vorgeſchrieben. (Th. 2. 
Tit. 1. Abſchn. 6. 7. 8.) 

$. 82. So weit Jemand gültige Veraͤußerungs⸗ 
vertrage zu ſchließen fähig iſt, kann er auch auf 
Theilung des gemeinſchaftlichen Eigenthums antragen. 

§. 83. Sind bey einer in den Geſetzen an ſich 
gebilligten Theilung die Intereſſenten über den Zeit- 
punkt derſelben nicht einig: ſo muß die Theilung 
bis dahin verſchoben werden, wo ſie ohne Schaden 
der Sache, und mit dem wenigſten Nachtheile für 
ſaͤmmtliche Intereſſenten erfolgen kann. 

F. 84. In der Regel iſt derjenige Zeitpunkt 
abzuwarten, wo ſich Nutzen und Laſten der gemein⸗ 
ſehaftlichen Sache am fuͤglichſten gegen einander ab⸗ 
wägen laſſen. 

§. 85. Wegen bloßer Rückflände in der zur 
gemeinſchaftlichen Sache gehörenden Einnahme, kann 
die Theilung ſelbſt nicht aufgehalten werden. 

§. 86. Wenn mehrere von einander unterſchie⸗ 
dene Sachen, deren jede beſonders genutzt werden 
kann, zu theilen find: fo darf deswegen, weil eini⸗ 
ge noch nicht getheilt werden koͤnnen, die Theilung 
der übrigen nicht ausgeſetzt bleiben. 

H. 87. Was feiner Natur nach theilbar iſt, 
und durch die Theilung ſeinen Werth nicht verliert, 
muß, wenn nicht ausdruͤckliche Geſetze entgegenſte⸗ 
hen, oder die Intereſſenten ſich auf andere Art des⸗ 
balb vereinigen, in Natur getheilt werden. 5 

8. 83» 
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§. 88. Koͤnnen die Intereſſenten wegen Zu⸗ 
ſchlagung der einzelnen Theile ſich nicht vereinigen; 
ſo entſcheidet das Loos. 

$- 89. Kann zwar die Sache an ſich in Na⸗ 
kur getheilt; über die Wuͤrdigung oder Legung der 
Theile aber kein Uebereinkommen unter den Inter⸗ 
eſſenten getroffen werden; ſo iſt jeder derſelben auf 
öffentlichen Verkauf anzutragen berechtiget. 

$. 90. Dergleichen Ausgebot zum offentlichen 
Verkaufe findet in allen Fallen Statt, wo die Theis 
lung in Natur nicht erfolgen, und auch wegen Les 
berlaſſung der gemeinſchaftlich geweſenen Sache an 
einen der Theilnehmer, oder an einen Dritten, keine 
Vereinigung unter den Intereſſenten erreichet were 
den kann. 

$ 91. Ob fur ein geſchebenes Gebot der Zur 
ſchlag erfolgen, oder die Ausbietung fortgeſetzt wer⸗ 
den ſolle, entſcheidet die Mehrheit der Stimmen. 

§. 92. Liegt jedoch bey dem Aufgebote zum 
öffentlichen Verkaufe eine Taxe zum Grunde, welche 
mit Zuziehung ſammtlicher Intereſſenten nach Bora 
ſchrift der Prozeßordnung aufgenommen worden; 
und geſchieht ein Gebot, wodurch die Taxe erreicht 
oder gar überſtiegen wird: fo muß der Zuſchlag ges 
ſchehen, wenn auch nur einer oder etliche Intereſ⸗ 
ſenten, welche keine Mehrheit ausmachen, darauf 
antragen. 

$. 93. Iſt die Taxe nicht erreicht worden, und 
die Stimmen für und wider den Zuſchlag ſind gleich, 
ſo findet derſelbe nicht Statt. 5 

§. 94. Iſt zwar die Theilung zuläßig; die 
Veräußerung an einen Fremden aber verboten: fo 
muß die untheilbare Sache durch Verſteigerung un⸗ 
ter den Intereſſen ſelbſt ins Geld geſetzt werden. 

§. 95. Bey einer folhen Bietung unter den 
Intereſſenten kann derjenige, welcher auf die Thei⸗ 
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lung dringt, den Zuſchlag an ſich ſelbſt, wenn auch 
ſonſt ſeine Stimme das Uebergewicht ausmacht, doch 
nicht verlangen, wenn nicht wenigſtens der volle 
Betrag einer nach H. 92, aufgenommenen Taxe ge 
boten worden. 
FS. 96. Unter mehreren ein gleiches Gebot ab⸗ 
gebenden Theilnehmern entſcheidet die Erklärung 
der übrigen. Wenn aber außer ihnen keine Theil- 
nehmer mehr vorhanden find; oder die übrigen ſich 
wegen der Entſcheidung nicht vereinigen konnen 
oder wollen: fo hat derjenige, welcher das höchite 
Gebot zuerſt abgegeben hat, den Vorzug 

§. 97. Bey allen Theilungen müſſen die In⸗ 
tereſſenten einander fir den jedem zugeſchlagenen 
Antheil, wie bey Kaufvertraͤgen, die Gewähr leiſten. 

$. 98. Bey Theilung gemeinſchaftlicher Capi- 
talien finden wegen der Gewaͤhrsleiſtung die Vor⸗ 
ſchriften von Ceſſionen Anwendung. (Tit. 11. Abs 
ſchnitt 3. $. 420 [gq.) 

$. 99. Dieſe Verbindlichkeit der theilenden 
Miteigenthuͤmer gegen einander (F. 97 98.), wird 
nicht geändert, wenn gleich der Dritte, welcher ih⸗ 
nen das gemeinfchaitliche Eigenthum übertragen hat, 
wegen einer künſtigen Auseinanderſetzung gewiſſe 
Vorſchriften ertheilet hätte, 

$. 100. Wenn aber aus dem Inhalte der Ber 
ordnung ſich ergiebt, daß der Stifter einem Inter⸗ 
eſſenten, von Anfang an, gewiſſe Theile als fein 
beſonderes Eigenthum babe anweiſen wollen: fo 
findet desfalls keine Gewaͤhrsleiſtung Statt. 

§. 101. Im zweifelhaften Falle wird letzteres 
(F. 100.) eher, als erſteres, ($. 99.) vermuthet. 

$. 102, In fo fern durch die Theilung ſtrei⸗ 
tige Punkte abgemacht worden, iſt ſie nach den 
Geſetzen von Vergleichen zu beurtheilen. 


$. 103. 
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H. rog. Eigenthum und Gefahr in Anſehung 
des Ganzen gehen bey Theilungen nur eben ſo, 
wie bey Kaufverträgen in Anſehung koͤrperlicher Sa⸗ 
chen, und bey Ceſſionen in Anſehung der Rechte, 
auf den Uebernehmer des Ganzen über. 
$. 104. Die Beſtimmung der Antheile oder 
Abfindungen geſchieht uͤbrigens nach Verhältniß des 
dem bisherigen Miteigenthüͤmer zugekommenen An⸗ 
rechts. (5. 2. 3) 
$. 105. Durch die Theilung koͤnnen die in An⸗ aan der 
ſehung der getheilten Sache ſchon erworbenen Rechte ben in 
eines Dritten nicht geſchmaͤlert werden. Ablicht 
$. 106. Hat der Gläubiger ein dingliches Recht Bitten. 
auf die gemeinſchaftlich geweſene Sache erlangt: fo 
kann er, auch wenn die Sache in Natur getheilt 
worden, an jeden Theil für das Ganze ſich halten. 
H. 107. Fur bloß perfönliche Forderungen aber, 
die einem Dritten an ſämmtliche geweſene Theilba⸗ 
ber zukommen, haftet bey einer weder durch Ver⸗ 
trag noch durch letztwillige Verordnung entſtaudenen 
Gemeinſchaft, nach erioluter Trennung derſelben, 
ein jeder der geweſenen Theilnehmer nach Verhaͤlt⸗ 
niß des empfangenen Antheils. 
$. 108. Wenn über den Grund des Anſpruchs 
eines Dritten an die gemeinſchabtlich geweſene Sache, 
oder an die Perſonen der ſaͤmmtlichen vormaligen 
Theilnehmer, ein Rechtsſtreit entſtehet, fo find letz⸗ 
tere, in ſo fern ſte ihren Gerichtsſtand in hieſigen 
Landen haben, ſchuldig, auch nach erfolgter Thei⸗ 
lung, mit dem Gläubiger ſich gemeinſchaftlich ein» 
ziulaſſen. 
$. 109. Ausnahmen und nahere Beſtimmun⸗ 
gen in Anſehung ſolcher Theilnehmer, deren gemein⸗ 
ſchaftliches Eigenthum aus einem Geſellſchaftsvertrage 
eneftanden iſt, fo wie in Anſehung der Miterben, 
find gehörigen. Orts feſtgeſetzt. (Abſch. 2. 5 
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$. 110. In allen Fällen, wo die geweſenen 
Theilhaber, vermoͤge eines ausdrücklichen Vertrages, 
gemeiuſchaftlich haften, wird ihre Verbindlichkeit 
gegen den Dritten durch die erfolgte Theilung in 
nichts geändert, , 

H. 111. Die Kraft und Gültigkeit einer Pri⸗ 
vattheilung iſt nach den Regeln von Vergleichen, 


geſochten ſo wie derjenigen, welche mit Zuziehung des Rich⸗ 


werden 
könen. 


ters angelegt worden, nach den Regeln der rechts⸗ 
kräftigen Erkenntniſſe zu beurtheilen. 

$. 112. Nur fo weit alſo, als Vergleiche oder 
rechtskraͤſtige Urtelsſpruͤche von den Parteien ange⸗ 
fochten werden konnen; finder die Anfechtung einer 
in rechtsgültiger Form abgefchloffenen Theilung Statt. 

$. 113. Doch kann eine gerichtliche Theilung 
unter dem Vorwande, daß das Geichäft nicht vor 
dem gehörigen Richter verhandelt worden, nicht an⸗ 
gefochten werden. 

H. 114. Dagegen gilt bey Theilungen eines 
Inbegriffs von Sachen, ſelbſt wenn fie durch Er⸗ 
kenntniß beſtimmt worden, dennoch eben das, was 
die Geſetze bey einer durch Vergleich vollzogenen 
Theilung eines ſolchen Inbegriffs, in Anſehung der 
dabey uͤbergangenen Stücke vorſchreiben. (Tit. 16, 


F. 436. dd. 


Zweiter Abſchnitt, 


Bom gemeinſchaftlichen Eigenthume der 
Miterben. 


9. 115. Die gemeinſchaftlichen Rechte der Mit / 
erben find nach den allgemeinen Grumdfägen vom 
Miteigenthume zu beurtheilen. 

$. 116. Das Anrecht eines jeden an der Ger 
meinſchaft iſt eutweder durch rechtsbeſtaͤndige nt 

iens⸗ 
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lenserklaͤrung des Erblaſſers, oder in deren Erman⸗ 


gelung unmittelbar durch Geſetze beſtimimt. (Tit. 12, - 
Th. 2. Tit. 1—4.) 


$ 117. Jeder Erbe, deſſen Autheil nicht in onenh 
ſech felbſt, ſondern nue im Berhaltniſſe gegen das u 
Ganze beſtimmt ift, kann auf die Teilung antragen. gen. 
9. 118. Ein Verbot des Erblaſsers, daß fein une aer 


Nachlaß niemals getheilt werden ſolle, hat keine eigen 


rechtliche Wirkung. 

§. 119. Wohl aber kann der Erblaſſer die 
Teilung beſtimmter einzelner zum Machlaſſe gehoͤ⸗ 
riger Stücke unterſagen, und deren fortwährende 
Gemeinſchaft unter den Erben verordnen. 

H. 120. Wie weit dergleichen Verbot für be⸗ 
ſtändig, oder nur auf gewiſſe Grade von Wirkung 
ſey, iſt nach den bey Fideicommiſſen vorgeſchriebenen 
Grundſätzen zu beurtheilen. (Tit. 12. $. 53. lad.) 

§. 121. Hat der Erblaſſer die Ausſetzung der 
Theilung bis zum Ablaufe einer gewiſſen Zeit, oder 
bis zun Eintritte einer gewiſſen Begebendeit vor⸗ 
geſchrieben: fo muͤſſen die Erben ſich dieſe Vorſchrift 
gefallen laſſen. 

$. 122. Doch iſt ein Erbe, dem der Erblaſ⸗ 
fer nicht mehr als einen ihm gebührenden Pflicht 
theil verlaſſen hat, auch an ſolche Verfügungen 
deſſelben (5. 119 —12 7.) nicht gebunden. 


$. 123. Die Art der Theilung iſt nach der Aut der 
Vorſchrift des Erblaſſers, übrigens aber nach den Be 


Regeln des vorigen Abſchnitts zu beſtimmen. 

§. 124. Schriften und Urkunden, die weder 
ein zum Nachlaſſe gehoͤrendes Grundſtück betreffen, 
noch ein in die Theilung kommendes Recht begrün⸗ 
den, noch an ſich einen nach Gelde zu beſtimmen⸗ 
den Werth haben, verbleiben demjenigen, welchem 
der größte Antheil an der Erbſchaft zukommt. 


§. 125. 


} 


LI 
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$. 125. Unter Miterben, deren Antheile gleich 
gabe entſcheidet uͤber den Beſitz ſolcher Urkunden das 
008. 
$. 126. Hat der Erblaſſer ſelbſt die Theilung 
angelegt: fo kann er die von den Miterben für ihre 
Autheile einander zu leiſtende Gewähr ($. 97. 98.) 
Einem oder Allen erlaſſen; doch nicht zum Nachtheile 
deſſen, welchem er nur einen demſelben gebübtens 
den Pflichttheil angewiefen hat. 
dich $. 127. Zu den die Erbſchaft betreffenden 
ten ber Schulden und Laſten find die Erben gegen die Erb⸗ 
ee ſchaftsglaubiger gemeinſchaftlich verpflichtet. 
hung ber. . 128. Unter ſich aber find fie dazu, nach Ver⸗ 
1 haͤltuiß ihrer Erbeheile, beizutragen ſchuldig. 
0 Bu $: 129. Doch kann dieſer Beitrag unter den 
aud La: Erben ſelbſt durch Verfügung des Erblaſſers, oder 
durch Vertrag, auch in einem ungleichen Verhaͤltniſſe, 
gültig beſtimmt werden. 

H. 130. Dergleichen Feſtſetzungen konnen aber 
die Rechte der Gläubiger niemals, und bloße Vers 
abredungen der Erben unter ſich konnen auch die 
a der Legatarien auf den gauzen Nachlaß nicht 

malern. 7 
beſenders F. 131. Haben die Erden vor Erfüllung ihrer 
Yo gemeinſchaſtüchen Berbindlichfeiten in den Nachlaß 
hell fich getheile: fo hat jeder Erbſchaftsgläubiger die 
Wahl; ob er ſich an die Erben iusgeſammt, oder an 
jeden derſelben, nach Verhältniß feines Erbtheils, 
oder an einen unter ihnen fuͤr das Ganze halten wolle. 
§. 132. Will er ſich an die Erben insgeſammt 
halten, fo müſſen ihm dieſelben in dem letzten per⸗ 
ſonlichen Gzerichtsſtande des Erblaſſers gerecht wer⸗ 
den, (S. 108.) 
H. 133. Hält er ſich an die einzelnen Erben, oder 
nur an einen unter ihnen, ſo muß er jeden in ſeinem 
eignen Gerichtsſtande belangen. 6 
Ä 8 1734. 
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9. 134. Auf eine höhere Summe, als der er⸗ ’ 
haltene Erbtheil beträgt, kann kein einzelner Erbe, 
wenn er die Erbſchaft nicht ganz ohne Vorbehalt an 
getreten bat, fr das Ganze belangt werden. 

§. 135. In wie fern, wenn dieſer Erbcheil 
durch Zahlungen an andere Gläubiger bereits er⸗ 
ſchoͤpft iſt, der Erbe nur nach Verhältniß feines 
Antheils, oder gar nieht haften dürfe, iſt nach den 
im Neunten Titel $ 452. gg. vorgeſchriebenen 
Grundſatzen zu beſtimmen. 

$. 136. Kann der Gläubiger von dem⸗ oder 
denjenigen einzelnen Erben, die er in Anſpruch ge⸗ 
nommen hat, feine Befriedigung ganz oder zum 
Theil nicht erhalten: ſo bleibt ihm dennoch ſein 
Recht gegen die übrigen Miterben. 

§. 137. Wollen die theilenden Miterben einen Was Er⸗ 
Erbſchaftsgläubiger verpflichten, daß er ſich an je, dach Die 
den unter ihnen nuc nach Verhältniß feines Erb- folgter 
theils halten ſolle; fo müſſen fie demſelben die be- Farin, 
vorſtehende Theilung in Zeiten bekannt machen. ſchats⸗ 

H. 138. In Anſehung der unbekaunten Gläu⸗ a 
biger muß dieſe Bekanntmachung dreimal in die für ihren 
Zeitungen und Intelligenzblätter der Provinz ein⸗ 10 55 
geruͤckt werden. wollen, 

§. 139. War der Erblaſſer ein Kaufmann, a ud 
deſſen Verkehr ſich auch außerhalb der Provinz haben. 
erſtreckte: ſo muß die Bekanntmachung, noch au⸗ 
ßerdem, in den Zeitungen einer andern Königlichen 
Provinz erfolgen. 8 

§. 140. Dazu muß eine Provinz gewählet wer⸗ 
den, in welcher der Erblaſſer fein Verkehr haupt⸗ 
fächlich betrieben hat, oder die dem Auslande, wo: 
hin er handelte, am nächften liegt. 2 
rar, Läßt ein Erbſchaftsgläubiger Drey 
Monate nach geſchehener Bekanntmachung verſtrei⸗ 
chen, ohne ſich zu melden: ſo kaun er, nach 2 5 

ei 


282 Erſter Theil. Siebenzehnter Titel. 


Theilung, an jeden Erben nur fuͤr ſeinen Antheil 
ſich halten. ö 

H. 142. In dem Falle des F. 139. 140. kommt 
den auswärtigen Gläubigern des Erblaſſers eine 
Sechsmonatliche Friſt zu gute. 

H. 143. Die Friſt wird, wenn die Bekannt⸗ 
machung durch Briefe geſchehen, von dem Tage, wo 
der Brief, nach dem gewoͤhnlichen Laufe der Poſten, 
an dem Orte ſeiner Beſtimmung hat eintreffen koͤnnen, 
bey öffentlichen Bekanntmachungen aber, von dem 
Tage der erſten Einruͤckungen in die Zeitungen gerechnet. 

§. 144. Es haͤngt von den Erben ab, dieſe 
Bekanntmachung durch die Gerichte zu veranſtalten, 
oder ſie ſelbſt außergerichtlich zu beſorgen. 

§. 145. Iſt nur letzteres erfolgt, und ein 
Glaͤubiger leugnet die erhaltene Nachricht; fo muͤſſen 
die Erben die mündliche Eröffnung, oder den Eingang 
des Briefes, worin die ſchriftliche Nachricht enthal⸗ 
ten war, und bey oͤffentlichen Bekanntmachungen, 
die wirklich erfolgte Einrückung derſelben gehoͤrig 
nachweifen: 

$. 146. Gegen einen Gläubiger, deſſen For 
derung den Erben zwar bekannt, fein dermaliger 
Aufenthalt aber, nach ihrer an Eidesſtatt abzuge⸗ 
benden Verſicherung, unbekannt war, iſt die öffent⸗ 
liche Bekanntmachung hinreichend. 

deen H. 147. So weit, nach vorſtehenden Grundſä⸗ 
gegen ein zen, ein jeder Miterbe, auch nach der Theilung, 
ander, den Erbſchaftsglaͤubigern und Legatarien verhaftet 
KDSP bleibt, hat er das Necht, von feinen Miterben den 
Theilung Nachweis zu fordern: daß die von ſelbigen uͤber⸗ 
Geben de nommenen Theile der Erbſchaftsſchulden und Laſten 
haste, berichtigt, oder doch die übrigen Miterben von ihrer 
i ee Verbindlichkeit dazu befreit worden. 

n. F. 148. Die Zeit, binnen welcher eines, oder 


das andere geſchehen ſolle, muß, wenn die De 
teien 
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teien ſich Darüber nicht vereinigen konnen, nach Be⸗ 
ſchaffenheit der Umſtaͤnde von dem Richter beftimme 
werden. \ 

$. 149. Jeder Miterbe ift von dem andern 
Sicherheitsbeſtellung deshalb auf feinen Antheil zu 
fordern berechtigt. i 

$. 150. Einem Miterben, welcher der 6. 147. 
ihm obliegenden Pflicht in der beſtimmten Zeit nach» 
zukommen ſaumig iſt, muß der Richter, auf das 
Anrufen auch nur eines einzelnen Miterben, zu de⸗ 
ren Erfüllung anhalten. 

H. 157. Auch die zur Erbſchaft gehörenden Ak- Rechte 
tivforderungen koͤnnen die Erben, fo lange fie im Mit⸗ un ler 
eigenthume ſtehen, nur gemeinſchaftlich einziehen. Miter⸗ 

5. 152. Nach getheilter Erbſchaft kann der gen gere 
Schuldner an denjenigen Erben ſicher zahlen, wel- jur Erbe 
cher ſich im Befiße des über die Forderung ſpre⸗ Malt or 
chenden Inſtruments befindet. tivfors 

$. 153. Wollen die übrigen Erben verhindern, derungen. 
daß der Beſitzer des Inſtruments das Ganze für 
ſich einziehe: fo müſſen fie dieſes dem Schuldner 
gerichtlich bekannt machen; und wenn die Poſt im 
Hypothekenbuche eingetragen iſt, auch ihre Prote⸗ 
ſtation daſelbſt vermerken laſſen. 

$. 154. Iſt die Schuld fo befchaffen, daß kein 
beſonderes Inſtrument daruber vorhanden ift: ſo muß 
der Schuldner an denjenigen Erben zahlen, welehem 
die Poſt bey der Theilung angewieſen worden. > 

§. 155. Kann keine dergleichen Anweiſung vor⸗ 
gezeiget werden: ſo iſt der Schuldner berechtigt, zu 
verlangen, daß die Erben einen gemeiuſchaftlichen 
— zur Einziehung der Schuld bes 

ellen. 

. 256. Können oder wollen die Erben dieſes 
nicht thun; oder zweifelt der Schuldner, daß die 
vorgezeigte Vollmacht von ſaͤmmtlichen Erben 11 

geſtellt 
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geſtellt ſey: ſo kann er ſich durch gerichtliche Mies 
derlegung der ſchuldigen Sache oder Summe von 
feiner Verbindlichkeit befreien, 

. 157. Die Niederlegung muß in demjeni⸗ 
gen Gerichtsſtande gefcheben, unter welchem der 
im Vertrage, oder durch das Geſetz, beſtimmte Zah⸗ 
lungsort gelegen iſt. 3 

§. 158. Die Koſten der Niederlegung müffen 
die Erben tragen, ſobald das Bedenken des Schuld⸗ 
ners, welches dieſelbe veranlaßet hat, nicht offenbar 
unerheblich geweſen iſt. 

ee §. 159. Streiten mehrere Perſonen darüber, 
sun das welchem von ihnen das Erbrecht ganz oder zum Theil 
acht zuſtehe: fo muß die Verwaltung der Erbfehaft einem 
reilg it gerichtlich zu beſtellenden Verlaſſenſchafts Curator 
aufgetragen werden. 

H. 160. Har ſchon einer der Präfendenten red⸗ 
licher Weiſe den Beſitz der Erbſchaft ergriffen: fo 
muß er darin bis zum Austrage der Sache gelaſſen 
werden. 

9. 161. Befindet ſich noch keiner der Praͤten⸗ 
denten im Beſitze der Erbſchaft: fo hängt es ledig⸗ 
lich von der Beurtheilung des Richters ab, die Cu⸗ 
vatel einem unter denſelben, oder auch einem Frem⸗ 
den, zu uͤbertragen. 

$. 162. Sowohl der Verlaſſenſchafts⸗ Curator, 
als der im Beſitze befindliche Praͤtendent, muͤſſen 
die Verwaltung der Erbſchaft, bis zum Ausgange 
des Streits, unter richterlicher Aufſicht fuͤhren. 

§. 163. Sie müſſen bey allen Verfügungen, 
welche die Subſtanz des Nachlaſſes, oder Haupt⸗ 
veraͤnderungen in der Adminiſtration deſſelben betref⸗ 
fen, die anderen Erbſchaſts⸗Praͤtendenten zuziehen. 

6. 164. Sobald der Streit über das Erbrecht 
oder die Erbtheile entſchieden iſt, oder alljährig, 
wenn dieſer Streit ſich in die Lange ziehet, muß = 
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Curator den Intereſſenten von feiner Adminiſtra⸗ 
tion Rechenſchaft ablegen. 8 

§. 165. Der redliche Erbſchaftsbeſiter ($. 160.) 
kann nur nach entſchiedener Sache, oder wenn er 
ſich während des Prozeſſes einer nachtheiligen Ver⸗ 
waltung der Erbſchaft verdächtig macht, zur Rech⸗ 
nungslegung angehalten werden. . 

H. 166. Die Theilung der Erbſchaft muß aus⸗ 
gefeßt bleiben, bis der Streit über das Erbrecht 
oder die Erbantheile vollig entſchieden iſt. 

6. 167. Doch koͤnnen diejenigen, welche von 
den übrigen Prätendenten als Miterben anerkannt 
werden, auf die Theilung in fo weit antragen, als 
ſelbige ohne erheblichen Nachtheil Fir die Audern, 
im Falle daß dieſe den gemachten Anspruch recht⸗ 
lich ausführen ſollten, Start finden kaun. 

$. 168. Wie es in Fällen, wenn Teſtaments⸗ 
oder Inteſtaterben über das Erbrecht ſtreiten, mit 
dem Beſitze und der Verwaltung des Nachlaſſes zu- 
halten ſey, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 12. 


$ 243. 199) 


Dritter Abfchnitt, 


Von Gemeinſchaften, welche durch Bere 


trag entſtehen. . 


$. 169. Ein Vertrag, durch welchen mehrere Bene 
Perſonen ihr Vermoͤgen oder Gewerbe, oder auch um 


Grund⸗ 


ihre Arbeiten und Bemühungen, ganz oder zum fähe, 
Theil, zur Erlangung eines gemeinſchaftlichen End⸗ 
zwecks vereinigen, wird ein Geſellſchaftsvertrag ge⸗ 
nannt. 
$. 170. Der Zweck der Verbindung, und das 
Verhaſeniß der Perbundenen bey und zur Erlangung 
deſſelben, muͤſſen allemal, ohne Unterfehied des Ge⸗ 
gen⸗ 


1. Von 
allgemei⸗ 
neſt Ge⸗ 
lellſchaf 
ten. 
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genſtandes, durch einen ſchriſtlichen Vertrag, bey 
Strafe der Nas el veſtgeſetzt werden. ä 

§. 177. Iſt dies nicht geſchehen, gleichwohl 
aber durch die gemeinſchaftlichen Verwendungen der 
Geſellſchafter bereits etwas erworben worden: fe 
wird ein ſolcher Erwerb als gemeinſchaftliches Eis 
genthum, welches aus einer zufälligen Begebenheit 
entſtanden iſt, nach den Regeln des erſten Abſchnitts 
beurtheilt. 

$. 172. Haben mehrere Perſonen gemeinſchaft⸗ 
lich mit einem Dritten einen Vertrag geſchloſſen: 
fo wird, in Ermangelung eines beſondern rechtsgül⸗ 
tigen Abkommens unter ihnen ſelbſt, ihr Verhaͤltniß 
gegen einander nach den in dem Vertrage mit dem 
Dritten vorkommenden Beſtimmungen beurcheilt. 

$. 173. Sind auch in dieſem dergleichen Be⸗ 
ſtimmungen nicht enthalten: ſo finden die allgemei⸗ 
nen Regeln des Erſten Abſchnitts Anwendung. 

$. 174. Sit das, was in die Geſellſchaft ge⸗ 
bracht, oder durch dieſelbe bewirkt werden foll, in 
dem Vektrage nicht deutlich beftunmer fo ſtreitet die 
Vermuthung mehr für die Einfchränfung, als für 
die Erweiterung deſſelben. 

§. 175. Die Pflichten der Verbundenen zur 
Erreichung des gemeinſchaftlichen Endzwecks, ſo wie 
die Rechte derſelben in Anſehung des dadurch zu er⸗ 
werbenden Vortheils, werden im zweifelhaften Falle 
fuͤr gleich geachtet. 
H. 176. Eine allgemeine Guͤtergemeinſchaft 
kann durch Vertrag nur unter Eheleuten errichtet 
werden. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 6. 

$. 177. Was wegen einer allgemeinen Geſell⸗ 
ſchaft des Erwerbes unter Eheleuten Rechtens fey, 
iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Ebend.) 

$. 178. Unter andern Perſonen kann eine ſol⸗ 
che allgemeine Gemeinſchaft des Erwerbes nur due 

einen 
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einen gerichtlich geſchloſſenen Vertrag guͤltig einge⸗ 
gangen werden. 8 

$. 179. Daß dergleichen Vertrag geſchloſſen 
worden, muß durch Anſchlag an der Gerichtsſtelle des 
Wohnorts ſämmtlicher Contrahenten, ſo wie durch 
Einrückung einer Anzeige in die Zeitungen und In⸗ 
telligenzblatter der Provinz, Öffentlich bekannt ge⸗ y 
macht werden. 

$. 180. Iſt dieſes unterblieben, fo kann eine 
ſolche Gemeinſchaft einem Dritten, der ſich mit einem 
der Interrſſenten in Verhandlungen eingelaſſen hat, 
fo lange er der Wiſſenſchaft nicht überfuͤhrt werden 
kann, niemals zum Nachtheile gereichen. 

H. 181. uebrigens gelten, wegen der bey 
Schließung eines ſolchen Vertrages zu beobachtenden 
Erforderniſſe, ingleichen wegen deſſen, was zu einer 
Gemeinſchaft des Erwerbes im zweifelhaften Falle 
gerechnet werden muͤſſe, eben die Vorſchriften, wie « 
bey Eheleuten. (Th. 2. Tit. 1. Abſchn. 6.) 

$. 182. Dagegen werden die Rechte und Pflſch⸗ 
ten der Geſellſchafter, in Anſehung des Beſitzes, der 
Verwaltung, und der Benußung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Erwerbes, im Mangel näherer Beſtimmun⸗ 
gen, lediglich nach den Regeln des Erſten Abſchnitts 
beurtheilt. 

§. 183. Geſellſchaftsvertraͤge, welche nur auf it, Von 
einen beſtimmten Gegenſtand, oder auf ein beſonde⸗ 508 8% 
res Gewerbe oder Geſchäft gerichtet find, bedürfen fellſchaf⸗ 
keiner gerichtlichen Abſchließung oder Beftätigung, den. g 

§. 184. Eben dies gilt auch bey Kaufleuten, 
welche nur zum Betriebe eines einzelnen beſtimmten 
Geſchaͤfts mit einander in Verbindung treten. 

§. 185. Wenn aber eine eigentliche Socie⸗ 
tätshandlung unter einer gemeinſchaftlichen Firma 
errichtet werden foll: fo iſt ein ſolches Geſchaͤft 
nach den im Kaufmannsrechte baruͤber ertheilten 

naheren 
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nähern Vorſchriften zu beurtheilen. (Th. 2. Tit. 8. 
Abſchn. 7.) 
$. 186. Bey anderen beſondern Geſellſchaſten 
inüffen zwar die Rechte und Pflichten der einzelnen 
Mitglieder, in allen Fallen, hauptſächlich nach dem 
Inhalte des zwiſchen ihnen errichteten Vertrages 
beſtimmt werden; 
$. 187. Doch kommen Einſchraͤnkungen dieſer 
Rechte und Pflichten, welche von den geſetzlichen 
Beſtimmungen abweichen, ſowohl der Geſellſchaft 
überhaupt, als einzelnen Mitgliedern derſelben, ge⸗ 
gen einen Dritten nur in ſo weit zu ſtatten, als 
ſie dem Dritten zur rechter Zeit bekannt gemacht 
worden. 5 3 
Rechte und F. 188. Die Verbindlichkeit unter den Contra; 
Aal ec beuten nimmt der Regel nach mit dem Tage des 
ſchafter. geſchloſſenen Vertrages ihren Anfang. 
int" H. 189. Wenn der Vertrag nicht ein Anderes 
Wenge beſtimmt, fo it jedes Mitglied zu dem gemeinſchaſt⸗ 
lichen Fonds in gleichem Verhaͤltniſſe beizutragen 
ſchuldig. 
$. 190. Zu mehreren Beiträgen aber, als 
wozu ein jeder Mitgenoſſe ſich ausdrücklich verbun⸗ 
den hat, kann derſelbe, auch unter veränderten Um⸗ 
ſtaͤnden, von den übrigen nicht angehalten werben. 
§. 191. Findet jedoch ohne dergleichen mehre⸗ 
ren Beitrag die Erreichung des gemeinſamen End⸗ 
zwecks gar nicht Statt: fo kann das weigernde 
Mitglied zum Austritte aus der Geſellſchaft ange⸗ 
halten werden. . 
$. 192. Auch iſt unter dieſen Umſtaͤnden, wenn 
nämlich durch die ausdrücklich verabredeten Beiträ⸗ 
ge der gemeinſame Endzweck gar nicht erreicht wer⸗ 
den kann, jeder Mitgenoſſe, auch noch vor Ablauf 
der confractmäßigen Zeit, die Geſellſchaft zu ver⸗ 
laſſen berechtigt. 
$. 193. 
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$ 193. Sollen die Geſchaͤfte der Gefellfchaft 
durch neue Beitrage nur erweitert werden; übrigens 
aber der Gegenſtand derſelben ungeändert bleiben; 
ſo koͤnnen die übrigen Mitglieder dieſe Beiträge 
nach eigenem Gurbeſinden verſtärken. 

$. 194. Sie konnen aber den weigernden Mit⸗ 
genoſſen weder zu einer ebenmäßigen Verſtärkung 
noͤthigen, noch ſeiner Weigerung halber von der 
Geſellſchaft ansſchließen. 

H. 195. Vielmehr konnen fie nur, bey einem 
in dem erweiterten Geſchaͤfte entſtandenen Gewinn, 
nach Verhäleniß ihrer verſtaͤrkten Beiträge, auch 
einen ſtaͤrkeren Antheil fordern. 5 

$. 196. Wollen hingegen die übrigen Geſell⸗ 
ſchafter, durch neue Beitraͤge, den Zweck ihrer Ver⸗ 
bindung auf einen neuen darin bisher nicht betries 
benen Gegenſtand ausdehnen: ſo iſt derjenige, wel⸗ 
cher ſeinen Beitrag dazu verweigert, weder ſchuldig 
noch befugt, an dieſen erweiterten Geſchaͤften Theil 
zu nehmen. 

$. 197. Vielmehr iſt in ſo weit die Verbin: 
dung der übrigen Mitglieder als eine neue bloß un⸗ 
ter ihnen beſtehende Societät anzuſehen. 

9 198. Der zum Betriebe des gemeinſchaftli⸗ 
chen Geſchaͤftes zuſammengetragene Fonds iſt von 
der Zeit des geſchloſſenen Vertrages an als gemein⸗ 
schaftliches Eigenthum anzuſehen. 8 

§. 199. Sollen Grundſtuͤcke zum Fonds der 
Societät beitragen, und als gemeines Eigenthum 
angeſehen werden: fo ſoll deren foͤrmliche Zuſchreibung 
an die Geſellſchaft im Hypothekenbuche erfolgen. 

$. 200. ft dieſes unterblieben, fo werden der⸗ 
gleichen Grundſtücke nur in Anſehung der Geſell⸗ 
ſchafter unter ſich, nicht aber in Anſehung eines 
Dritten, gemeinschaftlich. 
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$. 201. Mobilen und Effekten, welche nach 
einer gewiſſen Tape der Geſellſchaft überliefert wor⸗ 
den, werden ebenfalls ein gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
thum derſelben. 5 

H. 202. Sind Grundſtücke ohne Zuſchreibung, 
und Mobilien ohne Taxe, der Societät uberlaſſen, 
ſo wird vermuthet, daß ſie derſelben bloß zum Ge⸗ 
branche geliehen werden. 
9. 203. Wer mit Leiſtung feiner Beitrage, 
die nicht in baarem Gelde beſtehen, ſaumig iſt, muß 
der Geſellſchaft den durch dieſen Verzug entſtande⸗ 
nen Schaden erſetzen. . 

§. 204. Bey verzoͤgerter Entrichtung der Geld⸗ 
beiträge haben die übrigen Geſellſchafter die Wahl, 
ſtatt des Schadenserſatzes, geſetzmaßige Verzugszin⸗ 
fen zu fordern. (Tit. 11. $. 827. gg.) 

H. 205. Sobald die Geſellſchaft ihren Anfang 
genommen hat, ſind Nutzen und Schaden den In⸗ 
tereſſenten nach Verhaͤltuiß ihrer Antheile gemein. 


2 beydem F. 206. Wenn der Vertrag nicht ein Anderes 
Betriebe beſtimmt, fo iſt jedes Mitglied zum Vetriebe der 


der, Ge⸗ 
fbäfte, 


gemeinſchaftlichen Angelegenheiten auf gleiche Art 


befuge und verpflichtet. 5 
$. 207. Es müljen daber in der Regel die 


Socierätsgeſchafte von ſämmtlichen Mitgliedern ge⸗ 
meinſchaftlich betrieben und vollzogen werden. 
§. 208. Doch bedarf es der Zuziehung ſolcher 
Mitglieder, die nur zum Geldbeitrage, nicht aber 
zum Betriebe der Geſchafte ſich verbunden haben, 
nur alsdann, wenn Handlungen unternommen wer⸗ 
den ſollen, die den Grundſatzen des Societäͤtsvertra⸗ 
ges nicht gemäß find. 
$. 209. Iſt im Geſellſchaftsvertrage nicht bes 
ſtimmt, wie bey dem Betriebe der gemeinſchaftli⸗ 
chen Angelegenheiten, in Fällen, wo die Stimmen⸗ 
mehrheit entſcheiden muß, die Stimmen gezahlt a 
a 
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den ſollen: ſo geſchieht dieſes nicht nach dem Ver⸗ 
haͤltniſſe der Beiträge, ſondern nach den Perſonen. 

H. 210. ft einem der Geſellſchafter der Des 
trieb aller, oder einer gewiſſen Art der Societäͤts⸗ 
gefchäfte, ohne weitere Beſtimmung übertragen wor⸗ 
den; ſo iſt das Verhältniß deſſeben nach den Re⸗ 
geln von uneingeſchraͤnkten Vollmachtsauſtraͤgen zu 
beurtheilen. (Tit. 13. H. 98. lag.) 
FS. 211. Geſellſchafter find bey dem Betriebe 
des gemeinfchaftlichen Gewerbes zu demjenigen Gra⸗ 
de von Fleiß und Aufmerkſamkeit verpflichtet, den 
ein Jeder in feinen eigenen Geſchaͤften anzuwenden 
pflegt. 8 5 

$ 212. Iſt aber einem Geſellſchafter, außer 
feinem Antheile am Gewinne, noch eine beſondere 
Beſoldung oder Belohnung für die Beſorgung eines 
gewiſſen Geſchaͤftes ausgeſetzt worden: ſo muß er 
ein dabey begangenes Verſeben nach allgemeinen 
über das Geſchaft ſelbſt ergangenen gefeslichen Vor⸗ 
ſchriften, obne Rückſicht feiner perfönlichen Eigen⸗ 
ſchaſten, vertreten. 

H. 213, Ein Gleiches findet Statt, wenn ein 
zelne Sachen einem Gefellichafter zur befondern Ver⸗ 
wahrung oder Verwaltung anvertrauet worden, 

9 204 Vorſtehende Verordnungen (F. 212. 
213.) finden jedoch nur zum Vortheile der übrigen 
after, nicht aber zur Entſchuldigung des 
hrigten, Verwalters, oder Verwahrers 
ſelen, der etwa in feinen eigenen Geſchaften einen 


höheren Grad von Fleiß und Aufmerkſamkeit zu 
au pflegt, Anwendung. . 


$. 215; Ein Gefellfehafter kann ſich von ſei⸗ 
ner Verbindlichkeit zum Schadenserſatze dadurch 
nicht befreien, daß er der Geſellſchaft in andern 
Fallen beſondere Vortbeile erworben hat. 


2 8. 216. 


3) wegen 
der Rech⸗ 
nungsle⸗ 


sung, 
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§. 216. Kein Geſellſchafter kann den übrigen 
an ſeiner Statt einen Fremden zum Mitgliede auf⸗ 


dringen. 
$. 217. Dadurch, daß eins der Mitglieder 


feinen Antheil an dem Gewinne einem Fremden 


überläßt, erlangt dieſer fo wenig die Rechte als die 
Pflichten eines Mitgliedes. 

8. 218. Ein ſolcher Ceſſionarius kann daher 
von den uͤbrigen Geſellſchaftern weder Rechnungs⸗ 
legung, noch audere Machweiſungen über die betrie⸗ 
benen Geſchaͤfte; wohl aber die Vorlegung einer 
Balance über den aus dem gemeinſchaftlichen Ges 
werbe entſtandenen Gewinn und Verluſt fordern. 

$. 219. Den übrigen Mitgliedern der Geſell⸗ 
ſchaft hingegen iſt jeder Mitgenoſſe von feinen für 
die Geſellſchaft übernommenen Geſchaͤften Rechnung 
zu legen verpflichtet. 

$. 220. Wenn bey dieſer Rechnungslegung 
Poſten vorkommen, deren Verwendung nach den 
Amftänden wahrſcheinlich; die Beibringung eines 
eigentlichen Belags oder anderen Beweiſes aber mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden iſt: ſo kann 
die bloß an Eidesſtatt geſchehene Angabe, oder die 
eidliche Beſtärkung des Rechnungslegers nach rich⸗ 
terlichem Ermeſſen, die Stelle des Belages oder 
weiteren Nachweiſes vertreten. 

$. 221. Auch die Erben eines verſtorbenen 
Geſellſchafters find über die von dem Erblaſſer 
beſorgten Societaͤtsgeſchaͤfte Rechnung zu legen 
ſchuldig. 

$. 222, Haben die Mitglieder der Geſellſchaft 
der Befugniß, uͤber das von einem unter ihnen 
beſorgte Geſchäft Rechnungslegung zu fordern, ent⸗ 
ſagt: fo bat es dabey, wenn auch die Entſagung 
vor der Beendigung des Geſchaftes erfolgt ware, 
ſein Bewenden. 

$. 223. 


3 
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$. 223. Kann jedoch ein ſolcher Geſellſchafter 
eines auch nur in einzelnen Theilen oder Verhand⸗ 
lungen bey dem Geſchafte begangenen Betruges 
überführt werden; ſo muß er über das ganze Ge⸗ 
ſchaft, der geſchehenen Entſagung ungeachtet, Rech⸗ 
nung legen. 

$. 224. Der Geſellſchafter, welcher der Kaffe 
der Societaͤt eigenmächtig etwas vorenthält, muß 
nach der Wahl der übrigen, entweder den dadurch 
verürſachten Schaden erſetzen, oder geſeß mäßige Bere 
zugszinſen entrichten. 

F. 225. Jedes Mitglied iſt für die zum ger 
meinſchaftlichen Beſten aus eigenen Mitteln gemach⸗ 
1 7 Vorſchüſſe landübliche Zinſen zu fordern berech⸗ 

get. 


$ 226, Auch muͤſſen ihm die bey Ausrichtung 
der Societätsgeſchaͤfte verwendeten Reiſe , Zeh⸗ 
rungs- und anderen unvermeidlichen Koſten vergütet 
werden. — 

8. 227. Für die bey ſolcher Gelegenheit erlit⸗ 
tenen Schäden kann er unter eben den Umſtaͤnden, 
wie ein Bevollmächtigter, Erſatz fordern. (Tit. 13. 
$. 80. lag. 

§. 228. Fuͤr die zum Beſten der Geſellſchaft 
angewendeten Bemühungen kann er ſich keine ihm 
nicht verſprochene Belohnung anrechnen. 

§. 229. Fuͤr ſolche Arbeiten aber, die zum ge⸗ 
wohnlichen Betriebe der Societaͤtsgeſchaͤfte nicht ge⸗ 
boͤren, und eine beſondere Kunſt oder Wiſſenſchaft 
erfordern, kann er den gewoͤhulichen Preis in Rech⸗ 
nung bringen. 

§. 230. Eine Geſellſchaft wird in der Regel hehe 
nur durch gemeinſchaftlich abgeſchloſſene und unter⸗ wien ge 


ſchriebene Verträge verpflichtet, 1 


$. 23 . 
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F. 231. Iſt der Berrieb aller oder gewiſſer 
Geſchafte einem der Geſellſchafter von den übrigen 
aulfgetragen worden; ſo verpflichtet derſelbe durch 
feine Handlungen oder Verkräge die Geſellſchaft als 
ein Bevbiltäk actes (8. 10.) 

„ 23. Ein Seſellſchafter, welcher nicht im 

amen Sr Soeiktat keontkahirt, verpflichtet, wenn 
er auch ſonſt als Besellmächtigter anzuſehen waͤre, 
nur de ſelbſt, nicht aber bie Geſellſchaft. 

F. 233. Hat jedoch ein Geſellſchafter zwar nur 
in ſeinem Namen, in Angelegenheiten der So⸗ 
cictät, einen Vertr. ae di iſt er ſchuldig, 
den daraus Sn 
zu überlaſſen 

$. 234. Gegen den Dritten 1155 weſcher mit 
dem Geſellſchafter bloß auf ſeinen eigenen Namen 
contrahiret hat, erlangt die Geſellſchaft aus einem 
ſolchen Vertrage kein Recht; und kann daher die 
von ſelbigem an feinen Contrahenten geleiſteten Zah⸗ 
lungen, oder auderen Verhandlungen, wodurch die 
aus dem Vertrage entſtandene Verbindlichkeit wieder 
aufgehoben worden, nicht anfechten. 

$. 235. Auch die Wiſſenſchaft des Dritten, 
daß 325 Geſchaft, worüber er contrabiret, die ganze 
Geſellſchaft angehe, kann denſelben in den ferneren 
Verhandlungen mit feinem, Contrahenten nicht ein⸗ 

ſchraͤnken, fo lange dabey kein Betrug vorwaltet, 
oder keine gerichtliche Uuterſagung erfolgt iſt. 

9. 236. So weit Jemand einem Andern durch 
nützliche Beſorgung feiner Geſchäͤfte, oder durch 
nützliche Verwendung verpflichtet wird, fd weit kann 
auch eine Geſellſchaft ſolchergeſtalt verpflichtet werden. 

8. 237. Wer aus dieſem letzten Grunde (§. 
236.) eine rechtsguͤltige Forderung an die Societät 
erlangt bat, der kann an jeden der Geſellſchaſter 
für Na Antheil ſich halten. 


S. 238. 
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, K. 238. Für den Antheil eines jeden haften die 
uͤbrigen Mitgenoſſen dem Gläubiger als Burgen. 

H. 239. Haben ſich aber die Geſellſchafter ei⸗ 
nem Dritten aus einem ausdrücklichen, von ihnen 
gemeinschaftlich, oder durch ihren Bevollmächtigten, 
geſchloſſenen Vertrage vepflichtet, fo findet gegen 
fie die Vorſchrift von Correalverträgen Anwendung. 

(Tt. 5. F. 4 1gq.) 

g. 240, Hat jedoch der Gläubiger nur mit 
einem der Geſellſchafter als gemeinſchaftlichem Be⸗ 
vollmaͤchtigten contrahiret: ſo kann in der Regel, 
und wenn die Vollmacht nicht ausdrücklich auf eine 
Verpflichtung von diefer Art gerichtet war, Perſo⸗ 
nalarreſt im Wege der Execution, auch nur gegen 
den Bevollmächtigten geſuchet werden. 

$. 241. Alles, was nach Abzug der gemein- J weges 
ſchaftichen Schulden, der zum Betriebe des Ge. Kuh Mur 
ſchaͤftes verwendeten Koſten, des zur Geſellſchaft ge- luls. 
widmeten Capitals, und der von den Mitgliedern 
zuſammengebrachten Beiträge, an gemeinſchaftlichem 
Vermoͤgen übrig bleibt, gehoͤrt zum Gewinne der 
Geſellſchaft. 

$. 242. So weit als vorſtehende Poſten aus 
dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen nicht gedeckt wer⸗ 
den können, iſt Verluſt vorhanden. 

b. 243. Bey Berechnung des Gewinnes und 
Verluſtes muß auf die fortwährende, durch den 
Gebrauch entſtehende Abnutzung und Verminderung 
des Werths der Werkzeuge, Geräthſchaften, und 
anderer Effekten, deren die Geſellſchaft zum Betriebe 
ihres Gewerbes ſich bedienet, Ruckſicht genommen 
werden. 8 

$. 244. Der Ancheil eines jeden Geſellſchaf⸗ 
ters am Gewinne und Verluſte muß hauptſachlich 
nach dem Inhalte des Vertrages beurtheilet werden 


9.245. 
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. 243. Ein Abkommen, wodurch einem der 
Geſellſchafter aller Schade, und dem andern aller 
Vorcheil allein angewieſen wird, iſt nach den Regeln 
von Schenkungen zu beurtheilen. 

9. 246. Kann das Abkommen als Schenkungs⸗ 
vertrag nicht beſtehen: fo muß Gewinn und Verluſt 
unter ſolchen Geſellſchaſten nach geſetzlichen Grund⸗ 
ſatzen verthellt werden. 5 

§. 247. Hat ein Mitglied, ſtatt feines Antheils 
am Gewinne, ſich beſtimmte Zinſen fuͤr ein Capital 
vorbedungen, ohne an der Gefahr des Verluſtes 
Theil nehmen zu wollen; fo wird er nur als ein 
Gläubiger der Geſellſchaft betrachtet. 

$. 34g. Ulebernimmt er aber verhälknißmäffigen 
Antheil an dem Verluſte, welcher die Geſellſchaft 
betreffen mochte: fo iſt es ihm erlaubt, fich hohere, 
als die ſonſt in den Geſetzen zugelaſſenen Zinſen 
feines Capitals vorzubedingen, 

$ 249. Durch dergleichen beſondere Verabre⸗ 
dungen unter denjenigen, welche einmal wirkliche 
Mitglieder einer Geſellſchafr geworden find, (§. 247. 
248.) wird jedoch das Verhaͤltuiß eines jeden Der 
ſelben gegen Fremde, denen die Geſellſchaft auf eine 
oder die andere Art verpflichtet worden, nicht ge⸗ 
ändert. 

$. 250, Wenn hingegen Jemand, ohne wirk⸗ 
lich ein Mitglied der Geſellſchaft zu werden, der⸗ 
ſelben bloß ein Capital unter der Bedingung ans 
vertrauet, daß er davon höhere, als die eigentlichen 
gefeglichen Zinſen genießen; dagegen aber auch Ges 
fahr und Verluſt nach Verhaͤltniß dieſes Capitals 
mit tragen wolle: ſo haftet derſelbe den Gläubigern 
der Geſellſchaft nur mit ſeinem eingelegten Capitale; 

und kann ein Mehreres zu den Societätsſchulden 
beizutragen nicht angehalten werden. 


§. 251. 
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F. 251. Iſt im Vertrage über den Antheil der 
Geſellſchaſter am Gewinne und Verluſte nichts veſt⸗ 
geſetzt: ſo muß derſelbe nach Verhäleniß ihres Bei⸗ 
krages zum gemeinſchaftlichen Fonds beſtimmt werden. 

$. 252. Haben ſäömmtliche Mitglieder nur durch 
ihre Arbeit den gemeinſchaftlichen Vortheil zu be, 
fordern ſich verbunden: fo iſt ihr Antheil am Ge⸗ 
winne und Verluſte gleich. 

$. 253. Iſt nur ein oder anderes Mitglied vom 
Beitrage zu dem gemeinſchaftlichen Fonds entbun⸗ 
den worden: ſo wird fein im Contracke unbeſtimmt 
gebliebener Antheil am Gewinne dem Antheile des⸗ 
jenigen, welcher den mindeſten Capitalsbeitrag gelei⸗ 
ſtet hat, gleich gefegt. a 

$. 254. Haben die übrigen Mitglieder alle glei⸗ 
chen Capitalsbeitrag geleiſtet, ſo hat der von dieſem 
Beitrage ganz entbundene Geſellſchafter am Gewinne 
mit ihnen gleichen Antheil. 

5. 259. An den Verkuſt nehmen die geldbei⸗ 
tragenden Mitglieder in eben dem Verhaͤltniſſe An⸗ 
theil, wie an dem Gewiune. 


$. 256. Ein vom Geldbeitrage entbundener 
Geſellſchafter kann zur Uebertragung eines Ancheils 
von dem am Fonds der Geſellſchaft entſtandenen 
Verluſte, außer dem Falle einer ausdrücklichen Vey⸗ 
abredung, nicht angehalten werden. 
$. 257. Vielmehr beſtehet fein Ancheil an denn 
Verluſte nur in der Entbehrung der für feine Be⸗ 
muͤhungen zum gemeinſchaftlichen Beſten gehofften 
Belohnung. 
b. 258. Sind aber einem ſolchen Geſellſchaf⸗ 
ter die Vortheile früherer Jahre zu Capital gut ges 
schrieben worden; dergeſtaſt, daß er, nach Verhaͤlt⸗ 
niß dieſes Capitals, an dem ferneren Gewinne Theil 
a 
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zu nehmen berechtigt iſt: ſo muß er nach gleichem 
*Berhäftniffe, auch zu dem Verfuſte mit beltragen. 

% 259. Soll der durch Verluſt am gemein⸗ 
ſehaftlichen Fonds ſich ereignete Abgang wieder er⸗ 
gänzet werden: ſo geſchiehet der Nachtrag in eben 
dem Verhaͤltniſſe, wie au Anfange der Geſellſchaft 
das gemeinſchaftliche Capital zuſammen gebracht 
worden. 

$. 2860. Iſt der Verluſt durch die Schuld ei⸗ 
nes vom Geldbeitrage entbundenen Mitgliedes ver⸗ 
urfache worden: fo iſt dieſer zwar zum Schadens⸗ 
enſage, nicht aber zu einem neuen Beitrage ver⸗ 
pflichtet. 8 

H. 261. Die Rechnung über Gewinn und Ver⸗ 
luſt muß, wenn nichts beſonderes verabredet iſt, nach 
erfolgter Beendigung des gemeinfchaftlichen Geſchäf⸗ 
tes, falls aber dieſes durch mehrere Jahre fortwähr 
ret, alljährig abgeſchloſſen werden. 

$. 262. Zum Nachtheile der vom Geldbeitrage 
befreieten Mitglieder kann der Verluſt eines vorher⸗ 
gehenden Jahres, im Mangel ausdrücklicher Verab⸗ 
redungen, bey der Berechnung über ein folgendes, 
won dem Gewinne deſſelben nicht abgezogen werden. 

F. 263. Ueber ſeinen Antheil am Gewinne iſt 
jedes Mitglied frey zu verfügen, und denſelben aus 
der Geſellſchaft herauszuziehen berechtiget. 

§. 264. Auch die Mehrheit der Stimmen kann 
kein Mitglied zu einer im Vertrage nicht verabrede⸗ 
ten Zurüciaffung feines Ancheils am Gewinne, zur 
Verſtarkung des gemeiuſchaftlichen Fonds, wider 
ſeinen Willen verpflichten. 2 

§. 265. Dagegen muß aber auch ein jeder Ge⸗ 
ſellſchafter mit der baaren Herauszahlung ſeines Ans 
theils am Gewinne ſich fo, lange gedulden, bis die ⸗ 
ſelbe ohne Zerrüteung der fortzuſetzenden Geſchafte 
Start finden kaun. 

$. 266. 


Bon Gemeinſchaſten durch Vertrag. 299 


g. 266. Die Gläubiger eines einzelnen Geſell⸗ 
ſchafters koͤnnen auch an feinen Antheil vom Ger 
winne ſich halten. 
§. 267. Doch müfen fie ſowohl wegen Nach⸗ 
weifung dieſes Antheils, als wegen der Art und 
Zeit der Herausgabe, ſich alles das gefallen laſſen, 
wozu der Schuldner ſelbſt, nach dem Vertrage, 
oder nach den Geſetzen verpflichtet iſt. . 
§. 268. Wenn alſo, nach dem Vertrage, der 
Gewinn von gewiſſen Jahren, oder nach einem ge⸗ 
wiſſen Verhältuiſſe, zur Verſtärkung des Fonds in 
der Geſellſchaft bleiben ſoll: fo gilt ein ſolches Ab⸗ 
kommen auch gegen die Gläubiger eines einzelnen 
Geſellſchafters. 
$. 269. In der Regel ſteht einem jeden Mit⸗ Pon dem 
gliede frey, die Geſellſchaft nach Gutbefinden zu ver⸗ aner 
laffen, Mltglie⸗ 
§. 270. Iſt aber der Vertrag auf gewiſſe Jahre, der. 
oder zur Ausführung eines gewiſſen beſtimmten 
Geſchaͤftes geſchloſſen worden: fo muß der Ablauf 
der Zeit oder das Ende des Geſchaͤftes abgewartet 
werden. 
$. 271. In dieſem Falle findet ein Rücktritt 
von der Societät nur in fo weit Statt; als felbiger 
überhaupt von andern gültigen Verträgen zulaßig iſt. 
$. 272. Ferner alsdann, wenn die Geſellſchaft 
nicht anders, als durch neue Beiträge, fortgeſetzt 
werden kann. (§. 191. 192.) 
$. 273. Ein Mitglied, welches ſich der Erfuͤl 
lung feiner Pflichten beharrlich entziehet, kann noch 
vor Ablauf der Zeit, oder vor Beendigung des Ge⸗ 
ſchaͤftes, von der Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden. 
$. 274. Noch mehr iſt die Geſellſchaft dazu 
berechtiget, wenn ein Mitglied betrüglich gegen dieſelbe 
gehandelt hat, als ein Verbrecher beſtraft, oder für 
einen Verſchwender gerichtlich erklärt werden iſt. 


§. 27%: 
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$. 275. Wenn das auszuſtoßende Mitglied der 
aus ſolchem Grunde ihm angekündigten Ausfchlies 
ßung widerſpricht: ſo muß zwar demſelben rechtli⸗ 
liches Gehoͤr daruber verſtattet werden; 
$. 276. Wird aber demnaͤchſt die Ausſchließung 
ſelbſt für rechtmäßig erklart: ſo erſtrecken fich die 
Wirkungen davon bis auf den Tag der geſchehenen 
Ankündigung zurück. 
$. 277. Wenn die beſtimmte Zeit verfloſſen iſt; 
oder das Gefchäft, welches den alleinigen Gegenſtand 
der Geſellſchaft ausmacht, beendigt; oder deſſen Fort⸗ 
ſetzung verboten worden: fo nimmt die Geſellſchaft 
von ſelbſt ein Ende. 


Von dem F. 278. Bey Geſellſchaften, deren Gegenſtand 
weden und Zweck nicht in dem Betriebe eines gemeinſchaſt⸗ 


nes Gier 


a lichen Geſchafts oder Gewerbes beſteht, wird durch. 
es. 


den Tod eines Geſellſchafters in den Verhaͤlkniſſen 
derſelben nichts geändert. 

$. 279. Vielmehr treten die Erben, ſowohl in 
Anſehung der Befugniß zum Austritt, als der Pflicht 
zur Fortſetzung der Geſellſchaft, lediglich an die 
Stelle des Erblaſſers. 

. 280, Ein Gleiches findet Statt, wenn zwar 
der Zweck der Geſellſchaft auf ein gemeinſchaftliches 


Geſchaͤſt oder Gewerbe gerichtet war, das verſtor⸗ 


bene Mitglied aber an dem Betriebe deſſelben nicht 
thatigen Antheil genommen hat. 

$. 281. Sobald aber ein Mitglied, welches 
zu dem Betriebe des gemeinſchaftlichen Gewerbes 
durch Handlungen mitzuwirken hatte, verſtirbt; 
ſtehet, wenn nicht im Verkrage ein Anderes aus⸗ 
drücklich beſtimmt iſt, den Erben des Verſtorbenen 
ſowohl, als den uͤbrigen Mitgliedern, der Ruͤcktritt 
von dem Vertrage offen. 

§. 382. Ist hingegen in dem Vertrage aus 


drücklich veſtgeſetzt, daß die Erben in der l 
fie 
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bleiben ſollen: fo find dieſe ſowohl, als die übrigen 
Mitglieder, an den Vertrag gebunden. 

\ F. 283. Auch in Ermangelung eines Vertrages 
verpflichtet eine an ſich rechtsgüͤltige Verordnung 
des Erblaſſers die Erben zur Fortſetzung der Socie⸗ 
tät: in fo fern es die übrigen Mitglieder verlangen. 

F. 284 Doch iſt dergleichen letztwillige Ver⸗ 
ordnung in Anſehung desjenigen, welcher von dem 
Verſtorbenen nicht mehr, als den ihm gebuͤhrenden 
Pflichtteil erbt, unverbindlich. 

6. 285. Hingegen muß auch ber bloße Erbe im 
Pflichtiheiſe, die aus einem Vertrage entfpringende 
Verbindlichleit zur Fortſetzung der Geſellſchaft gegen 
die übrigen Mitglieder anerkennen. 

§. 286. Gegen feine Miterben kann er verlan⸗ 
gen, daß ihm ſein Pfllchttheil aus dem übrigen 
nicht in der Societät ſtehenden Vermögen, in fo 
fern dieſes dazu hinreicht, angewieſen werde. 

$ 287. Kann eine ſolche Abfindung geſchehen: 
fo tritt eben dadurch der Erbe im Pftichttheile aus 
der Societät, und hat an dem ferneren Gewinne 
und Verluſte keinen Antheil. 

§. 288. Soll jedoch derſelbe auch gegen die 
Societatsgläubiger außer Verbindung kommen: fo 
muß alles beobachtet werden, was für den Fall vor⸗ 
geſchrieben if, wenn ein einzelner Beſellſchafter die 
noch fortdauernde Soeietät verläßt. ($ 300.) 

$, 289. Eine Verpflichtung, wodurch ſich es 
mand zur Fortſetzung einer Geſellſchaft für beſtandig, 
oder auf eine ganz unbeſtimmte Zeit anheiſchig macht 
iſt ſowohl fir den Eontrahenten, als fur deſſen Er⸗ 

en unverbindlich. 

$. 290, Der Abgang eines Mitgliedes, von 
deſſen Betriebe und Einſichten die Geſchafte der Ge. 
ſellſchaft, oder ein gewiſſer Zweig derſelben, Ber 

aupt⸗ 
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hauptſächlich abgehangen haben, berechtigt auch ein 
jedes anderes Mitglied zum Austritte. 
Mas bey F. 291. Ein Mitglied, welches von feinem 
dei ell Rechte, aus der Geſellſchaft zu treten, Gebrauch 
zelner machen will, muß feinen Vorſatz den Uebrigen in 
dar Zeiten bekannt machen. 
baobach⸗ H. 292. Der wirkliche Austritt kann nur am 
ten, Schluſſe eines Jahres, oder in einem ſolchen Zeit⸗ 
1 00 punkte geſchehen, wo ſich Nutzen und Laſten, Ge⸗ 
übrigen winn und Verluſt, füglich gegen einander abwaͤgen 
deze laſſen. (5. 83, 84) 

§. 293. Die Ankündigung des Austeitts muß 
dergeſtalt zeitig erfolgen, daß die übrigen Geſellſchaf⸗ 
ter, wegen Abfindung des Austretenden, und Fort⸗ 
ſeßung der Gefchäfte unter ſich, die noͤthigen Anſtal⸗ 
ten treffen koͤnnen. 

$. 294. In Anſehung der zur Zeit des ange⸗ 
kuͤndigten Auskritts bereits angefangenen Geſchaͤfte, 
iſt der Austretende, bis zu deren völligen Beendi⸗ 
gung, auch nach dem Austritte noch als ein Geſell⸗ 
ſchafter anzufehen. 

$ 295. In wie fern aber bis zur fälligen Beendi⸗ 
gung ſolcher Gefchäfte die Abfindung des Austre⸗ 
tenden verſchoben bleiben muͤſſe, oder derſelbe darauf, 
gegen Sicherheitsbeſtellung für feinen etwanigen An⸗ 
theil am Verluſte, antragen könne; muß, bey ent⸗ 
ſtehendem Streite, von dem Richter nach den Um⸗ 
fanden, und dem Gutachten der Sachverſtaͤndigen 
beſtimmt werden. 

S. 296. An Unternehmungen, welche zwar noch 
vor dem wirklichen Austritte, aber doch erſt nach 
Ankündigung deſſelben, wider den Willen des Aus⸗ 
tretenden angefangen worden, nimmt derſelbe, weder 
in Anſehung des Gewinnes noch Verluſtes, ferner 
Antheil. 


9. 297. 
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F. 297, Zur moͤglichſten Vermeidung kuͤnſtiger 
Streitigkeiten werden die Gefelljihafter hiedurch ans 
gewieſen, ſogleich nach angekündigten Austritte ſich 
mit dem Austretenden uber die Grundſätze der Fünf 
tigen Auseinanderſetzung zu verabreden. 

9. 298. Beſonders muß bey dieſer Gelegenheit 
veſtgeſetzt werden: was für Gefchäfte zu der Theil 
nehmung des Austretenden annoch gehoͤren ſollen. 

F. 299. Können. die Intereſſenten ſich darüber 
nicht vereinigen: fo werden Geſchafte, die zwar be⸗ 
ſchloſſen ſind, mit deren Ausführung aber noch kein 
wirklicher Anfang gemacht iſt, dennoch als gemein⸗ 
ſchaftlich angeſehen; ſobald ſchon durch den Abſchluß 
allein Rechte und Verbindlichkeiten für die ganze 
Geſellſchaft wirklich entſtanden ſind. 

F. 300. Durch den Austritt eines Mitgliedes in Au 


wird deſſen Verbindlichkeit gegen die Gläubiger der Gocke 
Geſellſchaft nicht verandert. eateglan · 


$. 301. Er hafter alſo denſelben nach wie vor e. 
aus guſtinen Vertrauen für das Hanze, fo wie aus 
geſetzlichen Verpflichtungen (F. 236.) für feinen An 
theil, nach Verhältniß desjeniſen, den er an der 
Societät gehabt hat. . 0 

§. 302. So weit der austretende Geſellſchaſter 
den ubrigen den zur Tilgung ſeines Antheils an den 
gemeinſchaſtlichen Schulden erforderlichen Fonds zu⸗ 
ruͤcklaßt, kann er fordern, daß fie in einer zu be⸗ 

immenden Zeit die erfolgte Befriedigung dieſer 
ocierätsgläubiger, oder feine von deren Anſprüchen 
bewirkte Befreiung nachweiſen. 8 

$. 303. Dabey findet alles Statt, was in einem 

gleichen Falle wegen der ſich auseinanderſetzenden 
iterben verordnet if: ($ 147. [d. 

J. 304. Soll eine gänzliche Trennung der Ge A 
fellichaft erfolgen: fo müffen, wenn nicht ein An: Laacher 
deres verabredet iſt, zuvor die bereits . nung und 

[27 


Auſße⸗ 
bung der 
Geſel⸗ 
ſchaft. 
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Geſchäfte, auf gemeinfchaftlichen Gewinn und Ver⸗ 
luſt, ausgefuhrt werden. 8 

F. 305. Es kann alſo auch in der Regel kein 
Geſellſchafter feinen Capitalsbeitrag vor völlig been⸗ 
digten Geſchaͤften zurückfordern. 

$. 306. Bey der Auseinanderſetzung ſelbſt fin 
den, im Mangel beſonders verabredeter Beſtimmun⸗ 
gen die allgemeinen Vorſchriften des Erſten Ab⸗ 
ſchnires Auwendung. 

§. 307. Auch durch die gänzliche Aufhebung 
der Geſellſchaft, wird in den Verbindlichkeiten der 
geweſenen Mitglieder gegen die Geſellſchaftsgläubi⸗ 
ger nichts geändert. 

$ 308. Wenn jedoch einem ſoſchen Gläubiger 
die Aufhebung der Geſellſchaft ausdruͤcklich bekannt 
gemacht worden iſt: fo muß derſelbe, wenn er ſich 
aus einem mit der Geſellſchaft geſchloſſenen Ders 
trage an einen der geweſenen Mitglieder fir das 
Ganze halten will, denſelben innerhalb eines Jah⸗ 
res nach geſchehener Bekanntmachung in Anſpruch 
nehmen. 4 

$. 309. Wird die Forderung erſt nach Aufße⸗ 
bung der Geſellſchaft fällig: fo muß die Jahresfriſt 
von dem Verſalltage au gerechnet werden. 

$. 310. Laßt der Gläubiger dieſe Friſt ver⸗ 
ſtreichen: ſo haftet ihm jedes Mitglied, auch aus 


einem ſolchen Vertrage, nur nach Verhältniß feines 


allge 
meine 
Hrund⸗ 
abe. 


au der Societät gehabten Antheils. 


Vierter Abſchnitt⸗ 
Von Gemeinheitstheilungen. 
$. 311. Die von mehreren Dorfseinwohnern, 
oder beuachbarten Gutsbeſigern, bisher auf irgend 
eine Act gemeinschaftlich ausgeübte Benutzung der 
Grundſtücke ſoll, zum Beſten der allgemeinen 25 
de 
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descultur, fo viel als möglich, (S. 337.) aufgehs. 
ben werden. 

§. 312. Es macht dabey keinen Unterſchied: 

ob das Eigenthum der ſolchergeſtalt gemeinſchaftlich 

benutzten Grundſtücke der ganzen Gemeine, oder 
einzelnen Theilnehmern zuſteßt. . 

$. 313. In allen Fällen findet jedoch derglei⸗ 
chen Auseiuanderſetzung nur in fo weit Statt, als 
dadurch die Landescultur im Ganzen befördert und 
verbeſſert wird. 

$. 314. Jeder Antrag darauf muß alſo durch 8 
das Gutachten ſachkundiger Landwirthe: daß die b 
Theilung nicht nur an ſich möglich, ſondern auch dem au Ber 
Ganzen vortheilhaft ſey, begruͤndet werden. hetsthel⸗ 

$. 318. Ein folches Gutachten iſt zur Begrün- aus. 
dung des Antrages hinreichend, wenn die Nusein feder 
anderſetzung zwiſchen einer Gutsherrſchaft und der 
ganzen Dorfgemeine erfol en ſoll. 5 

316. Wenn aber nur ein Mitglied der letz 
tern auf die Auseinanderſetzung mit den ubrigen Mit⸗ 
gliedern anträges fo muß es, zur Begründung feines 
Geſuchs, nachweiſen: daß und wie die Theilung 
En Vortheile ſammtlicher Intereſſenten geſchehen 
oͤnne. 

$. 317. In der Regel kann nur der Eigenthuͤ⸗ Wer dar 
mer auf die Auseinanderſetzung antrau en. 1 

$. 318. Doch ſind auch ſolche Befiger, die ein köune. 
beſtändines unwiderrufliches Nutzungsrecht haben, 
dergleichen Antras zu machen berechtigt. 

9 19. Auch den Beſitzern der nur in Cultur 
ausgerhanen Guter (Tit. 21. Abſchn. 4. kommt 
dieſe Befu niß zu. 

§. 320. Doch müſſen in beiden 
318. 319 die Eigenedumer der Grun 
der Auseinanderfegung ſelbſt nothwendig zug eze zen 
werden. 


Algen, Landr. U. Band; 1 b. 331. 
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H. 3a r. Bloße Nießbraucher, Zeitpächter, und 
andere, die nur eine vermoͤge der Zeit oder Art nach 
eingeſchränktes Nutzungsrecht beſißzen, können nut 
mit ausdrücklicher Genehmigung des Eigenthuͤmers 
die Auseinanderſetzung ſuchen. 

$. 322. Dagegen ſteht zwar den Eigenthuͤmern 
ſrey, auch ohne die Bewilligung ſolcher Befiser auf 
die Theilung anzutragen; dieſe aber koͤnnen verlan⸗ 
gen, daß die wirkliche Vollziehung derſelben ſo lan⸗ 
ge, bis ihr Nutzungsrecht aufhört, ausgeſetzt bleibe. 

F. 323. Der nutzbare Eigenthuͤmer eines Erb⸗ 


zinsguts kann zwar auf die Theilung antragen; er muß 


aber dabey den Obereigenthümer zuziehen. 

$. 324. Bey Lehnen iſt die Zuziehung des 
Lehnsherrn erſt alsdann, wenn das Lehn nur noch 
auf vier Augen ſteht, nothwendig. 

H. 325. Außer dieſem Falle iſt es genug, wenn 
nur dem Lehnsherrn, oder feiner Lehuscurle, von 
der bevorſtehenden Auseinanderſetzung Nachricht ge⸗ 
geben wird. 

§. 326. Hat der Vaſall lehnsfaͤhige Deſeen⸗ 
denz: ſo bedarf es keiner Zuziehung anderer Agna⸗ 
ten oder Mitbelehnten. 

$. 327. In Ermangelung folcher Deſcendenz iſt 
die Zuziehung des nächſten Lehnsfolgers erforderlich. 

$. 328. Wohnt jedoch der Lehnsfolger außer⸗ 
halb der Königlichen Staaten, und iſt er in denſeſben 
auch mit Gütern nicht angeſeſſen: fo muß der naͤch⸗ 
ſte nach ihm, welcher innerhalb der Koͤniglichen 
Staaken ſich befindet, zugezogen werden. 
HS. 329, Sind mehrere gleich nahe Lehnsfolger 
vorhanden: fo iſt die Zuziehung aller erforderlich. 

$. 330. Doch iſt der Beſitzer diejenigen unter 
denſelben, welche weder in den Königlichen Staa 
ten wohnen, noch Güter daſelbſt beſitzen, zuzuzie⸗ 
hen nicht verpflichtet. 

i 1 §. 331. 
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„ . 331. Die Zuziehung bloßer Lehnsanwarter 
iſt in keinem Falle nothwendig 2 
S. 332, Wer ein Grundſtück nur wiederkäuf⸗ 
5 befise, muß den Wiederkaufsberechtigten zu⸗ 
ziehen. i 

$. 333. Den vorftehend (§. 323 — 332.) bes 
nannten Intereſſenten muß die bevorſtehende Aus⸗ 
einanderſezung, zur Wahrnehmung ihrer Gerecht⸗ 
ſame dabey, in der Regel gerichtlich bekannt gemacht 
werden. 1 

S. 334. Wenn jedoch der Befiger eine gehörig 
geſchehene und zur Wiſſenſchaft derſelben wirklich 
gelangte Privatbekanntmachung hinlänglich nachweifert 
ſo bedarf es keiner gerichtlichen Vorladung 

§. 335. Haben dieſe Intereſſenten bey der 
Theilung ſich gemeldet; ſo muͤſſen ſie mit ihren Ein⸗ 
wendungen, in ſo ſern dieſelben auf einer angebli⸗ 
chen Verminderung der Subſtanz, oder fortwähtenr 
den Verringerung ihres Werths beruhen, rechtlich 
gehöret werden. > 

§. 336 Haben fie ſich aber nicht gemeldet, ſo 
muͤſſen fie alles das, was mit dem gegenwärtigen 
Beſiger verhandelt worden, in der Folge wider ſich 
gelten laſſen. 

§. 337. Doch iſt ihre ausdruͤckſiche Einwillie 
gung nothwendung, wenn die ganze Sache, oder auch 
ein Theil derſelben, gegen eine andere Sache von ganz 
verſchiedener Art vertauſcht werden ſoll. 

§. 338. Bey eiuer jeden Auseinanderſeßung Grund: 
muß darauf gefeben werden, daſf kein Theil gegen ae 

andern verkürzt, in feinen Nutzungen geſchmä⸗ bung. 
ert, oder in dem freien Gebrauche ſeiner Grund 
uͤcke gehindert werde. - 

F. 339. Doch it, bey Beurtheilung deſſen, 
nicht ble auf einzelne Stucke und Rubeiken, ſon⸗ 
dern auf den ganzen Umfang der Wiethſchaft eines 

U 2 jeden 
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jeden Intereſſenten, ſo wie ſie vor und nach der Thei⸗ 
lung ſich verhalt, Rückſicht zu nehmen. 

5. 340. Bey Beſtimmung des Werths der zu 
theilenden Grundſtücke kommt nicht bloß die Beſchaſ⸗ 
fengeit des Grundes und Bodens, ſondern auch die 
Lage, und der Zuſtand der Cultur in Anſchlag. 

F. 341. Vergütungen in Gelde iſt keiner der 
Intereſſeuten ſich aufdringen zu laſſen ſchuldig. 

§. 342. Nur in dem einzigen Falle muß der 
Uebernehmer eines ſchlechter eultivirten Grundſtücks 
Geldvergütung. annehmen, wenn dieſe ſo beſchaffen 
iſt, daß er dadurch den Mängeln der Cultur abzu⸗ 
helfen völlig in Stand geſetzt wird. 

9. 343. Dagegen kann ein Ausfall in der Qua- 
lität durch einen Zuſatz in der Quantität verguͤtet 
werden. N 

§. 344. Jedoch muß auch dabey auf den Un⸗ 
terſchied in den Culturkoſten, in der Entfernung, 
und andern Vortheiſen und Nachtheilen der Lage, 
Nückfihe genommen und dafuͤr billige Verguͤtung 
geleiſtet werden. 

H. 345. Auch die Austauſchung von Grund 
ſtuͤcken der einen gegen Grundſtücke von einer andern 
Gattung, muͤſſen die Intereſſenten, zur Beſoͤrde 
Pe und Erleichterung der Theilung, ſich gefallen 
laſſen. 

b. 346. Doch iſt kein Intereſſent in eine ſolche 
Vertauſchung: wodurch die ganze bisherige Art feir 
nes Wirthſchaſtsbetriebes verandert werden müßte, 
zu willigen verbunden. 

H. 347. Wenn Dorfgemeinen ſich mit der 
Gutsherrſchaft auseinanderſetzen: fo muͤſſen jedem 
Theile ſeine Grundſtücke in Einer Folge angewieſen 
werden. 

$ 348. Kein Mitglied der Gemeine iſt ſchul · 
dig, in eine Auseinanderſetzung zu willigen, wodurch. 

i er 
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er außer Stand kommen würde, die ihm angewie⸗ 
nen Grundſtücke mit dem bisher nur gehaltenen Ge⸗ 
ſpanne und Geſinde wirthſchaſtlich zu bearbeiten. 
$. 349. Die Grundſtuͤcke der Kirchen, Pfar⸗ 
den und Küͤſtereien find, fo viel als moglich, in dem 
Reviere der Unterthanen, oder wenn fie in Erbpacht 
ausgethan find, da, wo es den Erbpaͤchtern am 
quemſten iſt, auzuweiſen. 2 0 
b. 380. Durch dergleichen Auseinanderſetzun⸗ Auſhe⸗ 
gen können die Intereſſenten die wohlerworbenen auf deer 
Rechte eines Dritten auf die getheilte Sache nicht gethell, 
ſchmalern. ene 
H. 351. Kann jedoch der Zweck der beſſern Euf- gebafte⸗ 
tur mit unveränderter Beibehaltung der einem Dritten Slang 
auf das Grundſtuͤck zuſtehenden Dienſtbarkeitsrechte barkeits⸗ 
nicht erreicht werden; ſo iſt der Dritte ſich deren de 5 
Einſchraͤnkung oder Aufhebung, gegen hinlaͤngliche 
Vergütung, gefallen zu laſſen verbunden. 9 
$. 332. Die dabey zu beobachtenden Grund⸗ 
füge find in dem Titel von Grundgerechtigkeiten nä⸗ 
ber beſtimmt. (Tit. 22.) 
F. 353. Auch auf die Anegleichung der unter 
den Theilenden ſelbſt Staat findenden wechſelſeitigen 
ervituten, ſo weit dieſelben den freien Gebrauch 
der Sache hindern, muß bey der Auseinanderſetzung 
Rückſicht genommen werden. 
$. 354. Iſt wegen deren Beibehaltung nichts 
Beſonderes verabredet: ſo find ſolche Dienſtbarkeits 
rechte, welche mit dem Zwecke der Auseinanderſe⸗ 
zung nicht beſtehen können, nach vollzogener Thei⸗ 
lung für aufgehoben zu achten. ; 
$. 355. Der Gebrauch der beizubehaltenden 
Servituten muß ſo beſtimmt werden, daß er den 
weck der Auseinanderſetzung nicht vereitle. 
9. 356. Uebrigens werden durch die Ausein⸗ Banden 
anderſezung gemeinſchaftlich benutzter Gemmdflücke, geipeit 
öffent, fen 


u 
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Sache ser öffentliche und gemeine Laſten, ingleichen andere Pri⸗ 

bafteten 5 = 

Abgaben vatanſprüche nicht geändert. 

N K. 357. Vielmehr treten, wenn bey folcher 
Gelegenheit einzelue zu dem belaſteten Gute gehörige 
Grunoſtücke gegen andere ausgetauſcht worden, letz⸗ 
tere, auch in dieſer Ruckſicht, an die Stelle der 
erſtern. 3 8 

$. 358. Die durch dergleichen Auseinanderſe⸗ 

tungen bewirkten Verbeſſerungen der Grundſtucke 

ſollen mit neuen Abgaben von Seiten des Staats 
nicht belegt, noch die alten um deswillen auf irgend 
eine Art erhoͤhet werden. i 

51359, Den Theilnehmern ſteht es frey, ſich 


nach vörſtehenden Grundſatzen, auch außergericht⸗ 


lich, und in Gute, auseinander zu ſetzen. 

F. 360. Das Verfahren bey gerichtlichen Ger 
meinbeitstheilungen iſt in der Prozeßordnung be⸗ 
ſtimmt. . 5 

$. 361. Wegen der Theiſung anderer Akten 
von Gemeinheiten und gemeinſchaftlichen Nutzungs⸗ 
rechten, hat es bey den Vorſchriften des Erſten Ab⸗ 
ſchnitts ſein Bewenden. 


Fänfter Abſchuitt. 
Von Graͤnzſcheidung en. 


ant §. 362. Sowohl bey Gemeinheitstheilungen, 
ſchelbun⸗ als in allen andern Fällen, wo eine Beſtimmung der 
au er: Gränzen erforderlich iſt, muͤſſen dieſelben deutlich be⸗ 
tegel. zeichnet werden. 

H. 363. Dieſe Auszeichnung, fie mag durch die 
Gränzreine, Graben, Steine, Pfaͤhle, Bäume, 
oder Gränzhügel beſtimmt werden, muß ſo beſchaffen 
ſeyn, daß fie nicht leicht verrückt oder verdunkelt 
werden konne. 


9. 364. 
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$. 364. Es iſt hinlänglich, wenn die Gränge 
graben oder Reine zwiſchen einzelnen Beſitzungen Eis 
am Fuß, zwiſchen verſchiedenen Feldmarken aber 
Vier Fuß breit find. ; 

$. 365. Doch kann eine bisher beſtandene grö⸗ 
Bere Breite zum Nacheheile derjenigen, welche ein 
Nupungsreche darauf haben, ſolchergeſtalt nicht eins 
geſchräukt werden. 

$. 366. Die Mitte des Grabens oder Reins, 
welcher die Gränze beſtimmt, iſt für die eigentliche 
Graͤnzlinie zu achten. 

$. 367. Gränzpfaͤhle, Bäume, und Steine, 


müſſen durch oberhalb des Bodens eingehauene, oder 
durch untergelegte unverwesliche Merkmale bezeichnet 


werden. 

H. 368. Ein Hügel, welcher fuͤr ein Graͤnzzeichen 
angegeben wird, hat dieſe Eigenſchaft nur alsdann, 
wenn unter demſelben dergleichen Merkmale ſich fin⸗ 


den; oder wenn die Beſtimmung deſſelben zu einem 


Gränzzeichen aus andern Uinſtänden deutlich zu ent⸗ 
nehmen iſt. 2 

§. 369. Wege, Fußſteige, und Bäche, welche 
ihre Lage leicht veraͤndern, ſollen zur Bezeichnung der 
Gränzen in der Regel nicht angenommen werden. 

$. 370. Wo die Bezeichnung der Graͤnzen 
nicht durch Reine oder Graben, ſondern durch Stei⸗ 
ne, Pfähle, oder Huͤgel geſchiehet, müſſen dieſe Gränz⸗ 
zeichen fo angelegt werden, daß der Graͤnzzug durch 
eine gerade Linie von einem zum andern beſtimmt 
werde. 8 

H. 371. Vorſtehende Regeln find ſowohl bey 
Beſiimmung bisher ſtreitig geweſener, als bey Er⸗ 
neuerung unſtreittger Öränzen zu beobachten. 


$. 372. Auf Wiederherſtellung verdunkelter und m 


ungewiß gewordener Grönzen iſt jeder benachbarte lung 
ffreitiget 
Gränzen. 


Befigen anzutragen wohl befugt. 


§. 373. 
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„373. Dieſe Befugniß kann durch keine Ver⸗ 
zaͤhrung erloͤſchen. 2 

F. 354. Wohl aber kann die Verjährung Statt 
finden, wenn der Grenzzug ſelbſt nicht ſtreitia iſt, 
ſondern ein Nachbar, jenſeits deſſelben, etwas von 
dem Grunde und Boden des Andern durch rechtsver⸗ 
jahrten Beſitz erworben zu haben behauptet. (Tit. 9. 
F. 660, 661. 662. 

8. 375. Graͤnzen find verdunkelt, wenn keine 
von beiden Theilen dafür anerkannte hinlaͤngliche 
Merkmale vorhanden find- 3 

§. 376. Daraus alfo, daß ein oder anderer 
Gräuznachbar, bey feinem Grundſtucke, die in äl⸗ 
tern Regiſtern oder Vermeſſungen angegebene Quan, 
tirör nicht mehr zu haben angiebt, folgt noch keine 
Verdunkelung der Graͤnzen. * 

§. 397. Bey Wiederherſtellung verdunkelte 
Graͤnzen muß vorzüglich auf die vorhandenen Ur⸗ 
kunden geſehen, e dem Inhalte derſelben be⸗ 
urtheilt werden: ob die von einem oder dem andern 
Theile angegebenen Graͤnzzeichen dafür wirklich zu 
achten ſind. 

. 378. Doch iſt zur Erklarung oder Ergaͤn⸗ 
zung des Jubalts der Urkunden, ingleichen bey 
% chem Mangel derſelben, oder der darin ange⸗ 
gebenen Gränzzeichen, auch auf die Ausſagen glaub⸗ 
würdiger Zeugen Rüͤckſicht zu nehmen. 

H. 379. Wenn die vormaligen richtigen Orangen 
gar nicht auszumitteln find; fo muß das ſtreitige 
Stuck unter die Granzuachbarn getheilt werden. 

H. 380, Bey dieſer Theilung tt hauptſachlich 
auf das Verhältniß des bisherigen Beſitzſtandes der 
Parteien Ruckſieht zu nehmen. 8 

$ 381. Iſt auch kein der leichen ruhiger Beſitz⸗ 
ſtand vorhanden: fo muß durch eine gerade Linie, 

2 von 
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von dem letzten bis zum nächftfolgenden unſtreitigen 
Graͤnzzeichen, die Gränge berichtizt werden. 

§. 382. Iſt jedoch aus gemittelt, daß bey dem 
letzten unſtreitigen Granzzechen die Gränze von der 
geraden Linie abgegangen ſey, und nur der eigent⸗ 
liche Punkt, bis wohin dieſe Abweichung ſich erſtreckt 
bat, kann nicht mit rechticher Gewißheit beſtimmt 
werden; fo wird das ſtratige Stück zwiſchen den 
beiden Gränznachbarn gleich getheilt. 

$. 383. Um die Vewunkelung der Gränzen Bon 
zu verhuͤten, iſt jeder Befiser feine Nachbarn zu ber Aa 
ren Erneuerung aufzufordern wohl beſugt. gen. 

H. 484. Die Koſten ener ſolchen Graͤnzerneue⸗ 
rung müffen von ſaͤmmtlichen Nachbarn, nach Ver⸗ 
haͤftniß der Länge ihres Amheils an der Gränzlinie, 
getragen werden. 

6. 385: Ben einer dergleichen Graͤnzerneuerung 
iſt die Zuziehung aller Nachbarn, mit deren Grun⸗ 
den die neu aufzunehmende Gränzlinie in Verbindung 
ſtehet, erforderlich. 

$. 386. Gegen die Nichtzugezogenen kann eis 
ne ſoiche Grängernenerum) auch in der Folge nicht 
angeführt werden. 7 

§. 387. Nur bey Graͤnzſcheidungen, nicht aber 
bey der bloßen Erneuerung unſtreitiger Graͤnzen, if 
die Zuziehung der §. 323 — 332. bemerkten Inte⸗ 
reſſenten nothwendig. 

9. 388. Dazegen ſoll ſowohl die Erneuerung 
alter, als die Beſtimmunz neuer Gränzen, allemal 
mit Zuziehung einer Gerichtsperſon vorgenommen, 
und ein Protokoll darüber bey den Gerichten aufbe⸗ 
wahret werden. 3 


Ach t⸗ 
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Achtzehuter Titel.“ 
Vom getheilten Eigenthume. 


' H. Pi 
Wenn das Eigentum geheilt it, (Tit. 8.6.16. bis 
20.) ſo wird derjenige, welchem nur ein Miteigen⸗ 
thum au der Proprietät, aber kein Autheil an dem 
zum Eigenthume gehorenden Nutzungsrechte zur 
kommt, Obereigenthuͤmer genannt. 

§. 2. Ueber die Prchprietaͤt der Sache §. 10. 
Ebend.) konnen nur der Ober- und nutzbare Eigen⸗ 
thümer gemeinſchaftlich, mithin keiner derſelben oh⸗ 
ne Zuzießung und Bewiligung des Andern, guͤltig 
verfügen. 

. 3. Das zum Eizentbume. gehoͤrige Mitbeſi⸗ 
tzungsrecht des Obereigerthuͤmers rubet ſo lange, 
als der nutzbare Eigeuthimer feines Rechts auf die 
Sache nicht verluſtig geworden iſt. 

$ 3. Das zum Eigerthume gehörige Nutungs⸗ 
recht (G 17. 12. Ebend.) iſt in dem beſondern und 
ausſchließenden Eigenthume des nutzbaren Eigenthuͤ⸗ 
mers. ; 
§. 3. Dieſer kann alfo ‚über den Gebrauch der 
Sache fo weit guͤltig verfügen, als dadurch die dem 
Obereigenthümer zukommenden Rechte nicht geſchmä⸗ 
lert werden. 

§. 6. Mer das nutzbare Eigenthum hat, iſt 
berechtigt, allen Vortheil von der Sache zu ziehen, 
welcher von derſelben, ihrer Subſtanz unbeſchadet, 
erhalten werden kann. 


§. 7. Auch außerordentliche Nutzungen, die 


ſonſt keinem, als dem wirklichen Eigenthümer der 
Sache gehören, kommen dem nügzbaren Eigenthinner 
zu. (Tit. 9. H. 81. Sag.) 0 5 


8. 8. 
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$. 8. Zu Veränderungen der ganzen Sache, 
wodurch fie aufhoͤrt, dieſelbe Sache zu ſeyn, iſt der 
untzbare Eigenthümer nicht berechtigt. 

$ 9. Wohl aber iſt er befugt, einzelne Theile 
oder unter einem Inbegriſſe von Sachen enthaltene 
Stücke zu ändern, ſo weit es ohne Verminderung 
des Ganzen, und ohne die Haupkbeſtimmung deſſel⸗ 
ben zu verändern geſchehen kann. 

b. 10. Selbſt zur Verringerung eines Theils 
der Sache iſt der nutzbare Eigenthümer berechtigt, 
wenn ohne dergleichen Verringerung dieſer Theil der 
Sache gar nicht genoffen werden koͤnnte. 

H. rr. Dagegen iſt aber auch der nutzbare Ei⸗ 
genthuͤmer alle ordentliche und außerordentliche Laſten 
der Sache, ohne Beitritt des Obereigenthümers zu 
tragen verpflichtet. 

$. 12. Die verſchiedenen Bedingungen, unter 
welchen das Obereigenthum von dem nutzbaren ges 
trennt worden, beſtimmen die verſchiedenen Arten 
des getheilten Eigenthums. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Lehre 


$. 13. Eine Sache, deren nutzbares Eigen, ger 
um Jemand unter der Bedingung einer dem Ober- griffe und 
eigenthümer zu erweiſenden beſondern Treue, gegen 15 
den von dieſem ihm zu leiſtenden Schutz beſitzt, wird 
ein Lehn genannt. 

§. 14. Der Obereigenthuͤmer heißt Lehns⸗ 
berr, und der nutzbare Eigenthümer Vaſall oder 
Lehnemann. 

$. 15. Seitenverwandten männlichen Ge⸗ 
ſchlechts, welche durch eine ununterbrochene Reihe 
männucher ehelicher Nachkommen, von eben 5 
2 - erſten 
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erſten Erwerber des Lehus, wie der nutzbare Eigen⸗ 
thuͤmer ſelbſt, abſtammen, heißen Agnaten. 

$. 16. Diejenigen, welchen entweder ſelbſt, oder 
deren Vorfahren in auſſteigender Linie, das Lehn 
mit dem Vaſallen zugleich verliehen worden, wer⸗ 
den Mitbelehnte oder Geſammthaͤnder genannt, 

§. 17. Agnaten und Mirbefehute nehmen an 
dem nutzbaren Eigenthume des Lehns, welches dem 
Vaſallen zukommt, Theil, 

$. 18. Doch 11 90 ihr Recht ſo lange, bis ſie 
nach der Ordnung der Lehnsfolge zum wirklichen Bes 
ſitze des Lehus berufen werden. 

$. 19. Zur Lehnstreue, die der Vaſall feinem 
Lehnsherrn ſchuldig iſt, gehoͤrt, daß er fo viel an 
ihm iſt, den Nutzen deſſelben zu befördern, Schar 
den und Nachtheil aber abzuwenden befliſſen fen; 
auch die im Lehnsvertrage übernommenen, oder 
durch die Lehnsgeſetze vorgeſchriebenen Dieuſte, und 
andere Obliegenheiten, treulich entrichte. 

$. 20. Wenn der Lehnsherr nicht zugleich Lanz 
desherr des Vaſallen iſt: fo iſt die Lehnstreue ges 
gen den erſtern allemal der Unterthaneutreue gegen, 
den letzteren, auch in dem Falle, wenn beide zu⸗ 
ſammen nicht beſtehen können, untergeordnet. 

F. 21. Die Pflicht des Lehnsherrn beſteht in 
der Gewährung desjenigen Schutzes, ohne welchen 


der Bafall das Lehn gehörig zu befigen und zu be⸗ 


an ue 


ebenen, 


und 


auf, 


nutzen außer Stande ſeyn würde. 

9. 22. Wenn alſo der Vaſall wegen des Lehe 
nes, oder eines dazu gehövenden Stuͤcks in Anſpruch 
genommen wird, ſo iſt der Lehnsherr ihn zu verthei⸗ 
digen ſchuldig. 

F. 23. Bey Erklarung der die gegenfeitigen 
Rechte und Pflichten zwiſchen dem Lehnsherrn und 
Vaſalleu beſtimmenden Geſetze und Vertrage iſt 25 

auf: 
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auft ob das Lehn wefprünglich dem Vaſallen von 1 
dem Lebusherrn verliehen, oder von erſterem dem nen. 
legteren aufgetragen worden, Ruͤckſicht zu nehmen. 

F. 24. Im erſtern Falle hat, bey zweiſelhaften 
Beſtimmungen der Lehnsherr, ſo wie im letztern der 
Vaſall, die Vermuthung fuͤr ſich. 

§. 25. Jede Sache, bey welcher das Ober un mis 
von dem nutzbaren Eigenthume getrennt, und jedes ü 
von verſchiedenen Perſonen beſeſſen werden kann, 
kann auch zu Lehn gegeben und aufgetragen werden. 


$. 26. Es koͤnnen alſo nicht nur unbewegliche 
Sachen und Rechte, ſondern auch bewegliche Sa⸗ 
chen, in ſo fern deren Subſtanz oder Werth auf 
eine dauerhafte Art ſicher geſtellt wird, die Eigen⸗ 
ſchaft eines Lehns erlangen. 

$. 27. Sind bewegliche Sachen mit einer un⸗ 
beweglichen zugleich zu Lehn gegeben worden: ſo wer⸗ 
den erſtere als Lehnszubehör angeſehen. 


8. 28. Pertinenzſtücke eines Lehns haben alſo 
nur in ſo fern die Lehnseigenſchaft, als ſie dem 
Vaſallen ausdruͤcklich als Lehn verliehen worden. 

$. 29. Auch wenn Jemand mit einem Gute 
und allem Zubehör beliehen iſt, werden dennoch nur 
diejenigen beweglichen Pertinenzſtuͤcke, welche ent⸗ 
weder einen Theil des Lehns ausmachen, oder die 
dabey zur Zeie der erſten Verleihung befindlich ge⸗ 
ſen, oder in der Folge an deren Stelle getreten, 
oder die durch eine ſpaͤtere Inveſtitur beſonders 
verliehen find, ats Lehnszubehoͤr angeſehen. 

§. 30. Wenn ein Vaſall nach der erſten Be⸗ 
lehnung bewegliche Sachen dem Lehne zugeſchlagen 
bat, erhalten dennoch dieſelben die Lehngelgenſchaft 
nur alsdann: wenn ſie von dem Vaſallen dem Lehns⸗ 
berrn zu Lehn ausdruͤcklich aufgetragen; oder in der 
übers 
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uͤberreichten Lehnsſpeeification als Zubehoͤrungen des 
Lehns mit aufgeführt worden. 

H. 31. In wie fern aber dergleichen Pertinen⸗ 
zien den Lehnsfolgern gegen oder ohne Vergütung 
bleiben muͤſſen, iſt nach den unten vorgeſchriebenen 
Grundſätzen zu beurtheilen. ($. 526.) 

FH. 32. Die durch Natur von außen ber be⸗ 
wirkten Zuwuͤchſe der Subſtanz eines Lehns haben 
von ſelbſt die Lehnseigenſchaft. 

$. 33. Zuwüchſe, welche durch die Handlun⸗ 
gen eines Menſchen von außen her beigefuͤgt wor⸗ 
deu, werden nach den Regeln von Pertinenzſtuͤcken 
beurtheilt. (§. 28. Ig.) 

9. 34. Auch das ſchon getheilte Eigenthum 
einer Sache kann von dem Beſitzer ferner einem 
Dritten zu Lehn gegeben werden, 

9. 35. Dieſes gilt ſowohl von dem Ober⸗ als 
von dem nutzbaren Eigenthume. 

$. 36. Hat der Vaſall fein nutzbares Eigen 
thum, oder der Lehnsherr fein Obereigenthum eis 
nem Dritten zu Lehn gegeben: ſo wird dieſes eine 
Afterbelehnung genannt. 

F. 37. Wenn Jemanden ein Lehn mit feinen 
Lehn und Mannſchaften verliehen worden; fo it 
dem Vaſallen die Lehnsherrlichkeit über die davon 
abhangenden Aftervaſallen mit übertragen. 

$. 38. Ein Gleiches finder Statt, wenn ein 


Gut, mit welchem das Obereigenthum anderer Lehne 


verbunden iſt, unter dem Ausdrucke: mit allen Eh⸗ 

ren, verliehen worden. 
w. Wer 9. 39. So weit Jemand über das volle Eigen. 
Lehne ge, thum einer Sache, aus eigener oder übertragener 
den könne. Macht zu verfügen berechtigt iſt; ſo weit kann er das 
nutzbare Eigenthum derſelben, mie Vorbehalt des 
Obereigenthums, Andern verleihen, oder das Ober⸗ 
. 2 eigen 
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eigenthum, mit Vorbehalt des nutzbaren, einem An⸗ 
dern auftragen. 

F. 40. Bey Sachen, die nach vorhandenen 
allgemeinen Landes- oder beſonderen Lehus vertragen 
oder nach hergebrachtem Gebrauche des Lehnshofes, 
zu Lehn gegeben zu werden beſtimmt ſind, iſt der 
Obereigenthuͤmer das ihm anheim gefallene nußbare 
Eigenthum wiederum einem Andern zu verleihen 
ſchuldig. „ 5 

F. 41. In wie fern bifchöfliche und andere geiſt⸗ 
liche Lehne, die ſich während einer Vakanz eröffnen, 
von dem Capitel wieder verliehen werden können, iſt 
gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 11. Abſch. 13.) 

§. 42. Bey der Verleihung ſolcher Sachen iſt 
die Beobachtung der bey andern Veräußerungen in 
gewiſſen Fallen, oder unter gewiſſen Umſtaͤnden, 
geſetzlich vorgeſchriebenen Erforderniſſe und Feier⸗ 
lichkeiten nicht nothwendig. 

$. 43. So wie eine Perſon höhern Standes 
einer niedern, ſo kann auch eine Perſon niedern 
Standes einer hoͤhern Lehue verleihen oder auf 
tragen. 

§. 44. So weit Jemand eine gewiſſe beſtimmte J Wer 
Sache zu erwerben nach den Geſetzen uberhaupt 1 
fähig iſt; fo weit kann ihm auch eine ſolche Sache gen könne 
als ein neues Lehn verliehen werden. 

H. 45. Alle übrigen Beſtimmungen der Eigen⸗ 
ſchaften eines neu aufzunehmenden Vaſallen haͤngen 
von dem Gutbefinden des Verleihenden ab. 

$. 46. Bey ſchon beſtellten Lehnen muß die 
Fähigkeit, dieſelben bey ſich ereignendem Anfalle zu 
Übernehmen, bauptſächlich nach dem Inhalte des 
urſprunglichen Lehnsvertrages und der Lehnbriefe 
beurtheilt werden. 5 

H. 47. So weit dieſe nichts beſonderes beſtim · 
men, hängt die Fahigkeit, ein angefallenes a He 

Here 
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übernehmen, von der Fahigkeit zur Leiſtung der da‘ 


mit verbundenen Pflichten ab. 


§. 48. Wenn Sachen, die beſtimmt find, als 
Lehn ausgethan zu werden, von neuem verliehen 
werden ſollen: fo iſt die Fahigkeit, fie zu erwerben, 
nach eben den Grundfägen zu beſtimmen, nach wel⸗ 
chen dieſe Fahigkeit bey den vorhergehenden Vaſal⸗ 
len zu beurtheilen war. 

§. 49. Moraliſche Perſonen, welchen Lehne 
verliehen worden, find in der Regel zur Leiſtung 
der damit verbundenen Pflichten, einen Lehnstrager 
zu beſtellen, befugt und ſchuldig. 

$. so. Hiervon iſt der Fall ausgenommen, 
wenn aus dem Inhalte des Lehnsvertrages oder 
Lehnsbriefes, oder aus der Natur der darin vorbe⸗ 
dungenen Pflichten ſich ergiebt, daß letztere von allen 
phyſiſchen Perſonen, welche die moraliſche Perſon 
ausmachen, geleiſtet werden ſollen. 

H. 51. Eine gleiche Ausnahme findet Statt, 
wenn erhellet, daß das Lehn von allen Dienſtleiſtun⸗ 
gen frey iſt, und die Lehnserneuerung, dem Her⸗ 
kommen gemäß, nur bey Veränderungen des Lehus⸗ 
herrn hat geſuchet werden durfen. 

8. 52. Die Faͤhigkeit eines Lehnstraͤgers muß 
nach eben den Grundſatzen, wie die Fahigkeit eines 
Vaſallen ſelbſt, beurtheilt werden. 

F. 53. Für andere Vaſallen, die nur auf eine 
Zeitlang, oder nur bey einer gewiſſen Begebenheit, 
ihre Lehnspflichten ſelbſt zu leiſten unfähig find, muß 
ein Bevollmächtigter zugelaſſen werden. 

§. 54. Die Fahigkeit eines ſolchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten iſt, wo nicht beſondere Vertrage, Geſetze, oder 
Gewohnheiten des Lehnhofs ein Anderes beſtimmen, 
nur nach den allgemeinen Regeln von Vollmachts⸗ 
auftragen zu beurtheilen. 


8. 55. 
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§. 55. Der Lehnsherr iſt in der Regel nicht 
ſchuldig, einen Vaſallen, der durch fortdauernde Un⸗ 
fähigkeit an eigener Leiſtung der dehnspflichten ganz 
verhindert wird, zum Beſitze des Lehns zu laſſen, 
und einen Lehnstraͤger fir ihn anzunehmen. 

$. 56. Agnaten und Mitbelehnte hingegen koͤn⸗ 
nen einen ſolchen Vafallen, wenn ihn der Lehnsherr, 
feiner Unfähigkeit ungeachtet, annehmen will, nicht 
ausſchließen. 

$ 57. Entſteht die Unfähigkeit des Vaſallen 
erſt nach ſchon erlangtem Beige des Lehus: fo. kann 
der Lehnsherr ſich in der Regel nicht entbrechen, 
einen tauglichen Lehnstraͤger fir ihn anzunehmen. 

$ 59. Beſitzen mehrere Vaſallen zugleich Ein 
Lehn, fo muß einer von ihnen zur Leiſtung der 
Dienſte und Pflichten im Namen aller zugelaſſen 
werden. 

H. 39. Einen fremden Lebnsträger hingegen 
iſt der Herr in ſolchem Falle anzunehmen nicht 
verbunden. N 

§. 60. Wo der Lehnsherr einen Lehnsträger 
zuzulaſſen ſchuldig iſt; da hangt die Auswahl der 
Perſon deſſelben von dem Voſallen ab: 

H. 61. Den gewahlten Letustraͤger kann der 
Lehnsherr nur ſo weit verwerfen, als er gegen die 
Tüchtigkeit deſſelben zur Erfüllung der Lehnspflich ⸗ 
ten erhebliche Ausſtellungen machen kaun. i 

H. 62. Hänge es aber von dem Willen des 
Lehnshertn ab, einen Lehnsträger anzunehmen: fo 
5 eine ihm dazu gefällige Perſon zu wählen bes 
echtiget. 8 

10 63. Eigentliche Lehne heißen diejenigen, bey vi. Ein, 
welchen alle im gemeinen Lehnrechte beſtimmte Ei, Mlıs 
genſchaften eines Lehns anzutreſſen find. - ten den 

F. 64. Bey allen ſchon beſtehenben Lehnen Lehne. 
wird vermuthet, daß dieſelben gegen die von dem 
Allem. Sandr, l. Band; 2 aſal 
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Vaſallen übernommene Pflicht, dem Lehnsherrn 
Kriegsdienſte zu leiſten, urſprünglich verliehen 
worden. 

$. 65. Alle Lehne find alſo, im zweifelhaften 
Falle, für Mannslehne zu achten. 

§. 66. Adliche Lehne heißen diejenigen, von 
welchen der Vaſall, nach dem urfprünglichen Ver⸗ 
trage, Ritterdienſte zu leiſten verpflichtet iſt. 

§. 67. Perfonen unadelichen Standes koͤnnen 
alſo zu folchen dem Adel beſtimmten Lehnen in der 
Regel nicht zugelaffen werden. 

$. 68. Beſondere Eigenfchaften, oder von der 
Regel des gemeinen Lehnrechts abweichende Beſchaf⸗ 
fenheiten eines Lehns, müffen auf vechtliche Art be⸗ 
ſtimmt ſeyn, und erwieſen werden. 

$. 69. Wenn jedoch die meiſten von einem 
gewiſſen Lehnshofe abhangenden Lehne, in einem 
oder anderem Stucke, von der gewöhnlichen Be⸗ 
ſchaffenheit eines Lehns abweichen: fo gilt die Ver⸗ 
muthung, daß eine gleiche Abweichung auch bey den 
uͤbrigen Lehnen deſſelben Lehnhoſs Statt ſinden. 

$. 70, Die verſchiedenen Arten der Sachen, 
welche zu Lehn gegeben werden, beſtimmen die ver⸗ 
ſchiedenen Arten und Benennungen der Lehne. 

9. 71. Was unter der Belehnung mit Rega⸗ 
lien, und inſonderheit mit der Gerichtsbarkeit, be⸗ 
griffen ſey, iſt im Perſonenrechte beſtimmt. (Th. 2. 
Tir. 17. Abſchn. 1.) 

§. 72. Unter Kirchlehn wird das Patronat⸗ 
recht der Kirche verſtanden. 


$. 73. Das Geldlehn ſetzt ein Capital vor⸗ 


aus, welches ſicher geſtellt, und wovon dem Vaſal⸗ 

len das Nutzungsrecht zu Lehn gegeben worden. 
$. 74. Es find daher Gelder, die aus einem 
Lehne geloͤſet, oder zu deſſen Erwerbung beſtimmt 
worden, für wirkliche Lehne noch nicht zu * 
. 7 


5. 


Ben 
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§. 75. Wenn einem Glaͤubiger das Pfandrecht 
auf eine zur Sicherheit feiner Forderung übergebene 
ache zu Lehn verliehen worden: fo heißt es ein 
Pfandlehn. 
9. 76. Der Vertrag, auf deſſen Grund ein fol 
ches Pfandlehn beſtellt worden, iſt nur fo weit guͤl⸗ 
tig, als er den zur Verhütung des Wuchers beim 
N gegebenen Geſetzen nicht entgegen 
uft. 
$. 77. Aus der Verwirkung oder ſonſtigen Auf. 
bebung des Pfandlehns folge noch nicht der Verlust 
des Pfandrechts, und noch weniger der dadurch ver⸗ 
ſicherten Forderung. 
6. 78. Wenn aber die Forderung getilgt wird, 
fo bort niche nur das Pfandrecht, ſondern auch das 
Pfandlehn auf. 5 
79. ie Lehnseigenſchaft einer Sache wird vu, ur⸗ 
505 3 Sm ne durch Nachweiſung Miele 
eines fie begruͤndenden rechtsgültigen Titels darge: fellaug 
than werden. derdebne. 
$. 80. Dieſer Titel beruht entweder auf Lehns⸗ 
vertraͤgen, oder auf letztwilligen Verordnungen, oder 
auf der Bejährung- FR 
§. 31. Soll ein neues Lehn durch Vertrag bes 
ſtellt werden, fo muͤſſen darin die wechfelfeitigen Be⸗ 
dingungen, unter welchen das Lehn verliehen und 
beſeſſen werden foll, beſtimmt feyn. 
$. 32. Dieſe Bedingungen muͤſſen den allge⸗ 
meinen Vorſchriften der Gefege nicht zuwider lau⸗ 
fen, und mit den Pflichten, die der neue Vaſall 
ſeinem Landesherrn ſchuldig iſt, beſtehen koͤnnen. 
$. 83. Der Vertrag muß allemal ohne Unter 
ſchied 2 Gehenſtandes, bey Strafe 95 Nichtig · 
keit, schriftlich errichtet werden. 


5 er 8, 84. 
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9. 84. Sollen unbewegliche Güter unter Pri⸗ 
vatperſonen als neue Lehne verliehen werden: fo iſt 
die gerichtliche Abſchließung des Vertrages, und die 
Vermerkung der Lehnseigenſchaft im Hypotheken · 
buche nothwendig. 

F. 85. Iſt dieſer Vermerk unterblieben, fo 
kann aus der Lehnseigenſchaft der Sache einem 
Dritten, welcher dem Glauben des Hypotheken bu⸗ 
ches gefolgt iſt, kein Nachtheil erwachſen. 

§. 86. Hieſige Unterthanen ſollen ihre inlaͤn⸗ 
diſchen Guͤter und Gerechtigkeiten, ohne beſondere 
Einwilligung des Landesherrn, Ausländern weder 
verleihen, noch zu Lehn auftragen. 

§. 87. Ueberhaupt iſt zur Beſtellung neuer ade⸗ 
licher Lehne, fo wie bey Jideicommiſſen, die aus⸗ 
druͤckliche Einwilligung des Landesherrn, bey Strafe 
der Nichtigkeit, von nun an erforderlich. 

. 88. Der Lehnsvertrag wird durch die Bes 
lehnung oder Inveſtitur vollzogen. 

F. 89. Dieſe geſchieht durch die Uebergabe der 
zu Lehn verliehenen Sache von der einen, und das 
Angelöbniß der Lehustreue von der andern Seite. 

$. 90. Beſondere Leiſtungen oder Feierlichkei⸗ 
ten, ſo wie die Ausſtellung eines Lehnsreverſes, kön⸗ 
nen von dem Vaſallen nur ſo weit gefordert werden, 
als es der Lehnvertrag, oder ein wohlhergebrachter 
Gebrauch des Lehnshofes mit ſich bringen. 

6. 91. Der Lehnsrevers dient nur zur Ver⸗ 
ſicherung des Lehnsherrn, daß der Bafall die Sache 
als Lehn befigen, und der übernommenen Lehus⸗ 
pflicht nachleben wolle. 

H. 92. Sobald die Belehnung vollzogen if, 
tritt der Vaſall in} alle Rechte und Nutzungen, welche 
mis dem Lehne verbunden find. F 

. 93. 
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$. 93. Die zu Lehen gegebene Sache erhält 
zugleich alle Eigenſchaften eines Lehns, ob ſchon der 
koͤrperliche Beſiß dem Vaſallen noch nicht eingeraͤu⸗ 
met worden. 

H. 94. Ueberhaupt hat die Belehnung alle 
Wirkungen einer gerichtlichen Uebergabe. 

9. 95. Nach vollzogener Beſehnung iſt der 

Vaſall die Ausfertinung des Lehnbrieſes, und bis 
ge erfolgt, einen  Lehnsfchein zu fordern wohl 
efugt. ö 
a 96. Der Vaſall ift aber auch in der Regel 
ſchuldig, den Lehnbrief ſelbſt abzulöfen, und hat 
nicht das Recht, mit dem bloßen Lehnsſeheine ſich 
du begnuͤgen. 
9. 97. In fo fern der Lehnbrief ſich nicht auf 
einen ſchriftlichen Lehnsvertrag oder beſonderes Ver⸗ 
zeichniß bezieht, muß in demſelben alles, was zum 
Lehne gehort, und was dagegen geleiſtet werden ſoll, 
binlanglich beſtimmt werden. 

6. 98. Auch müͤſſen darin die erforderlichen 
Beſtimmungen wegen der Agnaten oder Mitbelehn⸗ 
ten enthalten ſeyn. 

8. 99. Es wird nicht vermuther, daß der 
Lehnsvertrag durch den Lehnbrief hat abgeändert 
werden ſollen. 

F. 100, Lehnbriefe machen einen vollen Bes 
weis zwiſchen dem Lehnsherrn und Vaſallen, niche 
aber gegen einen Dritten, welcher ſein Recht weder 
von dem einen noch von dem andern herleitet. } 

F. rox. Auch wirkt der erſte Lehnbrief einen 
dergleichen Beweis fuͤr und wider die Agnaten und 

itbelehnten. 2 

H. 102. Auf eben die Art, wie das Lehn zu⸗ vm. Er⸗ 
U verliehen worden, muß, fo oft die Perſon des Vettel 

ehnsheren oder des Vaſallen verändert wird, die x 
Erneue⸗ 
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Erneuerung der Lehne von dem Vaſallen nachgeſucht 
werden, 

$. 103. Wenn die Veränderung bloß darin 
beſtehet, daß mehreren bisher in Gemeinſchaft geſtan⸗ 
denen Lehnsherren das Obereigenthum einem unter 
ihnen allein, gegen Abfindung der andern, überlaſſen 
worden: ſo bedarf es in der Regel keiner Erneue⸗ 
rung der Lehne. 

$. 104. Wenn mehrere bisher in Gemeinſchaft 
geſtandene Vaſallen das Lehn innerhalb der $. 12 f. 
beſtimmten Friſt heilen: fo iſt es nicht nothwen⸗ 
dig, daß ſie gemeinſchaftlich die Lehen erneuern; 
ſondern es iſt hinreichend, wenn dieſes nur von 
demjenigen geſchieht, welcher das Ganze uͤbernom⸗ 
men hat. } 

$. 105. Wenn aber die mehreren Vaſallen die 
Gemeinſchaft über obbeſagte Friſt hinaus fortſetzen; 
fo müffen fie die Lehnserneuerung gemeinſchaftlich 
nachſuchen; und ein Gleiches muß, nach erfolgter 
Theilung, von demjenigen, welcher das Ganze uͤber⸗ 
nommen hat, geſchehen. i N 

$. 106. Die Lehnserneuerung iſt in der Regel 
nothwendig, wenn auch nur die Perſon des Re⸗ 
präſentanten des Lehnsheren oder Vaſallen geändert 
wird. 

F. 107. In ſo fern jedoch moraliſche Perſonen 
die Erneuerung ihrer in Beſitz habenden Lehne nach 
dem Ablaufe beſtimmter Jahre zu ſuchen ſchuldig 
ſind, bedarf es deren nicht, bey einer bloßen Ver⸗ 
anderung in der Perſon des Lehnsträgers. 

§. 108. Vielmehr iſt es in einem ſolchen Falle 
genug, wenn der neue Lehnsträger dem Lehnsherrn 
bloß angezeigt, und bey demſelben legitimirt wird. 

§. 109. Daß bey Veränderungen in der Per⸗ 
fon des Lehnsherrn oder Vaſallen auch die um“ 

oder 
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oder Mitbelehnten die Lehne erneuern, iſt in der 
Regel nicht nothwendig. 

$. 110. Bey unadelichen Lehnen iſt eine Er⸗ 
neuerung bey Veränderungen in der Perſon des 
Lehnsherrn in der Regel nicht, ſondern nur da 
nothwendig, wo beſondere Geſetze, oder hergebrachte 
Gewohnheiten des Lehnshofes, ſolches erfordern. 

$. 111. Die Ulebernahme eines Lehns und 
Abnahme des Lehneides kann, wenn nicht ausdrück⸗ 
liche Geſetze des Lehnshofes entgegen ſtehen, auch 
durch einen dazu beſtellten Specialbevollmaͤchtigten 
erfolgen. 

$. 112. Perſonen, welche wegen minderjähri⸗ 
gen Alters unter Vormündern ſtehen, empfangen 
durch dieſe die Belehnung. 

5. 113. Dergleichen Vormuͤnder muͤſſen aber 
ſelbſt lehnsfahig ſeyn, wenn fie zu dieſem Geſchafte 
gebraucht werden, oder einen Andern dazu bevoll⸗ 
mächtigen ſollen. 

$. 114. Vaſallen, welche das zur Ableiſtung 
des Lehnseides nach den Geſetzen oder Gewohnhei⸗ 
ten des Lehuspofes erforderliche Alter bereits erreicht 
haben, können, wenn fie auch noch unter väterlicher 
Gewalt oder Vormundſchaft ſtehen, die Belehnung 
ſelbſt übernehmen. 

$ 115. Wo, nach der Obfervanz des Lehns⸗ 
bofes, die Belehnung des Vaſallen ſelbſt bis zur 
Erreichung des gehörigen Alters ausgeſetzt bleiben 
kann, da muß dennoch von ſeiner Vormundſchaft 
die Lehen gemuthet, und zur wirklichen Ableistung 
des Lehnseides Indult geſuchet werden. 0 

$. 116. Die Lehnsmuthung beſteht in einem 
wirklichen vorläufigen Anerkenntniſſe der Lehnsver⸗ 
bindlichkeit, und in einem Verſprechen der zu ſeiner 
Zeit nachzuſuchenden formlichen Belehnung. 


9. 117. 
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$ 117. Wenn eine Familie einen gemeinſchaft⸗ 


lichen Lehnstraͤger zu haben bevechriuer iſt: fo find 
die einzelnen Mitglieder von Lehnsmuthungen und 
Nachſuchung der Belehnung für ihre Perſon frey- 

§. 118. Sie muüſſen aber ihr Recht au dem 
Lehne, bey jedesmaliger Veranderung, entweder 
ſelbſt, oder durch ihren Lehnstrager, dem Lehnhofe 
anzeigen. 

$. 119. Geſchieht dies nicht: fo haben fie zu 
gewaͤrtigen, daß ſie bey vorfallenden gemeinſchaft⸗ 
lichen Lehnsangelegenheiten übergangen werden. 


$. 120. Dieſe Vorſchriſten (F. 118. 119.) 


gelten auch von Agnaten und Mitbelehnten, welche 
pon ſelbſt eigener Erneuerung der Lehne frey ſind. 
(8. 109.) 

F. 121. In der Regel muß die Erneuerung 


des Lehns binnen Einem Jahre und Dreißig Tagen, 


nachdem der Fall ſich eteignee hat, nachgeſuchet 
werden. 

$. 122. Dieſe Friſt wird von dem Tage an 
gerechnet, da dem Vaſallen der Anfall des Lehns, 
oder die Veränderung des Lehnsherrn, bekannt ge⸗ 
worden iſt. 

8. 123. Daß der Vaſall den Abgang des inner⸗ 


halb Landes verſtorbenen Lehnsherrn erfahren habe, 


wird allemal vermuthet. 8 

$. 124. Kann hingegen der Nachfolger im 
Lehne einer von dem Abgange des vorigen Vaſallen 
ſruͤher erlangten Wiſſenſchaft nicht überführt wer⸗ 
den: fo läuft die Friſt vom Tage der Beſiznehmung 
des Lehns. 

H. 125. Der Tag, an welchem die Verände⸗ 
rung ſich zugetragen hat, kann niemals in Aurech⸗ 
nung kommen. \ 


F. 126. 


Zn men CE 


GSinderungsurſachen. 
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§. 126. Bey denen, welche vermöge eines 
Vertrages zum Beſitze des Lehns gelangen, läuft 
die Friſt vom Tage der Vollziehung deſſelben; bey 
denen, deren Folgerecht ſich auf eine letztwillige 
Verordnung gruͤndet, vom Tage der Publication; 
bey denen, die ein Lehn durch Meiſtgebot erſtehen, 
vom Tage des publicirten Adjudieationsbeſcheides; bey 
Begnadigungen vom Tage der Ausfertigung. 
$. 127, Gelangt Jemand zu einem Lehne aus 
einem Rechtsgrunde, zu deſſen Bollgültigfeit der 
Couſens des Lehnsberrn noͤthig iſt: fo läuft die Friſt 
erſt von dem Dato dieſes ertheilten Conſenſes. 
§. 128. Iſt vor Ablauf der Friſt eine aberma⸗ 
lige Veränderung vorgefallen; ſo wird die Friſt von 
Zeit der letzten Veränderung aufs neue gerechnet. 
H. 129. Innerhalb der zur Belehnung geſetzten 
Friſt kann eine Verlangerung derſelben geſucht, und 
darf obne beſonders erhebliche Gründe nicht verwei⸗ 
gert werden. 
86130. Bey der erſten Verlängerung bedarf 
es in der Regel keiner Beſcheinigung beſonderer 
H. 131. Wird aber eine fernere Verlängerung 
gefucht: fo muß der Vaſall erhebliche Gründe: dazu 
anführen und beſcheinigen. an 
$ 132, Unterläßt er dies; fo verfäll er, auch 
wenn die Verlängerung bewilliget worden, dennoch 
in die durch die Geſetze des Lehnhofes verordneten 
trafen. 
$. 133. Weigert der Lehnsherr die Verläͤnge⸗ 


kung der Friſt: fo ſteht dem Vaſallen frey, auf 


Vechtliches Gehör und Erkenntniß über die Richtig ⸗ 
keit und Erheblichkeit ‚feiner Gründe ſich zu berufen. 
„ . 134. Iſt die Lehusberrlichkeit ftreitig: fo 
iſt es genug, wenn der Baſall ſich bey dem Lehns / 
bofe, oder, in Ermangelung beſſen, bey demjeni⸗ 

gen 
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gen der ſtreitenden Theile meldet, welcher ſich zu 
der Zeit im Beſitze des Rechtes befindet, 

H. 135. Weiß der Vaſall nicht, oder zwei⸗ 
felt er: welcher den Beſitz für ſich babe; fo muß 
die Anmeldung bey derjenigen Behörde geſchehen, 
welcher die Entſcheidung über die ſtreitige Lehns⸗ 
herrlichkeit zukommt. 

§. 136. Wird demjenigen, welcher auf das 
Lehn Anſpruch macht, ſein Recht dazu von dem 
Lehusherrn beſtritten; fo läuft die Friſt zur Mache 
ſuchung der Inveſtitur von dem Tage, wo das 
den 11 entſcheidende Urtel rechtskräftig gewor⸗ 
deu iſt. R 7 x 

$. 137. Streiten Mehrere unter einander über 
das Recht zur Lehnefolge: fo muß jeder der Prä⸗ 
tendenten die Lehne innerhalb der gehörigen Friſt 
muthen; und es muß ihm darüber, mit Vorbehalt 
des Rechts der Uebrigen, ein Muthſchein ertheilt 
werden. 


$ 138. Die gehoͤrig nachgeſuchte Belehnung 


iſt der Lehnsherr unweigerlich zu ertheilen ver⸗ 


bunden. 1 5 
§. 139. Bey Ausfertigung des neuen Lehn⸗ 
briefes iſt der Lehnsherr, gegen den Inhalt des vo 
rigen, etwas eigenmächtig zu ändern nicht befugt. 

§. 140. Auch mit Einwilligung des Vaſallen 
kann an dem urſprunglichen Lehusvertrage und Lehn⸗ 
briefe, zum Nachtheile der Agnaten oder Mitbelehu 
ten, nichts geändert werden. 

§. 141. Wenn Lehubriefe verſchiedenen In⸗ 
halts ſich finden: ſo gilt im zweifelhaften Falle der 
neuere, auch zum Nachtheile des Vaſallen, welcher 
ihn angenommen hat, und ſeiner Erben: in ſo fern 
nicht erhellet, daß die Annahme unter dem gegen 
den Lehnsherrn oder bey dem Lehnshofe ausdrücklich 


erklarten Vorbehalte ſeiner Rechte gerdehen. (0 
. 142. 
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$. 142. Hingegen kann der, alteren Lehnbrie⸗ 
fen zuwiderlaufende, Inhalt neuerer, zum Nachtheile 
der Agnaten oder Mitbelehnten nur in fo fern gel⸗ 
ten, als nachgewieſen werden kann, daß die Aende⸗ 
rung mit ihrer oder ihrer Erblaſſer Genehmigung 
vorgenommen RE a a5 Ri 10 
. 143. urch die Belehnung übernimmt der IX. New 
Vain W ee 17909 den Ober uch 
eigenthuͤmer; und die mit dem Beſitze des Lehus dem 
verbundenen Dienſte, oder anderen Obliegenheiten. dern and 
$. 144. Die beſonderen Arten der Hülfs⸗ und Biſallen. 
Ehrendienſte werden durch den Lehusverkrag, oder deakehn, 
durch die Geſetze und Gewohnheiten des Lehnshofes treue. 
beſtimmt. 5 
$. 145. Der Vaſall iſt für dergleichen Dienfte 
in der Regel weder Schadloshaltung, noch beſon⸗ 
dere Belohnung zu fordern berechtiget, 
§. 145. Eine vorfägliche Verletzung oder Ver⸗ 
weigerung der Lehnsoflichten wird Felonie genannt. 
$. 1% Der Vaſall, welcher feinem Lehns⸗ 
herrn feindlich begegnet; ſich mit deſſen Feinden in 
Verbindungen zu feinem Nachtheile einſaßt, oder 
ihnen Vorſchub thut; den Lehnsherrn ſelbſt, oder 
deſſen Frau, oder die in ſeinem Hauſe lebenden 
Verwandten in auf» und abſteigender, oder auch im 
erſten und zweiten Grade der Seitenlinie, ſchimpf⸗ 
lich behandelt; oder ſich feiner Lehnspflicht betruͤg⸗ 
licher Weiſe ganz zu entziehen ſucht, begehet eine 
Felonie der erſten Claſſe. 
§. 148. Unter Feindſchaſt wird hier eine jede 
auf Kränkung der Perſon, der Ehre, der Freiheit, 
oder des Vermögens des Lehnsherrn gerichtete 
Thoͤtlichkeit verſtanden. 
$. 149. Handlungen des Vaſallen, wodurch 
derſebe nur die durch Geſetze vorgeſchriebenen bür⸗ 
gerlichen and“ Unterrhanenpflichten befolgt, konnen, 
5 wenn 


x 
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wenn fie auch zum Nachtheile des Lehnsheren aus 
ſchlagen, für. Felonie niemals geachtet werden. 

§. 150. Wer den ſchuldigen Lehuseid verwei⸗ 
gert; die ihm obliegenden Dienſte verſagt; oder 
die dem Lehnsheren drohende Gefahr am Leben, 
Leib, Ehre und Vermoͤgen, fo weit es in feiner 
Mache ſteht, nicht abwendet; oder das Lehn, ohne 
Vorwiſſen des Lehnsherrn, mit Verſchweigung der 
Lehnseigenſchaft, veraͤußert: der wird einer Felonie 
der zweiten Claſſe ſchuldig. 5 

$. 151. Die Verzoͤgerung des Geſuches um 
die Belehnung, und anderer ſowohl damit als mit 
dem Befige des Lehns verbundener Obliegenheiten, 
wird als eine Felonie der dritten Claſſe angeſehen. 

$, 152. Dahin werden auch die Fehler der 
zweiten Claſſe gerechnet, in fo fern der Vaſall 
ine böfen Vorſatzes dabey nicht überführe werden 
ann. s 
$ 153. Die Felonie der erſten Claſſe wird 
in der Regel mit dem Verluſte des Lehns beſtraft. 
(8. 614. 14d.) 

8. 154. Eben dieſelbe Strafe folgt, der Regel 
nach, auch auf eine Felonie der zweiten Claſſe, 
wenn der Vaſall das nutzbare Eigenthum urſprüng⸗ 
lich von dem Lehnsherrn erhalten hat. 

$. 155. Hat aber der Vaſall das Obereigen⸗ 
thum der Sache urſpruͤnglich dem Lehnsherrn auf⸗ 
getragen: ſo wird eine Felonie der zweiten Claſſe, 
wo nicht Lehusverträge, oder beſondere Geſetze, 
ein Anderes vorſchreiben, nur mit einer Geldſtrafe 
gebuͤßt. a 

§. 156. Eine ſolche Geldſtrafe darf, im Man⸗ 
gel näherer Beſtimmungen, den Dreijährigen Ertrag 
des Lehns nicht überſteigen. 

8. 157. 
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$. 157. Eine Felonie der dritten Claſſe wird 
allemal nur mit einer Geldbuße, oder ſonſt, nach 
Gewohnheit des Lehushofes, mit einer minder em⸗ 
pfindlichen Strafe belegt. 


8. 159. Die hoͤchſte Geldbuße ſoll, bey einer 


Felonie der dritten Claſſe, den Einjährigen Betrag 
der Behnseinfünfte niemals überfteigen, 

F. 159. Die Strafe der Pelonie iſt fit erlaf⸗ 
fen zw achten, wenn der Lehnsberr binnen einem 
Jahre, nachdem er von dem Lehnsfehler Rachricht 
erhalten, denſelben nicht gerügt, oder in der Zwi⸗ 
ſehenzeit Lehnsdienſte oder andere Lehnspraͤſtationen 
von dem Vaſallen angenommen hat. 

$. 160. Gegen den Stellvertreter oder Vor⸗ 
mund des Lehnsherrn findet eine Felonie nur in fo 
ſern Statt, als durch dieſelbe Rechte gekränkt wer⸗ 
den, welche der Stellvertreter oder Vormund im 
Namen des Lehusberrn auszuüben befuge iſt. 

8. 161. Fehler eines Lehnstraͤgers koͤnnen dem 
Vaſallen nicht zugerechnet werden. 

H. 162. Der Lehnsträger ſelbſt aber verliert 
in dem Falle des $. 147. 150, alle Vortheile, 
5 er jetzt und Fünftig aus dem Lehne zu erwarten 
atte. 1 

§. 163. In dem Falle des F. 151. 152. ver 
liert er nur die Drey⸗ oder Einjährige Belohnung, 
die ihm für ſein Amt zugeſtanden worden. 

$ 164. Der Lehnsherr, welcher feinem Bas 
fallen widerrechtlich nach dem Leben trachtet; oder 
ſeine-Gewalt zum Nachtheile der Geſundheit, Frei⸗ 
beit, oder Ehre des Vaſallen mißbraucht, oder 
denſelben bey dem Beſitze und Genuſſe des Lehns 
nach beſtemm Vermoͤgen zu ſchützen unterlaßt, wird 
ür feine Perſon des Obereigenthums und der lehns⸗ 
berklichen Rechte verluſtig. (F. 640, 1. 


§. 165. 


20 Volt 


334 Erſter Theil. Achtzehnter Titel. 


§. 165. Wenn der Stellvertreter oder Vor⸗ 
mund des Lebusberrn dergleichen Fehler begangen 
bat, fo trifft nur ihn, nach Beſchaffenheit deſſelben, 
die H. 162. 163. verordnete Strafe. 

H. 166, Durch die Belehnung wird der Vaſall 


ger cht, in allen nicht streitigen Angelegenheiten, welche das 


get 
barkeit. 


Lehn als Lehn betreffen, der Gerichtsbarkeit des 
Lehnsherrn und deſſen Lehnshofes unterworfen, 

H. 167. Zu dieſer Lehnsgerichtsbarkeit gehört 
auch die Beſtellung und Beſtaͤtigung eines Lehns⸗ 
vormundes. 

9. 168. Wie weit der Lehnsherr dabey auf 
den naͤchſten Agnaten Ruͤckſicht zu nehmen ſchuldig 
fen; worin die Pflichten eines ſolchen Lehnscura⸗ 
tors beſtehen; und wie das Verhaͤltuiß deſſelben 
gegen den ordentlichen Vormund des Vaſallen bes 
Schaffen ſey: iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Th. 2. 
Tit. 18. Abſchn. 9.) 

§. 169. In ſtreitigen Angelegenheiten kommt 
dem Lehnsherrn und deſſen Lehnshofe eine Gerichts⸗ 
barkeit nur in ſo fern zu, als er zugleich Landes⸗ 


herr iſt; oder ihm dieſe Gerichtsbarkelt von dem 


Landesherrn ausdrücklich oder ſtillſchweigend einge⸗ 
räumet worden. x 

§. 770. Auch in dieſem Falle gehören zur 
Lehnsgerichtsbarkeit nur Streitigkeiten zwiſchen dem 
Lehnsherrn und dem Vaſallen, den Agnaten oder 
Mitbelehnten, oder zwiſchen dieſen unter ſich, welche 
die aus der Lehnseigenſchaft entſtehenden Rechte und 
Verbindlichkeiten berreffen. 8 

§. 171. Wenn der Prozeß mit einem Frem⸗ 
den, welcher nicht zu der Lehnsverbindung geböret, 
geführt wird; oder wenn derſelbe bloß die Nutzun⸗ 
gen und Einkünfte des Lehns zum Gegenſtande hat: 
fo gehört er vor die ordentlichen Gerichte, 


$. 172. 
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$. 172. Wenn alſo auch ein Gläubiger Lehns⸗ 
ſchulden gegen den Lehnsbefiger einklagt; fo kann 
der Lehnshof das Erkenntniß darüber ſich in der 
Regel nicht anmaßen. 3 \ 

§. 13. Vielmehr muß der Lehnsherr, welcher 
die Jurisdiction in Lehnsangelegenbeiten auch über 
fremde zur Lehnsverbindung nicht gebörige Perſonen 
behauptet, die Landes herrliche Verleihung darüber, 
oder einen wohlhergebrachten kechtsverjahrten Befis 
nachweiſen. 

§. 174. Wenn das Hypothekenbuch uͤber das 
Lehn bey dem Lehnshofe befindlich iſt: fo wird ver⸗ 
muthet, daß demſelben die Gerichtsbarkeit in allen 
die Lehnsſchulden betreffenden Prozeſſen, auch wenn 
Fremde darin mit verwickelt ſind, zukomme. 

§. 175. Die Lehnsgerichtsbarkeit in ſtreitigen 
Fällen iſt allemal der Obergerichtsbarkeit des Lan⸗ 
desherrn untergeordnet. 8 

$. 156. Auch durch Lehnsreverſe, worin der 
Vaſall ſich verpflichtet, den Lehnshof als feinen als 
leinigen Richter anzuerkennen, und bey den Aus⸗ 
ſprüchen deſſelben ſich zu beruhigen, kann er dem 
Gebrauche der ordentlichen Rechtsmittel nicht im 
Allgemeinen entſagen. 

$. 177. Lehuguͤter, welche wiederum in freie 
Erbgüter verwandelt werden, fallen der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit anderer Guter von gleicher Art an⸗ 
eim. 

$ 178. Der Lehnsherr iſt uͤber fein Oberei⸗ az 
genthum in der Regel, auch ohne Zuziehung des üngerug 
Vaſallen, zu verfügen berechtiget. . 

$ 179. Hat aber der Vaſall urſpruͤnglich das hum 
Obereigenthum dem Lehnsherrn aufgetragen: fo 
kaun demſelben ein anderer Lehnsherr wider ſeinen 
Willen nicht aufgedeungen werden. 


§. 180. 


25. Bei 
der Ver⸗ 
Äußerung 
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H. 180. Tritt alſo in dieſem Falle der Lehns⸗ 
herr fein Obereigenthum, ohne die Einwilligung des 
Vasallen, einem Andern ab: ſo iſt die Handlung, 
in Beziehung auf den Vaſallen, ohue Kraft. 

$. 191. Verſagt der veraußernde Lehnsherr 
dem Vaſallen, unter dem Vorwaude eiuer ſolchen 
Abtretung des Obereigenthums, feinen Schutz: fo 
entſtehen, zum Vortheiſe des Vaſallen, alle Wir⸗ 
kungen einer von dem Lehnsheren begangenen Fer 
lonie. (F. 164.) 

$. 182. In allen Fallen iſt der Vaſall einen 
Lehne herrn niederen Standes, als der bisherige war, 
wider ſeinen Willen anzuerkennen niche ſchuldig. 

$. 183. Die Pflichten und Laſten des Vaſal⸗ 
len konnen durch eine willkührlich unternommene 
Veränderung in der Perſon des Lehnsherrn nicht 
erſchweret werden. 

8. 184. Der Vaſall iſt daher, gegen jeden 
aus Veranderung des Lehnsherrn zu beſorgenden 
Nachteil, Sicherheitsbeſtellung zu fordern berech⸗ 
tiget. 

9. 195. Dee Lehnsherr iſt ſchuldig, eine mit 
dem Obereigenthume dorgehende Veranderung dem 
Vaſallen wenigftens Sechs Wochen vor deren Voll⸗ 
ziehung, zur Wahrnehmung ſeiner Rechte dabey, 
bekannt zu machen. 

§. 186 Wenn das Obereigenthum einem 
Grundſtücke als ein Realrecht anklebt: fo geht daſ⸗ 
felbe mt dem Grundſtücke zugleich auf jeden recht» 
mäßigen Erwerber des letztern über. 

$. 187. Der Vaſall iſt fein nutzbares Eigen⸗ 
thum am Lehne einem Fremden eigenmaͤchtig zu über⸗ 


des Lehn. tragen nicht befugt. 


8. 168. Iſt die Veräußerung mit Verſchwei⸗ 
gung der Lehnseigenſchaft geſchehen: fo 8 
< ſie 
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fie eine Felonie der Zweiten, ſonſt aber der Drite 
ten Claſſe. 

H. 189. Soll jedoch dergleichen eigenmaͤchtige 
Veräußerung als eine Felonie beitraft werden: ſo 
muß der Veraußerungsvertrag nicht nur geſchloſſen, 
ſondern auch das Lehn dem fremden Erwerber wirke 
lich übergeben ſeyn. = 

§. 190 Iſt die Veräußerung ſchon vor ange⸗ 
ſtellter Klage des Lehnsherrn ruͤckgaͤngig geworden: 
oder kann der Vaſall nachweiſen, daß er durch 
Hinderniſſe, derer Abwendung oder Ueberſteigung 
nicht in feiner Macht ſtand, von gehöriger Nach⸗ 
ſuchung des Lehns herrlichen Conſenſes abgehalten 
worden; fo kann ihm eine Felonie gar nicht zuge⸗ 
rechnet werden. 

$. 191. Was in Anſehung des geſammten 
Lehus Rechtens iſt, gilt auch in Anſehung einzel⸗ 
ner Theile oder Stücke deſſelben. 

$. 192. Wenn der Vaſall einzelne Theile. oder 
Stücke des Lehns auf Erbzins, Erbpacht, oder 
ſonſt zur Cultur austhut: fo iſt dieſes für eins 
ſtrafbare Veräußerung nicht zu achten. 

H. 193. In wie fern aber der Lehnsherr, od. 
die Agnaten, bey erſolgtent Rückfalſe des Lehne 
dergleichen Handlungen des Vaſallen gelten zu faj 
fen ſchuldig find, hangt davon ab: ob die Sub 
ſtanz des Lebus dadurch wirklich vermindert ‚oda 
verſchlimmert worden. (. 9.) 


6. 194. Zur Abtretung des Lehns an einen 
Agnaten oder Mitbelehnten bedarf es keiner Ein⸗ 
willigung des Lehnsherrn. 7 

$. 195. Doch konnen durch dergleichen Ab⸗ 
tretung die Rechte des Lehnsherrn in keinem Falle 
geſchmälert werden. 8 

Auge, Landr. IL, Band. N 9.196. 
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§. 196. Der Vaſall iſt ſchuldig, eine ſolche 
Abtretung dem Lehnsherrn bekannt zu machen; und 
begeht, wenn er dieſes unterläßt, eine Felonie der 
Dritten Claſſe. 

$. 197. Die Befugniß, das Lehn zu veraͤu 
ßern, welche einem Vaſallen, vermoͤge beſonderer 
Lehnsgeſetze, des Lehnsvertrages, oder Lehnbrier 
fes, oder einer ausdruͤcklichen Lehnsherrlichen Ein⸗ 
willigung zukommt, darf über den eigentlichen 
Wortverſtand der in dieſen Urkunden gebrauchten 
Ausdrucke nicht ausgedehnt werden. 

$. 198. Iſt jedoch das Lehn dem Lehnsheren 
urſpruͤglich von dem Bafallen aufgetragen worden: 
ſo finden, bey Ausdeutung des im Lehnsvertrage 
oder Lehnbriefe gemachten Vorbehalts der Veraͤuße⸗ 
rung, die allgemeinen Auslegungsregeln, wie bey 
andern Willenserklaͤrungen, Anwendung. 

$ 199. Im zweifelhaften Falle muß, bey 
aufgetragenen Lehnen, der Lehnsvertrag oder Lehn⸗ 
brief, auch in Anſehung des darin gemachten Vor⸗ 
behalts wegen der Befugniß, das Lehn zu veräus 
ßern, eher zum Vortheile des Vaſallen, als des 
Lehnsherrn, erklärt werden. 

$. 200. Hat der Lehnsherr die Erlaubniß zur 
Veräußerung in allgemeinen Ausdruͤcken und ohne 
Einſchrankung ercheilt: fo ift allemal auch das Recht, 
über das Lehn auf den Todesfall zu verfügen, mit 
darunter begriffen. 

$. 201. Hingegen begreift die geſetzliche Er⸗ 
laubniß, ein Lehn zu veräußern, die Befugniß, 
Ma auf den Todesfall zu verfügen, noch nicht 
in ſich. = 

$. 202. Der Conſens des Lehnsherrn muß, 
wenn er verbindliche Kraft haben fol, ausdrücklich 
und ſchriftlich ertheilt werden. 


$ 203. 
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$. 203. Doch enthält die von dem Lehnsherrn, 
in dieſer Eigenſchaft, oder bey feinem Lehnhofe er⸗ 
heilte Beſtätigung eines Vertrages, zugleich die 

inwilligung in die darin vorbedungenen Verauße⸗ 

kungen. N 

$ 204. Eine nachher hinzukommende ſchrift⸗ 
liche Genehmigung des Lehnsherrn hat mit einer von 
Anfang an ertheilten Einwilligung gleiche Kraft. 

§. 305. Die Einwilligung des Lehnsherrn in 
die Veräußerung des Lehns enthält noch keinen Con⸗ 
ſens in die Verſchuldung deſſelben. 

$. 506. Ueberhaupt verliert durch dergleichen 
Einwilligung der Lehnsherr nichts, weder an den 
auf dem Lehne ſelbſt haftenden Rechten, noch an 
den ihm dafür zu leiſtenden Pflichten. 

$. 207. Die Veraͤußerung muß alſo, in der 
Regel, nur an einen ſolchen Beſitzer geſchehen, wel⸗ 
cher zur Leiſtung der dem Lehnsherrn ſchuldigen 
Pflichten faͤhig iſt. : 1 

F. 208. War die Einwilligung ausdruͤcklich auf 
einen benannten Erwerber gerichtet: ſo kann der 
Lehnsherr dieſen nachher unter dem Vorwande der 
Unfähigkeit nicht verwerfen. 

§. 209. In fo fern dem Lehnsherrn, nach 
dem Lehnsbertrage, oder beſondern Geſetzen, ein 
Vorkaufsrecht zukommt, iſt der in die Veräußerung 
überhaupt ertheilte Conſens noch nicht für eine Be⸗ 
gebung dieſes Rechts zu achten. 

§. 210, Der Vaſall kann, auch ohne Bewil⸗ 5) Von 


ligung des Lehnsherrn, ſein nutzbares Eigenthum 15 555 
einem Andern zu Lehn geben. gell. 


9. 211. Doch iſt er ſchuldig, die vorgenom⸗ 
mene Aſterbelehnung dem Oberlehnsherrn ſogleich 
nach deren Vollziehung anzuzeigen; und begeht, wenn 
er dies unterlaͤßt, eine Felonie der dritten Claſſe. 


N Y 2 F. 213. 
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. 212. Hat der Oberlehnsberr in die Afterbe⸗ 
lehnüng nicht gewilligt: fo wird dadurch in dem bis 
herigen Verhaͤltniſſe zwiſchen ihm und feinem unmit⸗ 
telbaren Vaſallen/ nichts geändert. 

$. 213. Der Lehnsherr iſt alſo die Dienſte, 
welche ihm von dem Lehne geleiſtet werden muͤſſen, 
von dergleichen ohne feinen Couſens beſtellten Af⸗ 
tervaſallen anzunehmen, nicht verbunden. 

$. 214. Vielmehr iſt der Aftervafall nur dem 
Obervaſallen, als feinem unmittelbaren Lehusherrn, 
mit Dienſten und Pflichten verhaftet. i 

F. 215. Doch kann er die dem Afterlehnsherrn 
ſchuldigen Dienſte, nach deſſen Anweiſung, auch 
dem Sberlehnsherrn, wenn dieſer fie von ihm an⸗ 
nehmen will, zu leiſten ſich nicht entbrechen. 
S. 216. Der Obervaſall, welcher eine After⸗ 
belehnung ohne Conſens des Oberlehnsherrn ertheilt 
hat, muß alle Beeintraͤchtigungen der Oberlehns⸗ 
herrlichen Rechte, welche von Seiten des Unterva⸗ 
fallen geſchehen, gleich feinen eigenen verantworten. 

§. 217. Hat alſo der Aſtervaſall eine Felonie 
gegen den Oberlehnsherrn begangen, welche denſel⸗ 
ben zur Einziehung des Lehns an ſich berechtigt: fo 
findet dieſe Einziehung auch zum Nachtheile des Ober⸗ 
vaſallen und ſeiner Leibeslehnserben auf ſo lange Statt, 
als noch der Aftervaſall, oder Leibeslehnserben von 
demſelben vorhanden find, 

8. 218. Doch kann der Obervaſall die Fehler 
des Untervaſallen gegen den Oberlehnsherrn, ſo lange 
noch Zeit dazu übrig iſt, verbeſſern, und dadurch die 
ihm nachtheiligen Folgen der Felonie abwenden. 

§. 219. Hat ſich der Obervaſall, durch eine 
begangene Felonie gegen den Oberlehnsherrn, des 
Lehns verlustig gemacht: fo verliert auch der Aſter⸗ 
vaſall fein Recht. ; 


§. 220. 
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$. 220. Eben das finder Statt, wenn auch auf 
andere Art das Lehn von dem Obervaſallen an den 
Oberlehnsherrn ſich erledigt. 

. 221. Hat hingegen der Oberlehnsherr in 
die Afterbelehnung gewilligt; oder iſt das Lehn von 
der Art, daß es von jeher als Afterlehn verliehen und 
beſeſſen worden: fo beſtimmt im erſtern Falle der von 
dem Ober und Aftervafallen geſchloſſene, von dent 
Oberlehnsherrn genehmigte Vertrag; ſo wie im letz⸗ 
tern der bey der erſten Afterbelehnung ertheilte Lehn⸗ 
beef, das Verhältniß zwiſchen dem Oberlehnsherrn 
und dem Aftervaſallen. 

8. 222. In beiden Fällen trifft die Strafe einer 
begangenen Felonie immer nur den, welcher ſich 
derſelben unmittelbar ſchuldig gemacht hat. 

H. 223. Verliert alſo der Aftervaſall durch eine 
gegen den Oberlehnsherrn begangene Felonie ſein 
Recht: fo Fälle daſſelbe an den Obervaſallen zurück. 

§. 224. Hat hingegen der Obervaſall ſein Recht 

verwirkt: ſo kann dieſez dem Aftervaſallen zu kei⸗ 
nem Nachtheile gereichen. 
9. 225. Vielmehr kann, ſowohl in biefem, als 
in jedem andern Falle, wo das Lehn an den Ober⸗ 
lehnsherrn ſich erledigt, der bisherige Aftervaſall 
von dieſem, ſo lange er das Lehn nicht wieder ver⸗ 
geben hat, die unmittelbare Belehnung fordern. 

9. 226. Wird aber das Lehn von dem Ober⸗ 
lehnsherrn wieder verliehen; ſo muß der bisherige 
Aſtervaſall die unmittelbare Lehusherrlichkeit des neuen 
Obervaſallen anerkennen. 

$. 227. Uebrigens wird im zweifelhaften Falle 
vermuthet, daß der Obervaſall das Lehn unter den 
nämlichen Bedingungen und Einſchränkungen, unter 
weſchen er es ſelbſt erlangt hat, dem Vaſallen hin · 
wiederum verliehen habe. 


$. 228. 
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$. 228. Der Vaſall kann die Subſtanz des 
Lehns überhaupt nicht, und die Nutzungen deſſelben 
nicht über feine Beſitzzeit hinaus, eigenmächtig mit 
Schulden beſchweren, oder ſouſt belaſten. 

$. 229. Nur ſolche Schulden des Vaſallen tref⸗ 
fen, zum Nachtheile des Lehnsherrn, das Lehn oder 
deſſen Früchte, die entweder die Geſetze für Lehns⸗ 
ſchulden ausdrücklich erklaren, oder in deren Auf⸗ 
nehmung der Lehnsherr gewilligt hat. 4 

$. 230. In wie fern das Lehn zur Vermeh⸗ 
rung, Verbeſſerung oder Wiederherſtellung der Sub⸗ 
ſtanz; zur Vertheidigung deſſelben und ſeiner Ge⸗ 
rechtſame; zur Abfindung der Ehegattin und Toͤch⸗ 
ter des Vaſallen; zur Kriegsrüſtung für die Sohne; 
zur Beerdigung des Vaſallen, und Anfchaffung det 
Trauer für feine Familie; zur Berichtigung des ruͤck⸗ 
fändig gebliebenen Lehuscauons, Dienſtlohns, und 
anderer das Lehn betreffenden Abgaben, auch ohne 
die Einwilligung des Lehnsberrn, mit Schulden 
gültig belaſtet werden konne; bleibt, nach Verſchie⸗ 
denheit der Verfaſſungen, der nähern Beſtimmung 
der Provinzialgeſetze vorbehalten. 

$ 231. Mach eben dieſen Gefegen muß auch 
beurtheilt werden: in wie fern eine ſolche Schuld 
aus dem Lehne ſchlechterdings, oder nur in Erman⸗ 
gelung eines zureichenden Allodialvermoͤgens, bezahlt 
werden muͤſſe. . 

$. 232. Im Mangel näherer Beſtimmungen 
gilt die Regel: daß Lehnsſchulden, welche bloß die 
Perſon und Familie des Vaſallen betreffen, oder 
zur Tilgung gewiſſer ihm perfönlich obliezender Ver⸗ 
bindlichkeiten gemacht find, vorzüglich aus ſeinem 
Allodialvermogen oder Nachlaſſe, und nur bey def 
ſen Unzulänglichkeit aus dem Lehne zu tragen ſind. 

H. 233.“ Auch darüber; welche das Lehn ſchlech⸗ 
terdings treffende Schulden die Subſtanz deſſelben 

ange 
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angehen, oder nur aus den Nutzungen getragen wer⸗ 
den muͤſſen, bleiben die nähern Beſtimmungen den 
rovinzialgeſetzen vorbehalten. 

9. 234. Wo aber dieſe nicht ein Anderes aus. 
drͤcklich verordnen, iſt uberhaupt anzunehmen, daß 
die geſetzlichen Lehnſchulden nur aus den Nutzun⸗ 
gen des Lehns getragen werden dürfen, 

F. 235. Zu allen durch die Geſetze gebilligten 
Lehnsſchülden kann der Lehnsherr feine ausdrückliche 
Einwilligung, wenn ſie begehrt wird, nicht verſagen. 

b. 236. Doch kann er nicht gezwungen were 
den, in die Verpfandung der Subſtauz des Lehns 
für ſolche Schulden, die nach geſetzlicher Beſtim⸗ 
mung nur aus den Nutzungen getragen werden ſol⸗ 
len, zu willigen, 

9. 237. Außer dem Falle geſetzlicher Lehnsſchul⸗ 
den, iſt der Lehnsherr nicht verbunden, in Ver⸗ 
ſchuldungen oder andere Belaſtungen des Lehns ſei⸗ 
nen Conſens zu ertheilen. 

9. 238. Wenn jedoch der Vaſall zu den Koſten 
einer erheblichen Verbeſſerung des Lehns, welche die 
Landesgeſetze angeordnet, oder die Gutsbeſitzer dazu 
aufgefordert haben, ein Darlehn aufzunehmen gea 
noͤthigt wied: fo kann er gegen den Lehnsherrn, 
welcher die Einwilligung dazu verfügt, auf rechtli⸗ 
ches Gehör und Erkenntniß antragen. 

$. 239. Doch kann in einem ſolchen Falle der 
Lehnsherr nur angehalten werden, in die Verpfän⸗ 
dung der Früchte des Lehus auf eine gewiſſe Zeit 
zu bewilligen. 

$. 240. Der Richter muß alſo, nach Beſchaf⸗ 
fenheit der Umſtände, der Wichtigkeit und Nutzhar⸗ 
keit der Verbeſſerung, und dem Verhältniſſe der 
Koften gegen die Einkünfte des Lehns, rechtlich bee 
ſtimmen: auf wie hoch, und wie lange der Lehns⸗ 
herr einzuwilligen verbunden ſey. 

1 6. 241. 
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$ 241. Wird der Vaſall durch Landesherrli⸗ 
che Befehle zu Anſtalten in dem Lehngute verpflich⸗ 
tet, welche nicht auf die Verbeſſerung des Lehns 
ſelbſt, ſondern auf Erhaltung und Beförderung des 
gemeinen Wohls abzielen: ſo iſt der Lehnsherr in 
ein zu den diesfälligen Koſten aufzunehmendes Dar⸗ 
lehn zu willigen ſchuldig 

H. 242. Für ein ſolches Darlehn iſt die Sub 
ſtanz des Lehns verhaftet. 

§. 243. Wenn eine Schuld bloß durch die 
Einwilligung des Lehnsherrn die Eigenſchaft einer 
Lehnsſchuld erlanget hat: fo haftet, wenn nicht ein 
Anderes ausdrücklich erkläret worden, das Lehn nur 
bey Ermangelung eines hinreichenden Allodialver⸗ 
moͤgens. 

H. 244. Auch gilt in obgedachtem Falle die 
Vermuthung, daß der Lehnsherr nicht in die Ver⸗ 
pfaͤndung der Subſtanz des Lehns, ſondern nur der 
Früchte deſſelben gewilligt habe. 

$. 245. Geſetzliche Lehusſchulden, welche nur 
in Ermangelung des Allodialvermoͤgens aus dem 
Lehne zu tilgen ſind, ändern dieſe ihre Eigenſchaft 
dadurch nicht, daß die Lehnsherrliche Einwilligung 
dazu erhalten worden. 

5. 246. Vielmehr wirkt dieſer Conſens nur 
fo viel, daß der Gläubiger dadurch, fo wie bey an⸗ 
dern conſentirten Schulden, von dem Beweiſe der 
Verwendung in das Lehn gegen den Lehusherrn 
feey wird. 5 x 

H. 247. Hat aber der Lehnsherr in eine zur 
Vermehrung oder Verbeſſerung der Subſtanz des 
Lehns aufgenommene Schuld ausdrücklich gewilligt: 
fo kaun der Gläubiger ſich ſchlechterdings an das 
Lehn halten, und darf ſich auf das Allodialvermöͤ⸗ 
gen des Schuldners niemals verweiſen laſſen. 


6. 248. 
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§. 248. Bey Schulden, welche geſetzlich aus 


der Subſtanz des Lehus bezahlt werden müſſen, 


koͤnnen weder der Gläubiger noch der Schuldner 
angehalten werden, einen ausdrücklich auf die Brüche 
te eingeſchränkten Lehnsherrlichen Conſens anzu⸗ 
nehmen. 

§. 249, Eben das findet Skatt, wenn die 
Schuld das Lehn ſchlechterdings angehet, und der 
Lehnsherr feinen Conſens nur auf den Fall der Un⸗ 
zuſänglichkeit des Allodii einfchränfen wollte. 

§. 250. Zur Uebertragung einmal gültig auf⸗ 
genommener Lehusſchulden an einen neuen Glaubi⸗ 
ger, bedarf es in keinem Falle der Lehnsperrlichen 
Einwilligung. 7 

§. 251. Der Lehnsherrliche Conſens darf nie 
mals ausdehnend erklart werden. 5 

§. 252. Sind in dem Conſens gewiſſe Termine 
der Abzaßlung beſtimmt, und verlängert der Gläus 
biger dieſelben, oder giebt er dem Schuldner Nach⸗ 
ſicht, ohne beſondere Einwilligung des Lehnsherrn: 
ſo geſchieht es auf ſeine Gefahr. 5 

5. 253. Hat aber der Gläubiger die im Ruͤck⸗ 
ſtande gebliebenen Termine zur rechten Zeit, das heißt, 
wenigſtens innerhalb Vier Wochen nach dem Ablaufe 
des Termins, eingeklagt, und die Exection deshalb 
gehörig fortgeſetzt: fo ſchadet es ihm nicht, wenn 
gleich die Bezahlung innerhalb der im Conſens be⸗ 
ſtimmten Friſt nicht hat erhalten werden können. 

. 254. Wenn der Gläubiger unter einem nur 
auf die Früchte des Lehns, und nur auf gewiſſe Jah⸗ 
re gerichteten Lehns herrlichen Conſens, das Darlehn 
Fiben hat, ohne gewiſſe Abzahlungstermine ſich zu 

edingen; fo kann er, wenn innerhalb dieſer Jahre 
die Schuld nicht getilget, oder beigerrieben worden, 
auch an die Früchte, zum Nachtheile des Lehnsherrn, 
ſich nicht ferner halten. 955 
255. 


X. Ver 
bal die 
der Agla⸗ 
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den kehus⸗ 
herrn und 
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§. 255. Auch wenn der Confens auf die Sub⸗ 
ſtanz des Lehns, jedoch uur für gewiſſe Jahre, ge⸗ 
geben iſt, erloͤſcht die Verbindlichkeit des Lehnsherrn 
mit dem Ablaufe dieſes Zeitraums. 

9. 256. Doch erhält in dieſem Falle (§. 285.) 
der Gläubiger ſein Recht gegen den Lehnsherrn, wenn 
er, noch innerhalb Vier Wochen nach Ablauf der 
Friſt, die Klage anmeldet, und den Prozeß, ſo wie 
die Execution, gehörig fortſetzt. 

9. 257. Eine von den ordentlichen Gerichten 
des Lehnsherrn über eine Schuld oder andern Ver⸗ 
trag ertheilte Beſtaͤtigung, enthält noch keinen Lehus⸗ 
herrlichen Conſens, wenn nicht das Gericht zugleich 
der Lehnshof iſt, oder der Lehnsherr die Confirma⸗ 
tion ſelbſt unterſchrieben hat. 

H. 258. Prozeſſe des Vaſallen und die darin 
ergangenen Entſcheidungen oder getroffenen Verglei⸗ 
che ſind, ſo weit ſie zum Nachtheile des Lehns oder 
des Lehnsherrn gereichen, fuͤr letztern unverbindlich, 
wenn derfelbe dabey nicht zugezogen worden. 

$. 259. Alle nachtheiligen Folgen des Mangels 
der Lehnsherrlichen Einwilligung oder Zuziehung tref⸗ 
ſen jedoch, bey Lehnguͤtern, einen Dritten, der mit 
dem Beſitzer in Verhandlungen ſich eingelaſſen hat, 
nur alsdann, wenn die Lehnseigenſchaft des Grund⸗ 
ftücks im Hypochekenbuche vermerkt iſt. 

$. 250. Wer aber dem Glauben des Hypothe⸗ 
kenbuchs, nach gehoͤrlger Prüfung der darin eingetra⸗ 
genen oder allegirten Urkunden, redlicher Weiſe ge⸗ 
folgt iſt, zu deſſen Nachtheile kann der Lehnsherr 
von ſeinem nicht eingetragenen Rechte keinen Ge⸗ 
brauch machen. 

H. 261. Auch durch die Rechte der Agnaten 
und Mitbelehnten wird die Macht des Vaſallen, über 
das Lehn zu verfügen, eingeſchraͤnkt. 


$. 262. 
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$. 262. Nur der erſte Erwerber kann, mit 
Genehmigung des Lehnherrn, ſowohl unter Lebens 
digen, als von Todeswegen, ſrey Verfuͤgungen 
treffen. 
§. 263. Auch den von ihm ſelbſt in die Ge⸗ 
ſammtehand aufgenommenen Verwandten oder Frem⸗ 
den, ſteht ein Recht des Widerſpruchs dagegen nur 
in ſo fern zu, als daſſelbe durch den mit ihnen von 
dem Verleiher des Lehns, oder von dem erſten Er⸗ 
werber geſchloſſenen Lehnsvertrag begründet wird. 
$. 264. Haben dieſelben ihre Aufnahme zur 
Geſammtenhand durch einen laͤſtigen Vertrag gegen 
Entgelt erhalten: ſo iſt auch der erſte Erwerber, in 
Anſehung ihrer, eben den Einſchraͤnkungen, wie je⸗ 
der folgende Lehnsbeſitzer unterworfen. 
§. 269. Eben das findet Statt, wenn das Lehn 
Thon dem erſten Erwerber ausdruͤcklich in der Ei⸗ 
genſchaft eines alten Lehus verliehen worden. 
$. 266. Die Abkoͤmmlinge eines Vaſallen muͤſ⸗ ar 
fen, wenn fie ihres Vaters Erben geworden find, ſeenden⸗ 
die Verfügungen deſſelben, auch in Anſehung des a 4 
Lehns, vertreten. file, 
§. 267. Verfuͤgungen, welche bloß die Nur 
tungen des Lehns betreffen, muͤſſen dergleichen De⸗ 
ſcendenten ſchlechterdings gelten laſſen. 
§. 268. Hingegen koͤnnen fie Verfuͤgungen, wo⸗ 
durch die Subſtanz des Lehns vermindert, oder ge⸗ 
ſchmälert worden, zwar zurücknehmen; ſie muſſen 
aber denjenigen, welcher mit ihrem Vater und Erb⸗ 
laſſer darüber contrabire hat, entfehädigen, 
$. 269. Hat alſo der Vater das Lehn ganz oder 
zum Theil veräußert; ſo kann zwar der Sohn das 
Veräußerte von dem dritten Beſitzer zurückfordern; 
$,.270. Er muß aber demſelben nicht nur den 
dafür gegebenen Werth erſetzen; ſondern ihm auch 
für ſeine übrigen Verwendungen, nach ES 115 
ennd⸗ 
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Grundſätzen, wie der Eigenthuͤmer einem redlichen 
Beſitzer, gerecht werden. 

H. 271, Von vorſtehenden Verbindlichkeiten 
(5. 267 — 270.) kann der Sohn, welcher einmal 
feines Vaters Erbe geworden ift, ſich durch den Eins 
wand der Rechtswohlthat des Inventaril nicht bes 
freien. > 4 5 
$. 272. Dagegen iſt aber auch ein ſolcher Sohn 
an Conventionalſtrafen, welche der Vater etwa auf 
den Fall der Zuruͤcknahme ſolcher Verfügungen (§. 
268.) angelobt hat, in keinem Falle gebunden. 

§. 273. Söhne, welche ihres Vaters Erben 
gar nicht geworden, ſind in der Regel nicht verbun⸗ 
den, die zum Nachtheile ihrer Rechte auf das Lehn, 
durch Verminderung oder Schmälerung der Subſtanz 
deſſeſben, von dem Vater getroffenen Verfuͤgungen 
wider ſich gelten zu laſſen. 

H. 274. Doch iſt auch ein ſolcher Sohn die va⸗ 
terlichen das Lehn nicht angehenden Schulden, ſo 
weit das übrige Vermögen dazu nicht hinreicht, aus 
den Lehnseinkünften zu bezahlen verpflichtet; und kann 
ſich durch Entfagung der Allodialerbſchaft davon nicht 


losmachen. 
9. 275. Es ſteht ihm vielmehr bloß frey, ſich 


15 Lehns und der Allodialerbſchaft zugleich zu be⸗ 
geben. 
$. 276. Alsdann muͤſſen die Lehnseinfünfte 
für Rechnung der Gläubiger fo lange verwaltet wer⸗ 
den, bis dieſe befriedigt find; oder bis die von dem 
Schuldner abſtammende lehnsfaͤhige Nachkommen⸗ 


ſchaft erloſchen iſt, 
$. 277. Es findet alfo eine Abtretung des Lehns 


an einen Agnaten oder Mitbelehnten, oder ſelbſt an 
den Lehnsherrn, zum Nachtheile der Gläubiger nicht 
Statt. 


9. 278. 
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§. 278. Auch ein vom Vater enterbter Sohn 
muß, wenn er zum Beſitze des Lehns gelangt, aus 
den Einkünften die väterlichen Schulden, ſo weit 
das übrige Vermögen nicht binreicht, berichtigen. 

$. 279. Der Enkel oder weitere Abkoͤmmling 
aber, welcher feinem Großvater unmittelbar im Lehe 
ne folgt, iſt die Schulden des Vaters, deſſen Erb⸗ 
ſchaft er entſagt bat, aus dem Großvaterlichen Lehe 
ne zu entrichten nicht verbunden. 

F. 280. Teſtamente, oder andere leßtwillige 
Verordnungen, wodurch der Vater über das Lehn, 
zum Nachtheile ſeiner Leibeslehnserben, oder eines 
derſelben, etwas verfügt, gelten nur gegen diejenigen, 
welche zugleich Erben in ſeinem übrigen Nachlaſſe 
geworden ſind. 

8. 281. Dieſe konnen ſich auch gegen ſolche 
Verfügungen mit dem Einwande der Rechtswohl⸗ 
that des Inventarii nicht ſchützen. 

$. 282. Für Leibeslehnserben, weſche des Var 
fallen Erben im übrigen Vermögen nicht geworden, 
find feine letztwilligen Verordnungen uber das Lehn 
unverbindlich. 

$. 283. Doch iſt ein Vater aus eben den geſetz 
lichen Gründen, aus welchen er feinem Sohne den 
Pflichtteil entziehen kann, berechtigt, benfelben für 
feine Perſon von dem Beſitze und Genuſſe des Lehns 
auszuschließen, und auf den bloßen aus den Einkuͤnf⸗ 
ten des Lehns ihm zu reichenden Unterhalt einzu⸗ 
ſchränken. 

$. 284. Dieſe Competenz muß, wenn der 
Sohn mit dem väterlichen Ausſatze ſich nicht begnuͤ en 
will, auf die Hälfte der Einkünfte von der Portion 
am Lehne, die ihm ſonſt zugefallen ſeyn wuͤrde, bes 
ſtimmt werden. 

9. 285. 
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$. 285. In allen Fallen kann der Vater die 
Art der Theilung unter den Soͤhnen, um Streitig · 
keiten unter ihnen zu vermeiden, gültig anordnen. 


9. 286. Er kann alſo beſtimmen: welcher unter 
mebreren zum Naturalbeſitze des Lehns mit gleichem 
Rechte berufenen Söhnen das Lehngut ſelbſt erhalten, 
und ſeine Bruͤder abfinden ſolle. 
$. 287. Durch Beſtimmung von Unterneh⸗ 
mungspreiſen oder Abfindungsſummen aber, kann er 
die Rechte der Leibeslehnserben, die nicht zugleich 
feine Allodialerben geworden ſind, nicht ſchmälern. 
2) Von $. 288. Andere Agnaten und Mitbelehnte, 
en welche des Lehnsbeſizers Erben nicht geworden, find 
and Mit, keine der von ſelbigem uͤber das Lehn getroffenen Ver⸗ 
iR A fügungen, wobey fie nicht zugezogen worden, anzu 
een erkennen verbunden. 
aber 


Haupt. H. 289. Auch der Lehnsherr kann durch feine 
Einwilligung den Rechten der Agnaten und Mitbe⸗ 
lehnten nichts vergeben. 

6. 290. Doch koͤnnen Verfügungen über Grund ⸗ 
ſtuͤcke und Getechtigfeiten, welche im Hypotheken⸗ 
buche eingetragen ſind, nur von ſolchen Agnaten und 
Mitbelehnten angefochten werden, welche ihr Recht 
an dem Lehne zu der Zeit, da die ſtreitige Verfugung 
eingetragen wurde, in Hypothekenbuche bereits hate 
ten vermerken laſſen⸗ 


F. 291. Agnaten und Mitbelehnte alſo, deren 
Recht zu der Zeit, da die ſtreitige Verfügung uͤber 
das Lehn im Hypothekenbuche vermerkt wurde, dem 
Dritten, welcher die Verhandlung mit dem Lehnsbe⸗ 
ſitze vornahm, daraus nicht bekannt ſeyn konnte, 
find nicht befuge, auch wenn die Lehnsfolge demnaͤchſt 
auf ſie gelangt, von dieſem Rechte, zum Nachthei⸗ 
le des Dritten, Gebrauch zu machen. 


$. 292, 
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$. 292. Doch bleibt ihnen, wegen des an ihrem 
Rechte dadurch erleidenden Abbruchs, der Regreß 
an das uͤbrige Vermögen des Lehnsbeſitzers, wel- 
cher die nachtheilige Verfügung getroffen bat, vor⸗ 
behalten. 5 

$. 293. Söhne, welche noch unter vaͤterlicher 
Gewalt find, bedürfen zur Erhaltung ihres Rechts 
gegen den Dritten, keiner Eintragung deſſelben. 

H. 294. Sobald fie aber aus der väterlichen 

Gewalt auf eine oder die andere Weiſe herausgehen, 
muͤſſen fie ihr eigenes Recht bey Vermeidung des 
H. 291, beſtimmten Nachtheils, eintragen laſſen. 

§. 295. Aber auch ſolche Agnaten oder Mik⸗ 
belehnte, welche ihr Recht gegen den Dritten durch 
die Eintragung ſich erhalten haben, können die ihnen 
nachtheilige Verfügung des Lehnsbeſitzers erſt alsdann 
anfechten, wenn die Succeſſion in das Lehn auf 
ſie gelangt iſt. 

$. 296. Doch ſteht ihnen frey, auch noch vor 
ber gegen die Verfügung Proteſtation einzulegen, 
und dieſelbe dem Dritten, mit welchem der Lehns⸗ 
befiger die Verhandlung vornimmt, bekannt machen 
zu laſſen. 

H. 297. Iſt die ſes geſchehen; fo kann der Dritte, 
bey hiernächſt eintretendem Sueceſſionsfalle, gegen 
den proteſtirenden Agnaten oder Mitbelehnten, und 
deſſen Lelbeslehnserben, auf die Rechte eines red⸗ 
lichen Beſitzers, von der Zeit an, wo die Succeſſion 
an ſie gediehen iſt, keinen Gebrauch machen. 

$. 298. Auch ſteht es dem proteſtirenden Ahna⸗ 
{en oder Mitbelehnten frey, noch vor erfolgendem 
Anfalle, auf richterliche Uinterſuchung der bey der 
widerſprochenen Verfugung vorgefallenen Thatſachen, 
beſonders auf Ausmittelung des Zustandes, in 25 

em 
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chem das Lehn zur Zeit der Veräußerung ſich be⸗ 
funden hat, damit die Verdunkelung deſſen verhü⸗ 
tet werde, anzutragen. 

F. 299. Alsdann finden die Vorſchriften der 
Prozeßordnung von Aufnehmung eines Beweiſes 
zum ewigen Gedächtniſſe Anwendung. 

$. 300. Wenn der fremde Beſitzer des Lehns 
Verſchlimmerungen in der Subſtanz deſſelben vor 
nimmt: fo haben die Agnaten, weun auch die Suc⸗ 
reſſion noch nicht an fie gediehen iſt, wegen der ihm 
darunter zu fegenden Schranken eben das Recht, 
welches ihnen gegen den Lehnsbeſitzer ſelbſt zukommen 
würde. ($- 577.) 

§. 301. Wider einen Agnaten oder Mitbelehn⸗ 
ten, welcher ſich hat eintragen laſſen, nimmt die 
Verjährung der Befugniß zur Anfechtung der ohue 
feine Einwilligung über das Lehn getroffenen nach⸗ 
theiligen Difpofitionen, erſt mit dem Tage, da das 
Lehn ſich an ihn erledigt hat, ihren Anfang. 

§. 302. Hat alſo der Lehnsbeſitzer das Lehn 
ganz oder zum Theil veraͤußert: fo kann ein dabey 
nicht zugezogener Agnat oder Mitbelehnter daſſelbe 
binnen Dreißig Jahren, nach dem auf ihn erfolge 
ten Sueceffionsanfalle, zurück fordern. 

$. 303. Die Ruͤckgabe muß unentgeldlich ges 
ſchehen; ubrigens aber hat der bisherige Inhaber 


außer dem Falle des §. 296. die Rechte eines red⸗ : 


lichen Beſitzers. 

§. 304. Das Vorkaufs⸗ und Naͤherrecht, in fo 
fern felbiges überhaupt Statt findet, kann jeder Agnat 
oder Mitbelehnre, auch wenn er noch nicht an der 
Succeſſion ſteht, innerhalb der geſetzmaͤßigen Friſt 
ausüben. 


$. 305. 
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FIRE Er EWR ZEIT ER 

§. 305. Von Lehnguͤtern, die ſchon ſeit mehr 

als Einer Generation in einer Familie ſich befinden, 

wird vermuthet, daß den Agnaten und Mitbelehnten 
das Vorkaufs⸗ und Naͤherrecht zukomme. 

$. 306. Was vom Vorkaufs- und Näberrechte 
überhaupt, und bey Samiliengütern inſonderheit ver⸗ 
ordnet iſt, gilt in der Regel auch bey Lehngütern. 
(Tit. 20. Abſehn. 3. Th. 2. Dit. 4. Abſchn. 4.) 

F. 307. Die Einwilligung in die Veräußerung 
Überhaupt enthalt, auch bey Agnaten und Mitbe⸗ 
lebuten, noch keine Entſagung des Vorkaufs⸗ und. 
Naber ⸗, wohl aber des Rückforderungsrechts. 

§. 308. Agnaten und Mitbelehnte koͤnnen durch 
ihre Einwilligung in Verfügungen des Lehnsbeſitzers 
uber das Lehn den Rechten des Lehnsherrn nichts 
vergeben. x 

§. 309. Dagegen verpflichten fie durch dieſe 
Einwilligung ihre Abkömmlinge, in fo fern dieſelben 
damals entweder noch gar nicht vorhanden, oder noch 
unter vaͤterlicher Gewalt waren; fie moͤgen in der 
Folge ihrer conſentirenden Vaͤter Erben geworden 
ſeyn, oder nicht. 0 

$. 310. Durch den Conſens einiger Agnaten 
oder Mitbelehnten werden weder die Uebeigen, noch 
ſelbſt die Deſcendenten der Conſentirenden, welche 
damals nicht mehr unter väterlicher Gewalt ſtanden, 
und auch nachher der Conſentirenden Erben nicht 
geworden ſind, verpflichtet. 


$. Zr. In vorſtehender Art (F. 308. 309. ©) hey 


310.) muͤſſen alſo auch Agnaten und Mitbelebnte, 
fo wie deren Leibeslehnserben, die Schulden des 
Lehusbeſizers, in welche fie gewilligt haben, wenn 
ſie zum Beſitze des Lehus gelangen, anerkennen, 
. 31a. Auch wegen Mangels der Lehnsberr⸗ 
lichen Einwilligung konnen ‚fie ſich dieſer Verbindlich⸗ 
keit nicht entziehen. % 

Allgem. Landr, u. Sands) 3 §. 313, 
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$ 313. Die Einwilligung der Aguaten und 
Mitbelehnten in eine Schuld des Lehnsbeſißers muß 
ſchriftlich erklart werden. 

$. 314. Wenn jedoch ein Agnat oder Mitbe⸗ 
lehnter das von dem Eehnsbefiger ausgeſtellte Schuld ⸗ 
inſtrument, ohne weitern Beiſatz, mit unterſchreibt: 
fo iſt dieſes einer ausdruͤcklichen Einwilligung in die 
Schuld gleich zu achten. 8 i 

$. 315. Wenn ein Agnat oder Mitbelehnter 
einem von dem Lehnsherrn oder einem andern In⸗ 
tereſſenten bereits ausgeſtellten Conſensinſtrumente 
bloß beitritt: fo iſt anzunehmen, daß er nur unter 
den in dieſem Inſtrumente beſtimmten Maaßgaben 
und Bedingungen eingewilliget habe. - 

§. 316. Wenn ein Agnat oder Mitbelehnter 
ſelbſt dem Lehnsbefiger ein Capital auf das Lehn 
dargeliehen hat: fo kann von ihm und feinen Lei⸗ 
beslehnserben der Mangel des Conſenſes nicht vor⸗ 
geſchuͤtzt werden; wenn auch das Capital nachher 
an einen andern Inhaber gediehen waͤre. 

$. 317. Lehnsſchulden, denen dieſe Eigenſchaft ver⸗ 
moge des Geſetzes zukommt, bedürfen auch keines Con⸗ 
ſenſes der Aguaten oder Mitbelehnten. (8. 230. ag.) 

$, 318, In wie fern Agnaten oder Mitbelehnte 
in die Verſchuldung des Lehns zu willigen verbun⸗ 
den find, iſt in der Regel nach eben den Grund⸗ 
fagen, wie bey dem Lehnsherrn zu beurtheilen, 
G. 235 — 242.) 

$. 319. Auch darüber: in wie fern Lehnsſchul⸗ 
den die Subſtanz des Lehns, oder nur die Früchte 
deſſelben angehen; ſo wie wegen der Ausdeutung und 
der Wirkungen einer von Agnaten oder Mitbelehn⸗ 
ten ertheilten Einwilligung, gelten die Vorſchriften 
F. 233. 234 244. 251 — 256. 

F. 320. Eben fo finden bey Beurtheilung der 
Frage: in wie fern eine Schuld aus dem Lehne 

ſchlech · 
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ſchlechterdings, oder erſt bey Ermangelung eines 
inreichenden Allodialvermoͤgens, bezahlt werden 
muſſe? gleiche Grundſätze, wie bey dem Lehnsherrn, 
Anwendung. (. 231. 232. 243. 245, 246.) 

$. 321. Hat jedoch ein Agnat oder Mitbe⸗ 
lehnter in feinem Conſenſe dem Gläubiger, bey er⸗ 
folgenden Succeſſtonsaufalle, die Bezahlung aus 
dem Lehne ohne Vorbehalt verſprochen: fo kann er 
denſelben auf den Allodtalnachlaß des Schuldners 
nicht verweiſen 

$. 322. Ihm ſelbſt aber bleibt, wenn ſonſt die 
Schuld fo beſchaffen iſt, daß fie das Lehn nicht 
bauptſächlich angeht, ſein Regreß an dieſen Allo⸗ 
dialnachlaß vorbehalten. 

9. 323. Uebrigens ſollen alle Lehnsſchulden, 
denen ein dingliches Recht auf Lehngüter beigelegt 
iſt, in das Hypothekenbuch eingetragen werden. 

$. 324. Beſonders gilt dieſes bey denjenigen 
Schulden, die aus dem Lehne, auch ohne beſon⸗ 
dere Einwilligung des Lehusherrn und der Agnaten 
oder Mirbelehnten, bezahlt werden muſſen. 

F. 325. Auch in Anſehung derjenigen, die niche 
aus der Subſtanz, ſondern nur aus den Früchten 
des Lehns zu bezahlen find, muß der Gläubiger 
für die Eintragung ſorgen. 

$. 326. Iſt die Eintragung nicht geſchehen: fo 
ſtehen Lehnsſchulden, wenn ſie gleich, vermoͤge des 
Geſetzes, das Lehn oder deſſen Fruͤchte betreffen, 
oder vermoͤge eines von dem Lehnsfolger oder deſſen 

'orfahren ertheilten Conſenſes, von demſelben an⸗ 
erkannt werden muͤſſen, dennoch allen gehörig eine 
getragenen auch fpatern Lehnsſchulden nach. 

$. 327. Verträge und andere Handlungen, wo⸗ 
durch das Lehn ganz oder zum Theil veraußert wird, 


follen ohne die ausdrückliche Einwilligung des aus 
32 dem 
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dem Hypothekenbuche erhellenden Lehnsherrn nicht 
eingetragen werden. 

$. 328. Auch muß der Richter die Einwilli⸗ 
gung der aus dem Hypothekenbuche bekannten Agna⸗ 
ten zu ſolchen Veräußerungen vor der Eintragung 
erfordern. 

$. 329. Eben fo muß bey Verpfaͤndungen, 
wenn deren Eintragung verlangt wird, der Gläu⸗ 
biger an die Beibringung des Conſenſes von dem 
Lehnsherrn und den eingetragenen Agnaten erinnert 
werden. 

$. 330. Wenn jedoch in den beiden letztern Fälr 
len (F. 328 329.) der die Eintragung Suchende, 
ohne den Conſens beizubringen, dennoch auf der Ein⸗ 
tragung beſtehet, ſo muß ihm dieſelbe, auf ſeine 
Gefahr, zwar bewilligt, der Mangel des Conſenſes 
aber in dem Recognitionsſcheine ausdruͤcklich bemerkt 
werden. 

Don Wei, F. 331. Wegen Lehnsſchulden, für welche die 

der dens, Subſtanz des Lehns auch ohne die befondere Ein⸗ 

fcholden willigung der Intereſſenten haftet, find die Gläus 
dauern biger auf gerichtlichen Verkauf des Lehns felbft an⸗ 
der Sub? zutragen wohl befugt. 

Ban, $. 332. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Lehnsherr und ſammtliche Agnaten oder Micbelehns 
te in die Verpfändung der Subſtanz des Lehns für 
eine Schuld ausdrücklich gewilligt haben. 

§. 333. In allen andern Fallen kann, auch 
wegen an fich gültiger Lehnsſchulden, nur der Be⸗ 
ſchlag der Einkünfte des Lehns, die Sequeſtration 
derſelben zum Beſten der Gläubiger, und ihre ger 
richtliche Einweiſung in das Lehn Statt finden. 

§. 334. Dieſes Recht der Gläubiger, ſich an 
die Lehnseinfürfte zu halten, dauert bey Forderun⸗ 
gen, wofür dieſe Einkünfte auch ohne beſondern En 

ſen 
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ſens der Intereſſenten haften, bis zu deren vollſtaͤn⸗ 
digen Tilgung. N 

$. 335. Bey Schulden aber, deren Lehnsei⸗ 
genſchaft bloß auf der Einwilligung einiger Aguaten 
oder Mitbelehnten beruhet, dauert es nur ſo lange, 
als der Schuldner, oder die conſentirenden Inter⸗ 
eſſenten, oder Leibeslehnserben von beiden, die nach 
den obigen Grundſatzen ihre Handlungen anerken⸗ 
nen müffen, im Beſitze des Lehns ſich befinden. 

$. 336. Die Ordnung, in welcher die Glaͤu⸗ 
biger ihre Befriedigung aus dem Kaufpreiſe, oder aus 
den Einkünften des Lehns verlangen koͤnnen, wird 
nach den Grundfägen der Concursordnung beſtimmt. 

$. 337. Ein wegen Lehnsſchulden geſetzmaͤßig 
verkauftes Lehn (H. 331.332.) behält in Anſehung 
des Lehnsherrn die Lehnseigenſchaft, und der neue 
Erwerber kaun daruber, in Rückſicht auf den Lehus⸗ 
herrn, nur als über ein Lehn gültig verfügen. 

H. 338. Hat aber ein Lehnsherr fo viel Conſenſe 
ertheilt, daß durch einen Verkauf des Guts mit der 
Lehnseigenſchaft, die an die Subſtanz deſſelben bes 
rechtigten Gläubiger nicht befriedigt werden koͤnnen: 
ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß das Gut als freies 
Allodium ausgeboten und verkauft werde. 

9. 339. In Anſehung der Agnaten und Mit⸗ 
belehnten hingegen wird, in jedem Falle, ein wegen 
Lehnsſchulden geſetzmäßig verkauftes Lehn in den Haͤn⸗ 
den des Käufers freies Eigenthum, und kann von 

ihnen zu keiner Zeit zurückgefordert werden. 
§ 340. Bleibt von dem Kaufgelde, nach Ab⸗ 
zug der vermoͤge §. 331. 332. aus der Subſtanz des 
Lehns zu bezahlenden Schulden, noch etwas übrige 
fo tritt zwar ſolches nicht von ſelbſt an die Stelle 

des verkauften Lehus; 

S. 341, Der Lehnsherr aber, und die Agnaten 
oder die Mitbelehnten find befugt, darauf anzu⸗ 
tra · 
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tragen, daß dergleichen Ueberſchuß wiederum zu ei⸗ 
nem Lehn gute verwendet, oder als ein Geldlehn ber 
legt werde. 

$. 342. Dieſe Befugniß kommt ihnen auch 
alsdann zu, wenn ſie einen freiwilligen Verkauf 
des ehns genehmigt haben; inſoſern nicht dabey 
ein Anderes verabredet iſt. 

due F. 343. Diejenigen Gläubiger, deren Forde 

tion der rungen nur die Früchte des dehns angehen, haben 

85 an die Einkünfte des aus dem Verkgufe des Lehns 

bürgen. verbleibenden Ueberſchuſſes eben das Recht, wie 
vorhin an die Einkünfte des Lehns ſelbſt. 

H. 344. In allen Fällen, wo bloß die Ein⸗ 
künfte des Lehns zum Beſten der Gläubiger in 
Beſchlag oder Sequeſtratſon genommen werden, 
bleiben dem Lehnsherrn, wegen der aus dem Lehne 
zu fordern habenden Geld» oder Natural⸗Lehnsab⸗ 
gaben, feine Rechte ungeſchmalert. 

H. 345. Zu den Lehnsdienſten aber bleibt der 
Vaſall ſelbſt nach wie vor verpflichtet. 

$. 346. Doch ſteht dem Lehnsherrn frey, die 
Beſtellung eines Lehnsträgers für ihn zu verlangen. 

§. 347. Dieſen muß er unter den Agnaten oder 
Mitbelehnten wahlen. 

F. 348. Ein ſolcher Lehnetruͤger kann, aufer 
feiner Schadlos haltung, keine beſondere Belohnung 
fordern. 

$. 349. Auch bey einer wegen Felonie erfol⸗ 
genden Erledigung des Lehns kann der Lehnrherr 
ſolchen Glaͤnbigern, für die er eingewilligt hat, oder 
deren Forderungen geſetzliche Lehu⸗ ſchulden Find, die 
Mirtel zu ihrer Befriedigung nicht entziehen. 

Den bee. . 350, Wenn das Lehn ſequeſtrirt iſt, ſo 
Sehen. kann der Vasall von den Glaubigern, die Aus ſetzung 
einer Competenz aus den Einfünften fordern. 


§. 357. 


— 
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5. 351. Sind die Schulden, wegen welcher 
die Sequeftration veranlaßt worden, von dem Bes 
fißer ſelbſt gemacht: fo iſt fein Competenzgeſuch le⸗ 
diglich nach den allgemeinen in der Prozeßordnung 
enthaltenen Vorſchriſten zu beurtheilen. 

$. 352. Auch kann alsdann die Competenzſum⸗ 
me, wider den Willen des Gläubigers, Ein Viertel 
der Lehnseinküͤnfte in der Regel nicht Uberſteigen. 

S. 353. Wenn jedoch dieſes Be dem 
Schuldner auch den notpdürftigften Unterhalt niche 
gewährt: ‚fo muß das zu dieſem Unterhalte Feh⸗ 
lende aus den ſequeſtrirten Einkünften zugeſchoſſen 
werden. 

9. 354 Iſt die Sequeſtration wegen Schulden 
eines vorhergehenden Beſitzers veranlaßt worden: 
fo kann der gegenwärtige Beſitzer, in fo fern er ſonſt, 
nach den Vorſchriſten der Prozeßordnung, auf eine 
Competenz anzutragen berechtigt iſt, ſtandesmaßi⸗ 
gen Unterhalt fordern. 

$. 355. Doch darf dieſe Competenz, fo weit 
fie nicht zur bloßen Nothdurſt gehört, ein Drittel 
der Lehnseinkünfte nicht überſteigen. £ 

$. 356. Söhne, die ihres Vaters Erben nicht 
geworden find, und gleichwohl nach S. 274. deſſen 
Allodialgläubiger aus den Lehnseinfünften befriedigen 
muͤſſen, koͤnnen von dieſen die §. 354. beſtimmte 

Competenz, auch ohne Rückſicht auf die Beſchaf⸗ 
feußeit ihres anderweitigen Vermögens, fordern. 

F. 357. Gegen die Lehnsglaͤubiger Hingegen 
find ſolche Söhne, und gegen alle Gläubiger find 
Sohne, die des Vaters Erben geworden, in Anſe⸗ 
5 der Competenz lediglich nach den Vorſchriften 
„ 252. 253. zu beurtheilen. 

F. 358. Zur Lehnsſucceſſion find nur diejenigen zu Cohn; 
Perſonen berechtigt, auf welche die urſprüngliche Mesefhen. 
Belehnung ausdrücklich erſtreckt worden. $ 

359. 
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db Unter . 359. Die urſpruͤngliche Belehnung erſtreckt 

den Det ſich aber in der Regel auf alle lehnsfaplge Mach⸗ 

bes een kommen des erſten Erwerbers. 

a F. 360. Für lehnsfaͤhige Nachkommen werden 

2) Succeß nur diejenigen geachtet, welche aus einer gültigen 

kara Ehe zur rechten Hand geboren werden. 

baut. 6. 361. Doch find Diejenigen, melde zwar 

1 lei, außer einer folchen Ehe geboren, aber durch die nach⸗ 

und tel ber von ihren Aeltern gültig vollzogene Ehe zur rech⸗ 
ten Hand legirimlrt worden, nach gemeinen Landrech⸗ 
ten von der Lehnsſucceſſion nicht ausgeſchloſſen. 


$. 362. Eben das gilt von Kindern, die aus ei⸗ 


ner an ſich zwar ungleichen, aber durch Landesherrli⸗ 
che Diſpenſation gültig gewordenen Ehe geboren ſind. 

5.363, Iſt die Landesherrliche Diſpenſation 
nicht erfolgt: fo koͤnnen ſolche Kinder zur Suceeffion 
in adliche Lehne, ohne Unterſchied, ob dieſelben bey 
dem Landesherrn ſeſbſt, oder bey einem Dritten zu 
Lehn gehen, niemals gelangen. 


$ 364. Durch Landesherrliche Legitimation 


aber konnen uneheliche geborne Kinder nur mit aus⸗ 
druͤcklicher Einwilligung des Lehnsheren, und der 
Agnaten oder Mitbelehnten, zur Lehnsfolge fähig 
Bas Eben das gilt von ſolchen Perſe 
ii H. 365. en das gi erſonen, 
8 e ein Lehnsbeſitzer an Kindesſtatt angenommel 
at. 
er F. 366. In beiden Fällen ($.364. 365.) koͤn⸗ 
nen dergleichen Kinder durch den Conſens der zwey 
hächften Agnaten das Recht erlangen, den Malen 
und das Wappen der Familie zu führen. 8 
$ 367. In Anſehung der Sueceſſton aber kann 
ein Agnat oder Mitbelehuter den übrigen durch ſei⸗ 
nen Couſens niehts vergeben. 5 
5. 368. Wenn alſo der Fall eintritt, wo ein 
nicht eonſentirender Agnat, oder deſſen Wache, 
men, 
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men, zur Succeſſion gelangt ſeyn wuͤrden, wenn 
die Succeſſionsordnung durch die Aufnahme ſolcher 
Kinder nicht wäre unterbrochen worden: fo muß 
das Lehn den erſtern wirklich eingeraͤumt werden; 
und die letztern, ſo wie ihre Deſcendenten, muͤſſen 
denſelben weichen. 
L. 359. So lange aber die Suceeſſion in den 
Linien ſolcher Aguaten oder Mitbelehnten, welche 
conſentirt haben, ſteben bleibt, oder wieder dahin 
gelangt, kann ſolchen legitimirken oder angenomme⸗ 
nen Kindern, und ihren an ſieh lehnsſaͤhigen Nach⸗ 
kommen, der Beſitz des Lehns nicht geweigert wer⸗ 
en. a 
$ 370. Nachkommen des erſten Erwerbers, Von Per⸗ 
welche zur Zeit des erfolgenden Anfals das Gelübde gag ale 
der Armuth abgeleiſtet haben, koͤnnen auf das Lehn bebe 
keinen Anſpruch machen. (Th. 2. Tit. 11. Abſch. 18). 5 555 
$. 371. Vielmehr fälle das Lehn auf denzeni⸗ del. er 
gen, welcher dazu gelangen würde, wenn die durch 
das Geluͤbde gebundene Perſon den Anfall gar 
nicht erlebt hätte, \ 
$ 372. Hat jedoch dieſe innerhalb eines Jah⸗ 
res und Dreißig Tagen, nach geſchehener Erledi« 
gung des Lehns, die Entbindung von dem Gelüb⸗ 
de auf rechtsguͤltige Art erhalten: fo gelangt fie zur 
ucceſſion. 
$ 373. Eine ſpaͤter erfolgende Entbindung 
berechtigt den einmal Ausgeſchloſſenen nicht, das 
ehn von dem, welchem es nach dein Grundſatze 
des F. 371. angefallen iſt, und deſſen lehnsfahigen 
zachkommen zuruck zu fordern. 
F. 374. Uebrigens aber tritt der Enebundene 
wiederum in alle Rechte, welche ihm als Agnaten 
oder Mitbelehnten, bey künftigen Succeſſionsfoͤllen, 
in Beziehung auf den letzten Beſitzer zukommen. 


\ g $ 375. 
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$ 379. Wahn⸗ und Bloͤdſinnige werden bloß 
um deswillen von der auf fie gelangten Lehnsſue⸗ 
ceſſion in der Regel nicht ausgeſchloſſen. . 

H. 376. Es muß aber einem ſolchen Nachfol⸗ 
ger ein Lehnscurator beſtelle, und durch dieſen 
für die gehörige Entrichtung der Lehnspflichten ge 
ſorgt werden. 

$. 377. Die gewöhnliche Verwaltung des Lehns 
amd feiner Einkünfte verbleibt auch alsdenn dem 
für den Beſitzer beſtellten Vormunde. 

$. 378. Wie weit aber dieſer den Lehnsen⸗ 
rator zuziehen müſſe, iſt gehörigen Orts beſtimmt. 
(Th. 2. Tit. 18. §. 1001. 102. 

$. 379. Andere körperliche Gebrechen ſchließen 
von der Lehnsſucceſſion niemals aus; ſondern ber 
rechtigen nur den Lehnsheren, auf Beſtellung eines 
Lehnstraͤgers, zur Entrichtung ſolcher Pflichten zu 
dringen, zu deren eigenen Erfüllung der Beſitzer durch 
das Gebrechen untüchtig gemacht wird. 

§. 380. In der Regel find nur männliche 
Nachkommen des erſten Erwerbers zur Lehnsfolge 


berechtigt. (§. 422. lag.) 


9. 381. In der Lehnsſucceſſion haben vollbür- 
tige und Halbbruder von Vaters Seite in der Re⸗ 
gel gleiche Rechte. 3 

§. 382. Enkel und Urenkel treten allemal in die 
Stelle ihrer vorher verſtorbenen Vater. 

F. 393, Ueberhaupt findet in die Lehne, nach 
gemeinen Rechten, die Succeſſion nach Linien, und 
nicht nach Graden Statt. 5 

H. 384. Soll es auf die Nähe des Grades dei 
Verwandtſchaft mit dem letzten Beſitzer ankommen: 
fo muß dieſes durch den urſprünglichen Lehubrief, 
durch gültige Familtenverträge, oder durch Provin⸗ 
zialgeſetze beſtimmt ſeyn. 


§. 385. 
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§. 385. Wo ſolchergeſtalt das Recht der Erſt⸗ 
geburt, des Seniorats, Majorats oder Minorats 
veſtgeſetzt worden, finden die Vorſchriſten, wie bey 
ähnlichen Succeſſtonen in Familien ⸗Jideicommiſſen, 
Anwendung. (Th. 2. Tit. 4. Abſchn. 2. 

§. 386. Die durch Geſetze oder rechtsgüͤleige 
Willenserklaͤrun en einmal beſtimmte Succeſſions⸗ 
ordnung kann nur durch förmliche Familienſchlüf⸗ 
ſe, unter Einwilligung des Lehusherrn, geändert 
werden. 1 

§. 387. Nach gemeinen Lehnrechten folgen alſo 
dem letzten Vaſallen zuvorderſt feine, lehusfähigen 
Nachkommen nach den Stammen, ohne Unterſchied 
des Grades. ! F n 

$. 388. Hinterläßt der verſtorbene Vaſall keine 
lehnsfäbige Nachkommen, fo find diejenigen Agna⸗ 
ten zur Lehnsſucceſſton berechtigt, welche mit ihm 
von Einem nächften gemeinſchaftlichen Stammvater 
herkommen. en x 

F. 389. Diejenigen alſo, welche von dem Va⸗ 
ter des Verſtorbenen abſtammen, ſchließen diejenigen 
aus, welche nur zur großvaͤterlichen Linie deſſelben 
gehören. t 

§. 90. Eben fo werden diejenigen, welche nur 
durch den Aelter⸗Vater des Verſtorbenen zu Einer 
Linie mit ihm ſich ziehen, von denjenigen, welche 
von feinem Großvater abſtammen, ausgeſchloſſen. 

$. 391. Mehrere Agnaten, die mit dem Ders 
ſtorbenen Einen gemeinfchafrlichen nächften Stamm⸗ 
vater haben, und alſo demſelben der Linie nach gleich 
nahe find, folgen in das Lehn gemeinfchaftlich, und 
cheilen felbiges unter ſich nach den Stämmen oder 
nien. 3 

§. 392. Es werden daher fo viel Portionen ge⸗ 
macht, als Linien find, die fich mit dem letzten 175 : 

iger 
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ſiger zu Einem gemeinfchaftlichen nächften Stamm⸗ 
vater ziehen. — 

$ 393. In den Linien ſelbſt treten die Deſ⸗ 
cendenten, ohne Unterſchied des Grades, aus eige⸗ 
nem Rechte, an die Stelle ihrer Väter, wenn dieſe 
vor dem letzten Beſitzer geſtorben ſind. 

F. 394, Sie nehmen alſo, wenn ihrer mehrere 
ſind, von der Portion der Hauptlinie zuſammen ſo 
viel, als der, an deſſen Stelle ſie treten, erhalten, 
haben wuͤrde, wenn er den Tod des letzten Beſi⸗ 
ters erlebt hatte 

$. 395. Bey dieſer Linealſucceſſion macht es 
keinen Unterſchied: ob das Lehn ſchon einmal ge 
theilt worden, oder nicht. 

H. 395. Wenn alſo auch eine Linie ſchon einmal 
abgefunden worden: fo ſteht doch dieſes ihrem Rechte 
nicht entgegen, ſobald ſie nach den Geſetzen der Li⸗ 
nealſucceſſſon auderweit zum ehne berufen wird. 
9. 397. Hat aber bey Theilungen ein abgefun⸗ 
dener Agnat allen künftigen Ausfallen für ſich und 
feine lehnsfähigen Nachkommen ausdrücklich entſagt: 
fo koͤnnen auch dieſe, ſelbſt wenn fie des Entſagenden 
Erben oder Erbes Erben nicht geworden ſind, auf 
dergleichen fernere Anrälle keinen Anſpruch machen. 

Dauie 6. 398. Tritt ein Vater das ihm zugefallene 

buten Lehn einem von feinen Söhnen ab: fo fallt dieſes 

gende Li- Lehn, wenn der Sohn oder lehnsfaͤhige Nachkom⸗ 

men deſſelben nicht mehr vorhanden (md, an den 

ſſon ge: Vater zurück. 5 

lauge. F. 399. Hat aber der Vater das Lehn ſeinen 
Söhnen überhaupt abgetreten: fo bleibt er fo lange 
davon ausgeſchloſſen, als noch Einer feiner Söhne, 
oder deren lehnsfähige Nachkommen übrig find. 

F. 400. Dagegen tritt er, nach ganzlichem Ab⸗ 

gange feiner lohnsfahigen Deſcendenz, wieder in das 
Lehn, und ſchließt alle übrigen Agnaten ie 


401. 
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H. 401. Diejenigen, welche mit dem erſten 
Erwerber nur durch die auffteigende oder Seiten⸗ 
linte verwandt find, haben in der Regel kein Suc⸗ 
eeſſionsrecht in das Lehn 

H. 402. Iſt aber das Lehn dem erſten Erwer⸗ 
ber ausdrücklich in der Eigenſchaft eines alten Lehns 
verliehen worden: fo gelangen zwar, nach Abgang 
ſeiner lehnsfahigen Nachkommenſchaft, auch andere 
Agnaten deſſelben zur Succeſſion. 

§. 403. In ſo fern jedoch nicht ein Anderes 
ausdruͤcklich beſtimmt iſt, erſtreckt ſich das Recht zur 
Lehnsfol e nur auf die vollburtigen oder väterlichen 
Halb Bruder des eriten, Erwerbers, und die von 
ihnen abſtammenden Aguaten. ; 

H. 404. Auch unter ſolchen Agnaken finder in 
der Regel die Succeſſion nach Stämmen und Lir 
nien Statt. 8 

§. 405. Die aufſteigende Linie des erfien Eis 
werbers, und deren lehnsfaͤhige Nachkommen, ha⸗ 
ben alſo in dem Falle des H. 402. auf das Lehn 
in der Regel keinen Anſpruch. 

$. 406. Hat aber der erſte Erwerber, zur Zeit 
der erhaltenen Belehnung, keine Bruder gehabt; 
Wer iſt das Gut, noch ehe es die Lehnseigenſchaft 
erhielt, ſchon ein Stamm oder Familtengut gewe⸗ 
en: ſo gelangen in Ermangelung, oder nach dem 

gange der Brüder, und ihrer lehnsfähigen Nach⸗ 
ommen, auch die Aſcendenten des erſten Erwerbers, 
und deren lehnsfaͤhige Nachkommen, zur Succeſſion. 
§. 407. Auch in Anſehung dieſer Agnaten fin⸗ 
det die Linealſucceſſion Statt, dergeſtalt, daß diejeni⸗ 
gen, welche von dem Großvater des erſten Erwer⸗ 
berg Abftanımen, die Linie des Aeltervaters, und die⸗ 

e die weiter hin aufſteigenden Linien ausſchlietzen. 
$. 408. Stirbt in dem Falle des §. 402. der 
erſte Erwerber, ohne lehnsfahige Nachkommen zu en 
; terlaſ⸗ 
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eeſſton 
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terſaſſen, und iſt alsdann fein Vater noch am Leben: 
fo gelangt dieſer zum Beſitze des Lehns, und ſchließt 
die Brüder des Erwerbers aus. 

$. 409. uebrigens wird, bey der ganzen Lehns⸗ 
ſueceſſion, nach dem Zeitpunkte der erfolgten Erle⸗ 
digung des Lehns beſtimmt: wer an der Succeſſion, 
und in welchem Maaße ein Jeder daran Theil nehme. 

$. 410. Doch werden diejenigen, welche in⸗ 
nerhalb des Dreihundert Zweiten Tages nach ge⸗ 
ſchehener Erledigung, dieſen Tag ſelbſt nicht mit⸗ 
gerechnet, geboren worden, darur, daß fie ſchon 
zur Zeit des Anfalls wirklich vorhanden geweſen, 
angenommen. 7 5 

$. 47. Wo zur Erhaltung der Lehnrechte der 
von dem erſten Erwerber abſtammenden Agnaren, 
eine Mitbelehnung oder Inveſtitur mit der Geſamm⸗ 


teuhand erforderlich ſey, iſt in den Provinzialgeſe⸗ 


gen beſtimmt. 
F. 1a. Wo dieſe Geſetze ſolches nicht aus⸗ 
druͤcklich erfordern, da find Aguaten und Mitbeleyn⸗ 


te die Lehne erſt alsdann zu erneuern verbunden, 


wenn fie wirklich zur Succefion berufen werden. 

6. 413. Sind die Mitbelehncen Agnaten des 
erſten Erwerbers; und mit der Formul: nach rech⸗ 
ter Sippzaul, belehnt: fo folgt nach gaͤnzlicher Er⸗ 
töfchung der lehnsfaͤhigen Deſcendenz der erſten Er⸗ 
werbers, nur derjenige Mitbelehnte, welcher dem 
letzten Vaſallen dem Grade nach der naͤchſte iſt. 

§. 414. Außer dieſem Falle hat er, auch in 
Anſehung der mitbelehnten Agnaten des erſten Er⸗ 
werbers, bey den Regeln der Linealſucceſſien ſein 
Bewenden. 

H. 415. Sind die mitbelehnten Perſonen aus 
andern Geſchlechtern: fo haben, wenn nichts Ber 
ſonderes in dem urſprünglichen Lehnsvertrage oder 
Lehnbriefe veſtgeſetzt worden, diejenigen, welche = 


Vom Lehne. 367 
— 


ber zur Geſammtenhand aufgenommen ſind, vor 
den ſpaͤter aufgenommenen den Vorzug. 

F. 416. Sind fämmtliche mitbelehnte Familien 
zugleich aufgenommen worden: ſo wird dennoch im 
zweifelhaften Falle vermuthet, daß fie in derjenigen 

dung, wie fie im Lehnbriefe hinter einander auf⸗ 
gefuhrt find, auf einander folgen. 

H. 417. Erhellet aber aus der Faſſung des 
Lehnbriefes, daß die Ordnung, in welcher fie darin 
inter einander genannt ſind, ihre Folgeordnung in 
der Suceeſſion nicht beſtimmen folle, fo gelangen fie, 
nach Abgang der lehnsfaͤhigen Nachkommen des er⸗ 
ſten Erwerbers, zu gleicher Zeit zur Lehnsfolge. 

$. 418. In den mitbelehnten Familien ſelbſt 
geſchieht die Succeſſton nach Linien, in Beziehung 
auf den erſten Erwerber. : 

H. 419, Iſt in der abſteigenden Linie des erſten 
Erwerbers die Primogenitur, oder eine andere be⸗ 
ſondere Succeſſionsart, entweder gleich bey Beſtel⸗ 
lung des Lehns, oder doch in der Folge, vor der 
Aufnahme anderer Familien in die Mitbelehnſchaft, 
eingeführt geweſen: fo wird vermuthet, daß eben 
dieſe Succeſſionsart auch in den mitbelehnten Fa⸗ 
milien Statt finde. 

§. 420. Mitbelehnte ſchließen in der Regel 

alle weibliche Lehnsfolger aus. 
S. gar. Zur Erhaltung des Succeſſtonsrechts 
iſt die Eintragung deſſelben in das Hypothekenbuch 
ſowohl bey Mitbelehnten, als bey Agnaten, zwar 
rathſam ($. 290. 1490), aber nicht nothwendig. 

$ 422. Iſt ein Lehn zu Weiberlehn verliehen, 1 
ſo wird, in Ermangelung anderer durch den Inbalt in Air: 
des erſten Lehnsbriefes, oder durch beſondere Beſetze berlehus, 
des Lehnhofs vorgeſchriebener Beſtimmungen, ange⸗ 
nommen, daß diejenigen, welche von dem erſten Er⸗ 
werber nur durch Weiber abſtammen, erſt en 

lichem 
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lichem Abgange feiner männlichen Nachkommen zur 
Succeſſton gelangen. 2 

§. 423. Ein Gleiches findet ſelbſt alsdann 
Statt, wenn der erſte Erwerber des Lehns eine 
Frauensperſon geweſen iſt. 

H. 424. Ju dieſem Falle gilt aber die Vermu⸗ 
thung, daß das Lehn ein Weiberlehn ſey; fo lange 
das Gegentheil aus den Lehnbrieſen und Lehnsur⸗ 
kunden nicht erhellet. 

$: 425. Hat bey Weiberlehnen der letzte maͤnn⸗ 
liche Nachkomme des erſten Erwerbers Soͤhne von 
Toͤchtern oder Enkeſinnen hinterlaſſen: fo ſuccediren 
dieſe nach den Linien, und ſchließen alle Deſcenden⸗ 
ten weiblichen Geſchlechts, ſelbſt ihre Mutter und 
Großmütter, aus. 

F. 4%. Hat er keine Söhne von Toͤchtern oder 
Enkelinnen bhinterlaſſen: ſo verbleiben feine Töchter 
des erſten Grades zwar auf Lebenslang im Beſitze 
und Genuſſe des väterlichen Lehns; 

H. 427. Sterben fie aber, ohne männliche 
Nachkommen zu hinterlaſſen, ſo fälle das Lehn an 
die alsdann vorhandenen von dem erſten Erwerber 
durch Weiber abſtammenden männlichen Deſeen⸗ 
denten. 

$. 428. Sind deren mehrere, fo theilen fie fih 
in das Lehn nach den Hauptlinien, die ſich auf den 
erſten Erwerber beziehen; und in den Antheil einer 
jeden Hauptlinie theilen ſich hinwiederum die auf 
einen gemeinſchaftlichen Stammvater ſich beziehen⸗ 
den Unterlinien; überall nach den Regeln der Li⸗ 
nealfucceffion. 2 

H. 429. Perſonen weiblichen Geſchlechts, die 
nur durch Weiber von dem erſten Erwerber abſtam' 
men, gelangen alſo nicht eher zur Succeffion, als bis 
auch keine männliche Deſcendenten durch Weiber 
von dem erſten Erwerber mehr vorhanden 6.455 

u) 
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$. 430. Wenn übrigens, auch bey gerheiſten 
Lehnen, weibliche Defcendenten des erſten Erwer⸗ 
ers, in der einen Linie, durch männliche Made 
innen deſſelben in einer andern Linie einmal aus⸗ 
geſchloſſen worden: fo bleiben dieſelben ausgeſchloß⸗ 
fen; ſelbſt, wenn in dieſer andern Linie die mann⸗ 
lichen Defcendenten durch Männer abgehen; und 
das ganze Lehn bleibt bey den in dieſer Linie durch 
Weiber von dem erſten Erwerber abſtammenden 
achkommen. : 
$. 431: In allen Fällen, wo ſolchergeſtalt das 
Lehn, oder ein Theil davon, auf eine Perſon aus 
der weiblichen Deſcendenz des letzten Vaſallen, oder 
des erſten Erwerbers gediehen ist, ſchließt in det 
Folge deren männliche Deſerndenz die weibliche wies 
derum aus. 5 x 
§. 432. Es wird alfo eine folche Perſon, durch 
weſche das Lehn auf ein neues Geſehlecht gebracht 
worden, in Anſehung ber Succeſſion, als ein neuer 
Erwerber betrachtet, und das Lehn verfällt auf ihre 
Deſcendenz eben fo, wie ſelbiges von dem urſpruͤng⸗ 
lichen Erwerber bis auf ſie verfallen iſt. 
$. 433. Wenn jedoch eine Frau, durch welche 
das Lehn auf ihre männliche Deſeendeuz gebracht 
worden, mehrere Söhne hinterlaſſen hat, und einer 
derfeiben ohne Leibeslehuserben verſtirbt: fo ſucce⸗ 
diren ſeine vollbürtige und Halbbrüver von der Mut⸗ 
ter Seite mit gleichem Rechte; und mit Ausfchlies 
Fung der Halbbrüder von Vaters Seite. 
8. 434. Iſt die Deſcendenz derjenigen Frau⸗ 
ensperſon, durch welche das Lehn auf ein anderes 
Geſchlecht gediehen war, gänzlich ausgegangen: fü 
fälle das Lehn an die übrigen vo dem erſten Erwek⸗ 
ber durch Weiber herſtahimenden Defeendentens 
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F. 435. Auch unter dieſen findet die Lineal⸗ 
ſucceſſion mit Anwendung der Grundfäge H. 422. 
bis 429. Statt. 

§. 436. So wie nach dieſer das Lehn, oder 
ein Theil deſſelben, auf ein neues Geſchlecht gelanget, 
werden in Anſehung dieſes neuen Geſchlechts die 
Vorſchriften des §. 43 1. 432. 433. wiederum beob⸗ 


achtet. 


9 Sutceſ, F. 437. Iſt bey einem Lehne die Succeſſions⸗ 


len bey 


Libleh⸗ 
nen. 


ordnung der gemeinen Rechte vorgeſchrieben: fo wird 
folches ein Erblehn genannt. 

$. 438. Im zweifelhaften Falle finden, auch 
bey einem Erblehne, die Vorſchriſten der gemeinen 
Rechte nur in Anſehung der Art zu fuccediren; 
nicht aber in Anſehung der ſucceſſionsfaͤhigen Per⸗ 
ſonen Statt. 

$. 439. Es ſchließen alſo auch in ſolchen Lehr 
nen, bey übrigens gleichem Rechte zur Suceeſſion, 
männliche Verwandten die weiblichen aus. 

§. 440. Auch bey Erblehnen hat der Vaſall, 
in Anſehung der Befugniß letztwilltg darüber zu 
verordnen, keine mehreren Rechte, als der Beſitzer 
eines eigentlichen Mannslehnes. 

$. 441. Abweichungen von vorſtehenden Re⸗ 
geln, und nähere Beſtimmungen derſelben bleiben 
ſowobl bey eigentlichen, als bey uneigentlichen Leh⸗ 
nen, den Provinzialgeſetzen vorbehalten. 

$. 442. Uebrigens deutet die Belehnung eines 
Vaſallen fir ſich, feinen Leibes und Lehnserben, 
noch kein Erblehn au. 

F. 443. Iſt aber die Belehnung unter dem 
Ausdrucke: „fuͤr ſich und ſeine rechten Erben, ſie 
ſeyen genannt wie ſie wollen“ oder „zu rechtem 
Erbe oder Erbgute“ geſchehen, fo iſt ein ſolches 
Lehn fuͤr ein Erblehn zu achten. 


9. 444 
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$. 444. Die bloße Anwartſchaft auf ein Lehn 715 
bewirkt nur ein perſönſiches Recht gegen denjenigen, farm 
welcher dieſelbe verliehen hat. 

S. 445: Die zugleich ertheilte Eventualbeleh⸗ 
nung aber enthält die Einraͤumung eines dinglichen 
Rechts auf das Lehn, für den Fall, wenn felbiges 
an den Lehnsherrn eröffnet wied. 

S. 446. Gehoͤrte das Obereigenthum zum 
freien Vermögen des Verleihenden; fo haben die 
von ihm ertheilten Anwartſchaften und Eventnal⸗ 
befehnungen, auch in Anſehung feiner Nachfolger, 
alle Wirkungen gültiger Vertrage. 

g. 447. Beſaß hingegen der Verleihende das 
Obereigenthum nur als Lehn oder Fideicommiß: ſo 
ſind deſſen Nachfolger die von ihm ertheilten An⸗ 
wartſchaſten und Evenkualbelehnungen nur in eben 
dem Maaße anzuerkennen verbunden, als fie über⸗ 
baupt Verfügungen deſſelben über das Lehn oder 
Fideicommiß gelten zu laſſen ſchufdig ſind. 

9. 448. Iſt auch ven einem ſolchen Obereigen⸗ 
thümer auf ein Lehn, welches als Lehn ausgethan 
zu werden beſtimmt it, die Eventualbelehnung Je⸗ 
manden wegen ſeiner Verdienſte um den Staat er⸗ 
theilt worden: ſo muͤſſen die Nachfolger des Ver⸗ 
leihenden diefelbe in allen Fallen anerkennen. 

§. 449. Ein Gleiches gilt, wenn ein Privat⸗ 
lehnsherr auf ein ſolches Lehn Jemanden, wegen 
beſonderer um die Lehns herrliche Familie ſich erwor⸗ 
bener Verdiente, die Anwartſchaft oder Eventual⸗ 

elehnung ertheilet hat. 1 

F. 450. Bey Lehnen, welche urſpruͤnglich von 
dem erſten Vaſallen deut erſten Lehnsherrn aufge⸗ 
tragen worden, muß jeder Nachfolger im Ober⸗ 
eigenthume Auwareſchaften, welche fein Vorfahr auf 
15 Anſuchen eines Vaſallen ercheilt bat, gelten 


affen, 2 
Aa a b. 451. 


Denne 
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$ 451. Hat der Repraͤſentant einer mit dem 
Obereigenthume verſehenen moraliſchen Perſon die 
Eventualbelehnung über ein Lehn, welches als Lehn 
ausgerhan zu werden pflegt, unter Beiſtimmung der 
Corporation, bey welcher das Obereigenthum beru⸗ 
bet, Jemanden verliehen: fo kann ein nachfolgender 
Nepräſentant dieſelbe nicht aufheben. 

$. 452. Ueberhaupt gelten alle Anwartſchaften 
und Eventualbelehnungen desjenigen, welcher das 
Lehn zuerſt ausgethan hat. 

8. 453. Auch der mit Eventualbelehnung ver⸗ 
ſehene Anwarter ſteht allen Mitbelehnten, und bey 
Weiberlehnen, der weiblichen Deſcendenz des erſten 
Erwerbers nach. 

$ 454. Das Recht der Anwartſchaft erſtreckt 
ſich in der Regel auf die Lehnsfaͤhigen Nachkommen 
des Anwarters. 

§. 455. Uebrigens aber beftimmt der Anwar⸗ 
tebrief die Rechte ſeines Inhabers. 

$. 456. Dem Lehnsbeſitzer muß von jeder er⸗ 
theilten Anwartſchaft und Eventualbelehnung, zur 
Beobachtung feiner Nothdurft, durch den Lehns⸗ 
berrn, oder deſſen Lehnhof, Nachricht gegeben 


werden. 8 
9. 457. Doch iſt, wenn dieſes unterlaſſen wor⸗ 


den, die Unterlaſſung den Rechten des Auwarters 
unſchaͤdlich. 

$. 458. Unter mehreren Anwartern hat der⸗ 
jenige den Vorzug, welcher zugleich eine Eventual⸗ 


belehnung für ſich hat. 
$. 49. Sind fie ſämmtlich mit Eventualbe⸗ 


lehnung verſehen: fo geht der ältere dem jüngeren 
vor. 


8. 450. Sind fie alle nur mit perſoͤnlichen 
Anwartſchaften verſehen, ſo beſtimmt die Zeit der 
Ertheilung derſelben den Vorzug. 55 

* 5. 4 I, - 
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§. 461. Hat der jüngere die wirkliche Beleh⸗ 
nung von einem älteren erhalten; fo iſt die Sache 
unter ihnen nach den Vorſchriften des Zehnten Tis 
tels g. 18 — a5. zu beurtheilen. 

$. 462. Eine bloß allgemeine Auwartſchaft 
auf ein Fünftig vacant werdendes Lehn giebt dem 
8 gar kein Recht auf irgend ein beſtiumtes 

ehn, x 

$. 463. Iſt aber Jemand mit einer Anwark⸗ 
ſchaft auf das zunächſt erledigte Lehn verſehen; fo 
hat dieſelbe mit einer beſonderen auf ein beſtimmtes 
Lehn ertheilten Anwartſchaft gleiche Kraft. 

$. 464. Ein ſolcher Anwarter kann alſo, fo 
lange er noch nicht wirklich verſorgt iſt, bey jeder 
entſtehenden Vacanz ſich melden, 

5. 465. Concurrirt er dabey mit andern, die 
eine beſondere Anwartſchaft auf dieſes Lehn haben, 
ſo muß das Vorrecht unter ihnen nach der Vor⸗ 
ſchrift §. 458 - 461. beſtimmt werden. 

H. 466. Anwartſchaften und Eventualbelehnun⸗ 
gen verſtehen ſich in der Regel nur auf den Fall, 
wenn das Lehn für immer an den Lehnsherrn erle⸗ 
dige wird. = 

9. 467. Fällt aber das Lehn, wegen Felonie 
oder ſonſt, nur auf eine Zeitlang an den Lehns⸗ 
bern zuruck, dergeſtalt, daß dieſer ſelbiges, unter 
gewiſſen Umſtaͤnden, an die Nachkommen oder Mit⸗ 
belehnten des erſten Erwerbers wiederum würde her⸗ 
ausgeben muͤſſen: fo hat der Auwarter fir dieſe 

wiſchenzeit nur in fo fern ein Recht auf das Lehn, 
als ihm dergleichen in dem Anwartebriefe wirklich 
belgelegt worden. 

$ 468. Iſt eine Eventnalbelehnung auf eigenes 
Anſuchen, eder mit ausdrücklicher Einwilligung des 
Lehnsbeſiters erthellt worden: fo hat ein iche De 

8 ſehnter 
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lehnten, außer was die Succeſſionsordnung betrifft, 
gleiche Rechte mit anderen Lehusagnaten und Ge 
ſammthaͤndern. 

9. 469, Außer dieſem Falle aber kommt dem 
Eventualbelehnten ſo wenig, als uberhaupt dem 
Anwarter, ein wirkliches gegenwaͤrtiges Recht auf 
das Lehn zu. . 

$. 470. Seine Zuziehung iſt alſo bey Veräu⸗ 
berungen und Verpfändungen des Lehnes nicht 
nothwendig. 

S. 471. Vielmehr muß er das Lehen in dem 
Zuſtande ubernehmen, in welchem ſich daſſelbe zur 
Zeit der Erledigung an den Lehusherrn befindet. 

$. 472. Selbſt wenn das Lehn dem Anwarter 
in dem Zuſtande verſprochen worden, in welchem es 
ſich zur Zeit der erthellten Anwartſchaft, oder Even⸗ 
tualbelehnung befunden bat, kann dennoch derſelbe 
von dieſem Verſprechen gegen einen Dritten, der in 
der Zwiſchenjeit an ſich gültige Rechte auf das Lehn, 
oder auf Perkinenzſtüͤcke deſſelben erworben hat, kei⸗ 
nen Gebrauch machen. 2 
„. 473. Dagegen find die Rechte des Anwar⸗ 
ters gegen den Verleihenden und deſſen Erben, nach 
der Beſchaffenheit des Vertrages, welcher bey der 
Auwartſchaft zum Grunde liegt, zu beurtheilen. 

$ 474: War dieſes ein bloß wohlthaͤtiger Ver⸗ 
trag; fo iſt die Sache zwiſchen ihnen nach den Re⸗ 
geln von Schenkungen zu beurtheilen. 

$. 475, Es kann alſo der Anwarter, ſelbſt 
wenn er die Eventualbelehnung erhalten jr von 
dem Verleihenden oder deſſen Erben keine Gewaͤhrs⸗ 
leiſtung fordern. 

F. 476. Lag aber bey der Anwartſchaft ein 
läſtiger Vertrag zum Grunde: ſo iſt der Anwarker, 
wenn er bey eintretendem Falle gar nicht zur Ein 

ce 
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ceſſton gelangen kann, von dem Verleihenden und 
deſſen Erben, Schadlos haltung zu fordern berechtiget. 

$. 477. Hingegen kann auch ein ſolcher An⸗ 
warter, wegen des Zuſtandes, in welchem das Lehn 
ſich an den Sehusheren erledigt, nur in dem Falle 
des $. 472. auf Entſchaͤdigung gegen den Berleiben- 
den und deſſen Erben antragen. 

5. 478. Mehrere nach vorſtehenden Grund⸗ xır Their 
füsen gleich berechtigte Lehnsfolger gelangen in der . 
Regel zum gemeinſchaftliehen Beſize und Genuſſe = 
des Lehns. 

$. 479. Können oder wollen dieſelben in die 
ſer Gemeinſchaft nicht bleiben, und beſtehet das Lehn 
aus mehreren Stuͤcken, die an ſich als beſondere 
Sachen, ohne daß fie aufhören dieſelbe Sache zu 
“fen, beſonders beſeſſen werden koͤnnen: fo muß die 
Theilung, der Regel nach, fo viel als moͤglich in 
Natur erfolgen. 

$. 480. Mehrere zu einem Lehne gehoͤrige 
Güter oder Capitalien muͤſſen alſo, der Regel nach, 
in Natur getheilt werden. 

$. 481. Außerdem finden Naturaltheilungen 
bey lehnbares Grundſtuͤcken nur unter Genehmigung 
des Landesherrn Statt. 

§. 482. Dieſer iſt berechtiget, dahin zu ſehen, 
daß Güter und Grumdftüce nicht in allzukleine 
Theile, zum Schaden des gemeinen Weſens, zer⸗ 
trennt werden. 

$. 483. Nähere Beſtimmungen bieruͤber blei⸗ 
ben den Provinzialgeſetzen vorbehalten. 2 

$. 484. Kann das Lehn gar nicht getheilt 
werden; oder find die Intereſſenten darüber einig, 
daß nur Einer von ihnen das Ganze behalten, und 
die übrigen abfinden ſolle; fo hat derjenige den 
Verzug, welcher den Übrigen die vortheilhafteſte Ab⸗ 
findung gewährt. 

8. 485. 
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$ 485. Kann nach dieſer Vorſchriſt keine 
Vereinigung getroffen werden: fo muß das Loos 
entſcheiden. 

$. 486. Jede Lehnstheilung, fie geſchehe in 
Natur, oder durch Abfindung, ſetzt eine Vereini⸗ 
gung unter den Intereſſenten über den Werth des 
Lehns, oder in deren Ermangelung eine aufgenom⸗ 
mene Taxe voraus ” 

$. 487. In Fällen, wo eine Naturaltheilung 
unter den Intereſſenten erfolgt, muß der Werth des 
Ganzen, und alſo auch der einzelnen Theile, nach 


den bey Abſchätzungen überhaupt in der Provinz 


geltenden Grundſätzen beſtimmt werden. 

HS. 488. In Fallen, wo einer der Intereſſen⸗ 
ten das Ganze, gegen Abfindung der übrigen, frei⸗ 
willig uͤbernimmt, hänge die Beſtimmung des Ueber⸗ 
nehmungspreiſes lediglich von dem Einverftändniffe 
der Parteien, und allenfalls von einer unter ihnen 


anzuſtellenden Licitation ab. 


§. 489. In Fallen aber, wo einer der Theil 
nehmer, entweder vermoͤge der bey dieſem Lehne 
eingeführten Succeſſionsordnung, oder nach dem 
Ausfalle des Looſes, das Ganze übernehmen muß, 
wird der Werth nach der vorhandenen Lehnstaxe 
beſtimmt. & 4 x 

$. 490. Iſt keine Lehnstare vorhanden: fo 
wird der Werth nad) den bey der Lehndeurie ubli⸗ 
chen Taxationsgrundſäͤtzen angeſchlagen. 

H. 491. Sind auch keine dergleichen durch Ob⸗ 
ſervanz betätigte Tarationsgrundfäge vorhanden: ſo 
iſt zwar der Werth nach der bey Guͤterabſchätzun⸗ 
gen in der Provinz überhaupt geltenden Taxordnung 
zu beſtimmen; x 

F. 492. Doch müffen dabey, unter mehreren, 
bey einer Rubrik, für die Provinz oder den Kreis 
vorgeſchriebenen Ertragsſatzen und Preiſen, Wer 

or · 
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Vortheile des Uebernehmers allemal die niedrigſten 
angenommen werden. 

„F. 493. Wenn nicht ein Anderes verabredee 
iſt: fo muß die Portion der Ahgefundenen im Lehne 
ſtehen bleiben, und dieſe müſſen ſich mit den Zinſen 
davon begnügen. . 

9. 494. Geſchieht die Uebernehmung freiwil⸗ 
lig: ſo gehört die Beſtimmung des Zinsfages zu 
dem Abkommen unter den Intereſſenten. 

H. 495. Muß aber einer von ihnen das Lehn 
übernehmen; und es findet auch über den Zinsfag 
kein guͤtliches Einverſtändniß Statt: fo iſt derjenige 
Saß anzunehmen, nach welchem, bey Veſtſetzung 
des Uebernehmungspreiſes ſelbſt, der Ertrag zu Ca⸗ 
pital angeſchlagen worden. 

§. 496. In die Abfindungen, welche im Lehne 
ſtehen bleiben wird nach eben den Regeln, wie in 
das Lehn ſelbſt, ſuecedirt. 8 

$. 497. Zur Sueeeſſion in dieſe Abfindungen 
iſt jedoch weder eine beſondere Belehnung, noch eine 
Ernenerung der Lehne, auch in Fällen, wo ſie 
ſonſt in Ansehung des Lehns ſelbſt erfordert wird, 
nothwendig. x 

$. 498. So weit aber außer den auf das Lehn 
felbft eingetragenen Agnaten, oder Mitbelehnten, 
noch andere, welche auf die Abfindung ein beſonde⸗ 
res Succeſſionsrecht haben, vorhanden find, finden, 
wegen der Verbindlichkeit der letztern, ſich eintragen 
In laſſen, die Vorſcheiften $, 290. fgq. Anwendung. 

H. 499. Sind den Abgefundenen ihre Portio⸗ 
nen baar herausgezahlt worden: fo hat das Ge⸗ 
lahkte, im Manger beſonderer Verabredungen, nicht 
die Lehnseigenſchaft: ſondern wird das freie Eigene 
Am der Empfänger, e 

8. 500, 
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F. 500. Wegen der auch ſolchen Abgefundenen 
auf das Lehn felbft verbleibenden Agnations⸗ und 
Mitbelehnſchaftsrechte hat es bey den Vorſchriften 
§. 396. 397. fein Bewenden. 

§. 501, Hat der abfindende Lehnsbeſiher zu 
ſolchem Behufe Schulden auf das Lehn gemacht: 
ſo müſſen die Abgefundenen und deren Deſeenden⸗ 
ten, wenn fie in der Folge zur Succeſſion im Lehne 
ſelbſt gelangen, dieſe Schulden anerkennen; auch 
weun ſie darein nicht ausdrücklich gewilliget haben. 

9. Joa, fe unter den Theilenden verabredet, 
daß die den Abgefundenen herauszuzahlenden Geld⸗ 
portjonen wiederum zu behn angelegt werden ſollen: 
fo haben dergleichen Poſten, unter den cheilenden 
Linien, die Eigenſchaft eines Fideicommiſſes. 

§. 503, Der Lehnsherr aber kann darauf nur 
in ſo fern Anſpruch machen, als ihm dieſelben zu 
Lehn ausdrücklich aufgetragen; und die zu anderen 
Linien gehörigen Agnaten nur in fo fern, als fie in 
die Mitbelehuſchaft dazu aufgenommen worden. 

H. 504. Hat jedoch der Lehnsherr in die zum 
Behnf der Abfindung auf das Lehn gemachten und 
zur Zeit des Anfalles noch ungetilgten Schulden ge⸗ 
williget: fo fallen ihm, nach Abgang der theilenden 
Linien, die anderweit zu Lehn angelegten Abfindun⸗ 
gen anheim. 

$. 505. Eben das gilt von Agnaten oder Mit 
belehnten anderer Linien, welehe in die Verſchul⸗ 
dung des Lehns, zum Bebuf der Abfindung, gewil⸗ 
liget haben. 8 
einander H. 506. Die Sueceſſion in das Lehn gehet mit 
a dem Augenblicke, wo der bisherige Beſiher verſtirbt, 
Zebnsfo auf den Nachfolger über. 

md . 507, Dieſem muͤſſen die Erben des letzten 


Sullodtal; 9 
en Befisers das Lehn ‚fo ausantworten, wie dale 
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von dem erſten Erwerber auf ihren Erblaſſer gedie⸗ 1) Neben 
en ill, : Haupt, 


§. 509. In der Regel gelten bey der Auseinatte 
derſezung zwiſchen dem Lehnsfolger, und den Erben 
des letzten Beſißers, eben die bey Auseinanderſe⸗ 
tungen zwiſchen dem Rießbraucher und Eigenthumer 
vorgeſchriebenen Grundſaͤtze. (Tit. 2 1. Abſchn. 1.) 

H. Jog, Ausnagmen davon müſſen entweder 
durch ausdrückliche Geſetze, oder durch das Ders 
Bälcniß des Lepnsfolgerg, welcher nur ein nubbares, 
durch die Rechte des Lehnsberrn und der Agnaten 
eingeſchraͤnktes Eigenthum überkommt, beſtimmt ſeyn. 


9. 510. Wegen der Nutzungen des letzten Jah⸗ Be 
res gelten durchgehends die bey dem Nießbrauche tungen. 


ertheilten Vorſchriften. 


F. 511. Wegen des zum Lehne gehörigen be⸗ 2 
weglichen Beilaſſes muß das Lehnsinventarium zum ventil. 


Grunde gelegt werden. 

$. 312. Sind in einer Rubrik dieſes Inven⸗ 
farii mehrere Stucke derſelben Art, als der Lehns⸗ 
folger zu fordern hat, vorhanden; fo find die näch⸗ 
ſten nach den beſten zum Lehnsinventario zu rechnen. 

§. 513. Sind überhaupt mehrere Stucke vor⸗ 
handen, als das Lehnsinventarium beſagt, fo ge⸗ 
bören dieſelben den Allodialerben; in jo fern fie 
nicht von dem Erblaſſer, oder einem der vorherge⸗ 
benden Beſitzer dem Lehnsinventario ausdrücklich 
zugeſchlagen worden. 

$. 314. Erfolgt die Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen dem Lehnsberrn und den Erben des letzten 
Vaſallen: fo finden auch, wegen eines gegen das 
urſpruͤngliche Lehnsinventarium vorhandenen Ueber⸗ 
ſchuſſes, die Vorſeheiften d. 27 — 30. Anwendung, 

F. 515. Iſt kein Lehnsinventarium vorhanden, 
und es erhellet auch nicht, daß bey der erſten Be⸗ 
ſtellung des Lehus dergleichen mit übergeben 115 

en; 
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den: fo kann der Lehusfolger kein Inventarium 
fordern. 

9. 516. Erhellet zwar fo viel, daß bey dem 
Lehne urſprünglich ein Inventarium vorhanden ge⸗ 
weſen; es kann aber nicht ausgemittelt werden, 
was dazu gehort habe: fo muß der Lehnsfolger mit 
den zum nothduͤrftigen Gebrauche und zur noth⸗ 
dürftigen Bewirthſchaftung erforderlichen Stuͤcken 
ſich begnügen. E 

$. 517. Es gilt affo, im Mangel eines ſchrift⸗ 

lichen Lehnsinventarſi, von allen vorhandenen zur 
Bewirthſchaftung des Gutes nicht nothwendigen 
Beilaßſtuͤcken, im zweifelhaften Falle die Vermu⸗ 
thung, daß ſie zum Allodio gehoͤren. 
. 518. Fehlt etwas an den Bellaßſtuͤcken, 
welche die Allodialerben dem Lehusfolger gewähren 
ſollen: fo muß daſſelbe aus dem ubrigen Nachlaſſe 
erganzt werden. 

$. 519. Die Ergaͤnzung iſt auf Stuͤcke von 
mittlerer Güte, wie fie gewohnlich bey dergleichen 
Hauptſachen angetroffen werden, zu richten. 

§. 520. Kami der Erſatz des Fehlenden aus 


dem Allodialnachlaſſe nicht beigetrieben werden: ſo 


iſt der Lehnsfolger ſchuldig, dem Lehnsheren, und 
den beiden nachſten Agnaren oder Mitbelehnten da⸗ 
von Anzeige zu machen. 

8. 521. Mit deren Zuziehung muß gerichtlich 
veſtgeſetzt werden, binnen welcher Zeit der neue 
Lehnsbeſitzer das Inventarium aus den Nutzungen 
zu ergänzen ſchuldig, oder dazu ein aus dieſen Nu⸗ 
gungen terminlich zurück zu zahlendes Darlehn auf, 
zunehmen berechtiget ſey. 

$. 522. Dem Lehusfofger kann in dergleichen 

allen niemals angemuthet werden, mehr als den 
Zehnten Theil der Lehnseinkünſte zur Ergänzung des 
Inven · 
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Inventarii, oder Abſtoßung eines dazu aufgenom⸗ 
menen Darlehus, jährlich zu verwenden. 

$ 523. Iſt aber dieſe jährliche Summe ein 
mal beſtimmt worden: ſo muß es dabey, auch wenn 
in einem oder dem andern Jahre ein Ausfall an 
den Nutzungen ſich ereignet, fein Bewenden haben. 

9. 524. Hat der Lehnsfolger die gerichtliche 
Regulirung nach vorſtehenden Anweiſungen (F. 52 r. 
522. 523.) binnen Jahresſriſt nach beendigtem Con⸗ 
eurſe uber den Nachlaß des vorigen Beſitzers, nach⸗ 
zuſuchen verabſäumt: fo koͤnnen hiernächſt deſſen 
Erben gegen die Gewähr des vollſtändigen Inven⸗ 
tarif an den weitern Lehnsfolger, fich mit dem Eins 
wande, daß ihr Erblaſſer daſſelbe von feinem Vor⸗ 
ſabren nicht vollſtändig erhalten habe, keinesweges 
ſchutzen. 

H. 525. Haben in dem letzten Jahre vor dem 
Ableben des vorigen DBefigers, ſolche Unglücksfälle 
am Inventario ſich ereignet, welche denſelben zur 
Aufnehmung einer geſetzlichen Lehnsſchuld berechtiget 
batten; und hat derſelbe von dieſer Befugniß noch 
keinen Gebrauch gemacht: ſo ſind die Allodialerben 
dem Lehusfolger wegen eines ſolchen Mangels am 

hventario nicht verantwortlich. 

$. 526 Vielmehr finden in dieſem Falle die 
Vorſchriften H. 720 — 524. Anwendung. 

$. 527. Hat der Beſitzer das Lehn durch An- ) Wegen 
ſchaffung unbeweglicher Pertinenzſtüͤcke verbeſſert, ferne, 
und feine Abſicht, dieſelben dem Lehne für beſtändig nel. 
inverfeiben zu wollen, ausdrücklich erklart: fo koͤn⸗ 
nen die Erben keine Vergütung fordern. 

b. 528. Doch muß dergleichen Erklarung, 
wenn das Lehn in Grundstücken beſteht, auf den 

ntrag des Erwerbenden im Hypothekenbuche vers 
merkt ſeyn; und iſt, wenn die Eintragung erman⸗ 

gelt, für die Erben unverbindlich. 
F. 579. 
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6. 529. Iſt aber das neu erworbene Perti⸗ 
nenzſtück ſo beſchaffen, daß es nicht als eine fuͤr 
ſich beſtehende Sache, ſondern nur mit einem an⸗ 
dern Gute zugleich beuntzt werden kann: fo bedarf 
es, zu deſſen Einverleibung, weder einer ausdruͤck⸗ 
lichen Erklarung noch Eintragung. 

9. 330. Iſt die Erwerbung unentgeldlich ger 
ſchehen: fo konnen die Allodialerben von dem Lehns⸗ 
ſolger keine Vergütung forden; wenn der Erblaſſer 
ihnen dleſelbe nicht ausdrücklich und ſchriftlich vor⸗ 
behalten hat. 

§. 531. Auch darf, wenn ein ſolcher Vorbe⸗ 
halt wirklich geſcheßen it, der Lehnsſolger dennoch 

nur den wahren nach einer Taxe zu beſtimmenden 
Werth verguͤten. 

b. 532. Zu eben dieſer Vergütung IE er ges 
halten, wenn der verſtorbene Lehnsbeſitzer das um 
trennbare Pertinenzſtuͤck (§. 529.) durch einen Lafti- 
gen Vertrag gegen Eutgeld erworben hat. 

$. 533. In beiden Fällen muß nur auf den 
gemeinen landuͤblichen Werth, nicht aber auf den 
außerordentlichen, welchen das Pertinenzſtuck wegen 
feiner Verbindung mit dem Hauptgute gewaͤßret, 
Ruͤckſicht genommen werden. 

F. 534. Iſt auf vorſtehende Art keine Einver⸗ 
leibung erfolge, ſo ſteht es in der Wahl des Lehns⸗ 
folgers, ob er dergleichen Pertinenzſtuͤcke bey dem 
Lehne behalten, oder den Erben die Zurücknahme 
deſſelben geſtatten wolle. 

$. 535. Will der Lehnsfolger das Pertinenz⸗ 
ſtück bey dem Lehne behalten, und kann er ſich mit 
den Erben über den Preis nicht vereinigen: fo muß 
die Uebernehmung nach einer gerichtlichen Tape er⸗ 
folgen. N 

$. 536 Doch muß auch alsdann das Perti⸗ 
nenzſtuͤck nur als eine für ſich beſtehende nn 
am 
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und nicht nach ſeiner Verbindung mit dem Haupt⸗ 
gute, abgefchäßt werden. 

H. 537. Eine folche gerichtliche Taxe iſt alle⸗ 
mal notywendig, wenn der neue Lehusbeſitzen zu⸗ 
gleich an der Allodialerbſchaft des vorigen Theil 
nimmt. 

H. 538. Iſt ſolchergeſtalt ein dergleichen Per⸗ 
tinenzſtück einmal zum Lehne geſchlagen worden z fo 
bleibt es auch in der Folge dabey, und jeder nach⸗ 
berige Lebus ſucceſſor muß daſſelbe mit dem Lehne 
zugleich, gegen die beſtimmte Verguͤtung an die Er⸗ 
en feines Vorfahren, übernehmen, 

$. 539. Dies dauert fo lange, bis das Perti⸗ 
nenzſtück auf die . 527. 528. befchriebene Art dem 
ehne voͤllig einverleibt worden. 

$. 540. Was der Erblaſſer für wieder herbei⸗ 
gebrachte Lebnspertinenzien bezahlt bat, muß feinen 
Erben allemal erſtattet werden; wenn der verſtor⸗ 
bene Vaſall, und der Lehnsfolger, von demjenigen, 
der die Veräußerung vorgenommen hatte, gemein⸗ 
ſchaftlich abſtammen. 

$ 541. Iſt ein ehemals gültig veraͤußertes 
Pertinenzſtuͤck wieder herbeigebracht worden: ſo fin 
det, wegen einer deshalb dem Allodialerben zukom⸗ 
menden Vergütung, eben das Statt, was wegen neu 
erworbener Pertinenzſtuͤcke verordnet iſt. 

H. 542. Bey Auseinanderſetzungen mit dem 
Lehnsherrn bleibt es auch wegen der zugeſchlagenen 

ertinenzſtuͤcke bey den Vorſehriſten 9. 2 — 30. 

5. 543. Andere Verbeſſerungen des Lebus darf 
der Lehnsſolger den Erben des vorigen Beſizers in 
er Regel nicht vergüten. 

5. 544. Haben jedoch, zur Vergütung der von 
dem Vaſallen unternommenen Meliorationen, die 
damaligen zwey naͤchſten Agnaten oder Mitbelehn⸗ 
en ſich verpflichtet: fo Fönnen die Ni 

dieſe 
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diefe Vergütung fordern; weun gleich andere als 
die Conſentirenden, oder deren Deſcendenten, zur 
Succoffion wirklich gelangen. 

$. 54. Was für Agnaten oder Mitbelehnte 
dabey zuzuziehen find, iſt nach den wegen Verſchul⸗ 
dung der Fideicommiſſe vorgeſchriebenen Grundſätzen 
zu beſtimmen. (Th. 2. Tik. 4. Abſchn. 3.) 

§. 546. Soll die Verguͤtungsverbindlichkeit auch 
dem Lehnsberrn, bey entſtehendem Erledigungsfalle, 
obliegen: ſo muß auch dieſer zugezogen werden. 

$. 547. Auch muͤſſen die Inkereſſenten über 
gewiſſe Termine ſich einigen, in welchen, nach 
Verhältniß des von dem jedesmaligen Beſitzer aus 
der Verbeſſerung zu ziehenden Vorthetls, die Ver⸗ 
guͤtungsverbindlichkeit abnehmen, und endlich ganz - 
erloͤſchen ſolle. 

$. 548. Die Regulirung der Sache muß, 
went daraus die $. 544; beſtimmte Verbindlichkeit 
für alle Lehnsfolger entſtehen ſoll, gerichtlich ger 
ſchehen. 
§. 549. Können die Intereſſenten ſich über 
dieſe Beſtimmungen in Güte nicht vereinigen: ſo 
muͤſſen dieſelben durch richterliches Erkenntuiß beſt⸗ 
geſetzt werden. 

§. 550. Dabey finden eben die Grundſuͤßze 
Statt, welche für den Fall, wenn der Vaſall zur 
Beſtreitung der Koſten einer durch Landesgeſetze 
angeordneten Verbeſſerung ein Darlehn aufnehmen 
will, §. 238. 239. 240. vorgeſchrieben worden. 

9. 551. Die Agnaten oder Mirbelehnren, welche 
ſolchergeſtalt in eine vorzunehmende Verbeſſerung 
willigen, ſind berechtiget, darauf anzutragen, daß 
ihnen bey deren Ausführung eine Mitauſſicht zur 
geſtanden, oder nach Vollendung derſelben, Ausweis 
darüber ertheilee werde. 


8. 55% 
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$. 552. Hat der Lehnsbeſitzer dieſe Vorſchrif⸗ 
ten (G. 544557.) nicht beobachtet: fo ſind nut 
diejenigen Agnaten und Mitbelehnte, welche ſich zur 
künftigen Vergütung verpflichtet haben, für ſich und 
ihre Lelbeslehnserben dazu verbunden. 
H. 553. Iſt in einem folchen Falle die Verguͤ⸗ 
kung der Verbeſſerungskoſten nur uberhaupt, und 
ohne weitere hinlangliche Beſtimmung verſprochen 
worden: ſo finden, wegen Ausmittelung der zu ver⸗ 
guͤtenden Summe, eben die Grundſaͤtze Statt, die 
in dem Falle vorgeſchrieben find, wenn der redliche 
Beſitzer Verbeſſerungskoſten von dem Eigenthümer 
fordert. (Tit. 7. §. 204. dag.) 
$. 554. Hat der letzte Beſitzer das Lehn durch 5) Wegen 
Veräußerung unbeweglicher Pertinenzſtücke ver“ ine 
limmert: ſo bat es bey der dem Lehnsfolger sungen. 
zuſtehenden Befugniß, dieſe von dem dritten Be⸗ 
ſitzer zurückzufordern, fein. Bewenden; und der Al⸗ 
lodialnachlaß bleibt letzterem zu ſeiner Schadlos⸗ ‘ 
haltung verhaftet. 1 „ 
$. 555. Iſt der dritte Beſitzer wegen ſeiner 
Cutſchädigung an den Lehnsfolger, als einen Nach⸗ 
kommen des Veräußerers, ſich zu halten berechtigt 
$. 268 — 27 l.): fo tritt dieſer bey dem Allodial⸗ 
nachlaſſe als Gläubiger an ſeine Stelle. 
$. 586. Hat der verſtorbene Lehnsbeſitzer die 
Gebäude, durch Vernachlaßtgung der wirchſchaftlich 
zu machenden Reparaturen, in Verfall gerathen 
aſſen, fo müffen die Ausbeſſerungskoſten, nach dem 
uſchlage der Sachverſtandigen, aus dem Allodial⸗ 
nachlaſſe getragen werden. 
$. 557. Sind die Gebäude, deren Unterhal⸗ 
kung dem jedesmaligen Lehnsbefiger obliegt, im Lehus⸗ 
Nbentario verzeichnet: fo erſtreckt ſich die im §. 36. 
yuliimmte Verbindlichkeit der Allodialerben auf alle 
ieſe Gebäude und auf die Wiederherſtellung der⸗ 
Allgem. Landr. l. Band. Bb ſelben 
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felben in einen ſolchen Stand, wie fie nach dieſem 
Inventario beſchaffen ſeyn ſollen. 

$.. 558. Sind aber die Gebaͤude im Inventa⸗ 
rio nicht verzeichnet: ſo Dürfen. die Allodialerben 
nur die Wiederherſtellung ſolcher Gebäude üͤberneh 
men, die zur ordentlichen Wohnung des Beſitzers 
beſtimmt, und zum gehörigen Betriebe der Guts“ 
wirtyſchaft erforderlich find. 

H. 559. Auch durfen in dieſem Falle die Wir⸗ 
derherſtellungskoſten nur fo angzeſchlagen werden, 
wie es der wirthſchaftliche Bedarf eines ſolchen 
Guts erfordert. 

$. 560. Wegen der durch Unglücksfälle oder 
Alter, ohne grobes oder mäßiges Verſehen des letz⸗ 
ten Beſitzers, ruinirten Gebäude, find die Erben 
dem Lehnsfolger zu keiner Vergütung gehalten. 

$ 561. Hat aber der Erblaſſer dergleichen 
nothwendige Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaude län 
ger als Ein Jahr liegen laſſen, ohne zu deren Wie 
derherſtellung die noͤthigen Anſtalten zu treffen; 00 
muͤſſen die Erben dem Lehnsfolger einen verhaltniß⸗ 
mäßigen Beitrag dazu leiſten. . 

6. 562. Um dieſen Beitrag, wenn ein guͤtliches 
Einverſtändniß daruͤber nicht Start ſindet, näher zu 
beſtimmen, muß der ganze Betrag der Wiederher⸗ 
ſtellungskoſten ausgemittelt, und ſodann nach den 
unten H. 585. Lad. folgenden Regeln beurtheilt wer 
den: wie viel der Erblaſſer, wenn er nach Ablau 
Eines Jahres ein fo hohes Darlehn zur Wiederher⸗ 
ſtellung aufgenommen und verwendet hätte, darauf 
wahrend der nachherigen Zeit feines Beſitzes, aus 
den Lehnseinkuͤuften hatte zurückzahlen muͤſſen. 

F. 563. Außer dem, was vorſtehend wegen 
der Pertinenzſtücke und Gebäude verordnet iſt, kann 
den Allodialerben fuͤr andere aus serhadlabighr, 

J u 
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Cultur, oder ſonſtiger unwirthſchaftlicher Benutzung, 
angeblich entſtandenen Verringerungen kein Erſatz ab⸗ 
gefordert werden. 

9. 364. Wenn jevoch die Waldungen, gegen 
die Regeln der Forſtwirthſchaft, durch übertriebene 
Holzverkäufe dergeſtalt verwuͤſtek worden, daß dar⸗ 
aus eine Verminderung auf geraume Zeit, und we⸗ 
nigſtens Zwanzig Jahre hinaus, an dem Ertrage 
des Lehns entſtauden iſt: ſo muß der Allodialnach⸗ 
laß dafür Schadlos haltung leiſten. 755 

$. 565, Dieſe Schadloshaltung beſteht darin, 
daß nach der Wahl des Lehnsfolgers, entweder der 
Werth des von dem Verſtorbenen unwirthſehaftlich 
verkauften Holzes, nach der Abſchaͤtzung der Sach⸗ 
verſtaͤndigen, oder der Betrag des von ihm für dere 
gleichen unwirthſchaftlichen Verkauf gezogenen Gel⸗ 
des, dem Lehne aus dem Allodialnachlaſſe vergütet 
werden muß. E 

F. 566. Dies Vergüͤtungscapital muß dem 
Lehne zugeſchlagen, und als ein Geldlehn belegt 
werden. 

$. 567. Dergleichen Geldlehn verfaͤllt auf alle 
Agnaten und Mitbelehnten, nach eben der Ordnung, 
wie dieſelben zur Succeſſion in dem Haupflehne 
gelangen. 

. 568. In Anſehung des Lehnsherrn aber, 
erlangt ein ſolches dem Lehne zugeſchlagenes Capi⸗ 
tal die Lehuseigenſchaſt nur unter den §. 30. bes 
ſtimmten Umſtaͤnden. 

H. 569. Wenn außerdem das Hauptlehn an 
den Lehnsherrn ſich erledigt: fo verbleibt das zuge⸗ 
ſchlagene Capital dem Allodialnachlaſſe des letzten 
Beſitzers aus der zum Lehne berechtigt geweſenen 

amilie. 

§. 570. Doch kaun der Lehnsherr, wenn zur 


Zeit der Erledigung die durch die Holzverwüſtung 
> Bb 2 an 


388 Erſter Theil. Achtzehnter Titel. 


an der Subſtanz des Lehns entſtandene Deteriora⸗ 
tion noch nicht wieder hergeſtellt iſt, den Erſatz des 
Fehlenden aus dem Allodialnachlaſſe fordern. 

$ 571. Was von Waldungen verordnet iſt, 
gilt auch bey andern Rubriken, durch deren Ver⸗ 
wuͤſtung der Ertrag des Lehns eine ſolche dauernde 
Verminderung erlitten hat. 

$. 572. Ein gleiches findet Statt, wenn wegen ver⸗ 
nachlaͤßigter Unterhaltung der Damme, und anderer 
Waſſerbaue, eine fortwährende Deterioration durch 
Uleberſchwemmungen oder Verſandungen entſtanden iſt. 

$. 573. Von dem in beiden Fällen (9. 571. 572.0 
nach der Abſchaͤtzung der Sachverſtändigen auszumit⸗ 
telnden Entſchädigungscapitale, muß der Werth des 
Grundes und Bodens, ſo wie desjenigen, was nach 
der Deterioration etwa an die Stelle der verwuͤſte⸗ 
ten Rubrik getreten iſt, abgezogen werden. 

$. 574. Ueberhaupt muß bey allen ſolchen Ab⸗ 
ſchätzungen von Lehnsverringerungen niemals auf den 
hoͤchſten, ſondern immer nur auf einen gemöhnli 
chen Mittelwerth Ruͤckſicht genommen werden. 

$. 575. In allen Fällen, wo der Allodialerbe 
für eine durch die Schuld des Erblaſſers entſtandene 
Lehusverringerung haften muß, kann er die von dem 
Erblaſſer gemachten und noch vorhandenen Meliora⸗ 
tionen, wenn er auch ſonſt dafur nach obigen Grund⸗ 
ſaͤtzen ($. 543. ldd.) Feine Verguͤtung fordern konnte, 
auf den zu erſetzenden Betrag compenſiren. 

$. 576. Hat der Lehnsfolger über die Mefiorar 
tions- und Deteriorations⸗Anſpruche, unter Zuzie⸗ 
bung des Lehnsberrn und des alsdann an der Suc⸗ 
ceſſion ſtehenden Agnaten, ſich mit dem Landerben 
verglichen; ſo müffen alle nachherige Lehnsbeſitzer 
dieſen Vergleich anerkennen. 8 

$. 577. Uebrigens hat, wenn ein Lehnsbeſitzer 
durch unwirthſchaftliche Benutzung das Lehn 2 
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gert, wegen der ihm darunter zu ſetzenden Schran⸗ 
een, der jedesmalige mächfte Lehnsfolger eben die 

chte, wie der Eigenthuͤmer gegen den Nießbrau⸗ 
cher. (Tit. ar. Abſchn. 1.) 

$. 578. Steht der nächfte Lehusfolger noch unter 
der vaͤterlichen Gewalt des wirklichen Beſitzers: fo 
kommt dieſe Befugniß dem nächſten nach ihm zu. 

H. 579. Unter mehreren gleich nahen Lehnsfol⸗ 
gern kann jeder auch fuͤr ſich allein, und ohne Bei ⸗ 
tritt der übrigen, ſich dieſes Rechts bedienen. 

$. 580. Bey Abſonderung der Schulden, wel: 0 Wesen 
che nur den Allodialnachlaß des letzten Beſitzers an. ae u 
gehen, von denjenigen, welche aus dem Lehne, enk⸗ 
weder hauptſächlich, oder bey unzureichende Allo⸗ 

vermögen, bezahlt werden muͤſſen, finden die 
Vorſchriften H. 228. faq. und §. 371. [ag. An⸗ 
wendung. 

$. 581. So weit der verſtorbene Lehusbeſitzer 
das Lehn von den Schulden zu beſrelen verbunden 
war, ſo weit kann, wenn er ſeine Verbindlichkeit 
nicht erfüllt hat, der Lehnsfolger, welcher dieſe Schulz 
den gegen die Gläubiger ubernehmen und vertreten 
muß, aus dem Allodialnachlaſſe Vergütung fordern. 
F. 582. Wenn alſo zu Bezahlung einer Lehns⸗ 
ſchuld Termine regulirt waren: fo iſt die Allodialmaſſe 
den Lehnsfolger, in fo weit als derſelbe Termine aus 
der Beſizzeit des Erblaſſers übernehmen muß, dar 
für ſchadlos zu halten verbunden. 

J. 583. Von Schulden, welche die Subſtanz 
des Lehns angehen, und zu deren Rückzahlung kei⸗ 
ne Termine beſtimmt find, iſt ein Lehnsbeſitzer das 
Lehn zu befreien in der Regel nicht verpflichtet. 

F. 584. Es kann alfo feinen Allodialerben bloß 
deswegen, weil er ſolche Schulden nicht bezahlt hat, 
eine Vergütung abgefordert werden. 


§. 585. 


396 Erſter Theil. Achtzehnter Titel. 


— 


F. 585. Dagegen hat jeder Lehusbeſitzer die 
Pflicht, ſelche Lehnsſchulden, die nur die Einkünſte 
des Lehns betreffen, wenn gleich zu deren Abſtoßung 
keine Termine ausdruͤcklich veſtgeſetzt find, aus den 
Nutzungen des Lehns nach und nach, ſo weit es 
möglich iſt, zu berichtigen, und das Lehn davon 
zu befreien. 

$ 586. Dazu iſt er, wenn keine anderwei⸗ 
tige Beſtimmungen vorhanden ſind, den Vierten 
Theil der reinen Einkuͤnfte des Lehns anzuwenden 
verbunden. 

$ 587. So weit alfo die Allodialerben nicht 
nachweiſen können, daß der Erblaſſer dieſer ſeiner 
Verbindlichkeit nachgekommen fen; fo weit müſſen 
ſie dem Lehnsfolger, der dieſe unbezahlt gebliebenen 
Schulden gegen die Gläubiger übernehmen, und aus 
den Einkünften vertreten muß, Vergütung leiſten. 

9. 588. Wenn beſtimmt werden ſoll: wie vie 
das Quantum betrage, welches der verſtorbene Lehns⸗ 
beſitzer, nach dieſen Grundfagen zur Abſtoßung von 
Lehnsſchulden anwenden ſollen: fo muß der Ertrag 
des Lehns während ſeiner Beſit zeit aus den Nechnun? 
gen, und wenn dieſe nicht vorhanden ſind, nach den 
erhobenen Pachtgeldern, oder nach einem wirt)‘ 
ſchaftlichen Ertragsanſchlage, ausgemittelt werden 

H., 589. Von dieſem Ertrage müͤſſen nicht nut 
alle Wirchſchaftsausgaben, öffentliche, gemeine und 
Lehnslaſten, ſondern auch die Zinſen der die Sub⸗ 
ſtanz des Lehns treffenden Capitalien, abgezogen 
werden. 

9. 390. Erſt von dem, was nach allen dieſen 
Abzügen dem Lehusbeſitzer, als reiner Ertrag, zu ſel⸗ 
ner freien Diſpoſition übrig geblieben iſt, macht der 
Vierte Theil dasjenige Quantum aus, was er zu 
Schuldenabzahlung haͤtte verwenden ſollen. 


8. 591 · 


Vom Lehne. 391 


— 


$. 591. Auf dieſes Quantum müffen, zu ſei⸗ 
nem und ſeiner Allodialerben Gunſten, diejenigen 
Zahlungen, die er auf ſolche Schulden, wozu Ter⸗ 
mine beſtimmt find, wirklich geleiſtet hat, oder wel⸗ 
che die Allodialmaſſe auf den Grund des $. 582. dem 
Lehnsfolger ſchon vergüten muß, angerechnet werden. 

$. 592. Hat ein Lehnsbefiger mehrere Schule 
den bezahlt, als er nach vorſtehendrn Grundſaͤtzen 
zu bezaplen verbunden war: fo können dennoch ſei⸗ 
ne Allodialerben deshalb keine Vergütung von dem 
Lehnsfolger fordern. 1 

$. 593. Ausgenommen ſind die Fälle, wenn 
der Erblaſſer von Lehnsſchulden, zu deren Bezahlung 
aus den Einkünften Termine regulitt waren, ſolche 
Termine, die in die Beſitzzeit des Nachfolgers tref⸗ 
ſen, zum voraus bezahlt hat; 

§. 594. Ferner, wenn er Schulden, welche 
die Subſtanz angehen, bezahlt, und dabey ausdruͤck⸗ 
lich und ſchriftlich erklart hat, daß er feinen Erben 
den Erſatz aus dem Lehne vorbehalte; — 

9. 595. Ferner, wenn er ſolche die Subſtanz 
augehende im Hypothekenbuche eingetkagene Schulden 
bezahle hat, ohne die Löͤſchung derſelben nachzuſuchen, 
oder doch feinen Willen, daß er die Loͤſchung ſuchen 
wolle; deutlich zu äußern. 

$. 596. Hat der Erblaſſer eine Schuld bezahlt, 
die nur vermöge der Einwilligung der Agnaten und 
Mitbelehnten das Lehn anging, ungeachtet weder er 
ſeloſt, noch feine Vorfahren, in dieſe Schuld gewil 

ligt barten: jo koͤnnen feine Erben Erſatz dafür von 
demjenigen Lehnsfolger fordern, für welchen dieſe 
Schuld aus feiner eigenen oder ſeiner Borältern Eine 
willigung verbindlich war. 5 

§. 397. In allen dieſen Fallen (. 893556.) 
treten die Erben an die Stelle und in die Rechte des 
von ihrem Erblaſſer bezahlten Gläubigers, 5 

598. 
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§. 598. Doch koͤnnen fie nur das von dem 
Erblaſſer bezahlte Capital, nebſt den von ſeinem 
Ableben an ferner fortlaufenden Zinſen, niemals 
aber diejenigen Zinfen, die der Erblaſſer entrichtet 
hat, zuruͤckfordern. 

H. 589. Wegen alles deſſen, was der Lehns⸗ 
folger aus dem Allodialnachlaſſe zu fordern hat, 
gebührt demſelben ein in der Concursordnung naher 
beſtimmtes Vorrecht. 5 

$. 600. Dagegen haben die Allodialerben, wer 
gen ihrer Forderungen an das Lehn, kein Zuruͤck⸗ 
behaltungsrecht. 

S. Hof. Es ſteht ihnen aber ſeey, ihre Anſpruͤ⸗ 
che fo lange, bis dieſelben näher erörtert, und mes 
gen deren Abfindung rechtlich verfüge worden, im 
Hypothekenbuche vermerken zu laſſen; oder bis zu 
deren Berichtigung auf gerichtliche Verwaltung des 

8 Lehns anzutragen. 
dm g. 60e. Die Lehnseigenfcaft eines Dinges 
und Eine kann, mit Einwilligung ſaͤmmtlicher Intereſſenten, von 
Bau: einer Sache auf die andere übertragen werden. 
kebnsei⸗ §. 603. Was in die Stelle des erſten Lehns 
geschaft. crit, erhält in Anſehung der Rechte der Intereſ⸗ 
. a eben die Eigenſchaſt, welche das vorige ger 
abe hal. 
® 95 604. Soll aber die neue Sache die Lehns⸗ 
eigenſchaft auch in Anſehung jedes andern erhalten; 
ſo muß dieſe Eigenſchaft, wenn es ein unbewegliches 
Gut iſt, im Hypothekenbuche eingetragen werden. 
Von e605. Die Intereſſenten bey einem Lehne 
Faun konnen, mit gemeinſchaftlicher Bewilligung, die 
Lehuseigenſchaft deſſelben auf einen gewiſſen Theil 
einſchraͤnken. 

606. Doch gilt von dergleichen Einſchrän⸗ 
kungen eben das, was von Verfügungen über das 
Lehn uberhaupt verordnet iſt. (H. 262, 0 = 


5 
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$. 607. Iſt unter den Intereſſenten in einem 
ſchon vorhandenen Lehne ein Lehnſtamm veſtgeſetzt 
worden: ſo wird dadurch die Lehnseigenſchaft des 
ganzen Gutes im zweifelhaften Falle nicht verändert. 

$.. 608. Vielmehr erhält dadurch der Beſitzer 
nur die Befugniß, das Lehn auf den, den veſtgeſetz⸗ 
ten Lehnſtamm uͤberſteigenden Theil feines Werths, 
auch ohne Einwilligung der Agnaten oder Mitbe⸗ 
lehnten, guͤltig zu verſchulden. 

$. 609. Hat er von dieſer Befugniß bey feiner 
Lebenszeit keinen Gebrauch gemacht: ſo haben ſeine 
Allodialerben auf dieſen Ueberſchuß des Lehnswerths 
keinen Anſpruch. 

$. 610. Iſt aber bey Veſtſetzung des Lehnsſtam⸗ 

mies ausdrücklich verabredet worden, daß nur das 

beſtimmte Quantum Lehn ſeyn ſolle: fo erlangt das 
Gut ſelbſt in Anſehung der contrahirenden Inter⸗ 
eſſenten, die Eigenſchaft eines freien Eigenthums, 
und der Lehnsſtamm ſelbſt iſt als ein Geldlehn zu 
betrachten. (5. 73. 99) 

§. 611. Iſt mit den bey Theilungen, oder 
ſonſt, aus einem Lehne herausgezahlten Geldern ein 
anderes Gut angeſchafft, und das herausgezahlte 
Quantum darauf als ein Lehnsſtamm eingetragen 
worden: fo behält im zweifelhaften Falle, das neue 
Gut ſelbſt die Eigenſchaft eines freien Eigenthums. 
(9. 340— 343: 502505.) 5 

$. 612, Der darauf verſicherte Lehnsſtamm 
hingegen hat die Eigenſchaft eines Geldlehns. 
9. 613. In einem ſolchen Lehnsſtamme wird alſo 
in der Regel eben ſo ſuccedirt, wie in das Haupt⸗ 
u aus welchem er herausgezahlt worden. ($. 502 
is 506.) } 

§. 614. In welchen Fällen der Vaſall durch 
Felonie das nutzbare Eigentum des Lehns verwir⸗ 
ke, iſt oben beſtimmt. (. 153. 1d. 615 


Ny. Per⸗ 
luſt des 
Lebns 
durch Fer 


Tonie, 
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H. 615. Durch eine Felonie der erſten Claſſe 
verwirkt der Vaſall das Lehn für ſich und feine 
lehnsfaͤhige Nachkommen. 

9. 616. Durch eine Felonie der zweiten Claſſe, 
ſelbſt wenn fie an ſich mit dem Verluſte des Lehns 
zu ſtrafen wäre, verwirkt der Vaſall daſſelbe nur 
für feine Perſon; nicht aber fuͤr feine Nachkommen, 
Pr ſich des Vergehens nicht theilhaftig gemacht 
gaben. 

§. 617. Vielmehr mäffen dieſen fie die Zwi⸗ 
ſchenzeit, wo der Lehnsherr das eingezogene Lehn 
beſitzt und genießt, Alimente daraus, in Ermange⸗ 
lung eines anderweitigen hinlänglichen Vermoͤgens, 
gereicht werden. K 

9. 6718. Die Agnaten oder Mitbelehnten wer⸗ 
den durch eine von den Vaſallen ohne ihre Theil⸗ 
nehmung begangene Felonie, ihres Rechts an das 
Lehn in keinem Falle verluſtig. 

$ 619. Sobald alſo die Succeffion an einen 
Lehnsfolger gelangt, welcher die Strafe der Felonie 

des Vaſallen nach obigen Grundſaͤtzen mit zu tra⸗ 
gen nicht ſchuldig iſt, muß der Lehnsherr dewſelben 
das eingezogene Lehn zurückgeben. ü 

§. 620. So lange der Lehnsherr das Lehn fols 
chergeſtalt im Beſitz hat, muß er davon alle geſetz⸗ 
mäßigen, oder mit ſeiner Einwilligung darauf ge⸗ 
legten Laſten und Verbindlichkeiten eben fo tragen, 
wie jeder andere Lehusbeſitzer. 

9. 621. Hat der Käufer eines Lehus ſich Def? 
ſelben vor voͤllig geleiſteter Zahlung des Kaufgeldes 
wieder verluſtig gemacht: ‚fo muß der Lehnsherr, bey 
erfolgender Einziehung, dem Verkäufer den Ruck; 
ſtand berichtigen. 1 

$. 622. Muß demnächſt das Lehn nach Vor⸗ 

ſchrift §. 619. einem Lehnsfolger zurückgegeben wer⸗ 
den: fo muß ihm der Lehnsherr daſſelbe in dem 50 
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ſtande, wie er es von dem vorigen Vaſallen uͤber⸗ 
kommen hat, gewaͤhren. 

§. 623. Er kann alſo in der Zwiſchenzeit nur 
ſo weit Veräußerungen vornehmen, oder ſonſt das 
Lehn mit neuen Laſten und Verbindlichkeiten belegen, 
als ein anderer Lehnsbeſizer dazu berechtigt iſt. 

F. 624. Die Einziehung eines Lehns wegen 
begangener Felonie, ſetzt voraus, daß dieſe von dem 
Lehnsheren gerügt, und nach gebörter Sache auf 
den Verluſt des Lehns erkannt worden. 1 

§. 625. Iſt der Vaſall verſtorben, ehe zur 
Strafe der Feſonie auf die Einziehung des Lehns, 
wenigſtens in erſter Inſtanz, rechtlich erkannt war: 
Ton finder, auch in dem Falle des 9. 615. derglei⸗ 
chen Erkenntuiß zum Nachtheile ſeiner Leibeslehus⸗ 
erben nicht mehr Statt q 3 

$. 626, Iſt der Lehnsherr verſtorben, ehe er 
die begangene Felouie gerichtlich geruͤgt hat: fo können 
feine Nachfolger dieſe Klage nicht mehr auſtellen. 
H. 627. Dagegen macht das Abſterben eines 
bloßen Repräſentanten des Lehnsherr in der Bes 
ſugniß, auf die Einziehung des Lehns anzutragen, 
keinen Unterſchied. 5 

H. 628. Hat bey der Handlung, wodurch die 
Felonie begangen worden, der Lehnsherr das Leben 
verloren: ſo 1 der Nachfolger die von ſelbigem nicht 
etwa noch erlaſſene Felonie zu ruͤgen berechtigt. 

$2 629. Iſt die Felonie ausdrücklich erlaſſen 
worden: ſo koͤnnen weder der Lehnsherr, noch deſſen 
Nachfolger dieſelbe ferner ruͤgen. 
H. 630. Hat der Lehnsherr von der Zeit an, 
wo er die begangene Felonie in Erfahrung gebracht 
hat, ein ganzes Jahr, ohne fie gerichtlich zu ruͤgen, 
verſtreichen laſſen: ſo iſt dieſelbe für erlaſſen zu achten. 

S. 631. Kann aber die Zeit, wo der Lehnsherr 
von der Felonie Wiſſenſchaft erhalten bat, nicht 
D 2 aus⸗ 
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ausgemittelt werden; fo erloͤſcht das Recht, auf die 
Einziehung des Lehns zu klagen, erſt nach Ablauf 
einer Fünfjährigen Friſt, von Zeit des begangenen 
Lehnsfehlees. 

. 632. Iſt der Lehnsherr eine moraliſche Per⸗ 
ſon: ſo kaun der Repraͤſentant derſelben eine gegen 
den Lehnsherrn begangene Felonie, ohne Einwilli⸗ 
gung derjenigen, welche er repräfentivt, nicht erlaſſen. 

§. 633. Dagegen findet die Fuͤnfjaͤhrige Praͤ⸗ 


feription aus dem $. 63 T. auch gegen einen ſolchen 


Lehnsherrn Statt. 

8. 634. Durch den Verluſt der Klage auf die 
Einziehung eines ohne Conſens des Lehus herrn ver⸗ 
äußerten Lehns, geht das Recht des Lehnsherrn, 
daſſelbe bey eintretendem anderweitigen Erledigungs⸗ 
falle von dem Dritten Inhaber zuruͤckzufordern, noch 
nicht verloren. 

$ 635. Was wegen einer von dem Lehnsbe⸗ 
ſitzer begangenen Felonie verordnet iſt, gilt auch von 
derjenigen, deren ſich ein Agnat oder Mitbelehnter 
ſchuldig gemacht hat. 

§. 636, Doch äußere ein gegen denſelben auf 
Verluſt feines Rechts ergangenes Urtel feine Mir? 
kung erſt alsdann, wenn der Verbrecher ſelbſt, und 
in dem Falle des §. 615. Jemand von ſeinen Leis 
beslehnserben, nach Ordnung der Lehus ſuereſſion, 
zum Beſitze des Lehns gelangen würde, 

$. 637. Wenn der Vaſall, oder der zur dehus⸗ 
folge Berechtigte, feinem Vorgänger nach dem Le⸗ 
ben gerrachtet; oder eine Nerrätherey an einem ſei⸗ 
ner Mitvafallen begangen hat: fo wird er, für feine 
Perſon, des Lehns unwuͤrdig. 

9. 638. Dieſes fällt aledaun demjenigen an 
beim, welcher zum Beſiße deſſelben, nach ihm, der 


nächſte if, ; 
$. 639. 


EN 
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§. 639. Hat aber der Vaſall ſich des Hoch⸗ 
verraths gegen ſeinen Landesherrn, der nicht zu⸗ 
gleich der Lehnsherr iſt, ſchuldig gemacht: fo fallen 
die Rutzungen des Lehns, fo lauge der Verbrecher, 
oder Leibeslehnzerben von ihm vorhanden ſind, dem 

iskus anheim. 

H. 640. Hat der Lehnsherr durch eine gegen 
den Vaſallen begangene Felonie (S. 164.) die als 
freies Eigenthum beſeſſene Lehnsherrlichkeit verloren: 
ſo wird das Lehn in Beziehung auf ihn frey; und 
behalt die Lehnseigenſchaft nur in Beziehung auf 
die Agnaten und Mitbelehnten. ($ 654. 4d.) 

F. 641. Beſaß aber der die Felonie begehende 
Lehnsherr das Obereigenthum ſelbſt als Lehn oder 
Fideicommiß; fo ruhen die Lehnsherrlichen Rechte 
nur fo lange, bis ein anderer Lehns⸗ oder Fideicom⸗ 
mißfolger zum Beſitze des Obereigenthums gelangt. 

$. 642. Auch die Kinder eines folchen Lehns⸗ 
herrn dürfen die von ihrem Vater begangene Fe⸗ 
lonie nicht verantworten. 

$. 643. Wenn der Lehnsvertrag nicht ein Ans yr auf⸗ 
deres ausbrücflich befage, fo kan der Vasall fh dete, 
feines Rechts auf das Lehn auch einſeitig begeben. h durch 

b. 644. Die Eutſagung des Rechts auf ein une, \ 
durch die Inveſtitur noch nicht übernommenes Lehn, Vasallen. 
kann bloß zu Gunſten des nachſten Lehnsfolgers 
von Wirkung 1 : 

§. 645. Hat aber der Vaſall ein Lehn durch die 
Suweſtint (hen wirklich übernommen, und entſagte 
biernächſt derſelben, zu Gunſten eines Andern, als 
des nächſten Lehnsfolgers: fo it eine ſolche Hand⸗ 
lung lediglich nach den Grundſägen von Beräuße⸗ 
rung der Lehne zu beurtheilen. (F. 302, Jad.) 

9. 646. Durch die Entſagung auf ein ange⸗ 
fallenes, oder auch ſchon wirklich . 

ehn, 


a) durch 


Entfagung 
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Lehn, ſie mag nun ausdrücklich zu Gunſten eines: ber 
ſtimimten Subjekts, oder auch ohne weitern Beiſatz 
geſchehen ſenn, verliert der Entſagende noch nicht ſein 
Recht auf künſtige Anfälle; in ſo fern er nicht auch 
auf dieſe ausdrücklich Verzicht geleiſtet hat. 

$. 647. Wie welt ein verſchuldeter Lehnsbe⸗ 
fiser dem Lehne zum Nachtheile feiner Allodialglau⸗ 
biger entſagen konne, iſt nach eben den Grundſatzen 
zu beurtheiſen, welche wegen der Befugniß eines Ver⸗ 
ſchuldeten uͤberhaupt, mit feinem Vermögen zu ſchal 
ten, in der Concursordnung vorgeſchrieben ſind. 

$: 648, Nach eben dieſen Grundfägen muß 
auch die Befugniß eines Verſchuldeten, auf einen 
an ihn ſich erledigenden Lehnsanfall, vor oder nach. 
eroͤffnetem Coneurſe, Verzicht zu thun, beſtimmmt 
werden. 2 

F. 649. Faͤllt das Lehn, deſſen ſich Jemand 
begeben bat, in der Folge wieder an den Entſagen⸗ 
den zurück, fo muß er ſeibiges mlt allen den Schul 
den und Laſten wiederum uͤbernehmen, die er davon 
zur Zeit der Entfagung zu entrichten verbunden war. 

9. 650. So weit der Zivifchenbefiger derglei⸗ 
chen Schulden bezahlt halt, ohne die Abſicht, den 
Entſagenden davon befreien zu wollen, ausdrücklich 
erklart zu haben, konnen deſſen Allodialerben von 
letzterem als nunmehrigem neuen Uebernehmer des 
Lehns, Verguͤtung fordern. ; 

$. 651. Auch der Lehnsherr kann feinen Lehns⸗ 


des kehns⸗ herrlichen Rechten in der Regel einfeitig enrfagen. 


herrn. 


H. 652. Die Entſagung des Lehnsherrn wirkt 
eine gaͤnzliche Aufhebung der Lehnsverbindlichkeit nur 
alsdann, wenn der Enkſagende ſelbſt die Lehnsherr⸗ 
lichkeit als ein freies Eigenehung beſeſſen hat, 


6. 653. 
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$. 653. Soll die Aufpebung der Lehnsbarkeit 
gegen eine dem bisherigen Lehnsherrn dafür zu lei⸗ 
ſtende Vergütung erfolgen: fo kann der Vaſall, ſich 
dieſelbe gefallen zu laſſen, wider ſeinen Willen nicht 
gezwungen werden. 
H. E84. Durch Aufhebung der Lehnsverbin⸗ 
dung von Seiten des Lehnsherrn wird in den Rech⸗ 
ten der Agnaten und Mitbelehnten nichts geandert. 
§. 655. Wohl aber erlöſchen alle von dem 
Lehnsherrn ertheilte, und bey der Allodifſcation 
nicht ausdrücklich ausgenommene Antwartſchaſten und 
Eventualbelehnungen. 

g. 655. Das allodificirte Lehn wird alſo in 
den Händen des letzten Beſihers, der keine nach dem 
urſpruͤnglichen Lehnsvertrage zur Succeſſion berech⸗ 
tigte Verwandten und keine Mitbelehnte mehr hat, 
ein völlig. freies Eigenthum. 

$- 557. Durch bloße Unterlaſſung der Aus: 2 1 5 
übung Lehnsberklicher Rechte wird die Lehnseigen, mung. 
ſchaft einer Sache nicht aufgeßoben, noch ein Lehn 
in freies Eigenthum verwandelt. 
§. 658. Hat jedoch der Beſitzer ſeinen Willen, 

die Sache als freies Eigenthum zu beſitzen, durch 

öffentliche Handlungen geäußert, und der Lehnsherr 
bat bey dieſer ihm bekannt gewordenen Aeußerung 
durch den zur gewöhnlichen Verjährung wider ihn 
erforderlichen Zeitraum ſich beruhigt: ſo iſt die Bee 
freiung von der Lebhnsverbindlichkeit erworben. 

$. 659. Aber auch dieſe Art der Verjährung 

finder nicht Statt, ſo lange das Recht des Lehns⸗ 

berrn aus dem Hypothekenbuche erhellet. 

F. 660. Die gegen den Lehnsherrn vollendete 

Verjährung ſteht den Agnaten und Mitbelehnten 
deſſelben, die feine Erben nicht geworden find, nicht 
entgegen. ; 


F. Ehr. 
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$. 661. Dagegen kommt fie auch den Agna⸗ 
ten und Mitbelehnten des verjaͤhrenden Vaſallen zu 
ſtatten. 2 ! 

$. 662. Durch eine bloß gegen den Lehneheren 
vollendete Verjährung, wird in den Rechten zwi⸗ 
ſchen dem Vaſallen und feinen Agnaten oder Mit⸗ 
belehnten nichts geändert. 

$, 663. Durch bloße Verweigerung abgefor⸗ 
derter Lehnsdienſte, in fo fern ſelbige nicht mit ei⸗ 
ner ausdrücklichen Ablangnung der Lehnseigenſchaft 
überhaupt verknuͤpft iſt, gelangt der Vaſall noch 
nicht in den Beſitz der Freiheit von der Lehnever⸗ 
bindlichkeit ſelbſt. 

F. 664. Wohl aber kann die Befreiung von 
ſolchen Lehnsdienſten durch dergleichen Verjährung 
erworben werben. 

§. 655. Hat ein Fremder ein in das Hypothe⸗ 
kenbuch eingetragenes Grundſtuͤck, oder eine derglei⸗ 
chen Gerechtigkeit, bey welcher aber die Lehnseigen⸗ 
ſchaft nicht vermerkt iſt, nach gehoͤriger Prüfung der 
Urkunden, auf welche der eingetragene Titel des ge⸗ 
genwaͤrtigen Beſitzers ſich gruͤndet, aus einem an ſich 
rechtsguͤltigen Titel, redlicher Weiſe, als Allodtum 
an ſich gebracht: ſo erwirbt er das freie Eigenthum 
davon, durch die gewöhnliche Verjährung, gegen 
alle und jede Lehnsberechtigte, vom Tage der Ein⸗ 
tragung feines Beſitztitels. 

F. 666, War aber die mit der Lehuseigenſchaft 
belegte Sache ſelbſt ins Hypochekenbuch nicht einge 
tragen; fo verlieren die Lehnsberechtigte ihre Rechte 
gegen den dritten redlichen Erwerber, mittelſt der 
Verfaͤhrung durch Nichtgebrauch, nur von dem Ta⸗ 
e an, wo jeder derſelben ſein Recht gegen den 
Beſiter ausuͤben konnte. 

H. 667. So lange hingegen die Lehnseigen⸗ 
ſchaft der Sache aus dem Hypothekenbuche Shunt 

ann 
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kann zum Beſten des Beſitzers eine Verjährung 
gegen den Lehnsherrn, und ſolche Agnaten oder 

ürbelehute, die ihr Recht haben eintragen laſſen, 
nicht anfangen. R 

9 668. Dagegen hat es bey den Lehnen, die 
als ſolche in das Hypothekenbuch eingetragen ſind, 
in Anſehung der Agnaten und Mitbelehnten, welche 
die Eintragung ihres Rechts verabſaumt haben, bey 
den Vorſchriften $. 290. 291. fein Bewenden. 

$. 669. In wie fern der Lehnsherr das nuß« 
bare Eigenthum durch Verjährung erwerben konne, 
iſt nach den allgemeinen Vorſchriften von der Ver⸗ 
jahrung durch Beſitz zu beurtheilen. 

$. 670. Das Lehn wird erledige, wenn fänmt- 


liche dazu beſtimmt geweſene Nachfolger mit Tode z 


abgegangen find. 

$. 671. Ein Gleiches geſchieht, wenn der letzte 
Lehnsbeſſitzer und Lehnsberechtigte feinem Rechte ent⸗ 
ſagt, oder das Lehn durch Felonie verwirkt. 

H. 672. Walter keine beſondere Verbindlichkeit 
ob, nach welcher der Lehnsherr das erledigte Lehn 


9. Dur 
n Af 4 


cn ar 
ang aller 
Yenndber 
rechtige 
ten. 


wiederum anderweit zu verleihen ſchuldig iſt: ſo falle 


ihm das volle Eigenthum deſſelben anheim. 

$. 673. Iſt das erledigte Lehn nur ein After⸗ 
lehn geweſen: ſo Fälle nur das nußbare Eigenthum 
an den Afterlehnsheren zurück. b 

§. 674. War das Obereigenthum ſelbſt ein 
Lehn: fo erledigt ſich daſſeſbe, nach gänzlichem Abs 
gange aller zu deſſen Beſitze berufenen Lehnsfolger, 
an den, von welchem diefes Eigenthum verliehen 
worden. 

H. 675. War das Obereigenthum ein Fideicom⸗ 
miß: ſo geht daſſelbe, nach Erlöſchung aller zum 

ideicommiſſe berufenen Intereſſenten, auf die Ale 

lodialerben des letzten Beſitzers über. 


Augen. Lande, U. Band. Ce F. 678. 
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5. 676. Eben dies geſchieht in allen Fällen, 
wo das Obereigenthum ſelbſt nur die Eigenſchaft 
eines Allodii hat. 5 
Durch F. 677. Dadurch, daß die Rechte des Lehns⸗ 
dae berrn und Vaſallen, auf einige Zeit, in der Perſon 
eines Repräſentanten des Lehnsherrn, oder des Ber 
liehenen, vereinigt werden, wird die Lehuseigenſchaſt 
N der Sache nicht geändert. 
en duch, H. 678. Mit dem völligen Untergange des 
aug der Lehns wird der Vaſall von allen Lehnspflichten ent 
Sache. bunden. 
§. 6/9. Iſt nur ein Theil des Lehus unter 
gegangen; oder etwas Anderes an deſſen Stelle ge⸗ 
treten: fo kann der Vaſall auf verhaͤltnißmäßige Her⸗ 
unterſetzung der von dem Lehne zu leiſtenden Dien⸗ 
ſte oder anderer Praͤſtationen (Tit. 16, H. 2. [ad 
antragen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Exbzinsgütern. 


er 0 

Bei . 680. e ee der Befig und Ge 

füge. nuß eines Grundſtücks, gegen eine davon zu ent⸗ 
richtende gleichfoͤrmige und beftändige Abgabe ver⸗ 
liehen worden: fo wird ein folches Grundſtück ein 
Zinsgut genannt. 

H. 68 1. In der Regel gebührt dem Beſißer 
des Grundſtuͤcks das volle und nur mit der Abgabe 
belaſtete Eigenthum deſſelben. 1 

§. 682. Wenn erhellet, daß der zinsbare Be⸗ 
figer nicht Eigenchumer ſey: fo wird angenommen, 
daß dem Empfänger der Abgabe das volle, jedoch 
durch das Nugungsrecht des Besitzers eingeſchraͤnkte 
Eigenthum gebuͤhre. (Tit. ar. Abſchn. 4.) ö 


5.683: 
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F. 683. Wenn aber dem Beſitzer das nutzbare 
Eigenthum des Grundſtucks gegen die dafür zu ent⸗ 
nichtende Abgabe verliehen, und dem Empfänger dies 
ſer Abgabe das Obereigenthum vorbehalten iſt: fo 
wird ein ſolches Grundſtuck ein Erb zinsgut, der 
nutzbare Eigenthumer Erbzinsmann und der Ober⸗ 
eigenchümer Erbzinsherr genannt. 1 

$. 584. Ob ein ſolch s gecheiltes Eigenthum 
vorhanden fen, iſt hauptſachlich nach dem Inhalte 
der Urkunde, auf welche das Recht des Beſitzers 
fi gruͤndet, zu beurtheilen. 
g. 85. Sobald beſtimmt iſt, daß die Abgabe 
zum Anerkenntniſſe des Obereigenthums des Empfaͤn⸗ 
gers entrichtet werden folle, ſobald iſt der Beſitzer 
als Erbzinsmann anzuſehen. ? 
H. 68. Wenn ergellet, daß das Grundſtuͤck. 
dem erſten Befiger, als ein noch nicht in Cuftur 
geſetztes Land, unter der Bedingung, daſſeſbe in 
Cultur zu ſetzen, und dafür eine gewiſſe ein der 
allemal beſtimmte Abgabe zu entrichten, eingeräumt * 
worden: ſo ſind die dunkeln Ausdrücke des erſten 
erleihungsbrie es nach den Regeln vom Erbzins⸗ 
rechte aus zudeuten. 5 
§. 687. Dieſe Vermuthung fuͤr die Erbzins⸗ 5 
eigenſchaft eines Grundſtucks wird verſtarkt, wenn 

ie erſte Verleihung von einer Kirche, Commune, 

oder einer andern moraliſchen Perſon eſchehen iſt. Wos in 
§. 68. Die Erbzinseigenſchaſt kann nur bey Erbin 
Grunoſtücken und nutzbaren Gerechtigkeiten angenom den 
men werden. ; könne. 
$ 689. Neue Verleihungen zu Eebzinsrechte sr in 
können nut von demjenigen geschehen, der uber das ehen 
mubbare Eigenthum der Sache zu verfugen berech könte. 
gt iſt. 


. 690. So weit Jemand zu Veraͤußerungen 
einer Höpern Genehmigung bevarf, ſo weit iſt dies 
Ce 3 ſelbe 
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ſelbe auch zur Beſtellung eines Erbzinsrechts erfor 
derlich. 


orm. 5. 691. Der Vertrag über dergleichen neue 


Verleihungen eines Erbzinsrechts muß allemal ge⸗ 
5 tichtlich geſchloſſen werden. 
$. 692. Auch wenn in einer letztwilligen Ver⸗ 
ordnung Jemanden ein Erbzinsrecht beſchieden wor⸗ 
den, muß derſelbe daruͤber mit den Erben des 
Verleihers einen ſoͤrmlichen Vertrag gerichtlich ab⸗ 
ſchließen. 
$. 693. Iſt in dergleichen letztwilligen Ber 
ordnung der Betrag des zu entrichtenden Zinſes we⸗ 
der in ſich ſelbſt, noch beziehungsweiſe, hinlänglich 
beſtimmt: fo iſt die ganze Verfügung unwirkſam. 
EN §. 694. Bey eigentlichen Erbzinsguͤtern wird 
dug des angenommen, daß das nugbare Eigenthum dem 
ch Beſitzer für ſich und feine Erben verliehen ſey. 
en H. 695. Soll das Recht des Erbzinsmannes 
\ nur auf gewiſſe Grade der Verwandtſchaft, oder 
sun. auf gewiſſe Generationen eingefchränft ſeyn: fo muß 
dieſes aus dem Verleihungsbrieſe deutlich erhellen. 
Rechte u, $. 696. Dem Eebzinsmaune gebühren alle 
Anton Rechte des nußbaren Eigenthümers. ($.5—12.) 
Ane al . 697. Er iſt berechtigt, das ihm zuſteheude 
bei nee, nutzbare Eigenchum nach ſeiner Nothdurft zu bela⸗ 
Fellen ſten, und ſowohl unter Lebendigen, als von Todes⸗ 
Berinßes wegen, zu veräußern. 
sungen. F. 698. Zu Veräußerungen unter Lebendigen 
iſt 10 die Einwilligung des Erbzinsherrn erfor⸗ 
derlich. . 
$. 699. Dieſe Einwilligung muß ausdrücklich 
und ſchriftlich ertheilt werden. 
$. 700. Hat jedoch der Erbzinsherr das Vers 
aͤußerungsinſtrument mit unterſchrieben, oder dal 
ſelbe als Gerichtsherr beſtäͤtigt: fo iſt dieſes einer 
ausdrücklichen Einwilligung gleich zu 3 Er 
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$. 701, Der Erbzinsherr kaun die Einwilli⸗ 
gung nur alsdann verſagen, wenn der neue Befiger 

Aunfähig iſt, dem Gute durch ſich ſelbſt, oder durch 

Andere, gehoͤrig vorzuſtehen, und die darauf haf⸗ 

teenden Laſten zu entrichten. x 

$. 702. Iſt die Veraͤußerung ohne den Con⸗ 

ſens des Erbzinsherrn geſchehen: fo kann letzterer 
zu allen Zeiten darauf antragen, daß der neue un⸗ 
fähige Beſitzer wiederum entſetzt, und das Gut an 
einen Andern, der ſelbigem gehoͤrig vorſtehen kann, 

gebracht werde. 

N $. 703. So lange dies nicht geſchehen iſt, 
bleibt dem Erbzinsherrn die Befugniß, wegen der 
aus dem Gute ihm gebührenden Abgaben und Lei⸗ 
ſtungen, auch an die Perſon und das übrige Ver⸗ 
mogen des ohne feinen Conſens abgegangenen Erb⸗ 
zinsmannes ſich zu halten. 8 

$. 704. Iſt in einer letztwilligen Verordnung 
das Erbzinegut einem unfähigen Beſitzer beſchieden 
worden; und gehöre derſelbe zu den nächften geſetz⸗ 
lichen Erben des Verſtorbenen: fo kann der Erbe 
zinsherr nur die Beſtellung eines tüchtigen Lehns⸗ 
traͤgers verlangen. ’ 

§. 705. Iſt aber der in einer ſolchen Verord⸗ 
nung ernannte unfähige Beſitzer keiner von den naͤch⸗ 
ſten geſetzlichen Erben des Verſtorbenen: fo kann der 
Erbzinsherr verlangen, daß das Gut innerhalb Jah⸗ 
resfriſt an einen tuͤchtigen Beſitzer gebracht werde, 
S. 706. Geſchieht dies nicht, fo kann er auf 
offentlichen gerichtlichen Verkauf an einen ſolchen 

eſitzer antragen. 
9. 707. Zu Verpfändungen bedarf der Erb⸗ 
zins mann an ſich keiner Einwilligung des Oberei⸗ 
Lenthüͤmers. ug 

$. 70g. Dieſer iſt aber auch, wenn das Erb ved 
Zusgut an ihn ſich erledigt, die darauf eg gen. 

hul⸗ 
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Schulden nur fo weit anzuerkennen und zu über⸗ 
nehmen verbunden, als dasjenige, was er alsdann 
an ezahktem Angelde, und zu vergütenden Melio⸗ 
rationen, nach §. 79 1. fgg. herausgeben müßte, zu 
deren Abſtoßung hinreicht. 5 
H. 709, Mehrere Schulden, ingleichen andere 
Laſten, mit welehen der Erbzinsmann das Gut be⸗ 
legt hat, iſt der Obereigenthumer, bey eintretendem | 
Nüdtalle, nur ſo weit anzuerkennen ſchuldig, als 
er darein ausdrücklich gewilligt hat. 
Vorkauſs, 9. 710. Der Erbzinsherr hat bey jedem Ver⸗ 
Sils e des Guts innerhalb zweier Monate das Vor“ 
bereit, ee (Tit. 20. Abſchn. . K. 604œꝰç b 
Ver, Dieſe Recht aber fälle hinweg, enn 
„ der Erbzinsberr in den Verkauf an eine beſtimmte 
Perfon an drücklich einwilliagt. 4 
„. 712. Durch einen allgemeinen Conſens in 
den Verkauf uberhaupt, verliert er noch nicht das 
„Recht, in die Stelle und Bedingungen des naher 
angezeigten Käufers einzutreten. 
F. 713. Von allen vorſtehend dem Obereigen⸗ 
thuͤmer vorbehaltenen Rechten kaun derſelbe zun 
Nachtheile eines Dritten nur alsdann Gebrauch 
machen, wenn er ſein Obereigenthum in das Hypo⸗ 
thekenbuch hat eintragen laſſen. 
Se H. 714: Jeder neue Exrbjinsmann iſt dem Ober. 
nen. eigenthuͤmer das Laudemium, oder die Lehuwaate 
zu entrichten verbunden. 
8. 715 Auch bey Erbverpachtungen eines Erb⸗ 
zinsguts muß das Laudemium bey jedem Antritte 
einen neuen Erbzinsmannes und Erbverpaͤchters ent? 
N richter werden N 5 
$. 716. Nur Erben in abſteigender Linie find 


der Regel nach von dieſer Abgabe fen, 


9. 77. 
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$. 717. Auch wenn ihnen das Gut ſchon un⸗ 
ter Lebendigen abgetreten wird, duͤrfen ſie die Lehn⸗ 
waare davon nicht entrichten. Au 

$. 718. Diejenigen, welche vermöge eines Ge⸗ 
ſetzes, eines Vertrages, oder einer letztwilligen Ver⸗ 
ordnung, das Gut mit einem Anderen gemeinſchaſt⸗ 
lich beſeſſen haben, entrichten, wenn ihnen nach 
deſſen Tode der alleinige Beſitz zufällt, die Lehn⸗ 
waare vollſtändig; in fo fern. fie dieſelbe nicht ſchon 
bey Erlangung des Mitbefiges für ihren Antheil 
bezahlt haben. 5 

$ 719. Obige Verordnungen, in welchen Faͤl⸗ 
len das Laudemium enteichtet werden ſolle, gelten 
nur in fo fern, als nicht in dem Erbzinshriefe, oder 
durch eine bey einem gewiſſen Erbzinsgute wohl 

bergebrachte Gewohnheit, ein Anderes beſtimmt iſt. 
$. 720. Die Lehnwaare muß, wo nicht andere 
Beſtimmungen vorhanden find, mit Zioey vom Hun⸗ 
dert des Kaufgeldes entrichtet werden. 

b. 721. Doch iſt der Werth des mit verkauſten 
Juventarit von dem Kaufſchillinge in fo weit abzu⸗ 
rechnen, als der Erbzinsmann dergleichen, bey der 
erſten Uebernehmung des Guts, von dem Erbzins⸗ 
berrn nicht erhalten hat; oder nicht aus irgend einem 
andern beſondern Rechtsgrunde zu deſſen Zurücklaſ⸗ 
ſung bey dem Gute beſonders verpflichtet iſt. 

g. 722. Dagegen muß, wenn der Erbzins⸗ 
mann ohne Einwilligung des Obereigenthuͤmers das 
Gut nit einer jahrlichen Abzabe oder Grundgerech⸗ 
tigkeit belaſtet, und alſo den Kaufwerth deſſelben 
vermindert hat, der Capitalswerth einer ſolchen Laſt 
dem Kaufpreiſe, bey Veſtimmung des Laudemii, 
zum Beſten des Erbzinsheren, beigerechnet werden. 

b. 7g. Uebernimmt der neue Erbzinsmann 
die auf dem Gute haftenden Schulden, noch außer 
dem verſprochenen Kaufgelde: fo find auch 2 — 

b ohne 


— 
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ohne Unterſchied: ob fie von dem Erbzinsherrn be⸗ 
willigt worden, oder nicht, dem Kaufpreife bey Ber 
ſtimmung des Laudemii zuzuſchlagen. 
$, 724. Wenn der Kaͤufer, außer dem Kauf 
preife, dem Verkäufer noch andere einer Schätzung 
nach Gelde fähigen Vorcheile bewilligt hat; fo findet 
ouch deren Zurechnung zu dem bedungenen Kauf⸗ 
gelde, bey Beſtimmunz des Laudemii Statt. 
$. 725. fe der Kaufpreis, zur Verkürzung 
des Laudemit, durch eine Simulation in dem Kauf 
inſtrumente zu niedrig angegeben worden: ſo muß 
felbiges von der Berfchwiegenen Summe doppelt 
entrichtet werden. 8 
$. 726. Haben die Parteien die Kaufſumme 
in dem Inſtrumente, zur Ausſchließung des dem 
Erbzinsherrn zukommenden Vorkaufrechts, zu hoch 
beftimmt: ſo kann letzterer von dieſem Rechte, noch 
binnen zwey Monachen, nachdem die Simulation 
zu ſeiner Wiſſenſchaft gelaugt iſt, Gebrauch machen. 
g. 727. Geht das Gut, ohne Beſtimmung 
eines Kauffchilings, vermoͤge irgend eines andern 
Rechtsgrunden, auf einen neuen Erozinsmann über: 
fo wird die Lehnwaare nach dem neueſten Kauf⸗ 
preiſe beftimmt. 
$. 723. Iſt aber das Gut vorher niemals, 
oder innerhalb der letzten Dreißig Jahre nicht ver⸗ 
kauft, noch ſonſt deſſen Werth beſtimmt worden: ſo 
muß daſſelbe, bey ermangelndem Uebereinkommen 
der Parteien, nach den in der Provinz angenom⸗ 
menen Abſchaͤtzungs Grundſatzen gewürdigt werden. 
H. 729. Doch iſt bey einer ſolchen Tare, ſo 
wie bey Lehnen, nur auf die niedrigſten Satze und 
Preiſe Rückſicht zu nehmen. ($. 492.) 5 
9. 730. Bey einer Veränderung in der Perſon 
des Obereigentßuͤmers findet die Entrichtung einer 
Lehnwaare, in der Regel, nicht Statt. 


S. 737 · 
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$. 731. Die ‚Lebnwaare iſt der neue Beſitzer 
erſt nach erfolgter gerichtlichen Zuſchreibung des Gu⸗ 
tes zu entrichten ſchuldig. 

§. 732. Auch iſt der neue Beſitzer in der Re⸗ 
gel einen neuen Erbzinsbrief zu loͤſen verbunden. 

9. 733. In dieſem müffen die Zubehoͤrungen 
des Guts, der Erbzins, und die übrigen. etwanigen 
beſondern Verpflichtungen des Erbzinsmannes, um 
die Verdunkelung derſelben zu verhüten, mit möge 
lichſter Genauigkeit verzeichnet ſeyn. 

H. 734. Doch darf der Erbzinsherr in dem In⸗ 
palte der bisherigen Erbzinsbriefe, wider den Wil⸗ 
len des neuen Erwerbers, ſo wenig als bey Lehn⸗ 
briefen, etwas ändern, 

$. 735. Dagegen iſt aber auch der Erbzinsherr 
die auf den Grund der altern Erbzinsbriefe in den 
neuen verzeichneten Zubehoͤrungen des Gutes gegen 
den Erbzinsmann zu verkreten nicht gehalten. 

$. 736. Wird die Erwerbung, auch nach er⸗ 
folgter Zuschreibung, als nichtig und unkraͤftig wies 
der aufgehoben; ſo kann das bezahlte Laudemium 
wieder zurückgefordert werden. 

$ 737. Wird bingegen der Streit, welcher 
zwiſchen dem gegenwartigen Beſitzer, und dem vori⸗ 
gen, oder auch einem Dritten, über die Gültigkeit 
der Erwerbung entſtanden iſt, dahin abgemacht, daß 
der gegenwärtige Beſitzer das Gut dem Anſprechen⸗ 
den gegen eine Abfindung überläßt: fo kann erſterer 
das gezaplte Laudemium nicht zurückfordern 

§. 378. Auch ein nach geſchehener Zuſchreibung 


freiwillig erfolgender Rücktritt der Contkahenten 


wird als ein neues Kaufsgeſchäft angeſehen. 
$. 739. Wird hingegen ein vom Anfange an 
nur bedinzungsweiſe geſchloſſener Kauf, durch den 
Eintritt der auflöfenden Bedingung wieder rückgan⸗ 
gig: 


„Esuon. 


kenntniſſe des Obereigenehums, entrichtet. 
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gig: fo muß die Lehuswaare wieder zurückgegeben 
werden. 
$. 740. Wer vermoͤge eines vorbehaltenen 


dieſelbe, bey einer nachher erfolgenden Theilung, 
von demjenigen, welchem das Gut zugeſchrieben 
wird, nicht noch einmal geſordert werden. 

$. 733. Mehreren Erben eines Erbzinsmannes 
muß Ein Jahr Zeit gelaſſen werden, ſich zu ent 
ſchließen; ob fie das Gut ferner gemeinſchaftlich ber 
fisen, oder daſſelbe einem von ihnen, gegen Abfiu⸗ 
dung der übrigen, zuſchlagen wollen. . 

F. 744. Wenn ſie aber auch innerhalb dieſer 
Friſt mit der Auseinanderſetzung nicht zu Stande 
kommen konnen: fo kann ihnen dazu eine Nachfriſt 
von gleicher Dauer nicht verſagt werden. 

F. 745. Vor Ablauf dieſer Friſt kann der Ober⸗ 
eigenthümzer die Erben zur gemeinſchaftlichen Berich⸗ 
tigung der Lehnwaare nicht anhalten. 

H. 746. Iſt hingegen die doppelte Friſt verſtri⸗ 
chen; fo find nicht nur die gemeinſchaftlich beſitzenden 
Erben zur gemeinſchaftlichen Entrichtung der Lehnwaa⸗ 
re verbunden; ſondern dieſe muß auch, wenn dem⸗ 
nächſt einer unter ihnen das Gut allein übernimmt, 
von dieſem beſonders berichtigt werden. „ 

6. 747. Der Eebzins wird nicht zur Vergel⸗ 
tung der Nutzungen, ſondern vielmehr zum Aner 


$. 748. 
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8 748. Er kann in baarem Gelde, oder auch 
in Naturalien beſtehen. . Ä 

§. 749. Der Eebzinsmann iſt den Erbzins zur 
beſttumten Zeit unweigerlich abzuführen verbunden. 

5 7% Iſt der Zaſlungstermin im Erbzins⸗ 
briefe nicht näher beſtunmt: fo wird vermuthet, daß 
der Zins jährſich zwiſchen Michaelis und Martini 
erle t werden muſſe. E 

$. 751, Der auf Naturalien veſtgeſetzte Zins 
muß jederzeit in der beſten Sorte von Früchten, wel⸗ 
che auf dem Gute gewonnen worden, entrichtet 
werden. 

§. 752. Der Zins kann obne Einwilligung 
beider Theile nicht umgeändert, noch Geld ſtatt Na⸗ 
turalten, oder Naturalien ſtatt Geldes, gefordert 
oder entrichtet werden. 

$. 753. So lange keine dergleichen ausdrückli⸗ 
che Umänderung mit Bewilligung beider Theile erfolge 
iſt, kann jeder deeſelben auf die urſprüngliche Art 
der Praſtation zurückgehen; wenn gleich ſeit vielen 
Jahren die Berichtigung des Zinſes in einer andern 
Art wäre geleiſtet und angenommen worden. 

8.754. Der Erbzinsmann darf, wegen einer 
mit der Zinszablung in keiner Verbindung ſtepen⸗ 
den Gegen orderung, den Zins nicht zurückhalten. 

755. Wird das Erbzinsgut von mepreren 

nutzbaren Ei enthumern zugleich beſeſſen: fo haftet 


zur Bezahlung des Zinſes Einer für Alle und Alle 


fur Einen. 

$. 756. Iſt aber das Gut, nebſt den darauf 
Baftenden Pflichten, mit Bewilligung des Erbzins⸗ 
berrn unter mehrere Mitbefiger dertpeilt: fo haftet 
Jeder nur für feinen Antheil. 

8.757 Der einmal urſprünglich veſtgeſetzte 
Erbzius kann unter keinerley Vorwande erhöͤher wer⸗ 


en. 
9. 758 


| 


Beni 
fon am 
Etbnnſe. 


.S. 
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§. 758. Dagegen iſt aber auch der Erbzius⸗ 
mann, wegen erlittener Ungluͤcksfalle und Verluſtes 
an den Nutzungen, Erlaß am Zinſe zu fordern nicht 
berechtigt. 

$. 759. Hat das Gut, ohne Verſchulden des 


Beſitzers, in einem und dem anderen Jahre weni⸗ 


ger eingebracht, als der Zins betraͤgt: ſo kann der 
Erbzinsmann bloß Nachſicht fordern. 

S. 760. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Erbzinsmann der ſchon wirklich eingeſammelten 
Fruͤchte des Gutes durch Zufall oder hoͤhere Gewalt 
‚gänzlich beraubt worden. 

$ 761. Iſt auch für ſolche ungewöhnliche Un ⸗ 
glücksfalle aller Nachſicht im Vertrage ausdrücklich 
entſagt worden: fo hat es dabey fein Bewenden⸗ 

$. 762. Haben aber unverſchuldeter Zufall oder 
höhere. Gewalt den Erbzinsmann ein oder mehrere 
Jahre hindurch völlig außer Stand geſetzt, fein 
nutzbares Eigenthum überhaupt auszuüben: fo kann 


ihm für. dieſe Zeit kein Zins abgefordert werden. 


$. 763. Durch den unverſchuldeten gaͤnzlichen 
Verluſt oder Untergang des verliehenen Grundſtücks, 
wird der Erbzins mann feiner, Verbindlichkeit zur Ent⸗ 
richtung der Abgabe, fo weit dieſelbe zur Zeit des ent⸗ 
ſtandenen Unfalls noch nicht verſeſſen oder fällig 
war, entledigt. = x 

$. 764. War ein Gebäude in Erbzins verliehen, 
und wird daſſelbe durch Feuer oder andern Zufall 
ganz vernichtet: fo wird der Erbzinomann von ſeiner 
Verbindlichkeit zur Entrichtung des Zinſes ſrey. 

$. 765. Dagegen fallt aber auch der Bauplaß 
dem Obereigenthüͤmer zur freien Verfuͤgung anheim. 

$. 766. Will der Erbzinsmann von dem Platze 
zum Wiederaufbaue des Gebaͤudes Gebrauch machen: 


ſo muß ihm ſelbiger dazu zwar gelaſſen werden; 5 
mu 
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muß aber auch den Erbzins davon nach wie vor 
ungeſchmalert entrichten. 

F. 767. Fur die zum Wiederaufbaue erforder⸗ 
liche Zwiſchenzeit kann ihm jedoch kein Zins abge⸗ 
ordert werden. 

9. 768. War dem Erbzinsmanne nur Grund 
und Boden zum Aufbaue eines Gebäudes in Erbzins 
verliehen: ſo wird durch die Vernichtung des Ger 
baudes in feiner Verbindlichkeit zur Entrichtung des 
Zinſes an ſich nichts geändert. 

F. 769. Doch kann er in dieſem Falle zur Be⸗ 
zahlung deſſelben eine verhaͤlenißmaͤßige Nachſicht 
ordern. 

$. 770. Iſt der Zins nicht von einem ganzen 

Grundſtuͤcke in Pauſch und Bogen zu entrichten; 
ſondern von einzelnen darunter begriffenen Theilen 
oder Stuͤcken ein beſonderer Zins vorbedungen wor⸗ 
den: fo zieht der Verlüſt oder Untergang eines ſolchen 
Theils oder Stücks die Befreiung von dem dafür 
zu erlegende Zinſe nach ſich. 
. 771. Wer ſich feiner Pflicht gegen den Erb⸗ Deus 
dinsperrn, wegen Erlegung des Zinfes, oder ſonſt, zinsiadts ER 
unredlicher Weiſe zu entziehen ſucht, wird feines Nich 
Erbzinsrechts ſelbſt verluſtig. gabs 

$. 772. Ein Gleiches findet State, wenn der des Bü 
Eebzinsmann mit der Bezahlung der Zinſen Drey 
Jahre lang im Rückſtande bleibt. 

$. 773. Dieſe Dreijährige Friſt gilt bey allen 
Lrbzinsgütern, ohne Unterſchied der perſoͤnlichen 

nalität des Erbzinsherrn. 
. 9. 774. Iſt jedoch in dem Erbzinsbrieſe eine 
längere oder Fürzere Friſt, nach deren Verlauf die ver⸗ 
umte Zahlung den Verluſt des Rechts nach ſich zie⸗ 
ben ſolle, ausdrücklich beſtimmt: ſo hat es dabey 
fein Bewenden. 


§. 775. 


> ＋ 
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9 775. Nur gefegkiihe Entſchuldigungsurſa⸗ 
hen, (5. 759: 760) oder Umſtande, die den Erb⸗ 
zinnamann ohne alles fein Verſchulden an der Entrieh⸗ 
kung des Zinfes verhindert haben, koͤnnen ihn gegen 
die nachtbeiligen Folgen der Verſaͤumniß ſchuten. 

$. 76. Der Mangel am Vermoͤgen zur Ent 
richtung des Zinſes kann niemals als Entſchuldi⸗ 
gung gelten. z 

$ 777: Hat der Erbzinsherr Abſchla szahlun⸗ 
gen angenommen: fo wird die verwirkte Strafe für 
erlaſſen auge ſepen. x 8 

$ 778. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 

Eebzinsmann, auf die an ihn ergangene Privater⸗ 
innerung, den ganzen Ruͤckſtand binnen Vierzehn 
Tam en, nachdem ihm dieſelbe zugekommen tft, ent⸗ 
richtet. 

$. 779. Hat der Erbzinsherr, ohne dergleichen 
Privaterinnerung, ſogleich auf Einziehung des Gutes 

geklagt: fo kann der Erbzinsmann dadurch, daß er 
ſo ſort nach einnehändigeer Vorladung, und noch vor 
dem erſten Termine, die Zahlung des Ruckſtandes 
baar anbietet, die Strafe der Verſaumniß abwenden. 

$. 780. Innerhalb dieſer Feiſt muß der Erb⸗ 
zins herr auch von einem Dritten den angebotenen 
Muckſtand annehmen; wenn gleich dieſer dazu mit 
keinem beſondern Auftrage von dem Schuldner ſelbſt 
verſehen wäre, 

H. 781. Später hingegen iſt der Obereigen⸗ 
thuͤmer die angebotene Zahlun; des Ruckſtande, wer 
der von dem Schuldner ſelbſt, noch von einem Drit⸗ 
ten, anjunepmen verbunden; ſondern er kann auf 
der Einziehung des Gutes beſtehen. 5 

H. 282. Iſt der ſaumige Erbzinsmann vor Au⸗ 
ſtellung der Klage verſtorben: fo muß der Erbzius⸗ 
berr feine: Erben wegen des Ruckſtandes e 
0 un 
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und ſelbigen annoch binnen Sechs Wochen nach 
geſchehener Erinnerung von ihnen annehmen.“ 

. 783. Geſchieht die Erinnerung vor Ablauf 
der geſetzlichen Ueberlegungsfriſt: fo werden die 
Sechs Wochen nur von dem Ende dieſer Friſt an 
gerechnet. 2 

$. 784. War bey dem Tode des Erbzinsman⸗ 
nes die Einziehungsklage ſchon angeſtellt; aber noch 
nicht rechtskräftig darüber erkannt: fo konnen die 
Erben, wenn fie. binnen Sechs Wochen nach dem 
Ablaufe der Ueberlegungsfriſt die baare Zahlung des 
Rüͤckſtandes anbieten, die bevorſtehende Einziehung 
noch abwenden. 4 

9. 785. Iſt der Obereigenthuͤmer, ohne ſein 
Recht gegen den ſaͤumigen Erbzinsmaun geltend zu 
machen, mit Tode abgegangen: fo kann daſſelbe 
dennoch von ſeinen Erben ausgeuͤbt werden. 

$. 786. Minderjährige und Andere, denen die 
Geſetze die eigene Verwaltung ihres Vermögens 
verſagen, gehen durch die von ihren Vormündern 
oder Adminiſtratoren verabſaumte Zinszahlung ihres 
Rechts noch nicht verlustig. 5 

$. 787. Vielmehr kann in einem ſolchen Falle 
der Erbzinaherr nur auf Bezahlung des Ruͤckſtandes, 
nebſt Verzögerungszinſen, und auf Beſtrafung des 
ſaumigen Verwaſters antragen. 

$ 788. Ein Gleiches findet Statt, wenn von 
mehreren Mitbeſitzern ein gemeinſchaftlicher Lehns⸗ 
träger mit Einwilligung des Erbzins herrn beſtellt 
worden. 

8. 789. Auch kann in dieſem Falle der Erbzins⸗ 
berr zugleich die Beſtellung eines andern Lehnstraͤgers 
verlangen. 

§. 790. Iſt das nutzbare Eigenthum, nebſt der 
Verbindlichkeit zur Zinszahlung, mit Bewilligung 
des Obereigenthümers, unter mehrere 1 

theilt: 


Verluſt 
des Erbe 
insrechts 
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theilt: fo trifft der Verluſt des Rechts den ſaͤumi⸗ 
gen Mitbeſitzer nur für feinen Antheil. 

§. 79°. Der Obereigenthümer, welcher das 
Gut einzieht, muß dem geweſenen Erbzinsmanne 
das bey Uebernehmung etwa gezahlte Angeld, nicht 
aber die Lehnwaare, zurückgeben; und demſelben, 
wegen der gemachten Verbeſſerungen, gleich einem 
redlichen Beſitzer, gerecht werden. 

$. 92. Auch in Anſehung der Verringerun⸗ 
gen findet eben das Verhältniß, wie zwiſchen dem 
Eigenthümer und einem redlichen Beſiter, Statt. 

§. 793. Hat aber der Erbzinsmanns ſich nicht 
bloß einer Vernachlaßigung feiner Pflichten ſchuldig 
gemacht; ſondern denſeſben vorſatzlich zuwider gehan⸗ 
delt: ſo wird er von dem Zeitpunkte an, wo er 
einen folchen Vorſatz geäußert hat, auch in Anfer 
bung der Verbeſſerungen und Verſchlimmerungen, 
als unredlicher Beſitzer angeſehen. 

§ 794. Hat der Erbzinsmann das Gut derge⸗ 
ſtalt unwirthſchaftlich verwaltet, oder vernachlaßigt, 


urch daß die darauf haſtenden Laſten von den Einkünften 
a nicht mehr beſtritten werden Fönnen: fo iſt der Ober⸗ 


tung. 


eigenthuͤmer ſolches einzuziehen berechtigt. 

$. 795. Hat der Erbzinsmann das Gut derge⸗ 
ſtalt ruinirt, daß der Obereigenthumer von feinen 
Rechte, ſelbiges einzuziehen, keinen Gebrauch mas 
chen will; und kann kein anderer Uebernehmer auf 
die bisherigen Bedingungen gefunden werden: ſo 
haftet das übrige Vermögen des Erbzinsmannes, 
ſowohl für die Koſten der Wiederherſtellung, als 
für den am Zinſe in der Zwiſchenzeit ſich ereignen 
den Ausfall. 

$. 796. Doch genießt der Erbzinsherr, dieſer 
Anſpruͤche halber, in dem übrigen Vermoͤgen des 
Schuldners kein beſonderes Vorrecht. 


5 §. 797: 
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F. 797. Fängt der Erbzinsmann an, durch 
ſchlechte Wirthſchaſt und Vernachlaßigung das Gut 
zu ruiniren: fo iſt der Obereigenthümer berechtiget, 
darauf anzutragen, daß ihm in ſeinen Verfügungen 
gerichtlich Schranken geſetzt; oder er zur Sicher⸗ 
heitsbeſtellung gegen die androhende Verwuͤſtung des 
tes angehalten werde. 
$. 798. Kann der Erbzinsmann keine annehm⸗ 
liche Sicherheit beſtellen, und fahrt derſelbe, der 
ergangenen gerichtlichen Verfügungen ungeachtet, 
in feiner ſchlechten Verwaltung fort: fo hat der 
Obereigenthümer das Recht, auf die Einziehung des 
Gutes, noch vor dem gänzlichen Verſalle deſſelben, 
anzutragen. L 5 
$. 799. Hat der Erbzinsmann fein Vermögen durch 
an den Fiseus verwirkt, oder iſt daſſelbe durch ſei⸗ N 
nen unbeerbten Abgang ein herrnſoſes Gut gewor⸗ 
den: fo fällt das Erbzinsgut an den Obereigenchü⸗ 
mer zurück. 
§. 800. Doch muß dleſer alsdann den auf das 
Gut, auch ohne feinen Conſens, eingetragenen Glau⸗ 
bigern gerecht werden. 0 
$. 801. Eben fo muß er dem Fiseus für die 
Verbeſſerungskoſten, und das etwa erhaltene An⸗ 
geld, nach §. 791, Vergütung leiſten. 
$. 802. Gründer ſich der Anfall auf ein von 
dem Erbziusmanne begangenes die Vermoͤgenscon⸗ 
fiscation nach ſich ziehendes Verbrechen: fo bleiben 
dem Fiscus die Einkünfte des Gutes, fo lange der 
erbrecher noch am Leben iſt. 
$ 809. Hat außer dieſem Falle der Erb zins“ durch 
mann das Gut gänzlich verlaſſen? jo iſt der Ober⸗ DE 
eigenthümer, nach fruchtlos erfolgter, allenfalls of⸗ Gutes, 
ſentlicher, Aufforderung deſſelben, auf die Einzie⸗ 
bung des Gutes anzutragen berechtiget. 


Allgem, Landr. u. Bandı Do H. 804 


durch 
Fuso 
gung, 
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$. 804. Auch in dieſem Falle finden, wegen der 
den Erben oder Glaͤubigern des Erbzinsmannes, 
oder dem Fisko zu leiſtenden Vergütungen, die Vor⸗ 
ſchriſten des $. 197. Anwendung. 

F. 805. Dagegen iſt alsdaun der Obereigen⸗ 
thuͤmer nur die mit ſeiner Bewilligung auf das Gut 
eingetragenen Schulden anzuerkennen verbunden. 

F. 806. Entſage der Erbzinsmann feinem 
Rechte freiwillig: ſo fälle das Gut an den Oberei⸗ 
genthümer zurück. 

§. 807. Doch iſt eine ſolche Entfagung, in 
allen Fallen, zum Nacheheile der ohne Conſens des 
Obereigenthümers auf das Gut verſicherten Gläu⸗ 
biger; und zum Nachtheile der Gläubiger des Erb⸗ 
zinsmannes überhaupt, in denjenigen Fallen ungül⸗ 
tig, in welchen die Geſetze die zum Schaden det 
Gläubiger unternommenen Handlungen eines Ver⸗ 
ſchuldeten für unwirkſam erklaren. 

§. 808. Dagegen kann aber auch der Ober 
eigenchuͤmer die Entſagung anzunehmen, wider ſei⸗ 
nen Es nicht genoͤthiget werden. 

809. Läuft die Zeit ab, oder erloͤſchen die 


urch 
Abe erteilten, auf welche das Erbzinsgut nur 


verliehen worden: fo erledige ſich das Gut von ſelbſt 
an den Obereigenthuͤmer. 

$. 810, Die Auseinanderſetzung zwiſchen die⸗ 
ſem und dem letzten Erbzinsmanne, oder deſſen Er⸗ 
ben, in Anſehung der Verbeſſerungen, Berringe⸗ 
rungen, und Nutzungen, erfolgt alsdann durchge⸗ 
hends nach den beim Nießbrauche vorgeſchriebenen 
Grundſätzen. (Tit. 21. Abſchn. 1.) 

$. 811. Der Obereigenthuͤmer iſt alsdann nur 
die mit feiner Einwilligung auf das Gut verſicher⸗ 
ten Schulden zu übernehmen verpflichtet. 


. 812. 


Von Erbzinsgürern, 419 
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$ gte. Wie die Befreiung von der Erbzins“ Jung, 
verbindlichkeit durch Verjährung erworben werdenz na 
oder das Recht, rüͤckſtaͤndige Zinsgefalle oder Lau⸗ 
demien ju fordern, durch Verfährung erloͤſchen 
könne, iſt nach den bey Lehnen vorgeſchriebenen 
Grundſatzen zu beurtheilen. 8 x 

f §. 813. Daraus, daß auf einem Gute, deſſen Ven bio: 

volles Eigenthum dem Beſitzer zuſtehet, ein beftänr HEN 
diger und unabloͤslicher Zins hafter, folgen, außer 
der Befugniß des Zinsberechtigten, ſich deshalb an 
das Gut und jeden Beſizer deſſelben zu halten, 
weiter keine beſonderen Verhältniſſe zwiſchen ihm und 
dem Gutsbeſiter. 4 5 

$. 814. Vielmehr wird ein ſolcher Zinsberech⸗ 
tigter überall nur einem andern Neafgläubiger gleich 
geachtet, und genießt im Coneurſe über das Ver⸗ 
mogen des Schuldners, das nach der verſchiedenen 
Beſchaffenheit des Zinſes in der Coneursordnung 
näher beſtimmte Vorrecht. 5 

§. 815. Wenn aber erhellet, daß das Eigen⸗ 
thum des Gutes dem Beſitzer, oder deſſen Vorfah⸗ 
ren, von dem Zinsberechtigten, oder deſſen Vorfah⸗ 
fahren, unter Vorbehalt des Zinſes urſprünglich 
verliehen worden: fo hat ein ſolcher vorbehaltener 
Zins mit dem im gegenwärtigen Abſchnitte beſchrie⸗ 
denen Erbzinſe in der Regel gleiche Rechte. (5. 747. 


2 

F. 816. Auch muß von einem ſolchen Zinsgute, 
bey Beſihveränderungen, das Laudemum eben ſo, 
wie von einem Erbzinsgute, enteichtet werden. 

§. 877. Die übrigen geſetzlichen Beſtimmungen 
hingegen, welche bey Erbzinsgürern aus dem dent 

özineherrn zustehenden Oßerelgenthume fließen, 
inden bey Guͤteru, deren volles Eigenthum nur un⸗ 
ter dem Vorbehalte eines Zinſes verliehen worden, 


nicht Anwendung. . g 
f do Keith. 
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F. 818, Inſonderheit können dergleichen Gi 
ter, wegen verabſäumter Entrichtung des Zinſes, 
und wegen der übrigen. f. 794. [dd augefüͤhrten Ur⸗ 
ſachen, von dem Zinsberechtigten nicht eingezogen 
werden. . 

9. 819. Die näheren Beſtimmungen wegen ſol⸗ 
cher Zinsgüter, bey welchen kein getheiltes Eigen- 
thum anzutreffen iſt, bleiben den Provinzialgeſetzen 
vorbehalten. 


— 


Neunzebhnter Titel. | 


Von dinglichen und perſönlichen 
Rechten auf fremdes Eigenthum 
' überhaupt. 


F. 1. 
Das Eigentzum einer Sache oder eines Rechts 
kann durch Befugniſſe, die einem Andern in Der 
ziehung auf dieſelben zukommen, eingeſchraͤukt und 
belaſtet werden. 

§. 8. Perſönliche Rechte zu einer fremden 
Sache außern ihre Wirkung auf dieſelbe nur ſo 
lange, als die Sache ſich noch im Beſitze des per⸗ 
ſoͤnlich Verpflichteten befindet. 

H. 3. Iſt die Sache, zu welcher. Jemanden 
ein bloß perſonliches Recht zuſtand, an einen Deit⸗ 
ten veräußert worden; und dieſer hat die per ön⸗ 
liche Pflicht des vorigen Beſitzers nicht mit uͤber⸗ 
nommen: ſo iſt der perfönlich Berechtigte in der 
Regel nur von ſeinem Schuldner Schadloshaltung 
zu fordern befugt, 8 9 
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§. 4. Wenn alſo zwey oder mehrere, zu ein 

und eben derſelben Sache, von dem Beſitzer derſel⸗ 
en ein perſönliches Recht erlangt hatten: fo ſchließt 
zwar derjenige, deſſen perſönliches Recht durch die 
inräumung des Beſiges in ein dingliches uͤberge⸗ 
gangen iſt, den andern aus; 

6. 5. Kann aber der Beſitznehmer überführt 
werden, daß ihm das zu derſelben Sache erlangte 
perſönliche Recht des andern zur Zeit der Beſitzer⸗ 
greifung ſchon bekannt geweſen ſey: ſo kann er ſich 
feines durch die Ulebergabe entſtandenen dinglichen 
Rechts gegen denſelben nicht bedienen. 

% 6. Vielmehr muß zwiſchen ihnen die 85980 
welchem von beiden durch die Einräumung des? 
ſitzes ein dingliches Recht beizulegen ſey? lediglich 
nach der Beſchaffenheit ihres beiderſeitigen perſönli⸗ 
chen Rechts zur Sache entſchieden werden. 

§. 7. Die aus dingliehen Rechten auf fremde 
Sachen entſtehenden Verpflichtungen muß in der 
Regel jeder Beſitzer derſelben anerkennen. (Tit. 2. 
9. 137. lag) 

5. 8. Iſt aber der Beſizer der Sache nicht 

zugleich perſoͤnlich verpflichtet; fo dauert feine Ver⸗ 
bindlichkeit nur fo lange, als er ſich in dem Beſitze 
der verpflichteten Sache befindet. 

9. 9. Der Eigenchuͤmer kann in ſeiner Verfüͤ⸗ 
gung, ſowohl Über die Subſtanz, als über den Ger 

rauch und die Nutzung ſeiner Sache, durch der⸗ 
gleichen fremde Rechte eingeſchraͤnkt fenn. 

H. 10. Ein Rechtsſtreit, durch welchen die 
Richugkeie eines dinglichen Rechts auf die Substanz 
einer fremden Sache ausgemittelt werden foll, kann 
nur mit dem Eigenchümer oder vollſtaͤndigen Beſiher 
derſelben gültig verhandelt werden. 


F. I. 


) 
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§. 11. Bey getheiltem Eigenthume iſt ein fol 
cher mit dem Untereigenthümer allein geführter 
Rechtsſtreit, gegen den Obereigenthumer, und | 
umgekehrt, von keiner Wirkung. 5 

F. 12. Bey näherer Beſtimmung der Rechte 
auf fremdes Eigenthum muß zuvoͤrderſt auf den In⸗ 
balt der Willenserklärungen, wodurch ſie beſtellt 
worden; hiernächſt aber auf die Natur und den 
Zweck des Gefchäftes, und die darüber ergaugenen 
geſetzlichen Vorſchriften geſehen werden. 7 

F. 13. Dagegen geben, bey dergleichen Rech⸗ 
ten, die unmittelbar aus dem Geſetze entſtehen, nur 
dieſe Vorſchriften den Beſtimmungsgrund an die 
Hand, fo weit fie durch gültige Willenserklarungen 
nicht ausdrücklich geandert find. 

§. 14. Einſchränkungen und Belaſtungen des 
Eigenthums werden niemals vermuthet 

$ 15, Iſt das Daſeyn einer Einſchraͤnkung 
klar; die Art derſelben aber ſtreitig und zweifelhaft: 
fo findet die Vermuthung für diejenige Art der Ein⸗ 
ſchränkung Statt, welche dem Eigenthümer am we 
nigſten laͤſtig iſt. 

§. 16. Iſt es alſo zweifelhaft: ob der Ver⸗ 
pflichtete in ſeiner Sache etwas zu thun, oder nur 
etwas zu dulden verpflichtet ſey, Jo wird letzteres 
angenommen. 

$. 17. Auch wenn die Art und Gattung des 
Rechts auf eine fremde Sache an ſich beftimme iſt, 
muß dennoch daſſelbe, im zweifelhaften Falle, ſo 
viel es feine Natur und der ausdrücklich erklärte 
Zweck feiner Beſtimmung zulaſſen, zum Beſten des 
Eigenthümers eingeſchränkt werden. 

$. 18. Doch iſt dabey dahin zu ſehen, daß 
der Berechtigte an dem nüßfichen Gebrauche ſeines 
Rechts nicht gehindert, oder ihm daſſelbe gar ver’ 
eitelt werde. 

§. 19. 
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ü 9. 19. Der Eigenthümer kann alſo das dem 

nen eingeraͤumte dingliche Recht einem Zweiten 
nur in fo fern zugeſtehen, als es ohne Nachtheil 
des zuerſt Berechtigten geſchehen kann. 1 

9. 20. Kann das Recht, mit gleicher Wir⸗ 
kung für den Berechtigten, auf mehr als eine Art 
ausgeübt werden: fo iſt allemal diejenige zu wähe 
len, welche dem Eigenthuͤmer am wenigſten läͤſtig 
oder nachtheilig iſt. 

$. 21. Ungewohnlicher dem Eigenthümer zur 
Beſchwerde gereichender Arten der Ausübung, kann 
der Berechtigte fi) ohne Einwilligung des Eigene 
thuͤmers, oder einen andern beſonderen Rechts- 
grund, nicht anmaßen. 

H. 22. Rechte, welche nur zur Nothdurft einer 
beſtimmten Perſon oder Sache bewilliget worden, 
können auf andere Perſonen oder Sachen einſeitig 
nicht uͤbertragen werden. r 2 

§. 23. If dergleichen Einſchränkung nicht vor⸗ 
handen: ſo bänge die Uebertragung eines ſolchen 

Rechts von dem Gutbefinden des Berechtigten in jo 
weil ab, als die Verpflichtung und Belaſtung des 
Eigenthuͤmers dadurch nicht vergrößert oder er⸗ 
ſchwert wird. 

6. 24. Sind Rechte in Anſehung einer frem⸗ 
den Sache Jemanden zum Gebrauch nach feiner 
Nothdurft eingeraumet worden; fo iſt allemal auf 
die zur Zeit der Einräumung vorgewalteten Um⸗ 
ſtäͤnde Ruͤckſicht zu nehmen. 5 

8. 25. Durch bloß willkuͤhrliche in dem vor⸗ 
hergehenden Zuſtande nicht gegründere Vera iderun⸗ 
gen der perjönlichen Umſtände des Berechtigten, 
darf alſo die Laſt des Verpflichteten nicht erſchweret 
werden. 
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$. as. Auf Rechte, die Jemanden zu. feiner 
perförlichen Nochdurſt eingeräumer worden, haben 
feine Hausgenoſſen für ihre Perſonen keinen Au⸗ 
ſoruch. x 
$. 27. Iſt aber das Recht einer Familie beir 
gelege, ſo nehmen auch die in der Folge hinzukom⸗ 
menden Mitglieder derſelben daran Theil. 

$. 28. Iſt Jemauden dergleichen Recht zu ſei⸗ 
ner Nothdurft, ohne weitere Beſtimmung, als ein 
Theil feiner Beſoldung eingeranmer: fo iſt anzuneh⸗ 
men, daß ihm daſſelbe für ſich und ſeine Familie, 
mit Inbegriff ſeines Geſindes, ſo lange er im Amte 
ſteht, zukomme. 

5. 29. Rechte auf fremde Sachen erlöſchen 
in der Regel mittelſt der Verjährung durch bloßen 
Michtgebrauch. \ 

§. 39. Durch freiwillige Entſagung auf den 
Gebrauch ſeines Rechts, wird der Berechtigte von 
5955 dagegen uͤbernommenen Verbiudlichkeit nicht 
rey. 5 
F. 31. Wird er aber ohne fein Zuthun außer 
Stand geſetzt, ſich feines Rechts ferner zu bedienen: 
fo befreit ihn dieſes auch von der dagegen übernom⸗ 
menen Verbindlichkeit. 

§. 32. So lauge Jemand die Verbindlichkeit, 
gegen welche ihm ein Recht auf eine fremde Sache 
eingeräumt worden, erfüllt, kann keine Verjährung 
wider ihn aufungen, weun er auch von ſeinem 
Rechte keinen Gebrauch gemacht hatte. r 

§. 33. Rechte auf und zu fremden Sachen 
erlöfchen, wenn das Recht desjenigen, welcher ſie 
beſtellt bat, aufhoͤrt; und die Sache an einen An' 
dern fällt, der auf ſelbige, ſchon vor der Einräu⸗ 
ber jener Befugniffe, einen gegründeten Anſpruch 
Jake, 


Zwans 


-Zwanygigfkker Titel. 


Bon dem Rechte auf die Subſtanz 
einer fremden Sache. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Rechte des Unterpfandes. 


gr . 
Das dingliche Recht, welches Jemanden auf eino Begriff 
fremde Sache zur Sicherheit feiner Forderung ein⸗ 
geräumet worden, und vermöge deſſen er feine Be⸗ 
friedigung, ſelbſt aus der Subſtanz dieſer Sache vers 
langen kann, wird ein Unterpfandsrecht genauſt. 

§. 2. Das Recht, die Beſtellung einer ſolchen Titel 
Sicherheit zu fordern, kaun durch Willenverflärun Pfand, 
gen und Geſetze begründet werden. lachte. 

9. 3. Welchen Forderungen die Geſetze un⸗ 
mittelbar das Recht beilegen, daß der Gläubiger, 
auch ohne beſoudere Einwilligung des Schuldners, 
auf die Beſtellung eines Unterpfandsreches dafür 
antragen koͤnne, iſt bey den verſchiedenen Geſehäf⸗ 
ten, woraus dieſe Forderungen eutſtehen, im Land⸗ 
rechte beſtimmt. 

H. 4. Auch außerdem kaun der Gläubiger in 
allen Fallen, wo er Cautionsleiſtung für fein Recht 
von dem Schuldner zu fordern befugt iſt, auf die 
Beſtellung eines wirklichen Unterpfandsrechts, ſelbſt 
wider den Willen des Schuldners, bey dem Rich 
ter antragen. x 5 

6. J. Wie im Wege der Execution ein Pfand⸗ 
recht entſtehe, beſtimme die Prozeßordnung. Erber; 

H. 6. Der vorfiehendermafen entſtaudene Titel bungenre 
zum Pfandrechte, giebt für ſich allein noch kein des 


wirk⸗ a 
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wirkliches dingliches Recht auf eine gewiſſe ber 
ſtimmte Sache; ſondern es muß, um dieſes zu er⸗ 
langen, annoch die geſetzmaͤßige Erwerbungsart hin⸗ 
zukommen. 5 „ 

g. 7. Geſchieht die Einraͤumung dieſes dingli⸗ 
chen Rechts durch Uebergabe der Sache: fo iſt ein 
Pfandrecht im engeren Sinne vorhanden. 

$ 8. Geſchieht dieſelbe durch gerichtliche Eins 
tragung auf Grundſtücke, und ſolche Gerechtigkei⸗ 
ten, welche die Geſetze den unbeweglichen Sachen 
gleich achten; ſo hat der Gläubiger das Recht einer 
Hypothek. ; 

5 H. 9. So lange weder Uebergabe noch Eintra⸗ 
gung erfolge iſt, kann zwar der Gläubiger die ſei⸗ 
ner Forderung im Geſetze beigelegten Vorrechte, auf 
das Vermögen des Schuldners, und die darin ber 
findlichen Sachen ausüben; 

§. 10. Er kann aber dieſelben auf Sachen, 
die rechtsgültiger Weiſe aus dem Vermögen des 
Schuldners hekausgegangen find, gegen einen Drit⸗ 
ten Beſitzer derſelben nicht verfolgen. 
u was F. 11. Für jeden an ſich rechtsbegründeten 
ER Anſpruch kann durch Pfand oder Hypothek gültig 
ein Pfand, Sicherheit beſtellt werden. : 1145 
ſel ner, F. ta. Iſt der, Anſpruch in ſich ungültig: fo 
eee auch die dafür beſtellte Sicherheit ohne Wir⸗ 
ung. 
§. 13. Wird jedoch eine von Anfang ungüͤl⸗ 
tige Forderung in der Folge zu Recht beſtaͤndig: ſo 
erlangt auch die dafür beſtellte Sicherheit, von Zeit 
der Beſtellung an, ihre volle Kraft. 
F. 14. So weit wegen künftiger Anſpruͤche 
Caution gefordert und geleiſtet werden kann; 
weir können dergleichen Anſprüche auch durch Pfand 
oder Hypothek ſicher geſtellt werden. (Tit. 14. 
$ 5-6. Abfehn, 3. e 
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b. 15. So weit Jemand uber eine Sache zu Wer ein 
verfügen fähig und berechtiget iſt; fo weit kann er recht be⸗ 
auch damit durch Pfand oder Hypothek gültig Si⸗ gelen 
cherheit beſtellen. 5 5 ze, 
F. 16. Ueberkommt der Verpfänder das Recht, 

Über die Sache ſolchergeſtalt zu verfügen, erſt nach 
geſchehener Verpfändung: fo erlangt letztere dadurch 
von ſelbſt ihre Wirkſamkeit. > 

§. 17. Iſt aber in der Zwiſchenzeit einem 
Dritten ein an ſich gültiges Recht auf oder zu der 
Sache, von dem, welcher darüber zu ſchalten be⸗ 
füge war, eingeraͤumet worden: fo kann der Pfand⸗ 
glaͤnbiger gegen dieſen Dritten feines: dinglichen 
Rechts ſich nicht bedienen. 

§. 198. Mangelte es dem Verpfaͤnder, zur 
Zeit des beſtellten Pfandrechts, an der perſönlichen 
Fähigkeit, über die Sache ſolehergeſtalt zu verfügen: 
fo erlangt das Pfandrecht, nach gehobener Unfahig⸗ 
keit, uur durch ein an ſich verbindliches Anerkennt⸗ 
wiß feine Gültigkeit. (Tit. 5. H. 37. 38.) 

$. 19. Eine Zurückerſtreckung dieſer Gultigkeit 
auf einen früheren Zeitpunkt kann zwar in Anſehung 
des Schuldners, nicht aber eines Dritten, welcher 
in der Zwiſchenzeit ein Recht auf die Sache erlangt 
bat, Statt finden. 

8. 20. Wie weit Verpfaͤndungen einer gemein⸗ 
schaftlichen Sache in Anſehung des Ganzen, oder 
einzelner Antheile, gültig find, iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften des Siebenzehnten Titels Abſchn. J. zu bes 
urtheilen. 

g. 21. Mit der Sache ſelbſt find in der Reßzel 
auch deren Pertinenzſtäͤcke, Zuwüchſe, und Früchte, 
für verpfändet zu achten. 

§. 22. Wer eine durch Pfand oder Hypothek Wüfung 
beſtellte Sicherheit einmal angenommen hat, muß DR 
ſich damit bis zur Zahlungszeit begnügen ve, 


23. 


beſonders 
wagen der 


Veräuße⸗ 
rung der 
verkfände 


ten Sache. 
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9. a3. Er kann aber beſſere Sicherheit ſor⸗ 
n, wenn durch Zuchun des Schuldners, duech 
Zuſalle von außen her, oder durch erſt offenbar 
gewordene Mängel und Fehler der Sache, der 
Werth derſelben ſo gemindert wird, daß fie die ber 


dungene Sicherheit nicht mehr vollſtändig gewähren 


kam. 
F. 24. Der Eigenthümer der verpfaͤndeten 
Sache kann darüber ſo weit, als es den Rechten 
und der Sicherheit des Gläubigers unnachtheilig 
iſt, frey verfügen. 

§. 25. Mach eingerretenem Zahlungstermine 


aber iſt der Gläubiger auf Veräußerung der ver⸗ 


pfandeten Sache, nach Vorſehrift der Prozeßord⸗ 
nung, anzutragen berechtiget. 

H. 26. Iſt ausdrücklich verabredet, daß der 
Gläubiger den Verkauf der verpfänderen Sache zu 
verlangen nicht berechtiget fern ſolle: fo iſt ein ſol⸗ 
cher Vertrag ſo zu deuten, daß der Gläubiger ſeine 


Befriedigung nur aus den Früchten und Nutzungen 


ſuchen könne. f 

$ a7. Eiheflet aus der Natur des Geſchaͤftes, 
oder aus der Beſchaffenheit des Pfandes, daß die⸗ 
ſes nicht die Abſicht der Conkrahenten geweſen 
ſeyn konne: fo hat ein ſolcher Nebenvertrag nur 
die Wirkung, daß der Gläubiger nicht eher, als 
wenn über das Vermögen des Schuldners Concurs 
entſteht, auf die Veräußerung des Pfandes antra⸗ 
gen kann. : 

§. 28. Der Verkauf des Pfandes muß in der 
Regel gerichtlich an den Meiſtbietenden geſchehen⸗ 

§. 29. Ein Vertrag, daß es dem Gläubiger 
ſrey ſtehen ſolle, bey ausbleibender Zahlung das 
Pfand außergerichtlich zu verkaufen, iſt zwar an 
ſich zu Recht beſtändig; : 


F. 30. 
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H. 30. Iſt jedoch dergleichen Vertrag gleich 
bey Schließung des Pfandcontracts, oder fonft vor 
der Verfallzeit, errichtet worden: fo kann der Glaͤu⸗ 
biger das Pfand nicht unter dem Betrage einer, 
mit Zuziehung des Schuldners, durch Sachver⸗ 
ande aufgenommenen Taxe, außergerichtlich ver⸗ 
aufen. E 

$. 31. Wenn der Schuldner nach eingefres 
tenem Zahlungstermine, ſich den außergerichtli⸗ 
chen Verkauf dureh den Gläubiger ohne weiteren 
Vorbehalt gefallen läßt: fo. hat es dabey fein Ber 
wenden. 

$..32, Doch iſt in beiden Fällen (§. 30. 31.) 
außer der Einwilligung des Schuldners, auch die 
des etwanigen von dieſem verſchiedenen Eigenthüͤ⸗ 
mers der verpfändeten Sache nothwendig. 

$. 33. Ein Vertrag, daß bey ausbleibender 
Zahlung die verpfändete Sache dem Gläubiger für 
die Schuld, oder fur einen im voraus beſtimmten 
Werth zufallen ſoll, iſt in Anſehung beider Theile 
ohne Wirkung. 

$. 34. Wenn aber, nach eingetretenem Ver⸗ 
falltage, der Gläubiger und Schuldner über den 

erth, wofür die verpfändete Sache dem erſteren 
überlaſſen ſeyn ſolle, ſich vereinigen: fo hat ein fols 
ches Abkommen zwiſchen ihnen verbindliche Kraft. 

§. 35. Ein Vertrag, daß das von dem Haupt⸗ 
fene, eingelegte Pfand dem Bürgen verfallen 
lle, wenn dieſer ven der Burgſchaft nicht befreiet 
Würde, iſt ungültig. Vom 
K. 36. Die gerichtliche Veräußerung einer dae 
guͤltig verpfändeten Sache kann von andern, die nes nn 
darauf ebenfalls ein Recht erlangt haben, nur durch garen 


vollſtandige Befriedigung des Pfandgläubigers ab- lh, 


gewendet werden. gerd oder 
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5 $. 37. Der Pfandglaubiger iſt ſchuldig, einem 
jeden, der ein dingliches Recht auf die Sache, in 
gleichem dem, weicher für die Schuld Bürgfebaft 
Heleiſtet har, gegen eine folche vollſtändige Beſtiebi⸗ 
gung ſein Pfandrecht abzutreten. 

F. 38. Er kann ſich dieſem auch durch die 
Vorſchügung eines nach F. 34. mit dem Schuldner 
getroffenen Abkommens nicht entziehen. 

§. 39. Doch iſt er zur Annahme der Zahlung, 
und Abtretung feines Pfandrechts, erſt nach abge 
laufenem Zahlungstermine verbunden. 

§. 40. Dagegen kann er beides, ſelbſt als⸗ 
dann, wenn der gerichtliche Verkauf bereits nachge⸗ 
ſucht worden, nicht weigern; ſobald ihm auch die 
dabey ſchon aufgelaufenen Koſten mit eerſtattet 
werden. 

b. 41. Der jüngere Pfandglaubiger kann, 
durch dieſen Eintritt in die Stelle des von ihm ber 
friedigten älteren Gläubigers, feiner eigenen urſpruͤng⸗ 
lichen Forderung kein Vorrecht vor denjenigen ver⸗ 
ſchaffen, welche zwar ſpäter als dieſer, aber früher 
als er, ein gültiges Realrecht auf die Sache erlangt 
haben. 

F. 42. Bey dem gerichtlichen Verkaufe des 
Pfandes iſt zwar das Gebot des Gläubigers, gleich 
jedem andern; das Mitgebot des Schuldners aber 
nur gegen baare Zahlung zulaͤßig. 

die weit g. 43. So weit der Gläubiger durch den Ber 

BE kauf oder Zufchlag der verpfaͤndeten Sache befrier 

ser ſeuem diget worden, entſtehen daraus alle Wirkungen einer 

Hk von dem Schuldner unmittelbar geleiſteten Zahlung: 

auch an (Tit. 16. $. 149. Id.) ; 

Wende g. 44. Dagegen wird der Schuldner durch die 

sen, oder bloße Beſtellung eines Unterpfandes von feiner Ber 

Heron desbindlichkeit noch nicht fiey. 


. 45. 
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§. 46. Doch kann der Schuldner, in fo fern 
er alsdann noch Eigenthümer der verpfändeten 
ache iſt, darauf autragen, daß der Gläubiger 
zuerſt aus dieſer feine Befriedigung ſuchen ſolle. 
F. 47. Will aber der Gläubiger ſeinem Pfand⸗ 
rechte entſagen: ſo kaun er ſofort in das übrige 
emögen des Schuldners, oder auch, nach den 
Vorſchriften der Wechfel- und Executionsorduung, 
10 die Perſon deſſelben richterliche Hülfe nach ⸗ 
hen. N 
9. 48. Hat der Schuldner zwiſchen der Zeit 
der Verpfändung, und des Verfalltages, das Ei⸗ 
genthum der verpfaͤndeten Sache an einen Andern 
übertragen: ſo kann der Gläubiger, mit Vorbehalt 
feines Pfandrechts gegen den Dritten, zuerſt auf 
Vollſtreckung der Execution gegen den Schuldner 
alitragen. 5 
9. 49. Das Recht des Gläubigers, ſich zuerſt 
an das Pfand zu halten, findet Statt, ohne Unter⸗ 
ſchtied: ob daſſelbe von dem Schuldner, oder von 
einem Dritten beftellt worden. 
$. 50. Doch bat letzterer die Vermuthung für 
ch, daß er nicht weiter, als das Pfand reicht, ſich 
dem Gläubiger babe verpflichten wollen. 
$. 51. Erhellet hingegen, daß der Verpfaͤnder 
eine Burgſchaft für die Schuld überhaupt geleiſtet, 
und nur zur Sicherheit derſelben das Pfandrecht 
bestelle habe: fo iſt zwar im übrigen die Verbind⸗ 
üchkeit des Verpfänders nach den Gefegen von 
uͤrgſchaſten zu beurtheilen; 
„32. Es kann aber auch in einem ſolchen 
Falle der Gläubiger ſich an das Pfand nicht an. 
ders 
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ders oder eher halten, als er den Burgen in Ans 
ſpruch zu netzmen berechtiget iſt. 7 

§. 53. Die Pflicht, dem Gläubiger zu geſtat⸗ 
ten, daß er ſeine Befriedigung ſofort aus der ver 
pfandeten Sache nehme, geht zwar, der Regel nach, 
auf jeden Eigenthuümer derſelben über; 

5. 34. Weiter aber, als die verpfaͤndete Sache 
reicht, iſt ein ſolcher dritter Eigenthuͤmer dem Glau⸗ 


biger, welchem er ſich nicht etwa noch außerdem 


perſoͤnlich verpflichtet hat, zu haften nicht ſchuldig⸗ 
RER, 9.55. Außer den allgemeinen Arten, wie Rechte 
Bebe und Verbindlichkeiten uberhaupt aufgehoben werden 
zer, können, erlöſcht das Pfandrecht inſonderhelt als⸗ 
der Pape, dann, wenn der Auſpruch, für welchen die Sicher⸗ 
anforuch heit beſtellt worden, getilgt oder erloſchen iſt. x 
en b. 56. Hat Jemand für eine fremde Verbind⸗ 
loſchen if, lichkeit durch N fand oder Hypothek ausdrücklich nun 
die de auf eine in ſich beſtimmte Zeit Sicherheit beftelle: {0 
fimmte finden die bey Bürgſchafteu, die nur auf eine gewiſſe 
halfen i Zeit eingeſchraͤnkt worden, überhaupt ertheilten Vor⸗ 

ſchriften Anwendung. (Tit. 14. H. 316. 1d.) 

9. 57. Hat der Schuldner die Sieherheit durch 
Verpfändung feiner eigenen Sache beſtellt: fo wird, 
im zweifelhaften Falle, vermuthet, daß durch Bei⸗ 
fügung der Zeit nur der Zahlungstermin, nicht aber 
die Dauer des dinglichen Rechts, hat beſtimmt wer⸗ 
den ſollen. 

F. 58. Erhellet aber aus der Faſſung des Ver⸗ 
trages, daß es wirklich die Abſicht der Contrahenten 
geweſen ſey, durch Beifügung der Zeit die Dauer 
des Realrechts zu beſtimmen: fo hat dennoch ein 
ſolcher Vertrag, zum Nachtheile des Glaͤubigers, 
keine Wirkung. N 

H. 59. Iſt jedoch in der Zwiſchenzeit das Eigen 
thum der verpfandeten Sache auf einen dritten Be 
figer uͤbergegaugen; fo hat dieſer mit demjenigen, 15 
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von Anfang an für eine fremde Verbindlichkeit Si⸗ 
cherheit beſtellt hat, gleiche Rechte. ($- 36.) 

$. 60. Iſt zur Verpfaͤndung einer Sache die Keinen 
Einwilligung eines Darlehus erforderlich: fo hänge Piahdr 
es von dieſem ab, bey Ertheiſung derſelben zugleich die 
die Dauer ihrer Güſtigkeit zu beſtimmen. der Ein, 

$ 6%, Iſt dem Conſenſe eine aufloſende Bedin- ne s 
gung oder derſelben gleich geltende Zeitbeſtimmung Dritten 
beigefügt; ‚fo bat von dem Augenblicke an, wo dies beruhen, 
ſelben zur Wirklichkeit gelangen, der Einwilligende 
eben das Recht, welches dem nur auf eine beſtimmte 
Zeit ſich verpflichtenden Bürgen beigelegt iſt. (Tit. 1. 
H. 316, 14d) r 

§. 62. Wegen der zur Verpfändung eines 
Lehns von dem Lehnsherrn oder den Agnaten er⸗ 
teilten Conſenſe, hat es bey den beſonderen Be⸗ 
stimmungen des Achtzehnten Titels F. 252. 1d 
fein Bewenden. \ 

H. 63. Dadurch, daß mit dem Ablauſe der 
Zeit, oder dem Eintritte der Bedingung, der Con⸗ 
ſens feine Wirkſamkeit verliert, geht das Pfand⸗ 
recht des Gläubigers nur ſo weit, als deſſen Wir⸗ 
kungen dem Conſentirenden machtpeilig ſeyn würden, 
verloren. Y > 

§. 64. War aber der Conſens nicht bloß zur 
Gültigket der Verpfaͤndung, fordern zur Gultigkeit 
der Schuld ſelbſt nothwendig; und erlöfcht alſo legs 
tere mit der Kraft des Conſenſes zugleich, fo höre 
auch das ganze Realrecht auf. 1 

§. 65. Der Conſens in Verpfändungen muß, 
ſobald die Forderung Funfzig Thaler überſteigt, 
ſchriftlich ertheilt werden. 4 

§. 66. Der Schuldner iſt verpflichtet, dieſen 
Conſens dem Gläubiger zuzuſtellen und auszuhäͤn⸗ 

gen, 3 . 


Allgem. Laudr. U. Band. Ee . 67. 


434 Erſter Theil. Zwanzigſter Titel. 


— — 


8. 67. In der einmal ertheflten Einwilligung 
kann nachher, zum Schaden des Glaͤubigers, ni 
geändert werden. 
„And 9. 68. Durch Beſtellung oder Annahme eine 
auh mee, ſerueren Sicherheit wird die vorige noch nicht auf. 
da , gehoben, 8 
sehn . 69. Ein Pfandgläubiger beglebt ſich alſo 
bloß dadurch, daß er die Beſtellung eines Bürgen 
3 oder annimmt, noch nicht feines Pfand 
rechts. 

9. 70. Aus der Aufhebung des Pfandrechte 
folge noch keine Entſagung des Anſpruchs, für wel“ 
chen erſteres beſtellt worden. 

7. Bom F. 71. Das Pfandrecht im engern Sinne kann, 

digen mittelſt Einräumung des Beſitzes, auf bewegliche 

Pfaub, und unbewegliche Sachen beſtellt werden. 1 

onen F. 7a. Auch die Verpfändung fremder Sachen 

Fand" kann, unter Einwilligung ihres Eigenthümers, gu 

g geſchehen. 12 9 
mr b. 73. Sind fremde Sachen ohne dieſe Einwil- 
2 ee ligung zum Pfande gegeben worden: fo kann der 

Sichen. Eigenthümer dieſelben zwar von dem Pfandinhaber 

5 zurückfordern; 

$. 74. Doch haftet dem Glaͤubiger auch als“ 
dann das dingliche Recht, welches der Verpfaͤnder 
auf die Sache hatte, zu feiner Sicherheit. 3 

S. 75. Die Dauer und Wirkungen diefer Si 
cherheit aber erſtrecken ſich nicht weiter, als das Ne 
das Verpfänders ſelbſt. 

8. 76. Wird der Eigenchümer des Derpfän 
ders Erbe: fo beſteßt das Pfandrecht des Glaubl⸗ 
gers in Anſehung feiner eben fo, als wenn die Ver 
pfändung von Anfang an mit feiner Einwilligung 
geſchehen wäre. 

F. 77. Hat aber der Eigenthuͤmer Rechte auf 
oder zu der ohne feinen Conſens verpfänderen I 
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bon vor dem Erbanfalle Andern Übertragen: fo 
kann der Pfandinhaber gegen dieſe von ſeinem Pfand« 
rechte keinen Gebrauch machen. 

F. 78. Wird der Verpfäuder des Eigenthü⸗ 
mers Erbe: fo hat es bey der Vorſchrift des $. 18. 


ſein Bewenden. 


$. 79. Har der Eigenthümer des Pfandes, nach 


klbebener Verpfändung, für die Schuld ſich ver⸗ 


ürgt! ſo enthalt dieſes eine Genehmigung der Ver⸗ 
pfändung, ſobald erhellet, daß ihm letzter bey lie 
bernehmung der Bürgschaft bekaunk geweſen fer. | 

$. 80. Ist der Gläubiger zum Beſitze des Pfan⸗ 
des nach der Beſtimmung Tit. 15. H. 25. redlicher 
Weiſe gelangt, fo iſt er zur Ausautwortung des 
Pfandes an den Eigenthumer, nur gegen Entrich⸗ 
kung deſſen, was er dem Schuldner darauf wirk⸗ 
lich gegeben bar, verpflichtet. : 

F. 81. Wegen der auf das Pfand ſelbſt ver⸗ 
wendeten Koſten, und ſouſt überall, hat er geen 
den Eigenthümer die Rechte eines jeden redlichen 
Beſigers. 

$. 82. Die Bezahlung auch ſchon verfallener 
Zinſen aber kann er von dem Eihenchümer niche 
fordern. 2 

§. 83. Löſt der Eigenthuͤmer das Pfand ſol⸗ 
chergeſtalt durch baare Zahlung aus: fo Meist er in 
ſo weit in alle Rechte des Gläubigers gegen den Ver⸗ 

aͤnder. 

H. 84. Gegen die dem Eigenthümer algdanık 
zu leiſtende Befriedigung kann ſich der Verpfänder 
mit dem Einwande, daß die Schuld, nach dem mit 
dem Gläubiger geſchloſſenen Hauptvertrage, noch 
nicht fällig fen, keinesweges ſchutzen. 5 

§. 85. So weit der Pfandglaubiger wegen Zin⸗ 


fen und Koſten von dem einloſenden. Eigenehluner 


nicht befriedigt wird, kann er ſich an den Verpfan. 
Ee 2 der 


436 Erſter Theil. Zwanzigſter Titel. 

— ä wUGG U | 
der halten; in ſo fern nicht etwa die Koſten ihm 
felbft, wegen eines ohne Zuͤziehung des Verpfanders 
mit dem Eigenthuͤmer geführten unnützen Prozeſſes, 
zur Laſt fallen. 

H. 86. Iſt die fremde Sache, nicht wegen einer 
ſchon vorhandenen Verbindlichkeit, ſondern nur we 
gen eines Fünftigen Anſpruchs verpfändet: fo mi 
der Pfandinhaber dieſelbe zwar, auch in dem Falle 
des F. 80., dem wahren Eigenthümer unentgeldlich 
herausgeben; 

F. 87. Er iſt aber alsdann das mit dem Schuld” 
ner geſchloſſene Hauptgeſchaft, zu deſſen Sicherheit 
das Pfand gegeben worden, wieder aufzuheben be⸗ 
rechtigt. 
§. 88. Kann oder will er dieſes nicht: fo iſt 
der Schuldner auf andere Art Sicherheit zu beſtellen 
verpflichtet. ; 

$. 89. Wer wiſſentlich fremde Sachen als feine 
eigenen verpfändet, der begeht ein Verbrechen, und 
iſt nach den Criminalgeſetzen von Entwendungen 0 
beſtrafen. t 

$. 90. Gleiche Strafen treffen denjenigen, wel; 
cher von ſeinem Schuldner wiſſentlich fremde Sa⸗ 
chen, ohne Conſens des Eigenthuͤmers, als Pfand 
annimmt. 

§. 91. Wer bey Annehmung fremder Sachen 
zum Pfande, ohne Bewilligung des Eigenthumers, 
ſich ein grobes oder mäßiges Verfehen zu Schulden 
kommen läßt, iſt in Ansehung der unentgelolichen 
Zurüuͤckgabe einem unredlichen Beſitzer gleich zu ach“ 
ten. 


F. 92. Inſonderheit findet dieſes gegen denſen“ 
gen Statt, welcher Pfänder, die einem Andern ei⸗ 
genthuͤmlich gehoͤren, von verdaͤchtigen Perſonen an“ 
genommen hat. (Tit. 15. H. 19.) 9.55 
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$. 93. Wegen der Form des Hauptvertrages, ) Ferm. 
zu deſſen Sicherheit das Pfandrecht beſtellt wird, 
bat es zwar bey den allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriſten ſein Bewenden; 

$. 94. Zur Einräumung des Pfandrechts ſelbſt 
aber iſt, bey beweglichen Sachen, die bloße Ueber. 
gabe ohne weitere beſondere Form hinreichend. 

H. 95. Iſt bey Uebergebung des Pfandes ein 
Eupfangſchein von dem Glaͤubiger ausgeſtellt, und 
don dem Schuldner angenommen worden: fo dere 
tritt derſelbe die Stelle des fehlenden ſchriftlichen 

iuptcontracts. 

H. 95. Doch muͤſſen aus einem ſolchen Ems 
bfangſcheine die weſentlichen Bedin ungen des muͤnd⸗ 
lichen Hauptvertrages zu entnehmen ſeyn. 

§. 97. Iſt der Hauptvertrag, zu deſſen Verſi⸗ 
cherung das Pfand beitelle worden, wegen Vernach⸗ 
läßigung der gefeglichen Form nichtig: ſo erwirbt 
zwar der Empfänger kein Pfandrecht; 

$. 98. Doch kann der Pfandgeber die Sache 
bloß gegen Erſtattung deſſen, was er darauf wirklich 
erhalten hat, zurückfordern. 

6. 99. Soll eine unbewegliche Sache zum 
Pfande gegeben werden: ſo iſt die bloße Natural⸗ 
Übergabe zur Einräumung des wirklichen Pfandrechts 
noch nicht hinreichend. 

F. 109%, Vielmehr muß annoch die gerichtliche 
Verlautbarung, und der Vermerk des beſtellten 
Pfandrechts im Hypothekenbuche hinzukommen. 

H. kor. In ſo fern bey gewiſſen Arten von 
Sachen beſondere geſetzliche Foͤrmlichkeiten wegen 
deren Veräußerung vorgeſchrieben ſind, muſſen die⸗ 
felben auch bey ihrer Verpfändung, fo weit fie nach 
der Natur des Pfandgeſchafts Statt finden konnen, 
beobachtet werden. 4 


$. 102 
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S. 162, Daraus allein, daß obige Vorſchriften 
(F. 100. 101.) niche beobachtet worden, kann der 
Schuldner ſelbſt kein Recht herleiten, den Gläubiger 
des einmal eingeräumten Beſißzes wieder zu entſetzen. 

$. 103. Vielmehr iſt er, wenn ſonſt ein gülti⸗ 
ger ſchrietlicher Vertrag über die Emraumung eines 
ſoſchen Pfandrechte vorhanden iſt, die ermangelnden 
Foͤrmlichkeiten, auf jedesmaliges Erſordern des Glau⸗ 
biger , nachzuholen verpflichtet. 5 

ben, F. 104. Die Uebergabe des Pfandes muß in 
Hund „Deu Regel fo geſchehen, daß die Sache in die för 
dutch le perliche Gewahrſam des Glaͤubigers wirklich gelan⸗ 
Ba” ge’ und darin berbleibe. ; 
“8.105 Wird die Sache in der Maturalgewabr⸗ 
ſam des Schuldners gelaſſen, oder dahin zurückge⸗ 
geben, damit er ſie im Namen der Gläubigers be⸗ 
ſiten ſolle: fo iſt kein Pfandrecht vorhanden. 

$. 106. In welchen Fällen durch bloße ſymbo⸗ 
Uüſche Uebergabe (Tit 7. §. Sr. [dd) ein gültiges 
Eiche 8 werden könne, iſt unten veſtg eſetzt . 
(H. 271. B 

H. 1875 Auch wenn durch die ſymboliſche Ueber⸗ 
gabe noch kein Pfandrecht entſteht, erwirbt denne 
der Gläubiger dadurch die Befugniß, bey dem Rich⸗ 
ter darauf anzutragen, daß ihm die ſoſchergeſtalt 
übergebene beſtimmte Sache, fo weit fir hinter dem 
Schuldner noch befindlich iſt, in ſeine Naturalge⸗ 
waßhrſam überliefert werde. 

$. 108. Sobald dieſes geschehen iſt, gelaugt 
das Pfandrecht ſelbſt zur Wirklichkeit. 

8. 109. Diejenigen, deren Pfandrecht auf 9% 
wiſſe beſtimmte Sachen unmittelbar aus dem Ge⸗ 
ſetze entfpringe, bedürfen keiner ſymboliſchen Ueber! 
gabe, um ſich durch richterliche Hülfe gegen den 
1 in den Naturalbeſih dieſer Sachen zu 
ſetzen. s 


9. 110. 
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8. 110, Gleiche Bewandniß hae es mit denje⸗ 
nigen, denen in einem an ſich gültigen Vertrage 
eine gewiſſe beſtimmte Sache zum Pfande verſchrie⸗ 
ben worden. 
§. 111. Aber auch dieſe (§. 109. 110.) erlan« 
gen ein dingliches Recht auf die Sache erſt durch die 
wirkliche Beſitzergreifung. x 
S. 112. Wird durch das Geſetz, oder den Ver⸗ 
trag, nur ein allgemeines Pfandrecht begründer: fo 
kann der Berechtigte die Auslieferung gewiſſer beſtimm⸗ 
fer Sachen nur alsdann fordern, wenn er Cautions⸗ 
beſtellung zu verlangen befugt ift. 
$. 113. Künftige Sachen, die wicht überge⸗ Berelins 
beu werden koͤnnen, koͤnnen auch nicht verpfändet känſitger 
werden. Sachen. 
5. 114. Auch die Verpfändung künftiger Früch⸗ 
te kann ohne die Uebergabe der früchttrageuden Sa⸗ 
che ſelbſt nicht vor ſich gehen. 
5 115. So weit jedoch eine ſymboliſche Ueber⸗ 
gabe künftiger Sachen oder Früchte Statt hat, fin⸗ 
det die Vorſchrift H. 107. 108. Anwendung. ; 
$. 116. Durch ein gehoͤrig beſtelltes Pfandrecht J achte 
erlangt der Gläubiger die Befugniß, das Pfand fo 10 
lange in Beſitz und Gewahrſam zu behalten, bis der ae 
Hanptverbinblichfeit, zu deren Verſicherung es gege⸗ 20 Biß. 
ben worden, ein Gnüge geſchehen iſt. 
$ 117. Der Pfandinhaber hat alſo alle Rechts 
und Pflichten eines unvollſtändigen Befigers. (Tit. 7. 
§. 169. faq.) N . 
. 116. So lauge er ſich dieſes Befiges nicht ond 
freiwillig begeben bat, iſt er befugt, das ihm. enge en. 
zogene Pfand von einem Jeden, auch von dem 
Schulduer ſelbſt, zurückzufordern. 
$. 119. Doch findet dieſe Rückforderung ge⸗ 
gen einen dritten redlichen Befiger nur unter eben 
den Umſtänden und Beſtimmungen Statr, unter 55 
hen 
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chen der Eigenthuͤmer feine Sache von einem ſolchen 
Beſitzer vindiciren kann. (Tit. 15. F. 24. 144.) 

$. 120. Setzt der Schuldner ſelbſt den Glau⸗ 
biger, durch Gewalt oder Liſt, aus dem Beſitze des 
Pfandes: fo begeht er ein Verbrechen, und ſoll da 
für nach Vorſchrift der Criminalgeſetze von Eutwen⸗ 
dungen beſtraft werden. 

§. 121. Der Pfandinhaber iſt ſchuldig, die 


wahkung. perpfandete Sache als ein guter Hausvater aufzube⸗ 


d) ba 
brauch. 


wahren, und dabey für alles grobes oder mäßiges Ver⸗ 
ſehen zu haften. 

$. 122. Nur zu dieſem Grade des Verſehens 
iſt der Pfandinhaber auch alsdann verpflichtet, wenn 


der Verpfänder nicht der Schuldner ſelbſt, ſondern 


ein Dritter iſt; ſobald nicht ein Anderes ausdrücklich 
verabredet worden. 

H. 123. Ohne Genehmigung des Verpfänders 
darf der Pfandinhaber von der Sache keinen Ger 
brauch machen. 

§. 124. Thut er es dennoch, fo muß er nicht 
nur allen ſelbſt durch das geringſte Verſehen entſtan⸗ 
denen Schaden erſetzen; ſondern auch den durch den 
Gebrauch gehabten Vortheil herausgeben, oder da⸗ 
für, nach richterlichem Ermeſſen, billige Vergütung 
leiſten. 7 3 8 
fen. 125. War das Pfand verfiegele oder ver⸗ 
ſchloſſen niedergelegt: ſo findet gegen den Pfand⸗ 
inhaber, bey eigenmaͤchtigem Gebrauche deſſelben, 
alles Statt, was gegen den Verwahrer fremder 
Sachen in gleichem Falle verordnet iſt. (Tit. 14. 
9. 26. [qq.) 6 

9. 126. Auch iſt der Verpfänder, wider deſſen 
Willen der Glaͤubiger das Pfand gebraucht hat, 
nach richterlichem Ermeſſen, entweder die Leiſtung 
einer beſondern Caution gegen allen fernern der⸗ 
gleichen Mißbrauch, oder die gerichtliche 25 

egu 


— 
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legung auf Koſten des Gläubigers, zu fordern bes 
rechtigt. 

$. 127. Ohne ans druͤckliche Einwilligung des ) Wei⸗ 
Verpfaͤnders iſt der Pfandinhaber die ihm ver- Be 
ze bewegliche Sache weiter zu werfegen nicht "er 

efugt. 

$. rag. Hat der Verpfänder in den weitern 
Verſatz gewilligt: ſo kaun er von feinem Eigen⸗ 
tbums » und Rückſorderungsrechte, zum Nachthei⸗ 
le des zweiten Pfandinhabers, keinen Gebrauch mas 

en. 

H. 129. Auch durch einen mie Bewilligung des 
Verpfänders geſchehenen weitern Verſatz erlangt der 
zweite Pfandinhaber, in Beziehung auf den erſten 
Verpfander, kein anderes Recht, als was gegen 
dieſen dem erſten Pfandinhaber zuſteht. 

8. 130. Soll alſo der erſte Verpfaͤnder an 
einen Vertrag gebunden ſeyn, wodurch das Pfand 
dem zweiten Pfandinhaber auf eine höhere Sum⸗ 
me verpflichtet, oder ein ihm nachtheiliger Zah⸗ 
lungstermin veſtgeſezt wird: fo muß er in dieſe Der 
dingungen des zweiten Verſatzes ausdruͤcklieh gewil⸗ 
ligt haben. \ 

$. 131. Iſt der weitere Verſaß ohne die Eins 
willigung des erſten Verpfänders geſchehen; fo muß 
der erſte Pfandinhaber jeden Zufall tragen, von 
welchem die Sache bey dem zweiten betroffen wird; 
ſobald nicht erbellet, daß eben dieſer Schade ſich 
auch in der Gewahrſam des erſten Inhabers ereig⸗ 
net haben würde, l 

K. 132. Zwiſchen dem zweiten Pfandinhaber 
und dem erſten Verpfänder findet in dieſem Falle 
eben das Statt, was wegen Verpfändung fremder 

achen, ohne Bewilligung des Eigenthümers, ver 
erdnet iſt. (5. 73, lad) 


H. 133. 
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§. 133. So lange jedoch derſ erſte Pfandinha⸗ 
ber noch nicht befriedigt worden, iſt der zweite 
nicht befugt, das Pfand, auch gegen Erſtattung 
deſſen, was er ſelbſt darauf zu fordern hat, dem 
erſten Verpfaͤnder ohne die Einwilligung des erſten 
Pfandinhabers zurückzugeben. 

H. 134. Verſagt der erſte Pfandinhaber dieſe 
Einwilligung: ſo kann der erſte Verpfander nur auf 
gerichtliche Niederlegung des bey dem zweiten ein⸗ 
gelöfeten. Pfandes, oder auf Cautionsleiſtung nach 
Vorſchrift H. 126. antragen. g 

§. 135. Wenn der Pfandinhaber das Pfand 
ohne Einwilligung des Verpfanders weiter verſetzt 
bat: ſo iſt letzterer befugt, daſſelbe noch vor Ablauf 

des bedungenen Zahlungstermins, durch vollſtaͤndige 
Befriedigung des erſten Pfaudinhabers, als feines 
eigentlichen Glaͤubigers, wieder einzuloͤſen. 

§. 136. Das im Hypothekenbuche eingetrage⸗ 
ne Pfandrecht auf eine unbewegliche Sache kann, 
gleich einer eingetragenen Hypothek, auch ohne ber 
ſondere Einwilligung des Schuldners, weiter ver⸗ 
pfaͤndet oder veräußert werden. 

$, 137. Doch iſt der Pfandinhaber dem Ver⸗ 
pfänder von einer ſolchen Verfügung Nachricht zu 
ertheilen ſehuldig. 

$. 138. Hat der Pfandinhaber, ohne beſondere 
Einwilligung des Verpfänders, den Befig und die 
Verwaltung des Grundſtücks einem Andern uͤbertra⸗ 
gen: ſo muß er deſſen Handlungen gegen den Ber 
pfaͤnder, gleich feinen eignen, vertreten. 


0 Verwal- §. 139. Iſt eine fruchttragende Sache zum 


Pfande gegeben worden: fo hat, im Mangel beſon⸗ 
derer Verabredungen, der Pfandinhaber das Recht 
und die Pflicht, dieſelbe zu verwalten, und die 
Früchte und Nußungen davon einzuziehen. 


S. 140. 
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F. 140. Die uach Abzug der Koſten übrig blei⸗ 
benden Nutzungen, muß er zuerſt auf die vorbe⸗ 
dungenen Zinſen, und ſodann auf den Hauptſtuhl 
feiner Forderung ſich abrechnen. 

§. 147. Die Annahme eines nugbaren Pfau⸗ 
des enthaͤlt alſo, wenn nicht ein Anderes ausdrücklich 
verabredet iſt, die Einwilligung des Glaͤubigers, 
Abſchlagszahlungen auf ſein Capital, ſo weit die 
jährlichen Ueberſchuͤſſe hinreichen, anzunehmen. 

9. 142. Auch bey der Verwaltung eines ſol⸗ 

chen Pfandes muß der Inhaber ein mäßiges Ver⸗ 
ſehen vertreten. 

9. 143. Ueber die Verwaltung ſelbſt iſt er dem 
Verpfander Rechnung abzulegen ſchuldig. 

. 144. Dieſe Rechnungslegung muß in der 

Regel bey der Rückgabe des Pfandes erfolgen. 

9. 145. Iſt aber ein Haus, ein Landgut, ein 
Jubegriff nußbarer Sachen, oder fonft ein Grund⸗ 
ſtuͤck, oder eine Gerechtigkeit von nicht ganz gerin⸗ 
gem Ertrage, verpfaͤndet worden: fo kann der Ver⸗ 
pfaͤnder die Rechnungslegung alljährig fordern. 

$. 146. Auch wo die Rechnung erſt bey der 
Rückgabe des Pfandes gelegt wird, muß fie dennoch 
alljährig abgeſchloſſen werden; dergeſtalt, daß die 
H. 140. vorgeſchriebene Anrechnug der Nutzungen, 
zuerſt auf die Zinſen, und dann auf das Capital, 
mit dem Ablauſe eines jeden Jahres erfolge. 

H. 147. Wenn ſolchergeſtalt durch die gezoge⸗ 
nen Nutzungen der Pfandinhaber nach und nach 
befriedigt worden: fo muß er dem Verpfänder da⸗ 
von Anzeige machen, und demſelben das Pfand zu⸗ 
ruͤckgeben. : ; 

H. 148. Thut er dieſes nicht, ſo muß er die 
ferner erhobenen Nutzungen, nach den boͤchſten 
vermöge des Standes des Inhabers zulaßigen Sä⸗ 
gen verzinſen. * 


H. 149. 
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§. 149. Weigert er dem Verpfaͤnder, auf ſein 
Anmelden, die Rückgabe des Pandes: fo wird er 
von dem Zeitpunkte ſeiner Befriedigung an als ein 
unredlicher Beſitzer angeſehen. 

§. Fo. Uebrigens find die Pflichten de⸗ Pfand⸗ 
inhabers einer fruchttragenden Sache, nach den 
von Verwaltung fremder Güter überhaupt vorge: 
ſchriebenen Grundſatzen zu beurtheilen. (Tit. 14. 
Abſchn. 2.) 2 

$. 151. Für die Verwaltung ſelbſt kann keine 
beſondere Belohnung angeſetzt werden, wenn derglei⸗ 
chen nicht ausdrücklich bedungen worden. 

$. 152. Dadurch, daß eine Sache zum Pfande 
gegeben worden, wird in den darauf bereits haften ⸗ 
den Realanſprüchen nichts geändert. 

9.153. Der Pfaudinhaber muß alſo fuͤr dieſe 
Anſprüche, aus der Sache und deren Nutzungen, 
gleich dem Verpfaͤnder, gerecht werden. 

H. 154. Dagegen iſt der Verpfander nicht be⸗ 
ſugt, die Rechte des Pfandinbabers durch Aufle⸗ 
gung neuer Reallaſten zu ſchmalern. 

$ 155. Aus der bloßen Einwilli zung des 
Pfandinhabers in die Auflegung ſolcher neuen Re⸗ 
allaſten, folgt noch nicht, daß er ſieh in Auſehung 
derſelben, ſeines Vorrechts begeben habe. 

$. 156. Beſteht jedoch die neue Reallaſt in 
einer fortlaufenden alljährlich oder ſonſt zu gewiſſen 
Zeiten wiederkehrenden Praͤſtation aus den Nutzun⸗ 
gen der Sache: fo iſt der Pfandinhaber, welcher 
in deren Auflegung ohne Vorbehalt gewilligt hat, 
ſelbige aus den Nutzungen, vorzüglich von den ihm 
ſelbſt daraus zukommenden Hebungen, zu entrich⸗ 
ten verbunden. 

puh . 157, An: und Zuwüͤchſe verpfändeter ber 
zu, weglicher Sachen, ſie mögen durch e 
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Kunſt entſtehen, find, im Mangel beſonderer Ver⸗ 
abredungen, für. mitverpfaͤndet zu achten. 

§. 158. Wie weit dergleichen An und Zu⸗ 
wuͤchſe bey unbeweglichen zum Pfande eingeräum⸗ 
ten Sachen als mitverpfaͤndet anzuſehen ſind, muß 
nach den Regeln des Hypothekenbuchs beurtheilt wer⸗ 


den. b. 443. .) 8 8 2 3 
159. Nach gehörig geleiſteter Erfüllung h) gag / 


der Hauptverbindliehkeit, iſt der Schuldner die Aicher 
Rückgabe des dafur gegebenen Pfandes zu fordern f 
berech igt. 8 

§. 160. Nur ſo weit, als vor Ablauf der ges 
hoͤrigen Zeit Zahlung geleiſtet werden kann, kann, 
auch das dafür eingelegee Pfand zurückge ordert 
werden. K 

. $. 167. Verurſacht die Herbeiſchaffung des 

Pfandes außer der Zeit, dem Pfandinhaber beſon⸗ 
dere Koſten: ſo iſt der Schuldner dieſelben zu er⸗ 
ſetzen verpflichtet. 

H. 162, Hat aber der Pfandinhaber das Pfand 
ohne Einwilligung des Schuldners weiter verſetzt; 
oder fonft den Verwahrungsort deſſelben unbefugter 
Weiſe verändert: (Tit 14. H. 14. 15. 16.) fo kann 
er für die daraus eutſtehenden Koſten der Herbei⸗ 
ſchaffung keinen Erſatz fordern. 

$. 163. Nur geren vollſtandige Erfüllung der 
Hauptverbindlichfeit, kann der Gläubiger zur Rück ⸗ 
gabe des Pfandes angehalten werden. 
S. 164. Zu dieſer vollſtändigen Erfüllung ges 
hoͤrt auch die Entrichtung der aus dem Hauptge⸗ 
ſchafte ſchuldig gewordenen Zinſen und Koſten; 

8. 165. Ferner die Rückgabe oder Mortifica⸗ 
tion des über das Pfand ausgeſtellten Empfang⸗ 7 
ſcheins; (Tit. 16, 5. 125. lag.) \ 


$. 166. 
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H. 166. Ingleichen der Erſatz der zur Erhal⸗ 
kung des Pfandes nothwendig oder nuͤtzlich verwen⸗ 
deten Auslagen. Er 2 

§. 167. Für Verbeſſerungen verpfaͤndeter Sa⸗ 
chen kann der Inhaber in der Regel nur in ſo fern 
Erſatz fordern, als der Verwahrer fremder Sachen 
dergleichen zu verlangen berechtigt iſt. (Tit. 14. 
9. 41. 44. 45.) 

§. 168. In fo fern aber der Verpfaͤnder die 
Sache zugleich zu verwalten hatte, iſt er, auch 
in Anſehung der gemachten Verbeſſerungen, als 
ein Verwalter fremder Güter anzuſehen. (Tit. 14. 
Abſchu. 2.) 

§. 169. Iſt eine fehlerhafte Sache zum Pfande 
gegeben worden; und hat der Verpfänder die ihm 
bekannten Fehler dem Pfandgläubiger nicht ange⸗ 
zeigt: ſo iſt letzterer, wegen des ihm dadurch ent⸗ 
ſtandenen Schadens, auch an das Pfand ſich zu 
halten berechtigt. 

H. 170. Gegen dieſen Erſatz kann ſich der Ver⸗ 
pfänder durch den Vorwand der Unwiſſenheit, die 
er bey Anwendung der gewoͤhnlichen Aufmerkſam⸗ 
keit hätte vermeiden können, nicht ſchützen. 

$. 171. Wegen Forderungen, die dem Gläu⸗ 
biger aus einem andern Geſchaͤfte an den Schuld⸗ 
ner oder Verpfaͤnder zuſtehen, kann ſich erſterer an 
das Pfand nicht halten. 

$. 172. Nur in Fällen, wo der Glaͤubiger, 
wegen ſolcher anderweitigen Forderungen an den 
Verpfaͤnder, Arreſt anzulegen berechtigt ſeyn würde, 
kann er die Ausantwortung des Pfandes verfagen. 

$. 173. Doch kann auch in dieſen Fällen der 
Verpfaͤnder auf die Ablieferung des Pfandes in ge 
richtliche Verwahrung antragen. 
§. 174 
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8. 174. Nur in Fällen, wo der Gläubiger 
abſchlägliche Zahlungen anzunehmen verpflichtet iſt, 
kann er auch angehalten werden, einen Theil der 
verpfandeten Sache herauszugeben. (Tit. 18. f. 
57. faq.) 

$. 173. Doch gilt dieſes nur alsdann, wenn 
die verpfäͤudeten Stücke nicht zuſammen ein Gau⸗ 
zes ausmachen, ſondern der Werth eines jeden ein⸗ 
zeln beſtimmt iſt. 

b. 176. Auch iſt er zu dieſer Herausgabe ei⸗ 
nes Theils der verpfaͤndeten Sachen nur in fo fern 
ſchuldig, als ſammtliche verfallene Zinſen bezahlt 
find, und der Reſt des Pfandes, nach der Taxe, 
den doppelten Betrag des Reſtes der Schulſd, mit 
3 zweijähriger Zinſen, erreicht oder über⸗ 

leigt. 
. 177. Nimmt der Gläubiger eine Abſchlags⸗ 
zahlung freiwillig an: ſo kann er, wenn nicht ein 
Anderes verabredet iſt, einen Theil des Pfandes 
herauszugeben nicht angehalten werden. 

§. 178. Wenn einer von meßrern Mitſchuld⸗ 
nern nur ſeinen Antheil bezahlt: ſo kann er die 
Ruͤckgabe des ganzen Piander, auch wenn er allein 
der Verpfaͤnder wäre, nicht fordern 

$. 179. In wie fern er aber die Ruͤckgabe 
eines Theils fordern könne, iſt nach den Vorſchrif⸗ 
ten $. 174—177- zu beſtimmen. 

§. 180. Der Gläubiger iſt das Pfand nur 
an den Schuldner oder deſſen Erben oder Special⸗ 
bevollmächtigten, zu verabfolgen befugt, und ver⸗ 
pflichtet. 

§. 191. Eine von mehrern Schuldnern ver⸗ 
pfandete gemeinſchaftliche Sache darf einem derſel⸗ 
ben, wenn er auch die ganze Schuld zu bezahlen 
erbötig iſt, dennoch ohne ausdrückliche Bewilligung 
der übrigen nicht verabſolgt werden. 

$. 182. 


A 
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§. 182. Iſt alſo bey der Legitimation desjeni⸗ 
gen, welcher das Pfand zurückfordert, ein Beden⸗ 
ken: ſo muß der Pfandgläubiger daſſelbe gerichtlich 
niederlegen. (Tit. 16. Abſchn. 3.) 

$. 183. Das von dem Buͤrgen eingelegte Pfand 
muß, wenn auch der Hauptſchuldner Zahlung lei⸗ 
ſtet, doch nicht dieſem, ſondern dem Bürgen zu⸗ 
ruͤckgegeben werden. 

H. 184. Der Pfandinhaber muß dem Verpfän⸗ 
der fuͤr ein bey der Rückgabe des Pfandes began⸗ 
genes grobes oder maͤßiges Verſehen haften. 

$. 185. Iſt durch ein ſolches Verſehen des ger 
weſenen Inhabers das Pfand in die Hände eines 
Dritten gekommen: fo ſteht zwar dem Verpfänder 
auch gegen dieſen das Rückforderungsrecht in eben 
dem Maaße zu, wie die Geſetze daſſelbe einem je⸗ 
den Eigenthuͤmer oder vollſtaͤndigen Beſttzer beile⸗ 
gen; (Tit. 15.) 

§. 186. Kann er aber das Pfand von dieſem 
Dritten entweder gar nicht, oder nur gegen Erſatz 
und mit Koſten zurück erhalten: fo muß ihn der 
geweſene Pfandinhaber dafür entſchädigen. 

$. 187. Der Gläubiger kann die e 
des Pfandes an den Verpfaͤnder, unter dem Vor 
wande eines ihm ſelbſt oder einem Dritten daran 
zukommenden beſſern Rechts, nur in den Faͤllen, 
und mit den Maaßgaben verweigern, wie derglei⸗ 
chen Zuruͤckbehaltung bey einem Verwahrer fremder 
Sachen Statt finder. (Tit. 14. $. 68. lad.) 

§. 188. Das eingelöfte Pfand muß der Regel 
nach in eben dem Stande, in welchem es uͤberge⸗ 
ben worden, zuruͤck gewährt werden. 

§. 189. Alle daran durch grobes oder mäßiges 
Verſehen gemachten Beſchaͤdigungen muß der Pfaud⸗ 
inhaber erſetzen. (H. 121. 122.) 


§. 190. 
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$. 190. In wie fern der DBerofünder den Ber 
trag dieſer Entſchädigung von dem Pfandſchillinge 
ſofort abziehen, oder einen verhaͤltuißmaßigen Theil 
des letztern mit Arreſt beſchwingen und gerichtlich 
niederlegen könne, iſt nach den Vorſchriften der Ges 
ſetze von Compenſattonen, Arreſtanlegungen und De⸗ 
poſitionen überhaupt, zu beurtherlen. 

§. 151. War mit dem Beſitze des Pfandes 
zugleich die Verwaltung deſſelben verknüpft: ſo iſt 
der Pranvinhaber, auch wegen feiner Obliegenbei⸗ 
ten bey der Ruckgewaͤhr, als ein Verwalter frem⸗ 
der Güter anzuſehen. 

§. 92. Sind Pfaͤnder verſchloſſen oder ver⸗ 
ſiegelt niedergelegt worden: ſo finden, in Anſehung 
der Rück abe, eben die Vorſchriften Anwendung, 
ale wenn dergleichen Sachen Jemanden in Verwah⸗ 
rung gegeben find. (Tit. 14. F. 26. [ag. 

$. 193. Auch wegen eines Verluſte des Pfan⸗ 
des, welcher ſich im Beſitze des Pfandinhabers er⸗ 
eignet, findet dasjenige Statt, was fir den Fall, 
wenn eine niedergelegte Sache bey dem Verwahrer 
verloren geht, verordnet iſt. Ebend. F. 35 

8 154. Hat der Pfandnehmer in dem ‚über 
die Ablieferung des Pfandes ausgeſtellten Empfangs 
ſcheine, einen gewiſſen Werth dejjetben angegeben: 
fo muß er in allen Fallen, wo es auf den Frag 
des Werths ankommt, dergleichen Angabe wider 
ſich gelten laſſen. 

§. 195. Erbellet aber aus der Faſſung, daß 
der im Empfangſcheine ausgedrückte Werth ſich bloß 
auf die Angabe des Verpfänders gründe: ſo iſt der 
Pfandnehmer, wenn er kein Sachverſtändiger ist, 
an dieſe Angabe nicht gebunden; ſondern muß, im 
vorkommenden Falle, mit dem Rachweiſe eines min⸗ 
dern Werths gehort werden. 


Augem. Landr. U. Bandı If H. 196. 
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§. 196. Der Verpfänder muß in allen Fallen 
mit dem von ihm nach Inhalt des Empfangſcheines 
angegebenen Werthe ſich begnügen; und kann nur 
alsdann, wenn der Inhaber den Verluſt des Pfan⸗ 
des vorſätzlich veranlaßt hat, den Werth der beſon⸗ 
dern Vorliebe fordern. 
9 18 5 $. 197. Wenn der Schuldner das Pfand zur 
Verfallzeit nicht einlöft: fo ift der Gläubiger die 
gerichtliche Veräußerung deſſelben nachzuſuchen befugt; 
F. 198. Doch muß der Schuldner zuvor rechte 
lich gehört, und zur Wiedereinloͤſung des Pfandes, 
gleich jedem Beklagten, vorgeladen werden. 
§. 199. Wie dabey, ingleichen bey der ge⸗ 
richtlichen Veräußerung des Pfandes ſelbſt, durch 
Auction oder Subhaſtation zu verfahren ſey, ber 
ſtimmt die Prozeßordnung⸗ 
$. 200. So lange der gerichtliche Zuſchlag 
noch nicht erfolgt iſt, kann der Verpfaͤnder das 
Pfand, jedoch: nur gegen baare Zahlung der ge⸗ 
ſammten Forderung des Pfandinhabers, mit Inbe⸗ 
griff der bereits aufgelaufenen Gerichtskoſten, an⸗ 
noch einloͤſen. 
$. 201. Wenn mehrere Pfandſtuͤcke, die nicht 
zuſammen ein Ganzes ausmachen, für eine Schuld 
eingelegt worden: fo dürfen doch nur fo viele dar 
von, als zur Befriedigung des Glaͤubigers erforder 
lich find, veraͤußert werden. 
$. 202, Findet, nach Beſchaffenheit der Pfand⸗ 
ſtuͤcke, ein und eben dieſelbe Art des gerichtlichen 
Verkaufs bey allen Statt: fo muͤſſen zwar alle zu⸗ 
gleich dazu ausgeboten werden; 5 
§. 203. Im Verkaufstermine ſelbſt aber iſt 
mit dem Zuſchlage nur ſo weit zu verfahren, als 
es noͤthig iſt, um die zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers erforderliche Summe, mit Inbegriff der Ko⸗ 
ſten, herbeizuſchaffen. 
$. 204 
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$. 204. In welcher Ordnung mit dem Zur 
ſchlage der einzelnen Stücke zu verfahren ſey, haͤngt, 
wenn der Verpfander im Verkaufstermine gegen⸗ 
wärtig iſt, von der Erklärung deſſelben ab. 

H. 205. Iſt der Verpfaͤnder nicht gegenwaͤrtig: 
ſo beſtimmt der Richter die Folgeordnung. 

$. 206. Dieſer muß mit denjenigen Stücken, 
deren Veraͤußerung dem Schuldner am wenigſten 
nachtheilig feyn durfte, den Anfang machen. 

$ 207. Sit, nach Beſchaffenheit der Pfand⸗ 
ſtücke, bey einigen Subhaſtation, bey andern aber 
nur Auction erforderlich: ſo beſtimmt der Betrag 
der Forderung des Gläubigers im Verhaͤltniſſe gegen 
die Taxe der einzelnen Pfandftücke; ob nur mit 
der Auction der Anfang gemacht; oder ob ſämmt⸗ 
liche Pfandſtuͤcke zugleich durch Subhaſtation feil 
geboten werden ſollen. 

$. 208. Im letztern Falle finden die Vorſchrif⸗ 
ten §. 203 a6. Anwendung, 

$. 209. Im eeſtern Falle wird nicht eher zur 
Subhaſtation geſchritten, als bis ſich gefunden hat, 
daß die Auctionsloſung zur Befiiedigung des Glau⸗ 
bigers nicht hinreichend ſey. 

$. 210. Aus dem geloͤſeten Werthe der vers 
außerten Pfandſtucke muß dem Gläubiger alles das 
berichtiget werden, was er von dem Schuldner auf 
den Fall der Einloͤſung, nach §. 163 — 169. zu 
fordern berechtiget iſt. 

$, 211. Die Koſten des Prozeſſes und der 
Veräußerung müſſen von dem geloſeten Gelde vor⸗ 
weg abgezogen werden. 

$. 21a. Was nach Abzug deſſen und nach 
vollſtändiger Befriedigung des Gläubigers noch ubrig 
bleibt, wird dem Schuldner zurückgegeben. 


Ff 2 . 213. 
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§. 213. Ein vor dem Verfalltage geſchloſſener 
Vertrag, daß der Gläubiger den bey der Veräu⸗ 
ßerung des Pfandes ſich ergebenden Ueberſchuß ge⸗ 
winnen, dagegen aber auch einen dabey entſtehen⸗ 
den Ausfall an feiner Forderung tragen ſolle, ii 
für beide Theile unverbindlich. 

$. 214. Auch diejenigen Pfandſtuͤcke, welche 
zur Befriedigung des Gläubigers nicht erforderlich 
geweſen find, müſſen dem Verpfaͤnder, nach erfolg? 
tem Verkaufe der übrigen, und angelegter Berech⸗ 
nung, zuruͤckgegeben werden, 

$. 215. So weit der Gläubiger die Heraus 
gabe des Pfandes ſelbſt, wegen anderer Forderun⸗ 
gen, zu weigern 1 ſeyn würde ($. 172. 173.) 
ſo weit kann er dieſes Recht auch auf den dem Schuld⸗ 
ner ſonſt zukommenden Ueberſchuß des Kaufgeldes, 
ingleichen auf die zur Deckung des Pfandſchillings 
nicht mehr erforderlichen Stuͤcke ausüben, 

§. 215, Bey gerichtlich veraͤußerten Pfaͤndern, 
iſt der Glaͤubiger dem Käufer zur Gewaͤhrsleiſtung 
nur ſo weit verpflichtet, als dieſelbe bey gerichtli⸗ 
= Veränßerungen überhaupt Statt findet. (Tit. LI- 
344.) 

$. 217. Hat aber der Gläubiger das Pfand, 
vermoͤge eines mit dem Schuldner getroffenen Ab⸗ 
kommens, (H. 29. [dd) außergerichtlich veräußert; 
fo iſt er dem Käufer zur Gewaͤhrsleiſtung, gleich 
jedem andern Verkaͤufer, verpflichtet. 

$. als. Iſt der außergerichtliche Verkauf mit 
Zuziehung des Verpfaͤnders geſchehen: ſo haftet der 
Verpfaͤnder hauptſaͤchlich, der Pfandinhaber hinge⸗ 
gen als Buͤrge, dem Käufer für die Eviction. 

$. 219. Den bey einem außergerichtlichen Ver 
kaufe verbleibenden Ueberſchuß des Pfandwerths, 
muß der Pfandinhaber dem Verpfaͤnder fogleich na 


geſchehenem Verkaufe heraus zahlen. 
$. 220. 
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$. 220. Zögert er damit: fo muß er dafür, 
vom Tage des Verkaufs, die geſetzmaͤßigen Zöges 
rungszinſen entrichten. 

$. 221. Unter eben den Umſtaͤnden, unter 
welchen der Verpfaͤnder den Glaͤubiger noͤthigen 
kann, ſich im Wege der Execution zuerſt an das 
Pfand zu halten, ($. 46. 1gg.) bat er auch das 
Recht, nach abgelaufenem Zahlungstermine, auf 
die gerichtliche Veräußerung des Pfandes, ſelbſt wi⸗ 
der den Willen des Pfandinhabers, anzutragen. 

$. 222. Die Rechte und Pflichten des Pfaud⸗ re 
glaubigers werden durch einen über das Vermoͤgen Coneurſe. 
des Verpfänders entftandenen Concurs nicht geändert. 

H. 223. Vielmehr genießt der Pfandinhaber 
alsdann die in der Concursordnung naͤher beſtimm⸗ 
ten Vorrechte. 

F. 224. Die Rechte und Pflichten des Pfand⸗ eue 
gläubigers und Schuldners koͤnnen von den Parteien Hi) 
durch Nebenverträge, fo weit ſolche nicht in den 
Geſetzen verboten ſind, anders beſtimmt werden. 

H. 225. Dem Schuldner iſt erlaubt, ſich vor⸗ 
zubedingen, daß der Gläubiger feine Befriedigung 
nicht aus der Subſtanz, ſondern bloß aus den Mus 
tungen des Pfandes nehmen ſolle. 3 

$. 226. Dem Gläubiger kann die Verbindlich⸗ 
keit, von den gezogenen Nutzungen des Pfandes 
Rechnung abzulegen, durch einen zur Verfallzeit ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrag gültig erlaſſen werden. 

9. 227. Dagegen iſt zur Gültigkeit eines frü⸗ 
bern Vertrages, vermoͤge deſſen der Gläubiger das 
Pfand, ſtatt der Zinſen feiner Forderung, ohne 
Rechnungslegung nutzen ſoll, die richterliche Beſtä⸗ 
tigung nothwendig. 

$. 228. Vor der Deflätigung muß der Richter 
fergfäftig prüfen: ob unter dieſem Vertrage nicht 
ein heimlicher Wucher verborgen liege. 


$, 229. 
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$. 229. Bey der Beurtheilung: in wie fern 
dergleichen Wucher vorhanden ſey, muß auf das 
Verpaͤltniß des Ertrages gegen die erlaubten Zinfen 
des Vorſchuſſes, und auf die mindere oder mehrere 
Zuverläßigkeit der ſtatt der Zinſen zu erhebenden Dur 
gungen, Ruͤckſicht genommen werden. 

$. 230. Daraus alfo, daß der Ertrag nach 
dem Anſchſage die erlaubten Zinſen uͤberſteigt, folge 
allein noch nicht die Unzulaͤßigkeit eines ſolchen Ab⸗ 
kommens. 5 

$. 231. Ueberſteigt der nach wirthſchaftlichen 
Grundſatzen ausgemittelte reine Ertrag die erlaub⸗ 
ten Zinfen um mehr als Ein Drittel: fo darf die 
Beſtaͤtigung nicht ertheilt werden. 


9. 232. Haͤngt dagegen der Ertrag ganz oder 
doch hauptſächlich vom Zufalle ab: ſo iſt das Ge⸗ 
ſchaͤft nach den Regeln von gewagten Vertragen zu 
beurtheilen. 8 

H. 233. Die gerichtliche Beftätigung ſoll in der Re / 
gel bey dem Richter der Sache nachgeſucht werden. 

H. 234. Dex perfönliche Richter des Schuld⸗ 
ners, ſo wie der Richter des Orts, wo der Vertrag 
geſchloſſen worden, ſollen dieſe Beſtaͤtigung nur in 
ſo fern ertheilen, als ihnen von den Contrahenten 
Nen d Nachrichten, um die Zuläßigfeit eines 

olchen Vertrages nach obigen Grundſatzen (F. 228. 
Tad.) zu beurtheilen, vorgelegt werden konnen. 

H. 235. Iſt ein Vertrag, wornach der Gläͤu⸗ 
biger die Nutzungen des Pfandes, ſtatt der Zinſen / 
ohne Rechnungslegung genießen ſoll, nicht gericht 
lich beſtätiget worden: fo iſt derſelbe für beide Theile 
unverbindlich. a 

H. 236. Hat alſo der Gläubiger das Pfand in 
Beſitz und Genuß wirklieh übernommen; fo iſt 15 
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des Vertrages ungeachtet, Rechnung zu legen be⸗ 
füge und ſchuldig. 

$. 237. Ein Gleiches findet ſtatt, wenn ein der⸗ 
gleichen Pfandgefchäft unter dem Namen eines Wie⸗ 
derkaufs verborgen worden. (Tit. 11. . 321. 14d.) 

$. 238. Iſt aber der Vertrag einmal guͤltig 
geſchloſſen worden: fo find beide Theile bis zum Ab⸗ 
laufe der confractmäßigen Zeit daran gebunden; und 
keiner von ihnen kann, wenn auch durch veraͤnderte 
Umſtände eine Erhohung oder Verminderung des 
gewöhnlichen Ertrages verurſacht worden, davon ein⸗ 
feitig abgehen. 

§. 239. Iſt bey Beſtellung eines ſolchen nutz⸗ 
baren Pfandrechts, wegen der Exhaltungs = und 
Verbeſſerungskoſten der Subſtanz, nichts Beſonde⸗ 
res verabredet worden: ſo iſt der Pfandinhaber in 
ſo weit als ein Paͤchter anzuſehen. 

§. 240. Ein Vertrag, wodurch der Schuld⸗ 3 
ner dem Erſatze aller von dem Pfandinhaber vers 
urſachten Beſchaͤdigungen zum voraus entſagt, iſt 
für erſtern unverbindlich. 

F. 241. Doch kann die Vertretungspflicht des 
Pfandinhabers auf ſolche Beſchaͤdigungen, die aus 
Vorſatz oder grobem Verſehen zugefügt worden, durch 

ertrag gültig eingefchränft werden. 

$. 242. Was von einem ſtatt der Zinſen be⸗ 
ſtellten nutzbaren Pfandrechte $. 227. ldd verordnet 
iſt, gile auch alsdann, wenn der Vertrag dahin 
geht, daß durch die auf einen gewiſſen Zeitraum 
ohne Rechnungslegung eingeräumte Nutzung des Pfan⸗ 
des, die Capitalsforderung ſelbſt getilgt ſeyn ſolle. 

F. 243. Außer den allgemeinen Arten der Auf ande 
hebung der Rechte und Veroindlichkeiten überhaupt, Pied 
und der Pfandrechte infonderheit, ($. 55. Lad) tt. 
koͤnnen letztere auch durch Verjährung verloren gehen. 


$ 244 
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$ 244. Der Glänbiger verliere fein Pfandrecht, 
wenn er den Beſitz des Pfandes verloren, und ſein 
Recht zur Rückforderung deſſelben innerhalb der ge 
ſetzmaßigen Friſt nicht ausgeuͤbet hat. 

$ 245. Dieſe Verjährung durch Nichtgebrauch 
ſteht dem Gläubiger auch in Anſehung des Schuld⸗ 
ners ſelbſt, und ſeiner Erben, mit der im Neunten 
Titel §. 58. 869. beſtimmten Wirkung entgegen. 

$. 246. So lange hingegen das Pfaud, als 
ein folches, fich noch im Beſitze des Glaubigers bei 
findet, kann das Pfandrecht deſſelben durch keine 
Verjaͤhrung verloren gehen, 

§. 247. So lange das Pfandrecht dauert, 
kann auch feine Verfaprung der Schuld zum Beſten 
des Schu duers anfangen. 

5. 248. Dagegen finden in Anſehung der ver⸗ 
ſeſſenen Zinſentermine, und desjenigen Theils der 
Schuld, welcher aus dem Pfande nicht bezahlt wer 
den kann, die gewohnlichen Regeln von der Ver⸗ 
jahrung Statt. 

$. 249. Wenn auch der Eigenthuͤmer der Sa⸗ 
che durch Verjahrung geandert wird: fo hat doch 
dieſe Veränderung auf das Pfandrecht des Pfaud⸗ 
glaͤubigers keinen Einfluß. 5 

$ 250. Der Pfandgläubiger ſelbſt kann eine 
Verjährung zum Erwerbe des Eigenthums des Pfan⸗ 
des niemals anfangen. 

$. 251. Wohl aber kann dieſes von feinen 
Erben geſchehen, wenn die übrigen Erforderuiſſe 
der Verjährung. bey ihnen vorhanden find. (Dit. 7. 
F. 70. 41. 42.) 

$. 252, Eine ſolche Verjaͤhrung nimmt mit 
dein Tage des Erbaufalls ihren Anfang. 

$. 253. Wer ſich des Befiges der verpfaͤndeten 
Sache freiwillig und ohne Vorbehalt entſchlagt, der 
verlieret fein Pfandrecht. 

9. 254 


x 
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$ 254. Auch ein Vorbehalt, mit welchem 
das Pfand dem Schuſdner, oder einem Andern 
ausgeantwortet wird, kommt dem Gläubiger nur 
gegen den Empfänger, nicht aber gegen einen Drit⸗ 
ten, zu ſtatten 

§. 255. Daraus, daß der Gläubiger den ibm 
eingeraͤumten Beſitz eines unbeweglichen Pfaudes 
wieder aufge eben bat, folgt noch nicht der Ver⸗ 
luft feines im Hypothekenbuche eingetragenen dinge 
lichen Rechts. ü 

. 256. Wer den Beſitz eines Pfandes gegen 
den Schuldner, oder den vindicirenden Eigenthümer 
vorſätzlich leugnet, wird feines Pfandrechts zur Stra⸗ 
fe verluſtig, 

§. 257. Wie weit durch den Untergang eines 
unbeweglichen Pfandes das Pfandrecht ſelbſt ver⸗ 
loren gehe, iſt nach den vom Verluſte der Rechte 
durch Untergang uberhaupt vorgeſchriebenen Grund⸗ 
fügen zu beurtheilen. (Tit. 16. § 2. 3.) 

9. 258. In wie fern der Pfandinhaber eines 
in Verfall gerathenen Gebäudes, bey verweigerter 
Wiederherſtelung deſſelben, feines Pfandrechts ver⸗ 
luſtig werde, iſt im Titel vom Eigenthume näher 
beſtummt, (Tit. 8. F. 4% 1d.) 

§. 259. Durch den gaͤnzlichen Untergang eines 
beweglichen Pfandes hort das Pfandrecht des Gläu⸗ 
bigers anf, und eine von dem Schuldner ſtatt der 
verlornen angeſchaffte neue Sache von derſelben Art 
tritt in fo weit nicht an die Stelle der vorigen. 

S. 260. Doch kaun der Gläubiger, deſſen 
Pfand ohne ſeine Schuld verloren gegangen iſt, 
von dem Schuldner Zahlung, oder Beſtellung einer 
andern Sicherheit fordern. 

$. 261. Iſt das bewegliche Pfand nicht ganz 
verloren gegangen; ſondern nur vermindert, oder 
in eine Sache von anderer Art verändert worden: 


fo 


458 Erſter Theil. Zwanzigſter Titel. 
— —— 


fo haftet das Pfandrecht auch auf dem Ueberreſte, 
oder auf der veränderten Sache. 

5. 262. Wird die von dem Pfandgläubiger 
feiner Befriedigung halber vorgenommene Beräuße⸗ 
rung rückgängig; und gelangt das Pfand wiederum 
in feinen Beſitz: fo tritt auch das Pfandrecht wie⸗ 
der in feine Wirkſamkeit. 

Be H. 263. Wer das Geldverleihen auf Pfänder 

Abe. als ein Gewerbe treiben will, muß ſich dabey der 
beſonderen Aufſicht der Polizeiobrigkeit des Orts uns 
terwerfen; und die folchem Gewerbe in den Geſetzen 
vorgeſchriebene beſondere Form beobachten. 

$ 264. Er muß ſich alſo bey der Obrigkeit 
melden, und die Eintragung in das uͤber die oͤffentli⸗ 
chen Pfandverleiher zu haltende Regiſter, ſo wie 
die Ertheilung eines Erlaubnißſcheins zu dieſem Ger 
werbe, nachſuchen. 

H. 265. Chriſtliche Kaufleute, ingleichen Zus 
den, welche chriſtliche Rechte erlangt haben, find 
als oͤffentliche Pfandverleiher noch nicht anzuſehen, 
wenn fie gleich bey Gelegenheit eines Darlehns, 
oder andern Fanfmännifchen Gefchäfts, Pfaͤnder 
nehmen. 

9. 266. Dagegen find alle andere Privatper⸗ 
ſonen, welche mehr als Dreimal, binnen Jahres⸗ 
friſt, Geld gegen Pfand verliehen haben, dafür, 
daß ſie das Pfandverkehr als ein Gewerbe treiben, 
zu achten und daher als ſolche, wenn fie ferner 
auf Pfaͤnder leihen wollen, ſich in die Regiſter ein? 
tragen zu laſſen verpflichtet. 

H. 267. Eben das gilt von denjenigen, die auch 
nue einmal dergleichen Darlehne gemacht, ſich aber 
dabey die bloß den offentlichen Pfandverleihern er⸗ 
laubten höheren Zinſen vorbedungen haben. 

§. 269, Oeffentliche Pfandverleiher muͤſſen ſo⸗ 


wohl die allgemeinen Verordnungen des dene, 
tige 
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tigen Titels, als die zur Sicherung des Publici ge⸗ 
gen Wucher und Betrug abzielenden Verordnungen 
des für dies Gewerbe beſonders ergangenen Regle⸗ 
ments, genau beobachten 

$. 269. Dagegen haben fie auch der in eben 
dieſem Reglement beſtimmten Vorrechte, ſowohl im 
Prozeſſe, als wegen des ihnen geſtatteten ‚höhere 
Zins fußes, ſich zu erfreuen. 

$. 270 Diejenigen, welche nach . 266. 277. 
als öffentliche Pfandverleiher ſich eintragen zu laſſen 


ſchudig find, und es nicht thun, können auf dieſe 


Vorrechte nicht Anſpruch machen; und müſſen den⸗ 
noch die den P'andverleihern in dem Reglement er⸗ 
theilten beſonderen Vorſchriften, bey Vermeidung der 
auf den Unterlaſſungsfall verordneten nachtheiſigen 
Folgen, beobachten. 

H. 271. Verpfändungen durch ſymboliſche Ue⸗ 
bergabe finden nur bey Sachen Statt, wo entweder 
die Natur des Gegenſtandes keine eigentliche koͤr⸗ 


perliche Uebergabe zuläßt, oder wo die Geſetze die 8 


Parteien ausdrücklich davon diſpenſiren. 

H. 272. Aber auch bey ſolchen Sachen kann 
die Verpfaͤndung ohne koͤrperliche Uebergabe nur in 
ſo fern mie rechtlicher Wirkung erfolgen, als ihr Be⸗ 
ſis auf den Pfandgläubiger durch ſolche Zeichen über- 
tragen werden kann, aus welchen dieſe mit dem Be⸗ 
ſite vorgefallene Veränderung auch für andere, aus 
ßer den contrahirenden Parteien, erſichtlich iſt. 

$. 273. Es muß alſo in einem ſolche Falle, 
niche nur eine ſchriftliche Erklarung des Schuldners, 
den Beſitz dem Glaͤubiger übertragen zu wollen, ent» 
weder im Pfandvertrage ſelbſt, oder in einer eigenen 
Urkunde vorhanden ſeyn; ſondern auch eine ſymbo⸗ 
liſche Uebergabe hinzukommen. 


$. 274. 


I, Ver ⸗ 
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6. 274. Es müffen aber auch noch außerdem 
zwiſchen dem Verpfander und Pfandglaͤubiger ſolche 
Maaßregeln genommen werden, daß kein Dritter, 
ohne eigenes grobes Verſehen, verleitet werden 
koͤnne, zu glauben, als ob dem Verpfänder über die 
Sache und deren Beſitz annoch die freie Dispoſi⸗ 
tion zuſtehe. 5 

$. 275. Sind dieſe Maaßregeln unzureichend: 
fo kann der Pfandgläubiger gegen; einen Dritten, 
welcher zum Naturalbeſitze redlicher Weiſe gelangt iſt, 
von ſeinem Pfandrechte keinen Gebrauch machen. 

F. 276. If, wegen Unzulänglichkeit diefer Maaß ⸗ 
regeln, ein Dritter verleitet worden, mit dem Ver⸗ 
pfaͤnder über die Sache in Vertrage ſich einzulaffen: 
fo bleibt zwar, fo lange noch keine Naturaluͤbergabe 
an dieſen Dritten erfolgt iſt, das Pfandrecht des 
Glaͤubigers in feiner Kraft. 

$. 277. Der Pfandglaͤubiger muß aber einem 
ſolchen Contrahenten, wegen alles demſelben daraus 
entſtehenden wirklichen Schadens, in ſo fern der 
Verpfänder ſelbſt dazu nicht vermoͤgend iſt, gerecht 
werden. 

$ 278. Von dieſer Vertretung kann jedoch ein 
ſolcher Pfandglaubiger durch Entſagung feines Pfaud⸗ 
rechts ſich befreien. 

S. 279. Auch fällt diefe Vertretung ganz hinweg, 
wenn der dritte Contrahent ſich eines grobes Ver⸗ 
ſehens ſchuldig gemacht hat. 

§. 280. Für ein grobes Verſehen von Seiten 
des Dritten iſt es zu achten, wenn derſelbe diejeni 
gen Mittel, welche ihm die folgenden Vorſchriften 
zur Einziehung näherer Erkundigungen über eine 
geſchehene Verpfändung an die Hand geben, ver⸗ 
nachlaͤßiget hat. 5 


§. 281. 
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$. 281. Ausſtehende Forderungen koͤnnen nur Dane 
durch Aushaͤndigung der darüber auf einen gewif ben aus, 
fen Inhaber ausgeſtellten Urkunden gültig verpfan⸗ Federn 
det werden. rungen. 
$. 282. Iſt dieſes geſchehen, und der Schuld⸗ 
ner der verpfaͤndeten Poſt hat an den Verpfaͤnder — 
Capitalszahlungen geleiſtet, ohne ſich das Inſtru⸗ 
ment zurückgeben, oder die Abſchlags zahlungen dar 
auf vermerken zu laſſen; fo kann er ſich damit ges 
gen den Pfandinhaber nicht ſchuͤtzen: ſondern muß 
ſich deshalb an den Verpfänder, als ſeinen eigent⸗ 
lichen Gläubiger, halten. 
H. 283. Wenn alſo nur das verpfändete Capital 
dem Pfandinhaber zur Sicherheit haften ſoll: fo iſt 
eine ausdrückliche Bekanntmachung an den Schuld⸗ 
ner zwar rathſam, aber nicht nothwendig. 
$. 284. Sollen Hingegen dem Pfandgläubiger 
auch die Zinſen einer ſolchen Actirforderung mit ver⸗ 
pfändet ſeyn: fo muß derſelbe dafür ſorgen, daß die 
geſchehene Verpfändung dem Schuldner von dem 
Pfandgeber ausdrücklich bekannt gemacht werde. 
§. 285. Was bey Verpfändungen ſolcher For⸗ 
derungen, die im Hypothekenbuche eingetragen ſind, 
10 beobachten ſey, wird unten beſtimmt. (§. 317. 


H. 286. Banknoten, Pfandbriefe, und andere 
auf jeden Juhaber lautende Inſtrumente, konnen 
zwar an ſich durch koͤrperliche Uebergabe gültig ver⸗ 
pfaͤndet werden. 

$. 287. Wenn jedoch dergleichen Inſtrumente 

nicht außer Cours geſetzt find; fo dauert das dingli⸗ 
che Recht des Pfandgläubigers auf ſelbige nur ſo 
lange, als fie ſich wirklich in feiner Gewahrſam ber 
unden; und hat gegen einen dritten Beſitzer nur 
unter den im Funfzehnten Titel $, 33. beſchriebenen 
umſtanden Statt, 
. 286. 
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$. 298. Sollen Aetivforderungen, über welche 
kein Juſtrument vorhanden iſt, verpfändet werden; 
ſo iſt die Bekanntmachung an den Schuldner derſelben 
dazu nothwendig. 5 

$. 289. Sind Aetivforderungen nur verpfaͤn“ 
det worden: fo kann der Prandgläubiger auf deren 
Einziehung nur unter eben den Umſtaͤnden ankragen, 
unter welchen er die Veräußerung des Pfandes zu 
ſuchen berechtigt iſt. 

$. 290. Beſteht die verpfaͤndet geweſene Ackiv⸗ 
forderung nicht in baarem Gelde, ſondern in Natu⸗ 
ralien, oder andern Sachen: fo bekommt der Glaͤu⸗ 
biger, durch derer Einziehung, auf dieſe Sachen 
nur die Rechte eines eigentlichen Prandinbabers, 

H. 291. Will er ſich alſo daraus bezahlt machen: 
fo muß wegen deren Veräußerung alles das beobach⸗ 
tet werden, was wegen Veräußerung der Pfaͤnder 
überhaupt vorgeſchrieben iſt. N 

$. 292. Beſtehen jedoch dieſe verpfaͤndet ge 
weſenen und eingezogenen Naturalien in Getreide, 
oder andern Erzeugniſſen, die einen gewiſſen markt 
gängigen Preis haben: fo muß der Gläubiger ſich 
den Werth derſelben nach dem mikeleren Marktpreise 
der nächften Stadt, zur Zeit der Einziehung, ame 
rechnen laſſen. 

$. 293. So weit der Gläubiger ſeit Recht au 
den Verpfaͤnder einem Dritten abtreten kann; 
weit kann er auch die ihm zum Unterpfande gege⸗ 
bene Forderung ferner verfegen. 

$. 294. Es muß aber dabey alles, was bey 
der erſten Verpfaͤndung vorgeſchrieben iſt, ebenfalls 
beobachtet werden. 

§. 295. Der zweite Pfandinhaber kann auf 
die verpfaͤndete Forderung kein mehreres oder größe” 
res Recht erlangen, als dem erſtern eingeraumt 
worden. 

$ 296. 
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9. 296. Der Schuldner der verpfändeken For⸗ 
derung iſt weder befugt, noch verbunden, dem 
Pfandinhaber, ohne ausdrückliche Auweiſung des 
Verpfanders, oder ohne richterlichen Befehl, Zah⸗ 
lung zu leiſten. 

$. 297. Iſt ihm die geſchehene Verpfaͤndung 
bekannt gemacht worden: fo findet im übrigen zwi⸗ 
ſchen ihm und dem Pfandinhaber eben das Statt, 
was wegen des Verhaͤltniſſes zwiſchen dem abgetre⸗ 
nen Schuldner und dem Ceſſionario vorgeſchrieben iſt. 

(Tit. 11. $. 402, 4d.) 

H. 298. Ueberhaupt koͤnnen die Rechte und 
Pflichten des Schuldners, auch wegen des Zah⸗ 
lungstermins, durch Verpfaͤndungen ſo wenig, als 
durch Ceſſionen, erſchwert werden. 

8: 299. Kähne und andere dergleichen Schiffs⸗ ) ber 
gefäße, die nicht zur Fracht⸗ Schifffahrt gebraucht ihnen 
werden, konnen nur, gleich andern beweglichen Sa: Strom 
chen, durch die Maturalübergabe in die Gewahrſam ſchiſfen, 
des Gläubigers verpfändet werden. 

$. 300. Bey Seeſchiffen und allen andern P ben 
Schiffsgefüßen, welche zur Fracht Schiffahrt ber fete 
ſtimmt find, findet eine Verpfändung auch durch 
ſymboliſche Uebergabe Statt. 

§. 301. An Orten, wo Seegerichte find, koͤn⸗ 

nen dergleichen Verpfaͤndungen nur vor dieſen; an 
andern Orten aber vor einem jeden Gerichte, oder 
auch vor einem Juſtizcommiſſario, gültig vollzogen 
werden. 
F. 302. Der Verpfaͤnder muß den Beylbrief, 
ingleichen den Kaufbrief, oder das Certiftcat, und 
berhaupt diejenigen Urkunden, worauf fein Eigen⸗ 
thumsrecht ſich gründet, im Originale vorlegen, 

$. 303. Unter dieſe Urkunden muß die geſche⸗ 
bene Verpfändung von dem Gerichte oder dem Ju⸗ 
ſtizcommiſſario verzeichnet werden. 

§. 304. 
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F. 304. Der Pfandnehmer erhält eine beglaub 
te Abſchrift diefer Urkunden, und des unter den Ort 
ginalien befindlichen Vermerks; in welchem zugleich, 
daß eine dergleichen Abſchrift ertheilet worden, aus⸗ 
drücklich erwahnt werden muß 

§. 305. Durch die Uebergabe dieſer be laubten 
Abſchrift wird die Verpfändung ſelbſt vollzogen. 

§. 306. Eine ausdrückliche Bekanntmachung 
an den Capitain, Schiffer oder Steuermann iſt nicht 
nothwendig; fie muß aber auf Verlangen des Pfand⸗ 
glaubigers erfolgen. 

$. 307 So lange die $. 304. bezeichnete Ab⸗ 
ſchrift in den Handen des Gläubigers ſich befindet, 
und eine gefchehene Wiederaufhebung des Pfand 
rechts unter den Originalten in der §. 303. vorge⸗ 
ſchriebenen Form nicht verzeichnet iſt; fo lange kom⸗ 
men dem Gläubiger auf das verpfändete Schiff die 
Rechte eines wirklichen Pfandinbabers zu. 

F. 308. Auch iſt derſelbe dergleichen Pfand⸗ 
recht auf eben die Art, wie bey verpfauderen Activ“ 
forderungen vorgeſchrieben worden, weiter zu ver⸗ 
ſetzen wohl befugt. ($. 28 1. lag.) 

F. 309. Das Pfandrecht des Gläubigers et’ 
ſtreckt ſich jedoch nicht auf die für ein ſolches Schiff 
gezeichnete Verſicherung. 

§. 310. Wer auch auf dieſe ein Pfandrecht ſich 
verſchaffen will, muß ſich die Original- Police aus ' 
haͤndigen laſſen; und ſolche Vorkehrungen treffen, 
daß die Vergütung von dem Verſicherer an niemand 
andern, als an ihn, oder feine Ordre, gezahlt mer” 
den koͤnne. 

H. 311. Auch auf die von dem Schiffe verdien' 
ten Frachtgelder erlangt der Gläubiger, durch die 
bloße Verpfändung des Schiffes ſelbſt, noch kein 
Pfandrecht. 


5 9. 312. 
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$. 312. Vielmehr muß derjenige, welcher der⸗ 
gleichen Recht erlangen will, ſich die Urkunden, aus 
denen die Fracht gefordert werden kann, ausantwor⸗ 
ten laſſen; und im übrigen die H. 10. wegen der 
Verſicherungsgelder gegebene Vorſchrift befolgen. 

$. 313. Iſt ein Schiff auf vorſtehende Art 
G. 300. faq.) mehreren Gläubigern verpfaͤndet wor: 
den: fo geben die nach dem Dato des gerichtlichen 

ſermerks älteren Pfandrechte den jüngeren vor. 

§. 314. Vodmerey, welche ein fremder Schif⸗ 
fer in biefigen Landen, oder ein hieſiger Schiffer in 
auswärtigen Häfen nimmt, iſt an die gegenwärtigen 
Vorſchriften nicht gebunden. 

9. 315. Andere Bodmerey hingegen, beſonders 
die, welche der Rheder in biefigen Landen nimmt, 
muß, gleich den Verpfaͤndungen, auf den Schiffs» 
urkunden verzeichnet werden. 2 

$. 316. Alsdann richtet fich das Vorrecht zwi ⸗ 
ſchen dem Pfandinhaber und Bodmereygeber nach 
dem Datum des Vermerks. 

$. 317. Hat der Bodmereygeber fein Darlehn 
ſolchergeſtalt unter den Original⸗Schiffsurkunden 
nicht verzeichnen laſſen: fo ſteht er allen Pfandgläu⸗ 
bigern, ohne Unterſchied der Zeit des gemachten 
Darlehns, in der Regel nach. (§. 321.) 

6. 318: Wer zum Balle oder Ausbeſſerung eis 
nes Schiffes Materialien geliefert, Arbeiten gethan, 
oder Gelder vorgeſchoſſen hat, iſt befugt, die Ein⸗ 
raͤnmung eines Pfandrechts auf das Schiff, durch 
Verzeichnung feines Anſpruchs auf die Original⸗ 
Schiffsurkunden, zu fordern. 

$. 319. So lange aber die wirkliche Verpfaͤn⸗ 
dung folchergeftale in der gefesmäfigen Form loch 
nicht vollzogen iſt, bleibt ihm nur das in der Con⸗ 
cursordnung beſtimmte Privilegium hinter den Pfand⸗ 
glaͤubigern. 

Augem. Rande, IL. Band, 9 $ 320. 
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§. 320. Iſt jedoch ein Schiff während der 
Reiſe auf Credit ausgebeſſert worden: ſo hat der⸗ 
gleichen Vorſchuß, in fo fern er nicht durch Affen 
ranz oder Haverey- Rechnung vergütet wird, vor al 
len, auch den wirklichen Pfandſchulden, den Vorzug. 

F. 321. Eben fo geht Bodmerey, welche der 
Schiffer auf der Reiſe im Nothhafen genommen 
bat, allen, auch früheren Verpfändungen, vor. 

H. 322. Aber auch eine ſolche Bodmerey ſteht 
den nach S. 320. zur Aus beſſerung des Schiffes, waͤh 
rend der Reiſe, ſpaͤter geleiſteten Vorſchüſſen nach. 

$. 323. Es iſt aber das Vorzugsrecht der von 
dem Schiffer im Nothbafen genommenen Bodmerey 
(F. 3a r.) oder gemachten Reparaturſchulden (F. 320.) 
nur auf Ein Jahr eingeſchraͤnkt. 

$. 324. Dieſes Jahr wird bey der Bodmerey 
von dem Tage, da der Bodmereibrief zahlbar, und 
bey Reparaturſchulden, von dem Tage, da das 
Schiff in den Hafen, wohin es gehört, zuruͤckge⸗ 
kommen iſt, an gerechnet. 1 

$ 325. Die Bergegefder, ingleichen die Heuer 
des Schiffers und des Schiffsvolkes, jedoch beide 
nur von der letzten Reiſe, gehen allen Verpfaͤndungen 


und anderen Schiffsſchulden vor. x 3 
$. 326. Auch die auf der letzteren Reiſe vorger 


fallene große Havarey har vor allen Verpfaͤndungen 
und Bodmereiſchulden der Rheder, ingleichen vor 
der von dem Schiffer im Nothhafen früher genom⸗ 
menen Bodmerey, und vor den fruheren Reparatur 
ſchulden den Vorzug. x 

$. 327. Was vorſtehend von Verpfändung 
ganzer Schiffe und Schiffsgefaße verordnet ift, gilt 
auch von Verpfändung einzelner Schiffsparten; in 
fo fern überhaupt ein Rhedereigenoſſe, oder der ge“ 
meinſchaftliche Diſponent der Rpeder, nach den Gr 
ſetzen dazu berechtiget iſt. 


9. 326. 
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$. 328. In allen Faͤllen, wo das Pfandrecht 
ſich nur auf Eine oder mehrere einzelne Schiffspar⸗ 


ten erſtreckt, find die Mitrheder befugt, von dem 
Gläubiger, gegen Bezahlung der Schuld, die Ab⸗ 
tretung des Pfandes zu fordern. i 

§. 329. Auch bey gewiſſen Waakenartikeln, 5) bey 
welche der Gegenſtand eines kaufmänniſchen Ber ⸗ Men 
kehrs ſind, kann eine Verpfaͤndung durch ſymboliſche wagten, 
Uebergabe geſchehen. a 9 

§. 330. Doch giſt dieſes nur von ſolchen Waa⸗ 
ten, die nach ihrer Natur, oder nach der in Han⸗ 
delsſtaͤdten üblichen Art ihrer Aufbewahrung, oder 
weil fie ſich in; der Gewahrſam des Verpſaͤnders 
ſelbſt nicht befinden, entweder gar nicht, oder doch 
nicht ohne erhebliche Unbequemlichkeiten und Koſten, 
5 Pfandglaubiger koͤrperlich übergeben werden 

nnen. 

$. 331. Auch find zu dergleichen ſymboliſchen 

erpfändungen nur Kauſteute berechtiget, die mit 
ſolchen Waarenartikeln Handlung treiben, 

$. 332. Ferner Fabrikanten, welche die von 
buen für eigene Rechnung verfertig en Waaren, ein⸗ 
zeln oder im Ganzen, an Andere abſetzen. 8 

$. 333. Desgleichen Beſitzer adelicher Güter 
und Pächter Königlicher Aemter, welche Getreide 
oder andere Gutserzeugniſſe in den Markeſtädten 
aufſchütten oder einſetzen. 

H. 334. Bey anderen Privatperſonen hingegen, 
welche nur ein- oder anderesmal dergleichen Waa⸗ 
den kaufen oder verkauſen, hat es bey der Regel, 
daß keine Verpfändung ohne koͤrperliche Uebergabe 
geſchehen könne, fein Bewenden. 

$. 335. Ausnahmen hiervon, nach der beſon⸗ 
deren Verfaſſung des Handeloverkehts gewiſſer Pro. 
dinyen, beſtimmen die Provinzialgeſehe. 


89 2 $ 336, 
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H. 336. Wie bey ſymboliſchen Waarenverpfän⸗ 
dungen der allgemeinen Vorſchrift 6, 274. eine 
Genüge zu leiſten ſey, wird zwar nach Bewandniß 
der Umftände, und nach Beſchaffenheit des Gegen 
ſtandes, den Verabredungen der Parteien, ſo wie 
bey entſtehendem Streite, dem vernünftigen Ermeſ⸗ 
fen des Richters hauptſächlich uͤberlaſſen. 

9. 337. Doch ſoll der Richter bey der Beur- 
theilung: in wie fern die von den Parteien genoim⸗ 
menen Maaßregeln für zu- oder unzureichend zu 
achten find, auf nachstehende geſetzliche Anweiſungen 
vorzüglich, Ruͤckſiche nehmen. 

$. 338. Sollen einer Privatperſon Waaren 
verpfändet werden, die in einem gewiſſen Gebaͤude, 
oder Orte, für eines Dritten Zugang oder Diſpo⸗ 
ſition verſchloſſen find: fo muß die ſymboliſche er 
bergabe durch Aushändigung der Schluͤſſel an den 
Pfandglaͤubiger erfolgen. . 

9. 339. Der Pfandglaubiger muß aber auch 
die Schluͤſſel bergeftalt aufbewahren, daß fie dem 
rg zur freien Berfügung nicht in die Hand 
fallen. 
H. 340. Macht die Beſchaffenheit der Waare 

eine Bearbeitung derſelben wahrend der Verpfän⸗ 
dungszeit nothwendig: fo muß der Pfandinhaber 
dafür ſorgen, daß dieſe Bearbeitung in ſeiner eigenen 
oder eines von ihm beſtellten Auffehers Gegenwart 
gefihehe 
F. 341. Wird nur ein Theil ſolcher Waatelt 
verpfändet: fo muß derſelbe von dem zur freien Ver 
fügung des Schuldners bleibenden Ueberreſte abge 
ſondert, und in ein eigenes verſchloſſenes Gelaß;, 
wozu der Pfandgläubiger den Schluͤſſel erhält, 9” 
ſchafft werden. 

H. 242. Können oder wollen die Parteien der“ 

gleichen Abſonderung nicht vornehmen: fo el 
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fie den Schlüſſel einem gemeinſchaftlichen Aufſeher 
anvertrauen, und denſelben von der Verpfaͤudung 
benachrichtigen. 7 

H. 343. Koͤnnen die Parteien auch darüber 
ſich nicht einigen: fo muß das Behaͤltuiß, in wel⸗ 
chem der ganze Vorrath ſich befindet, mit Doppel» 
ten von einander werfchiedenen Schlöffern verſehen, 
und einer der Schluͤſſel dem Pfandglaͤubiger einge 
haͤndiget werden. 

$. 344. Findet uͤber ſolche Maaßregeln (§. 341. 
342. 343.) Feine Vereinigung unter den Parteien 
Start: fo kann die Verpfaͤndung ſelbſt keinen Fort⸗ 
gang haben. 

$. 345. Sind die Waaren in einem mehreren 
Kaufleuten gemeinſchaftlichen Speicher oder Maga⸗ 
zine befindlich: fo muß der Verpfänder dem Gläu⸗ 
biger einen Schein zuſtellen, welcher von dem Ei⸗ 
genthuͤmer des Speichers, oder deſſen beſtellten Auf- 
ſeher vollzogen, und in welchem anerkannt iſt: daß 
die verpfändete Waare wirklich daſelbſt für Rech⸗ 
nung des Verpfaͤnders niedergelegt ſey. 

$ 346. Dieſer Schein muß doppelt ausgeſtellt, 
beide Epemplare müſſen mit einem kurzen Vermerke 
der Verpfändung von dem Gläubiger und Schuld⸗ 
ner unterſchrieben, und ein Exemplar muß dem Ei⸗ 
genthumer oder Aufſeher des Speichers eingehäns 
diget werden. * 

§. 347. Der Pfandgläubiger muß dafur ſor⸗ 
gen, daß dieſe Einhändigung geſchehe, und dem Ei⸗ 
genthuͤmer oder dein Inhaber der Schläffel des Gpei« 

ers aufgetragen werde: weder dem Verpfänder, 
noch einem Dritten, etwas von ſolcher Waare, ohne 

'orzeigung des in den Handen des Glaubigers ger 
blkebenen Empfangſcheines, und ohne Abſchretbung 
auf ſelbigen, abfolgen zu laſſen n x 


2 ; 8. 348, 
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$. 348. Dergleichen Auftrag muß der Eigen⸗ 
thümer. des Speichers, oder Inhaber der Schlüſſel, 
bey eigener Vertretung genau befolgen, und fü 
dazu ſchriftlich verpflichten. 

§. 349, Sind die Waaren unter oͤſſentlicher 
Auſſicht auf Packhoͤfen, in Magazinen, oder Mies 
derlagen befindlich; ſo muß der Schuldner den über 
die geſchehene Ablieferung erhaltenen Schein dem 
Gläubiger zuſtellen. x 

§. 370. Letzterer muß dafür, forgen, daß die 
geſchehene Verpfandung dem zur Aufjiche über der⸗ 
gleichen Verwahrungsbeten beſtellten Beamten ber 
kannt gemacht werde. 

§. 301. Dieſer muß die ihm geſchehene An⸗ 
zeige in feinen Büchern da, wo die erfolgte Nieder⸗ 
legung der Waaren ſelbſt eingetragen iſt, bemerken, 
und darüber ein Bekenntniſß, mit der Verſicherung! 
die Waare an Niemand, ohne Vorwiſſen des Pfand⸗ 
glaͤubigers, verabfolgen zu wollen, ausſtellen. 

% 352. Ob dies Bekenntniß unter dem Ab» 
lieferungsſcheine ſelbſt, (§. 348.) zu vermerken, 
oder beſonders auszuſtellen ſey, hänge von der Ver 
faſſung ſolcher offentlichen Aufbewahrungsanſtal⸗ 
ten ab. 

F. 353. Wird ein beſonderer Schein darüber 
ausgeſtellt? fo muß derſelbe, gleich dem Abliefe⸗ 
rungsſcheine, dem Gläubiger eingehandiget werden. 

H. 354. Wo nach den Handlungsverſaſſungen 
eines Ortes, manche Waarenartikel ohne Zuziehung 
geioiſſer öffentlich dazu beſtellter Perſonen einem 
Dritten nicht zugemeſſen, zugewogen, oder fon 
körperlich übereignet werden können, muß der Ber 
pländer, außer den H. 348. Lag. vorgeſchriebenen 
Beſtimmungen, dieſen Perſonen don der geſchehenen 
Verpfändung Nachricht geben, und dieſelben bedeu⸗ 
ten, daß die Waaren, ohne Vorwiſſen des V 

glaͤu⸗ 
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gläubigers, einem Dritten nicht zugeeignet werden 
ſollen. 

§. 355. Ueber dieſe Bekanntmachung und Be⸗ 

deutung müſſen die Beamten ein ſchriftliches Zeugs 
niß ausſtellen, welches dem Gläubiger eingehändiger 
werden muß. 
. 356. Holzwaaren, die ſich auf dem Lager 
befinden, koͤnnen durch Bezeichnung der zugängli⸗ 
chen Stücke mit einer Marke des Pfandnehmers, 
demſelben übergeben werden. 

$. 357. Es muß aber dieſer Bezeichnung noch 
eine ausdrückliche Bekanntmachung und Anweiſung 
an die Holzwaͤrter eder Auſſeher, dergleichen Holz 
ohne Vorwiſſen des Pfandgläubigers an Niemanden 
zu verabfolgen, hinzukommen. 

$. 358. Holzwaaren, die in der Zurichtung 

oder auf dem Trausporte ſind, werden durch Aus⸗ 
antwortung der daruber in den Händen des Ver⸗ 
pfänders befindlichen Contracte, oder anderer das 
Eigenthum derſelben begründender Urkunden, vers 
pfandet. 
FS. 359. Es muß aber auch den Regimentern, 
oder den Floͤßern, Schiffern, und Steuerleuten, die 
Verpfändung bekannt gemacht werden, mit der Ans 
weiſung, das in der Arbeit oder auf dem Trans⸗ 
porte begriffene Holz ohne Vorwiſſen des Pfandgläns 
bigers an Niemanden zu verabfolgen. 

8, 360. Auf gleiche Weife koͤnnen auch Maas 
ren, die in der Zirichtung, auf der Bleiche, in 
der Farbe, oder bey dem Tuchſcheerer ſich beßin⸗ 
den, durch Ausantwortung der von den Inhabern 
daruͤber ausgeſtellten Empfangſcheine, und durch 
Bekanntmachung an dieſe Inhaber, verpfändet 
werden. 

6. 361. In den K. 354 — 380. beſtimmten 
Fällen muß die Bekanntmachung und Anwelſung an 

die 
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die daſelbſt benannten Perſonen, durch die Gerichte, 
oder durch einen Juſtiz Commiſſarium geſchehen, 
und darüber ein foͤrmliches Protokoll aufgenommen 
werden. 5 

§. 362. Von dieſem Protokolle muß das Ori⸗ 
ginal dem Pfandglaͤubiger zugeſtelle, denjenigen Per 
ſonen aber, welchen die Bedeutung geſcheben ill, 
eine Abſchrift davon in Händen gelaſſen werden. 

$. 363. In allen Fällen, wo die Verpfändung 
einem Dritten bekannt gemacht wird (S. 3420 iſt 
derſelbe zugleich ausdrücklich Darüber zu vernehmen: 
ob die Waare ſeines Wiſſens noch gar nicht, oder 
auf wie hoch uur, an einen anderen Gläubiger ſchon 
verpfaͤndet ſey. 5 

$. 364. Seine Erklarung darüber iſt der von 
ihm aus zuſtellenden Beſcheinigung, oder dem über 
ſeine Bedeutung aufgenommenen Protokolle einzu⸗ 
verleiben. i 
F. 365. Waaren und andere Sachen, auf wel⸗ 
che der Bank ein Pfaudrecht beſtellt iſt, können auf 
den Ueberreſt ihres Werchs einem Privargläubiger 
verpfaͤndet werden. 5 

ö. 366. Die Uebergabe geſchiehet alsdann durch 
Aus haͤndigung des von der Bank an deu Verpfänder 
ertheilten Empfangſcheins; ohne deſſen Rückgabe, 
oder gerichtliche Morkiſteirung, nach den Verfaſſun⸗ 
gen der Bank, die an ſelbige verpfaͤndeten Waaren 
niemals ſrey gegeben werden. x 


beein. $ 367. Eingehende Waaren, die noch auf 


gehenden 
Waren. 


dem Waſſer- oder Landtransporte begriffen find, kön 
nen nur durch Aushändigung des Connoiſſements 
und der Factur zugleich, an den Gläubiger gültig 
verpfändet werden. 8 N i 

S. 368; Uebrigens aber ift es die Sache des 
Gläubigers, aus der mit dem auswärtigen Abfender 
geführten Correſpondenz des Schuldners, oder e 
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ſich hinlänglich zu verſichern, daß die Waare für 
Rechnung und Gefahr des Schuldners abgeſendet, 
oder daß der Betrag derſelben dem Abſender bezahlt, 
oder ſonſt vergütet worden. 

$, 369. Kann das Connoiſſement dem Glaͤu⸗ 
biger nicht ausgehändiget werden, well baffelbe zur 

efergung der Aſſecuranz verſendet iſt: fo, kann 
zwar die Verpfändung auch durch Uebergabe der 
Factur allein gültig geſchehen; 

$. 370. Es muß aber dem auswärtigen Cor⸗ 
reſpondenten, in deſſen Händen das Conndiſſement 
ſich befindet, von der geſchehenen Verpfändung mit 
der nächften Poſt Nachricht gegeben werden. 

F. 371. Unterlaͤßt der Pfandnehmer für dieſe 
gehörige Bekanntmachung zu ſorgen: fo kann er, 
wenn inzwiſchen auf die verſicherten Waaren ein ans 
deres Darlehn genommen worden, gegen einen ſol⸗ 
chen Gläubiger von feinem Pfandrechte keinen Ges 
brauch machen. 

H. 372. Sind eingehende Waaren ſolcherge⸗ 
ſtalt gültig verpfändet worden: fo bleibt dem Gläu⸗ 
biger fein Pfandrecht darauf, wenn gleich der Schuld⸗ 
ner in Concurs verfällt, ehe die Waare noch wirk⸗ 
lich an dem Orte ihrer Beſtimmung angekommen iſt. 

$. 373. Hat aber der Beſteller der Waare, vor 
dem Eingange derſeſben, ſolchergeſtalt noch nicht 
darüber diſdonirt: fa verbleibt es bey den Vörſchriſ⸗ 
ten der Coneursordnung. 

9. 374. Ausgebende Maaren koͤnnen ebenfalls 7) ben 
durch llebergabe der in den Händen des Abſenders geben 
befindlichen Ladungsſeheine, und anderer über die Wehe 
von ihm geſchehene Berſendung ſprechenden Urkun⸗ 

en, verpfaͤndet werden. 

$ 375. Auch in dieſem Falle iſt es die Sache 
des Pfandgläubigers, ſich ans der Correſpondenz 

oder 
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oder ſonſt zu überzeugen, daß die Verſendung für 
Rechnung des Schuldners geſchehen ſey. 

F. 376. Er muß ferner, bey Verluſt feines 
Pfandrechts, dafür ſorgen, daß der Commiſſtonair 
oder Spediteur, an welchen die Warren adreſſirt 
find, fpätefteng den zweiten Poſttag nach geſchehener 
Verpfändung, davon benachrichtiget werde. 

S. 377. Schiffer und Fuhrleute find, die von 
ihnen geladenen Wagren zu verpfänden, nicht ber 
rechtiget. 

9. 378. Wer ſich aſſo mit einem Schiffer oder 

uhrmanne in Contract über dergleichen Waaren ein⸗ 
ſaſſen will, muß ſich zuvörderſt durch ein Akteſt von 
den Gerichten, oder anderen zu dergleichen Geſchäͤf⸗ 
ten beſtellten Beamten des Abgangsortes, hinlänglich 
verſichern, daß die Waaren von dem Schiffer oder 
Fuhrmaune für, eigene Rechnung geladen, oder ihm 
von dem Eigenthuͤmer die Befugniß, darüber zu 
diſponiren, beigeleget worden. . 

§. 379. Doch hat es wegen der Fälle, wo 
ein Schiffer, waͤhrend der Reiſe, auf die geladenen 
Waaren, für Rechnung des Befrachter Darlehne 
oder Bodmerey zu nehmen befugt iſt, bey den Bor 
ſchriſten des Kaufmannsrechts fein Bewenden. 

SbenBer F. 380, Bey Verpfändungen der H. 323. lag · 
gan un beſchrtebenen Waavenarsitel an die Bank ift eben“ 
die Bank. falls die ſymboliſche Usbergabe erforderlich. 

$ 381. Außerdem aber follen alle dergleichen 
Verpfändungen in die bey jedem Bauko⸗Comtoir 
von vereideten Beamten zu führenden Pfandbücher 
eingetragen werden. = 4 

$. 382. Die Banfo- Comroirs find gehalten 
einem jeden, der ſich durch Confens des Eigenchil 
mers, oder auf andere Art, wegen eines bey der 
Sache habenden erlaubten Intereſſe ausweſſen kann, 
Aus Me, darüber zu ertheilenz ob ein gewiſſer . 

3 zent 
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renartikel, über welchen der Anfragende ein Geſchaͤft 
ſchließen will, bey ihnen ganz oder zum Theil vers 
Pfändet fen. H 

8. 383. Sind die Waaren in einer anderen 
Provinz, als wo der Eigenthümer wohnet: fo erfor⸗ 
dert es die Sicherheit eines ſolchen Contrahenten, 
die Anfrage an die Comtoies beider Provinzen er⸗ 
gehen zu laſſen. 5 

b. 384. Hiernach find alſo die uͤbrigen, nach 
6. 336. Ig. zur Sicherung des Publiei gegen Ges 

fährde zu nehmenden Maaßregeln, bey Verpfaͤndun⸗ 
gen an die Bank nicht nothwendig. 

$. 385. Nur wenn ein- oder ausgehende Waa⸗ 
ren der Bank verpfändet werden ſollen, iſt dieſelbe 
die, anderen Privat⸗Pfandnehmern $. 366. lag · 
ertheilten Vorſchriſten, ebenfalls zu beobachten 
ſchuldig . 

8. 386. Uebrigens aber bleibt es der Bank 
überlaſſen, was fir Maaßregeln fie in jedem vor⸗ 
kommenden Falle mit dem Verpfänder treffen wolle, 
um zu verhindern, daß die ihr verpfändeten Waa⸗ 
ren einem dritten redlichen Beſitzer koͤrperlich uͤber⸗ 
geben werden. 0 

H. 387. Sind dieſe Maaßregeln unzureichend: 
fo findet die Vorſchrift . 275. Iq: auch gegen die 
Bank Anwendung. 

$. 388. Ein Kaufmann, welcher feinen Pfand⸗ 
gläubiger, durch heimlichen Verkauf und Natural⸗ 
Übergabe der ſymboliſch verpfänderen Waaren an 
einen Dritten, um ſein Recht bringt, ſoll als ein 
Betrüger, nach Vorſchrift der Criminalgeſetze bes 
ſtraft, und fein Urtel an der Börfe, zur Warnung 
des Publici, öffentlich bekannt gemacht werden. 

§. 389. Gleiche Strafen ſollen denjenigen kref⸗ 
fen, welcher durch Schließung von Verträgen üben 
Waaren, mit Verſchweigung des darauf beſtellten 


Pfand⸗ 
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Pfandrechts, entweder dem Pfandglaͤubiger, oder 
dem dritten Contrahenten, Schaden und Nachteil 
zuziehet. a 
W. Hyde? F. 390. Hypothekenrechte konnen nur auf 
bach. Grundſtücke und ſoſche Gerechtigkeiten, welche die 
23 Gegen, Geſetze den unbeweglichen Sachen gleich achten, er 
bellen er worden werden. 2. H. 8. 9.) 

8 $. 391. Auch findet die Erwerbung eines fol- 
chen Rechts nur auf diejenigen Grundstücke und 
Gerechtigkeiten Statt, die in den öffentlichen Hypo⸗ 
thekenbuͤchern eingetragen find, 8 

§. 392. Alle in einem Diſtrikte gelegene Im⸗ 
mobilien, welche beſonders beſeſſen, veräußert, oder 
mit dinglichen Verbindlichkeiten belegt werden kön⸗ 
nen, muͤſſen in das Hypothekenbuch des Diſtrikts 
eingetragen werden. 

$. 393. Jedem ſolcher Grundſtuͤcke iſt in dem 
Hypochekenbuche eine gewiſſe Nummer, und ein ei⸗ 
genes Folium zu beſtimmen. 

§. 394. Pertinenzſtücke und Gerechtigkeiten, 
welche zu gewiſſen Hauptgrundſtücken geſchlagen find, 
und nur mit ſelbigen zugleich beſeſſen oder ausgeübt 
werden, erhalten kein beſonderes Foſſum. 

b. 399. Dagegen müſſen Gerechtigkeiten, die 
fur ſich ſelbſt beſtehen, und auch ohne den Beſiß 
eines Grundſtuͤcks ausgeübt werden koͤnnen, im Hy⸗ 
potheken buche in beſondere Tabellen eingetragen werden. 

8. 336. Wie die Hypotheken bücher einzurich⸗ 
ten, und die Eintragung der Grundſtuͤcke und Ger 
rechtigkeiten in dieſelben zu bewerkſtelligen ſey, iſt 
in der Hypothekenordnung vorgeſchrieben. 

§. 97. Zur Führung des Hypothekenbuches, 
und zu Eintragungen in ſelbiges, ſind der Regel 
nach nur diejenigen Gerichte, unter deren Sprengel 
die Sache gelegen iſt, befügk. ; 


F. 398. 
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H. 398. Ausnahmen davon beſtimmen die Pro⸗ 
vinzialgeſetze. 

$. 399. Wegen des Titels, wodurch die Ber ) Kiel 
fugniß, auf Einräumung eines wirklichen Hypothe · pin 
kenrechts anzutragen, begründet werden kaun, gel, eines Bo, 
ten zuvoͤrderſt die 5. 2 — 5, ertheilten allgemeinen e 
Vorſchriften. 5 

§. 400, Wenn durch Gefeg auch nur ein all: 
gemeines Pfandrecht begründet worden: ſo kann 
dennoch der Berechtigte deſſen Eintragung auf die 
Immobilien des Verpflichteten nachſuchen. 

H. 401. Dagegen kann ein geſetzliches Pfand ⸗ 
recht, welches nur auf gewiſſe Gegenſtände einge⸗ 
ſchraͤnkt iſt, auf andere Immobitien, ohne die ber 
ſondere Einwilligung des Schuldners, nicht eingetra⸗ 
gen werden. 

F. 402. Ein Vertrag, durch welchen das ger 
ſammte Vermoͤgen, oder auch gewiſſe benannte Im⸗ 
mobilien des Schuldners, dem Gläubiger verpfän⸗ 
det worden, berechtiget letzterern noch nicht, feine 
Forderung gerichtlich eintragen zu laſſen. 

$. 403. Vielmehr iſt dazu eine beſondere und 
ausdrückliche Einwilligung des Schuldners erforderlich. 

$. 404. In allen Fällen muß das Hauptrecht, 
welches durch die Hypothek verſichert werden ſoll, 
dem Berechtigten gegen denjenigen zuſtehen, welcher 
als vollſtändiger Beſitzer der Sache im Hypotheken⸗ 
buche eingetragen iſt. 

$ 405. Iſt alſo zu der Zeit, wo die Eintra⸗ 
gung geſucht wird, der Schuldner als Eigenthuͤmer 
der Sache im Hppothekenbuche nicht vermerkt; ſo 
finder auch die Einraumung einer gültigen Hypothek 
für den Gläubiger nicht Statt. 

§. 406. Doch bat, wenn nach erfolgter Hypo⸗ 
cthekbeſtellung, der Schuldner als Eigenchümer der 

Sache 
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Sache in das Hypothekenbuch wirklich eingetra⸗ 

gen wird, die allgemeine Vorſchrift §. 16. 17. An⸗ 


wendung. 


$ 407. Die vor Berichtigung des Befigtiteld 
eingetragenen Hypotheken folgen hinter einander, 
nach der Zeit der geſchehenen Eintragung. 

H. 408. Iſt aber bey der hiernaͤchſt erfolgten 
Eintragung des Befistitels für den Schuldner, zu⸗ 
gleich ein dingliches Recht fuͤr denjenigen, welcher 
zur Zeit der Eintragung jener Hypotheken, als Ei⸗ 
geuthümer der Sache in dem Hypothekenbuche ver⸗ 
merkt war, mit eingetragen worden: ſo geht erſteres 
den letztern vor. 

$. 409. Der Richter, welcher Hypothekenrechte 
gegen einen ſolchen, der noch nicht als Eigenthuͤ⸗ 
mer im Grundbuche vermerkt iſt, einträgt, haftet 
für allen aus einer ſolchen ordnungswidrigen Ein⸗ 
tragung erwachſenden Schaden. \ 

§. 410, Jede auf den Grund eines an ſich 
rechtsgültigen Titels, gegen den eingetragenen Ber 
figer erfolgte Hypothekenbeſtellung, behält ihre Kraft, 
wenn ſich gleich in der Folge findet, daß dieſer Be⸗ 
fisee nicht der wahre Eigenthuͤmer geweſen ſey. 
(Tit. 10. §. 7— 11.) 


Em F. Af. Nur durch die wirkliche Eintragung 
buch die in die öffentlichen Grundbuͤcher wird das Hypothe⸗ 
Eintras kenrecht ſelbſt erworben. 


zung. 


$. 412. So lauge daher ein geſetzliches, oder 
auch ein durch rechtsgültige Willenserklaͤrungen be 
ſtelltes Pfandrecht noch nicht eingetragen iſt; ſo 
lange hat daſſelbe noch nicht die Eigenſchaft eines 
dinglichen Rechts. 

F. 413. Doch wirkt ein geſetzliches noch nicht 
eingetragenes Pfandrecht ſo viel, daß derjenige, 
welchem daſſelbe zukommt, ſich, mit Uebergehung 
der Zwiſchengrade der Execution, ſogleich Noe 
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noch im Vermögen feines Schuldners befindlichen 
Immobilien halten kaun 

§. 414. Gleiche Wirkungen hat ein durch Wil⸗ 
lenserklärungen beſtelltes, obgleich nicht eingetrage⸗ 
nes Pfandrecht, wenn in der Willenserklärung ge⸗ 
wiſſe Grundſtuͤcke benannt, und dieſe zur Zeit der 

ecntion in dem Vermögen des Schuldners noch 
vorhanden ſind. 

§. 415. Die Gultigkeit des Hppothekenrechts 
baͤngt an und für ſich von der Gültigkeit des An⸗ 
ſpruchs ab, zu deſſen Sicherheit daſſelbe beſtellt 
worden. 

b. 416. So lange daher der angebliche Schuld⸗ 
ner der Forderung ſelbſt widerſpricht; ſo fange findet 
die Eintragung einer Hypothek dafür nicht Statt. 

$. 417. Doch kann der Gläubiger, gegen die Noupro⸗ 
nachtheiligen Folgen dieſes Widerſpruchs, durch Ein⸗ teftatior 


tragung einer Proteſtation wider alle nachherige 9 
Verpfändungen ſich decken, 8 S 


$. 418. Dergleichen Proteſtation aber ſoll nur gungen. 
von dem angenommen werden, welcher eine ſolche 
Forderung, wodurch ein rechtsgültiger Titel zur 
langung eines Hypothekenrechts an ſich begründet 
wird, durch unverdächtige Urkunden, oder ſouſt, ei⸗ 
nigermaßen beſcheiniget hat. 
$. 419. Juſonderheit iſt die Eintragung einer 
Proreftarion zuläßig, weun der Eintragung des An⸗ 
Pruchs ſelbſt der Mangel einer noch zu ergänzenden 
ormalität, welche nur mehrerer Zuverlaͤßigkeit und 
eglaubigung wegen bey einer Handlung erfordert 
ird, entgegen ftebet- 
§. 420. Betrifft aber der Maugel ein zum 
Weſen und zur Gultigkeit der Handlung, oder des 
nſpruchs, nach den Geſetzen nothwendiges Erfor⸗ 
erniß: fo findet auch die Eintragung einer Prote⸗ 
ation nicht Statt. 


d. 


F. 421. 
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H. 421. Durch eine gehöoͤrig eingetragene Pro⸗ 
teftation erhält der Gläubiger das Recht, die For⸗ 
derung ſelbſt, nach gehobenem Widerſpruche, oder 
ergänzter Formalität, an dem Orte, wo die Pro’ 
teſtation vermerkt iſt, zu allen Zeiten eintragen zu 
laſſen. 

Von ein, . 422. Dadurch allein, daß ein Anſpruch in 

1 das Hypothekenbuch eingetragen worden, verliert der 

che gegen Schuldner noch nicht die ihm ſonſt gegen deſſen 

sent der, Gültigkeit zustehenden Einwendungen. 

Sal e §. 423. In ſo fern jedoch ein Dritter auf eine 

den. ſolche Forderung, nach deren Eintragung, ein Recht 
durch einen läftigen Vertrag erworben har, kann 
der Schuldner gegen dieſen Deitten von ſoſchen Eins 
wendungen, die er demfelben vorher nicht kund ges 
than hat, keinen Gebrauch machen. 

H. 424. Will daher der Schuldner ſich feine 
Einwendungen wider die eingetragene Forderung au 
gegen jeden Dritten erhalten: ſo muß er dieſelben 
im Hypothekenbuche ebenfalls vermerken laſſen. 

§. 425. Iſt dergleichen Vermerk, binnen Vier 
Wochen nach geſchehener Eintragung der Poſt ſelbſt, 
in das Hypothekenbuch eingeſchriebeu worden: ſo er⸗ 
halt derſelbe die Rechte des Schuldners auch gegen 
denjenigen, welcher ſchon vorhin auf Verhandlungen 
über einen ſolchen Anſpruch mit dem Gläubiger ſich 
eingelaſſen hatte. 

§. 426. Wer alfo auf eine eingetragene Poſt, 
durch Ceſſton, Verpfändung, oder fonft, mit völliger 
Sicherheit ein Recht erwerben will, der muß die 
erſten Vier Wochen nach der Eintragung abwarten; 
und ſodann ſich überzeugen: daß in der Zwiſchenzeit 
keine Einwendungen oder Proteſtationen dagegen 
Hypothekenbuche vermerkt worden. 


8. 427 
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FS. 427. Die Form der gungen, wodurch Jedem 
eine Hppochek erworben werden kann, iſt in der pay 
OSppothekenorduung vorgeſchrieben. gen. 


F. 428. Fehſer gegen dieſe geſetzmäßige Form 5) Ver 
müſſen die zur Führung der Hypothekenbucher an- der das 
geordneten Behörden vertreten. ppothe⸗ 

§. 429, Dagegen haften dieſe Behörden kei fibten 
nesweges für Fehler oder Mängel in dem Auſpru⸗ den Ber 
che ſelbſt, zu deſſen Sicherheit die Hypothek beſtellt DIVE 
worden. 

F. 430. Liegt aber der Grund, warum durch 
die Eintragung gar kein Hypothekenrecht erworben 
werden können, in einem in die Augen fallenden Feh⸗ 
ler des Inſtruments, dem es an einem nach den Ge⸗ 
ſetzen nothwendigen Erforderniſſen gebricht: fo haften 
die Hypothekenbuchführer demjenigen, der im Ver⸗ 
trauen auf ihre Rechtskenneniſſe, bey einer ſolchen 
fehlerhaften Eintragung ſich beruhigt hat. 

H. 431. Für die Zulaͤnglichkeit der durch die 
Hypothek dem Gläubiger verſchaften Sicherheit kann 
von den Fügrern des Hypothekenbuchs keine Ver⸗ 
tretung gefordert werden. 5 

$. 432. Sie machen ſich aber verantwortlich, 
wenn ein von ihnen ausgeſtellter Hypothekenſchein 
mit dem Inhalte des Hypothekenbuchs, fo wie dieſer 
diu Zeit der Ausſtellung befchaffen war, nicht über⸗ 
deinſtimmt. - 

H. 433. Ehe der Richter wegen eiges von ihm 
begangenen Fehlers in Auſpruch genommen werden 
kaun, muß zuvörderſt derjenige haften, welcher ſich 
mit dem Schaden des Glaubigers widerrechtlich bes 
reichern würde. 

F. 434. Gleich dieſem haftet derjenige, welcher 
durch feinen Betrug die fehlerhafte Handlung des 
Richters veranlaßt hat. 


gem, gandr, U., Band. Hh. 9.435. 
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$. 435. Nur unter eben den Umſtänden, unter 
welchen, vermöͤge Geſetze, ein Gläubiger mit 


Uebergebung des Hauptſchuldners, ſich ſofort an den 
Buͤrgen halten kann, iſt derjenige, welcher durch 
eine fehlerhafte Eintragung Schaden leidet, in den 
Fallen des 9. 428. 430, 432. den Richter ſogleich 
in Anſpruch zu nehmen berechtigt. (Tit. 14. f. 297. 
1 


— 3 
2 §. 436. Durch eine gehoͤrig erfolgte Eintra⸗ 
der doo, gung erlangt der Gläubiger das Recht, ſich wegen 
teren feiner Forderung zur Verfallzeit an die verpfändete 
nicht. Sache zu halten. 

5. 437. Die Rechte und Pflichten eines Pfand’ 
glänbigers alſo, welche aus dem Befige entſpringen, 
kommen dem Hypochekenglaͤubiger nicht zu. 

$. 438. Der Schuldner kann daher, auf die 
einem Gläubiger zur Hypothek verhaftete Sache auch 
einem Andern ein Hypothekenrecht gültig einräumen. 

H. 439. Selbſt ein Vertrag, daß die Sache 
keinem Andern mehr zur Hypothek verſchrieben wer⸗ 
den ſolle, iſt ohne rechtliche Wirkung. (§. 24.) 

8. 440. Wie weit der Hypothekenglaͤubiger für 
die Unterhaltung der verpfänderen Subſtanz, bey 
dem Unvermögen des Eigenthümers, zu forgen ver⸗ 
pflichtet ſey, iſt nach den allgemeinen Vorſchriften im 

' Dichten Titel H. 44. gg. und nach den Polizeigefegen 
jedes Orts zu beſtimmen. 

§. 441. Dagegen hat aber auch der Gläubi⸗ 
ger das Recht, wenn der Beſitzer der Sache durch 
erhebliche Verringerungen ihrer Subſtanz feine Si⸗ 
cherheit ſchmaͤlert, feine Befriedigung noch vor der 
Verfallzeit zu fordern. 

$. 442. Will er von dieſem Rechte keinen Ger 
brauch machen; oder geftatter es die Natur des ver⸗ 
ſicherten Anſpruchs nicht: fo kann der Gläubiger 71 

a 
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auf antragen, daß dem Beſitzer in ſeinen nachthei⸗ 
ligen Difpofitionen durch richterliche Verfügung 
ſchranken geſetzt werden. N 
F. 443. Das dingliche Recht des Hypotheken Auf was 
gläubigers erſtreckt ſich auf das ganze Grundſeck Jah Piss 
und alle zur Zeit der Eintragung dabey befindlichen Necht des 
Pertinenzſtücke. 5 8 e 
9. 444. Was für ein mitverpfaͤndetes Pertinenz⸗ digen 
ſtück der verſchriebenen Sache oder Gerechtigkelt zu f 
achten ſey, muß, bey entſtehendem Streite, nach 
den Vorſchriften des Zweiten Titels F. 42. dd. bee 
urtheilt werden. 
F. 445. In ſo fern jedoch bewegliche Pertinenz⸗ 
ſtücke, in der Zwifchenzeit von der Eintragung, bis 
zur wirklichen Vollſtreckung der richterlichen Exeeu⸗ 
tion, von der Hauotſache getrennt worden, geht die 
darauf gebaftete dingliche Verpflichtung auf den drit⸗ 
ten Befiger nicht mit über. E 
$. 445. Sind dagegen andere bewegliche Per⸗ 
tinenzſtuͤcke in dieſer Zwischenzeit hinzugekommen: fü 
werden dieſelben, in fo fern fie zur Zeit der Exe⸗ 
cution noch wirklich vorhanden find, dem dinglichen 
Rechte des Hyporbefenglänbigers mit unterworfen. 
5. 447. Sollen unbewegliche Pertinenzſtücke 
des verpfändeten Guts nicht mit verpfaͤndet ſeyn : ſo 
müſſen diefelbeh bey der Verſchreibung und deren 
Eintragung ausdrücklich ausgeſchloſſen werden. 
H. 448. Auf Guter und Grundſtücke, die eine 2 
beſondere Nummer im Hypothekenbuche haben, und 
auf welche die Eintragung nicht geſchehen iſt, erlange 
der Gläubiger kein dingliches Recht; wenn fie gleich 
eben demſelben Schuldner gehoren, und in der Ver⸗ 
ſchreibung ausdrücklich mit zue Hypothek eingeſetzt 
worden. g 
F. 449. Sind daher in dem Inſtrumente meh⸗ 
rere Güter und Grundstücke zue Hypothek ver⸗ 
7 Hb 2 8 ſchrie⸗ 
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ſchrieben, fo muß der Gläubiger bey dem Geſuche 
um Eintragung ausdrücklich bemerken: auf welche 
derſelben er die Eintragung verlange; und der Rich 
ter, oder die Hypothekenbuchfuͤhrende Behörde, kann 
ihn zu einer ſolchen beſtimmten Angabe allenfalls 
ausdrücklich auffordern. 

$. 450. Verfügt alsdann dieſe Behörde die au 
ſich zulaßige Eintragung nicht auf alle benannte 
Grundſtuͤcke: fo macht fie ſich dem Gläubiger we 
gen eines ihm daraus entſtehenden Schadens ver“ 
antwortlich. 

H. 457. Doch iſt auch der Gläubiger ſchuldig 
wenn der vorgefallene Fehler aus dem Recognitions⸗ 
ſcheine über die geſchehene Eintragung erſichtlich if, 
denſelben der Behörde zur Abhelfung, fo weit fie ale⸗ 
dann noch Start finden kann, unverzüglich anzuzeigen. 

5 $. 452. Iſt dieſe Anzeige von ihm binnen 
Sechs Wochen, nachdem ihm der Recognitions“ 
ſchein behaͤndigt worden, nicht geſchehen: fo muß er 
ſich den aus fpätern Eintragungen anderer Gläubiger 
für ihn entſtehenden Machtheil ſelbſt beimeſſen. 

F. 453. Iſt die Eintragung auf die mehreren 
verschiedenen Güter zu unterſchiedenen Zeiten geſche⸗ 
hen: ſo erlangt der Gläubiger auf jedes derſelben 
das Hypothekenrecht nur von der Zeit der auf die“ 
ſes Gut erfolgten Eintragung. 

S. 454. Unbewegliche Pertinenzſtücke, welche 
erſt nach erfolgter Eintragung, aus fremden Ei 
genthume dem Hauptgute beigefügt worden, find 
dem dinglichen Rechte des Glaͤubigers nicht mit um 
terworfen. 5 

§. 355. Geſchieht auf ſelbige in der Folge elne 
neue Eintragung der auf dem alten Gute haften“ 
den Schuld: fo erlangt der Gläubiger, nur von Die‘ 
ſer Zeit an, das Hypothekenrecht in Anſehung eines 
ſolchen Pertinenzſtuͤckes. . 55 
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9. 456. Iſt gegen die Erwerbung des neuen 
Pertinenzſtücks ein Anderes, welches dem dinglichen 
echte des Gläubigers unterworfen war, von der 
Subſtanz getrennt worden: fo kann der Gläubiger 
an das neue Pertinenzſtuͤck, ſtatt des abgetretenen, 
ſich halten. 

H. 457. Er kann aber auch, mit Entfagung 
auf das neue Pertinenzſtück, ſein dingliches Recht 
gegen den Beſitzer des abgetretenen verfolgen. 

§. 458. Sind bey Berichtigung ſtreitiger Gran 
zen, oder bey Gemeinheitstheilungen, Pertinenſſtü⸗ 
‘fe unbewegliche Güter gegen einander ausgetauſcht 
worden: fo finden die Vorſchriften $. 456. 457. 
keine Anwendung. 

$. 459. Vielmehr treten, auch in Beziehung 
auf die Hypothekenglaubiger, die neuen Pertinenz⸗ 
ſtucke an die Stelle der vorigen. 

$. 450. Sind bey ſolchen Gränzberichtigungen, 
oder Gemeinheitstheilungen, Pertinenzſtucke eines 
Guts gegen eine baare ein ⸗ für allemal zu entrich⸗ 
tende Berguͤtung abgetreten worden: fo müſſen die 
Gerichte, welche das Geſchäft dirigiren, ein ſolches 
Abkommen den Hypothekenglaͤubigern, zur Wahre 
nehmung ihrer Gerechtſame, bekannt machen. 

$. 461. Dieſen ſteht alsdann frey, zu verlan⸗ 
gen, daß der Schuldner die ihm ausgeſetzte baare 
Vergütung entweber zur Wiederherſtellung ihrer 
durch die Abtretung geſchmaͤlerten Sicherheit, oder 
Für Abſtoßung der zuerſt eingetragenen Capitalspoſten, 
ſo weit fie dazu hinreicht, verwende. 

S. 462. Kann oder will der Schuldner weder 
eines noch das andere bewerkſtelligen: fo find die 
Oppothekenglaubiger befugt, ihre Capitalien, auch 
noch vor der Verfallzeit, aufzukündigen. 


L. 463. 
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$. 463. Sie müͤſſen aber von dieſem Rechte 
binnen Sechs Wochen, nach der ihnen zugekom⸗ 
menen Motifieation, Gebrauch machen. 

$. 364. Thun fie das, fo bleibt ihnen ihr hyper 
chekariſches Recht auf das abgetretene Pertinenzſtück 
bis zum Austrage der Sache vorbehalten 

H. 465. Verabſaumen fie aber die geſetzliche 
Friſt: fo erlöͤſcht ihr Hypothekenrecht auf das abge 
trenute Pertinenzſtuͤck. x ! 

I. 456, Wenn neu hinzugekommene Pertinenz⸗ 
ſtuͤcke auf eine rechtsguͤltige Weiſe beſonders verpfaͤn⸗ 
det worden (§. 484. lad): fo muß, bey einer et’ 
folgten Veräußerung, die Vertheilung des Kaufgel⸗ 
des unter die verſchiedenen Gläubiger nach Ver⸗ 
haͤltniß der Taxe eines jeden Stuͤcks geſchehen. 

§. 467. Das Recht eines Hypothekenglaͤubi⸗ 
gers erſtreckt ſich, in Anſehung ſeiner ganzen For⸗ 
derung, ſowohl auf das Ganze, auf welches da 
ſelbe durch die Eintragung beſtellt worden, als auf 
die einzelnen Theile deſſelben. 

9. 468. Er kann alſo, wenn ihm mehrere 
Grundſtuͤcke verhaftet find, oder wenn das Dur 
Eintragung verpfändete Grundſtück durch Erbgangs⸗ 
recht, oder auf andere Art getheilt worden, wegen 
ſeiner ganzen Forderung, an jedes Grundſtück, oder 
an jeden getrennten Theil deſſelben ſich halten. 

§. 469. Durch Veränderungen iu der Sub⸗ 
ſtanz der verpfänderen Sache wird das Recht des 
Hypothekenglaubigers nicht geändert. 

F. 470. An und Zuwüchſe, fie mögen durch 
Natur oder durch die Handlung eines Menſchen ent⸗ 
ſtehen, in fo fern letztere nicht Pertinenzſtüͤcke find 
die aus fremdem Eigenthume der Sache beigefügt 
worden, ſind dem Hypothekenrechte des eingetrage“ 
nen Glänbigers mit unterworfen. 


5. 47/1. 
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§. 471. Die auf ein Grundſtüͤck beftellte Hy⸗ 
pothek begreift in der Regel auch alle darauf be⸗ 
findfiche, ſeloſt die nach der Eintragung neu etrich⸗ 
teten Gebäude, mit unter ſich. 

H. 4%. Iſt aber Jemanden ausdrücklich nur 
Grund und Boden zur Hypothek verſchrieben; und 
bat ein Dritter, außer dem Eigenthümer des Grun⸗ 
des, Gebäude darauf errichtet: fo find dieſe, zum 
Nacheheife des Erbauers, fur mitverpfaͤndet zwar 
nicht zu achten; 

H. 473. Doch muß der Eigenthuͤmer der Ge⸗ 
baͤude den auf Grund und Boden verſicherten Gläu⸗ 
bigern bis auf den ganzen Werth des Bodens, nach 
der hoͤchſten Taxe, gerecht werden. 

H. 474. In fo weit Fönnen alſo die Gläubiger 
auch an das Gebäude ſich halten; und gehen ſogar, 
bey einem entſiehenden Coneurs, oder Liquidations⸗ 
prozeſſe, den auf das Gebäude fpäter eingetragenen 
Glaͤubigern vor. 

F. 475. Die Früchte und Nutzungen der ver⸗ 
pfändeten Sache haften dem Hypothekengläubiger 
in fo fern, als fie ſich, zur Zeit der Executious⸗ 
8 „ noch unabgeſondert von der Subſtanz 
efinden. 

2 475. So lange alſo der Hypothekengläubi⸗ 
ger die von der Subſtanz abgeſonderten Früchte 
und Nutzungen, oder die an deren Stelle tretenden 
Pacht⸗ und Miethgelder, noch nieht in gerichtlichen 
Beſchlag genommen hat, ſo lange kann der Eigen⸗ 
thümer gültig darüber verfügen, 

H. 477. Hingegen find Verträge und andere 
Handlungen, wodurch der Schuldner über künftige 
Früchte und Nutzungen im Voraus verfüge, fo weit, 
als dieſelben zum Rachtheſle der alsdann ſchon ein⸗ 
getragenen Hypothekengläubiger gereichen würden, 
unkraftig. ! 

6. 478. 


Für was 
die Popo 
thek dem 
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§. 478. Will Jemand, der in dergleichen Ver⸗ 
bandlungen mit dem Beſizer über Fünftige Früchte 
und Nutzungen ſich einläßt, ſich dabey gegen die Wir 
derſpruͤche Fünftig einzutragender Hypothekenglaͤubiger 
decken, fo muß er das Geſchäft ſelbſt im Hypothe⸗ 
kenbuche vermerken laſſen. 

$- 479. Iſt dieſes nicht geſchehen, fo kann er 
von feinem Rechte auf die künftigen Früchte und 
Nutzungen, zum Nachtheiſe der auch ſpäter einge“ 
tragenen Glaͤubiger, keinen Gebrauch machen. 

$. 480. Ein Pächter alſo, welcher die Pacht 
auf mehr als ein Quartal an den Gutsbeſitzer vor 
aus bezahlt hat, kaun dieſe Zahlung den damals 
ſchon eingetragenen Gläubigern, welche darein nicht 
gewilligt haben, nicht entgegenſetzen. 

$. 481. Gegen die ſpaͤter einzutragenden kaun 
er ſich damit nur alsdann ſchuͤtzen, wenn er die gelei⸗ 
ſtete Vorausbezahlung in Hypothekenbuche hat ver⸗ 
merken laſſen. 

§. 482. Das Recht, ſich an die verſchriebene 
Sache zu halten, gebührt dem Gläubiger ſowohl in 


Siäubiger Anſehung des Hauptſtuhls feiner Forderung, als in 


after, 


Anfehung der davon vorbedungenen Zinſen. 
§. 483. Dagegen erſtreckt ſich das dingliche 
pe des Gläubigers nicht auf bloße Verzögerungs 
51 nſen. x 
. 484. Wegen der Koſten zur Ausklagung 
und Beitreibung der Forderung, hat der Gläubiger 
kein dingliches Recht, wenn ihm nicht daſſelbe in 
dem Hauptinſtrumeute ausdrücklich vorbehalten, und 
dieſer Vorbehalt im Hypothekenbuche mit vermerkt 
worden. 
§. 485, Hat Jemand mit feinem Grundſtuͤcke 
Caution für fein eigenes Amt beſtellt; fo haftet das 
Pr 5 auch für die Koſten zur Ausmittelung des 
efects. 
9. 486: 
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SH. 486. Iſt aber dieſe Caution auf ein gewiſſes 
uantum eingeſchraͤnkt: fo haben die Koſten nur fo 
weit, als ſie aus dieſem Quanto mit beſtritten wer⸗ 
den konnen, ein dingliches Recht. 
H. 487. Iſt wegen der Koſten ein beſonderer 
ausdrücklicher Vorbehalt gemacht, und mit, einge» 
tragen worden: fo findet die Vorſchrift §. 484. Ans 
wendung. 4 
$. 488. Das verſchriebene Grundſtück haftet 
für die Koſten der Hypothekenbeſtellung ſelbſt, in 
allen Fällen nur alsdann, wenn es zum Unterpfande 
dafür ausdrücklich mit eingeſetzt, und dieſes im Hy⸗ 
pothekenbuche mit vermerkt worden. 
$. 489, Doch iſt der Schuldner für die Koſten 
der Hypothekenbeſtellung und Eintragung, wenn 
nicht ein Anderes beſonders verabredet worden, alles 
mal perfönlich verhaftet. 8 
F. 490. Der Gläubiger, kann fein Recht auf 7) Arten 
die Hypothek durch Sequeſtration, Immiſſion, und hung“ 
Subhaſtation geltend machen. ab 
$. 49 1. Wie dabey zu verfahren ſey, if in der tochter, 
Prozeßordnung vorgeſchrieben. 
$. 492. Der Hypothekengläubiger kann fein befonders 
Recht auf die verpfändete Sache auch gegen einen gelben 
dritten Beſitzer derſelben ausüben. Beſitzer, 
$. 493: Gegen einen im Hypothekenbuche ein- _. 
getragenen Gläubiger kaun Niemand mit dem Vor⸗ 
wande, daß er redlicher Beſitzer, und ihm von dem 
Anſpruche nichts bekannt geweſen fen, ſich ſehuͤtzen. 
$. 494. Auch bat der Gläubiger, wenn gleich 
die Sache ſich in den Händen eines dritten Beſitzers 
befindet, dennech die freie Wahl: ob er sogleich an 
ieſe, oder zuerſt an die Perſon ſeines Schuldners 
ſich Halten wolle, 5 
8 495. Auch wenn er letzteres wählt, bleibt ihm 
dennoch ſein Recht auf die Sache, ſo lange er w 
em 
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dem Schuldner noch nicht wollftändig befriedigt wor⸗ 
den, vorbehalten. 


5) Drds H. 496. Durch die bloße Einwilligung des Hypo? 


zu thefengläubigers in die Veräußerung oder weitere 

zechte der Verpfändung der Sache an einen Dritten, wird das 
zinel gor, Rech deſſelben in nichts geändert. 

derungen. §. 497. Soll alſo, durch die Erklärung des 

Glaͤubigers, eine fpäter eingetragene Poſt den Bor? 

zug vor der Forderung deſſelben erhalten: ſo muß 

dieſes Vorzugsrecht ſchriftlich eingeraͤumt, und im 
Hypothekenbuche vermerkt werden. 

S. 498. Iſt der Vermerk unterblieben: fo ſteht 


die Erklarung des Gläubigers zwar ihm und ſeinen 


Erben, nicht aber einem dritten Inhaber der For⸗ 
derung, entgegen. 

9. 499. Was zu beobachten ſey, wenn eine 
Frauensperſon der Forderung eines Andern das Bor? 
zugsrecht vor der ihrigen eingeraͤumt, iſt im Titel von 
Buürgſchaften beſtimmt. (Tit. 14. H. 230.) 

8. 500. An und fuͤr ſich wird alſo, wenn eine 
Sache mehreren zur Hypothek verſehrieben, und zu 
ihrer aller Befriedigung unzureichend iſt, das Por 
zugsrecht unter ihnen lediglich nach der Ordnung der 
geſchehenen Eintragung beſtimmt. 

$. sor. Was der Richter zu thun habe, wenn 
mehrere Poſten um eine und eben dieſelbe Zeit zur 
Eintragung angemeldet werden, und wie alsdann die 
Folge derſelben zu beſtimmen ſey, iſt in der Hypo⸗ 
thekenordnung vorgeſchrieben. 

9. 502. Hat der Richter bey Befolgung dieſer 
Vorſchriften gefehlt: fo bleibt es dennoch bey der im 
Hypothekenbuche einmal angenommenen Folgeord⸗ 
nung. 
§. 303. Derjenige aber, welcher durch ein ſol 
ches Verſehen des Richters gefahrdet worden, 51 
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von dieſem, jedoch nur unter den §. 451, 432. veſt⸗ 
geſetzten Beſtimmungen, Sehadloshaltung fordern. 

F. Jog. Bey eintretender Unzulänglichkeit einer 
Meßrern zur Hypothek verſchriebenen Sache, haben 
nur zweijährige Zinſenrückſtände mit der Hauptfor⸗ 
derung gleiche Rechte. 5 

$. 505. Aeltere Zinſenrückſtände muͤſſen ſͤmmt⸗ 
lcchen übrigen auch bloß perſonſichen Capitalsſchul⸗ 
den nachſtehen. e Erengat 

g. 506. Wie weit, hey entſtandenem Concurs⸗ 
oder Liquidations Prozeſſe, die fortlaufenden Zin⸗ 
fen der eingetragenen Hopotheken aus den Nutzun⸗ 
gen der verpfau Sache berichtiget werden muͤſ⸗ 
fen, beſtimmt die Concursordnung, } 

$. 507. Eben daſelbſt iſt vorgeſchrieben, wie 
weit in einem ſolchen Falle die vorräthigen Beſtän⸗ 
de den eingetragenen Gläubigern, oder zur geſamm⸗ 
ten Concursmaſſe, gehören. 

$. 508: Nach eben dieſen Vorſchriften muß bes, 
ſtimmt werden, wenn bloß im Wege der Execution, 
mehrere Gläubiger ſich an die vorraͤthigen Beſtände 
halten wollen, in wie fern das Vorrecht der einge⸗ 
tragenen Gläubiger ſich auf dieſelben erſtrecke. 

$. Fog. Die Koſten, welche bey einem entſte⸗ 
henden Concurs- oder Liquidations⸗Prozeſſe auf die 
Veräußerung des verſchriebenen Grundſtuͤcks verwen⸗ 
det worden, müffen von dem dafür geloͤſeten Kauf 
gelde vorweg abgezogen werden. 5 

$. 510. Dagegen muß im Coneurſe, auch der 
Hypothekengläubiger die Koſten zur — a ſei 
nes Anſpruchs gegen feine Mitglaubiger ſelbſt tragen. 

F. 511. So weit der Gläubiger über die ein⸗ ) Bun 
getragene Forderung ſelbſt verfügen kann, ſo weit Sean 
iſt er auch die dafür beſtellte Hypothek einem An⸗ piärsun: 
dern abzutreten und zu verpfaͤnden berechtigt el. 


Anh. 
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Anh. F. 53 Doch kann dem Eeffionerius einer mit 
+ Eonfens des Schuldners eingetragenen hypothekariſchen 
Schuldverſchreibung ein wider den Cedenten zuſtehen⸗ 
der, vor der Ceſſion entſtandener, Einwand der Compen⸗ 
ſation, nur alsdann mit rechtlichem Effeote entg geuge⸗ 
ſetzt werden, wenn dleſer Einwand im Hypothekenbuche 
vermerkt, oder dem Ceſſionarlus ſonſt bekannt ge⸗ 
weſen iſt, und ein Gleiches findet Statt, wenn Je- 
menden eln lub refervato dominio eingetragenes 
rückſtändiges Kaufgeld cedtet worden, welches der Käu⸗ 
fer deshalb zu agnoſelren oder zu bezahlen verwelgert, 
weil er Einwendungen hat, die aus einem im Kauf⸗ 
contracte enthaltenen Verſprechen des Verkäufers ent 
fpringen, 

$. 512. Was bey Ceſſionen eingetragener For⸗ 
derungen Rechtens ſey, iſt im Eilften Titel vorge⸗ 
ſchrieben. (Tit. 11. Abſchn. 3.) 

H. 513. Die Eintragung einer gehörig geleiſte⸗ 
ten Ceſſton in das Hypothekenbuch iſt zur Gultigkeit 
des Geſchäfts nicht nothwendig. 

9. 514. Hat jedoch der Ceſſionarius die Eine 
tragung zu ſuchen verabſaumt: fo muß er die daraus 
entſtehenden nachtheiligen Folgen, in den durch die 
Hypothekenordnung näher beſtimmten Fällen, wider 
ſich gelten laſſen. 

S 515. Bey Verpfaͤndungen eingetragener Hy⸗ 
potheken finden zuvoͤrderſt die allgemeinen Vorſchriften 
von Verpfändungen ausſtehender Forderungen über⸗ 
haupt Anwendung. (S. 280. (ad. 

$. 516, Außerdem gilt, wegen der Eintragung 
ſolcher Verpfändungen, alles das, was vorſtehend 
wegen der Ceſſionen verordnet iſt. (5. 513. und 514. 

$. 517. Die Koſten der Verpfaͤndung und i 
rer Eintragung muß, im Mangel beſonderer Vera! 
redungen, der Verpfander tragen. 


9. 515. 
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F. 518. Die Koſten einer Ceſſion und deren 
Eintragung müſſen, wenn nichts Beſonderes vers 
abredet iſt, von dem Cedenten und Ceſſtonario zu 
gleichen Theilen getragen werden. 

$. 519. Hat jedoch der Schuldner wegen ge⸗ 
ſchehener Auffündigung ſich um einen andern Glaͤu⸗ 
biger beworben: ſo muß, wenn nicht ein Anderes 
verabredet iſt, der Schuldner die Ceſſions⸗ und Ein⸗ 
tragungskoſten entrichten. 


$. 520. So weit der Anſpruch, für welchen e) det 
die Hypothek beſtellt worden, getilgt wird, fo weit Chun 


erlöſcht zwar in der Regel auch das dingliche Recht 
des Glaͤubigers; 

$. at. Der Schuldner iſt daher auch befugt, 
auf die Loͤſchung der getilgten Poſt im Hypotheken⸗ 
buche, nach Vorſchrift der Hypothekenordnung, an⸗ 
zutragen. ö 

$. 522. Unterläßt er es aber: fo kann er die 
Verhandlungen eines Dritten, worin derſelbe mit 
dem eingetragenen Gläubiger redlicher Weiſe, auf 
den Glauben des Hypothekenbuchs, unter Beobach⸗ 
tung der geſetzlichen Vorſchriften, ſich eingelaſſen bat, 
zum Nachtheile dieſes Dritten nicht anfechten. 

§. 523. Will daher der Schuldner, welchem 
der Gläubiger feinen Conſens in die Löſchung der 
eingetragenen Poſt verſagt, gegen alle dergleichen 
Verfügungen des Gläubigers ſich decken: jo muß 
er, bis zum Austrage der Sache, ſeinen Wider⸗ 
ſpruch dagegen im Hypothekenbuche vermerken laſſen. 

§. 524. Durch eine gehörig erfolgte Loͤſchung 
wird das dingliche Recht des Gläubigers aufgeho⸗ 
ben; auch wenn der Anſpruch ſelbſt, für welchen 
es beſtellt worden, noch nicht gerilge ware. 

9. 525. Die Einwilligung des Gläubigers in die 
Löſchung ift alſo zum Beweiſe, daß die Schuld ſelbſt 
getilgt ſey, für ſich allein noch nicht hinreichend. 5 

. 526. 
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§. 526. Iſt die Loͤſchung einer eingetragenen 
Poſt zur Ungebühr erfolgt: ſo verliert zwar der 
Glaͤubiger dadurch noch nicht ſein aus der Eintra⸗ 
gung erhaltenes dingliches Recht; 
F. 527. Doch kaun er davon zum Rachtheile 
derjenigen, welche ſich erſt nach erfolgter Loͤſchung 
haben eintragen laſſen, keinen Gebrauch machen. 

§. 528. Hingegen können diejenigen, welche 
zur Zeit der Loͤſchung ſchon eingetragen waren, bat“ 
aus keinen Vortheil ziehen. 

§. 529. Wohl aber kommt eine ſolche Loͤſchung 
denjenigen zu ſtatten, welehe ſich eine nachſtehende 
ſchon vorher eingetragene Forderung, erſt nach er⸗ 
folgter Loͤſchung, abtreten oder verpfaͤnden, und die 
Ceſſion oder Verpfaͤndung im Hypothekenbuche has 
ben vermerken laſſen. 

H. 530. Glaͤubigern, die ſich gar nicht haben 
eintragen laſſen, kommt gezen den Inhaber einer 
eingetragen geweſenen Forderung, deren zur Unge⸗ 
buͤhr erfolgte Loͤſchung nicht zu Hatten. 

§. 531. Wegen alles aus einer ungebuͤhrlichen 
Loſchung wirklieh entſtehenden Schadens, bleibt dem 
Hypothekengläubiger der Regreß an denjenigen, durch 
deſſen Schuld ſelbige geſchehen iſt, vorbehalten. 

8. 332. Die Koſten der Loſchung iſt, im Man⸗ 
gel beſonderer Verabredungen, der geweſene Schuld⸗ 
ner, oder wenn alsdann die Sache in den Händen 
eines dritten Beſitzers ſich befindet, dieſer, mit Vor⸗ 
behalt der Ruͤckforderung von dem Schuldner, zu 
tragen verpflichtet. 

Aub, F. 54. Auch müͤſſen die Koſten einer über eile 
hypothekarlſche Forderung auszuſtellenden Quittung 
auf deren Grund die Löſchung erfolgen kann, von 
dem Schuldner getragen werden, 


N . §. 33. 
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F. 533. Hat der dritte Beſitzer die Hypothe⸗ 
kenſehuld ausdrücklich mit übernommen: fo. kann er, 
wenn nichts Beſonderes verabredet iſt, die Loͤſchungs⸗ 
koſten von dem geweſenen Schuldner nicht zurüͤck⸗ 
fordern. 

F. 534. So lange eine im Hypothekenbuche 
eingetragene Forderung nicht wieder gelöͤſcht wor⸗ 
den, ſo lange kann die Verjährung derſelben nicht 
angefangen werden. a 1 

§. 535. Doch findet das, was desfalls von 
Pfändern verordnet iſt, auch bey Hypotheken An⸗ 
wendung. (S. 246. 247. 248.) 


Zweiter Abſchnikt. 
Vom Zuruͤckbehaltungsrechte. 


6. 536. Das Zurückbehaltungsrecht beſteht in 
der Befugniß des Inhabers einer fremden Sache, 
ſelbige fo lange in feiner Gewahrſam zu behalten, bis 
er wegen ſeiner Gegenforderung befriedigt worden. 
HS. 537. Dieſes Recht ſetzt alſo voraus, daß der⸗ 
jenige, welcher es ausüben will, redlicher Weiſe 
zum Beſitze der Sache gelangt ſey; und nach Ber 
ſchaffenheit feines Titels, den Beſitz wieder zu raͤu⸗ 
men, an und für ſich verpflichtet ſeyn wurde. 

H. 538. Der unredliche Beſitzer einer Sache 
kaun ſich das Zurückbehaltungsrecht darauf niemals 
anmaßen. 7 

H. 539. Die Forderung, wegen welcher das Zu⸗ 
räckbehaltungsrecht ausgeübt werden ſoll, muß in 
Anſehung der Sache ſelbſt, oder aus dem Gefchäfte, 
vermoͤge deſſen dieſelbe in die Hande des Beſihers 
gekommen iſt, eneſtanden ſeyn. a 

$. 540. Sie muß zu eben der Zeit, wenn die 
Rückgabe der Sache erfolgen ſollte, fällig en. 

. SAL, 


496 Erſter Theil. Zwanzigſter Titel. 
. a 

$. 541. Sie muß wenigſtens fo weit beſchei⸗ 
nigt ſeyn, als nach den Geſetzen zur Anlegung er 
nes Arreſts erforderlich iſt. 

H. 542. Unter vorſtehenden Erforderniſſen 
(F. 539. 540. 541.) kaun auch der Inhaber einer 
Capitalsſumme, wegen einer an den Eigenthümer 
derſelben ihm zuſtehenden Gegenforderung, ſelbſt 
alodaun, wenn ihm ſonſt das Compenſakionsrecht 
nicht zuſtehen würde, das Zurückbehaltungsrecht 
ausüben. (Tit. 16. Abſchn. 6.) 

F. 543. Wegen Forderungen, die auf die 
Sache, oder auf das Geſchaft keine Beziehung haben, 
finder das Zuruͤckbehaltungsrecht in der Regel nicht 
Statt. (Tit. 14. $. 79. Tit. 20. $. 172. 173.) 5 

§. 544, Ausnahmen von dieſer Regel müffen 
durch ausdrückliche geſetzliche Vorſchriften begründet 
ſeyn. 3 
$. 545. Wem das Zuruͤckbehaltungsrecht zu⸗ 
kommt, der muß gegen feinen die Sache wieder ⸗ 
fordernden Schuldner, im Beſitze derſelben bis zu 
‚feiner erfolgten Befriedigung geſchuͤtzt werden. 

$. 546. Gegen einen Dritten, der die Raͤu⸗ 
mung des Beſitzes zu verlangen an ſich befugt iſt, 
kann das Zurückbehaltungsrecht in der Regel nicht 
ausgeübt werden. 

$. 547. Entſpringt jedoch die Forderung des 
Inhabers aus einer zum Nutzen der Sache geſche⸗ 
benen Verwendung: ſo ſteht das Zuruͤckbehaltungs⸗ 

recht dem Inhaber gegen einen jeden zu, der mit 
dem Beſitze der Sache, zugleich den Vortheil aus 
dieſer Verwendung überfommen würde. 

§. 548. Doch muß in einem ſolchen Falle der 
Vortheil, welcher durch die Verwendung geſtiftet 
worden, noch wirklich vorhanden ſeyn. 


§. 349 
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6. 549. Auch kann dieſes Recht nur, nach Ver⸗ 
haͤltniß des wirklich noch vorhandenen Vortheils, gegen 
die verwendete Summe aus geuͤbt werden. 

$. 550. Iſt alſo auf die Sache mehr verwendet 
worden, als der davon noch vorhandene Vortheil 
werth iſt: fo beſtimmt nur der Betrag des letztern die 
Summe, nach deren Höhe dem Juhaber das Zurück⸗ 
behaltungsrecht gegen einen Dritten zukommt. 

$. 551. So lange jedoch über den Betrag der 
nach obigen Grundſatzen ($. 548. 549) dem Inha⸗ 
ber zukommenden Forderung zwiſchen ihm und dent 
Dritten noch geſtritten wird: kann der Inhaber ſich 
des Zurüuͤckbehaltungsrechts auf den ganzen Betrag 
ſeiner Verwendung bedienen. 

§. 552, In allen Fällen, das Zuruͤckbehal⸗ 

tungsrecht mag gegen den Schuldner oder einen 
Dritten ausgeuͤbt werden; erſtreckt ſich daſſelbe nur 
fo weit, als es zur Deckung des dem Inhaber zus 
kommenden Anſpruchs erforderlich iſt. 

$. 553. Ueberſteigt alſo der Werth der Sache 
den Betrag der Forderung: ſo kann der Inhaber 
nur einen verhaͤlcnißmaͤßigen Theil der Sache zu⸗ 
rüͤckbehalten. © 

$. 554. Iſt die Sache untheilbar: fo ſteht dem 
Rüͤckforderer ſrey, darauf anzutragen, daß ſelbige, 
auf Gefahr und Koſten des Unterliegenden, in ge⸗ 
richtliche Verwahrung genommen werde. 

$. 555. Kann der Ruckforderer für den Ber 
trag des Anſpruchs annehmliche Sicherheit beſtellen: 
ſo iſt er auf Herausgabe der ganzen untheilbaren 
Sache anzutragen berechtigt. 

$ 556. Ueberhaupt ıft in allen Fällen, wo die 
Forderung, wegen welcher das Zurüͤckbehaltungsrecht 
ausgeubt werden ſoll, noch beſtritten wird, der 
Inbaber ſchulvig, die Sache dem Rückforderer ges 

Augein. Land, u. Band, i gen 
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gen Beſtellung einer dergleichen annehmlichen Sr 
cherheit herauszugeben. 

F. 557. Iſt aber die Forderung klar: fo kann 
der Inhaber nur gegen wirklich erfolgende Befrie⸗ 
digung zur Herausgabe der auch uncheilbaren Sa⸗ 
che angehalten werden. 

§. 558. So lange ſich der Inhaber vermoͤge 
des Zurückbehaltungsrechts im Beſitze der Sache 
beſindet, hat er wegen der Verwahrung, des Ge⸗ 
brauchs, und der Verwaltung derſelben, alle Ob⸗ 
liegenheiten eines Pfandinhabers. 

5. 559. Durch die Verabfolgung der Sache, 
auf welche das Zuruͤckbehaltungsrecht Jemanden zu⸗ 
ſteht, geht dieſes Recht verloren. 

F. 560. Auch durch eine Proteſtation bey der 
Ablieferung der Sache an den Schuldner, oder 
einen Dritten, wird dieſes Recht nicht erhalten. 

b. 551. Iſt aber der Inhaber dureh Gewalt 
oder Liſt des Beſitzes entſetzt worden: ſo verbleibt 
ihm fein Recht, und er kaun auf Wiedereinräu⸗ 
mung des Befiges gegen den Entſetzenden anfragen. 

$. 562. Wird die Sache dem Inhaber von den 
Gerichten abgefordert: fo bleibt ihm fein Recht ſo 
lange vorbehalten, als dieſelbe, oder ihr Werth / 
in gerichtlicher Verwahrung ſich befindet. 

$. 563. Geſchieht aber die gerichtliche Abfor⸗ 
derung der Sache zu dem Ende, damit dieſelbe 
einem Andern zum Beſitze übergeben werder TO 
kann der Inhaber fein Zuruͤckbehaltungsrecht daran 
nur durch eine Proteftation decken. ER: 

$. 564. Diefe Proteftation muß ſpaͤteſtens bin 
nen Acht Tagen, nach geſchehener Ablieferung, bey 
den Gerichten ſelbſt eingelegt werden. 

F. 565. Durch eine ſolche Proteſtation erhält 
ſich der Berechtigte die Befugniß, auf Wieder. 

raͤu⸗ 
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räumung des Beſitzes der Sache, oder auf Nies 
derlegung derſelben in gerichtliche Gewahrſam an⸗ 
zutragen. 

$. 566. Iſt aber Concurs über das Vermoͤ⸗ 
gen des Schuldners entſtanden: fo höre das Zurück⸗ 
behaltungsrecht auf; und der, welchem felbiges bei⸗ 
gewohnt hat, erlangt dadurch vor andern Gläͤubi⸗ 
gern keinen Vorzug. 

$. 557. Von dem Zurückbehaltungsrechte der 
Wittwen und Allodialerben eines Lehn oder Fidei⸗ 
commiß ⸗Beſitzers iſt das Erforderliche gehörigen 
Orts vorgefchrieben. (Tit. 18. H. 600, 601. Th. 2. 
Tit. 4. Abſchn. 3.) 


Dritter Abſchnitt. 


Vom Vorkaufs-Naͤher⸗ und Wieder 
kaufsrechte. 


$. 568. Das Vorkaufsrecht iſt die Befugniß, Begriff; 
eine von dem Eigenthuͤmer an einen Dritten ver⸗ 
kaufte Sache, unter den Bedingungen des geſchloſ⸗ 
ſenen Kaufs, oder unter gewiſſen im voraus bes 


ſtimmten Bedingungen, käuflich zu ubernehmen 


$. 569. Ein durch Vertrag oder letztwillige Perſön⸗ 
Verordnung beſtelltes Vorkaufsrecht, it in der Re⸗ ches aud 
gel nur ein perſönliches Recht, wodurch nue der 
gegenwärtige Eigenthümer und deſſen Erben ver⸗ 
pflichtet werden. 
F. 570. Die Eigenſchaft eines dinglichen Rechts Wel ce 
erlangt daſſelbe, bey unde wegltahen Sachen, erſt kurs 
durch die Eintragung in das Hppothekenbuch. recht. 
„571, Zu dieſer Eintragung bedarf es, wenn 
das Recht einmal gültig beſtellt worden, keiner be⸗ 
ſondern Einwilligung des Eigenthümere. 
$. 572, Auf bewegliche Sachen kanu ein Bars 
kaufsreche, in der Eigenschaft eines dinglichen Rechte, 
Jia durch 
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durch Vertrag oder letztwillige Verordnung gar 
nicht beſtellt werden. 

$. 573. Ein aus dem Geſetze unmittelbar ent⸗ 
ſpriugendes Vorkaufsrecht hingegen verpflichtet jeden 
Beſitzer, auch ohne Eintrapung. 

9 574. Beruht jedoch der Grund, warum 
eine unbewegliche Sache dieſem Rechte unterworfen 
iſt, darauf, weil derſelben die Lehns , die Erbzins⸗ 
oder eine andere dergleichen Eigenſchaft beiwohnt: 
fo muß wenigſtens dieſe Eigenſchaft in dem Hypo- 
thekenbuche vermerkt ſeyn. 

ien . 575. Das Vorkaufsrecht kann in der Regel 

übung die nur bey wirklichen Verkäufen, nicht aber bey ans 

1 dern Arten der Veräußerung, ausgeuͤbt werden. 

det oder $. 576. Doch iſt die Angabe an Zahlungsſtatt, 

nicht. ingleichen jede Veraͤußerung des zum Eigenthume 
gehörenden Nutzungsrechts, welche gegen baaves 
Entgeld geſchiehet, in dieſer Ruͤckſicht einem wirk⸗ 
lichen Verkaufe gleich zu achten. 

F. 577. Wenn es zweifelhaft iſt, ob eine Ver⸗ 
aͤußerung für einen Kauf, oder für Tauſch, Schen⸗ 
kung, oder ein anderes dergleichen Geſchaͤſt zu achten 
fen: fo wird im zweifelhaften Falle gegen den Kauf 
vermuthet. 

§. 578. Iſt der Kauf unter einer ſolchen Haupt⸗ 
bedingung geſchloſſen, die kein anderer, als der ger 
genmärtige Käufer, erfüllen kann: fo bleibt das 
Vorkaufsrecht außer Anwendung. 5 

H. 579. Nebenbedingungen, die einer Schar 
tzung nach Gelde fähig find, ſchließen den Vorkaufs⸗ 
berechtigten, der dieſe Schätzung noch über das 
vorbedungene Kaufgeld zu entrichten erboͤtig iſt, 
nicht aus. 

§. 580. Auf Nebenbedingungen, die, als 
Vertrage betrachtet, gar keine Verbindlichkeit zur 
Erfüllung bey ſich führen, wird, zum We 

2 ei 
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des Vorkaufsberechtigten, keine Rüͤckſicht genom⸗ 
men. (Tit. F. §. 51. 70 — 73.) 
§. 381. Die Bedingung, den Verkäufer zu 
verpflegen, iſt für eine ſolche, wodurch das Vor⸗ 
kaufsrecht ausgeſchloſſen wird, zu achten. 
§. 582. Iſt aber die Verpflegung auf gewiſſe 
Summen oder Quantitäten von Naturalien, obne 
Rückſicht auf perſoͤnliche Verbindlichkeiten oder Ver⸗ 
bäftniffe des Verpflegenden, beſtmmt: fo kann der 
Berechtigte, gegen Uebernehmung eben dieſer Praͤ⸗ 
ſtationen, ſein Vorkaufsrecht ausüben. 
F. 583. Auch eine andere unbeſtimmt verſpro⸗ 
chene Verpflegung ſchließt den Vorkauf nicht aus, 
wenn der Verkäufer ausdruͤcklich erklaͤrt, daß er 
dieſe Verpflegung auch von dem Vorkaufsberechtig ⸗ 
ten annehmen wolle. 
§. 584. Das Vorkaufsrecht findet nicht Statt, 
wenn der Beſitzer die Sache feinen nächften geſetzli⸗ 
chen Erben noch unter Lebendigen käuflich uͤberläͤßt. 
$. 585. Außer dieſen Fällen kann das Vorgeben 
einer beſondern Zuneigung des Verkaͤufers gegen den 
Käufer, den Vorkaufsberechtigten an der Ausübung 
feines Rechts nicht hindern. 
H. 586. In vorſtehenden Fällen ($ 578. 58 r. 
584.) ruht die Befugniß des Vorkaufsberechtigten, 
in fo fern ihm ſelbige unmietelbar aus dem Geſetze, 
oder als ein dingliches Recht zukommt, nur für den 
gegenwärtigen Fall; und kann bey dem nächſtfol⸗ 
genden Verkaufe, bey welchem keines von dieſen 
Hinderniſſen eintritt, wieder ausgeübt werden. 1 
$. 587. Sind Mehrere zum Vorkaufe berechtigt Ha 
und erbörigs fo hat der, deſſen Beſugniß unmittel- reter Bor⸗ 
bar aus dem Geſetze entſpringt, vor den ubrigen er 
den Vorzug. unter ein⸗ 
b. 588. Entſteht bey Allen das Vorkaufsrecht ander. 
unmittelbar aus dem Gefege: fo geht der Miteigen⸗ i 
thüͤmer 
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thuͤmer dem Verwandten, dieſer dem Obereigen⸗ 
chuͤmer, und der Obereigenthuͤmer allen übrigen ge 
ſetzmaßig Berechrigten vor. 

H. 889. Eneſteht bey allen das Vorkaufsrecht 
aus Willenserklärungen; ſo ſteht der nur perfönfi 
Berechtigte demjenigen nach, der fein Vorkaufsrecht 
bat eitteragen laſſen. 

$ 890. Unter mehreren Eingetragenen entſchei⸗ 

det auch hier die Erſtigkeit des Eintragungsgeſuchs. 

9, 591 In welcher Ordnung das Vorkaufs⸗ 
recht, ſo weit es ein Familienrecht iſt, von mehrern 
dazu berufenen Mitgliedern der Familie ausgeubt 
werde, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2. Tit. 4. 
Abſchn. 4.) 

H. 592. Kann der Vorzug unter mehrern ſich 
meldenden Berechtigten, nach obigen Vorſchriften 
(. 5873919 nicht entſchieden werden: fo haͤngt 
es von der Wahl des Verkaufers ab, welchem unter 
ihnen er den Vorkauf vorzüglich geſtatten wolle. 

§. 533 Kann oder will der Verkaͤufer ſich dar⸗ 
uber nicht erklaren: fo entſcheidet das Loos. 

9. 89,4, Das Vorkaufsrecht kann Andern, die 
für ſich ſelbſt dazu nicht befugt find, nicht abgetre⸗ 
ges ten werden. 
werden §. 395. Aeußere ſich ein ſcheinbarer Verdacht, 
aa daß der Berechtigte den Vorkauf bloß unter ſeinem 
= Namen zu Gunſten eines andern Unberechtigten 

ausüben wolle: fo ſteht dem Käufer frey, auf rich⸗ 
terliche Unterfuchung und Entſcheidung darüber an⸗ 
zutragen, und zum Beweiſe einer ſolchen Simüla⸗ 

„tion auch der Eideszuſchiebung ſich zu bedienen. 
ur $ 595. Das aus Willenserklärungen entſte⸗ 
vbegebe. bende Vorkaufsrecht geht nur unter denjenigen Um⸗ 

ſtaͤnden, wo es beim Wiederkauſsrechte verordnet 
iſt, auf die Erben über (Tit. 11,5, 314—318.) 
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$. 597. Wer ſich feines Vorkaufsrechts einmal Hager 
ohne Vorbehalt begeben hat, kann ſelbiges in der duns des 
Folge nicht mehr ausüben, BR, 
§. 598. Iſt jedoch die Begebung nur in un⸗ rechts. 
beſtimmten Ausdrucken geſchehen, und das im Hy⸗ 
pothekenbuche eingetragene Vorkaufsrecht nicht ge⸗ 
loͤſcht worden: ſo bleibt daſſelbe dem Berechtig⸗ 
ten auf kuͤnftige Fälle dennoch vorbehalten. 
§. 599. Iſt das Vorkaufsrecht Jemanden auf 
eine gewiſſe Zeit beigelegt: ſo wird vermuthet, daß 
dieſe Zeitbeſtimmung nur zu Gunſten des Beſitzers 
der dem Vorkaufe unterworfenen Sache beigefügt ſey. 
§. 600. Das Vorkaufsrecht erloͤſcht alſo, wenn 
der Berechtigte daſſelbe binnen der geſetzten Friſt nicht 
bat ausüben koͤnnen oder wollen. 
H. 601. Erhellet aber, daß die Zeitbeſtimmung 
zu Gunſten des Berechtigten beigefügt fey: fo iſt 
der, Beſitzer nicht befugt, demſelben durch einen 
fruͤhern Verkauf, deſſen Bedingungen er nicht er⸗ 
füllen kann oder will, fein Recht zu vereiteln. 5 
$. 602. Wer das ihm noch zukommende Vor- Panel 
kaufsrecht ausüben will, muß alle die Bedingungen Helech⸗ 
erfüllen, wozu der erſte Käufer fich verpflichtet. HIER 
§. 603. Dies gilt beſonders auch von den 
wegen Zahlung, oder Sicherſtellung und Verzinſung 
des Kaufpreiſes, getroffenen Verabredungen. 
H. 6og. Dagegen ift der erſte Känfer nicht 
befugt, nach einmal geſchehener Bekanntmachung, 
das in dem wirklich geſchloſſenen Vertrage verab⸗ 
redete Kaufgeld zum Nachtheile des Vorkaufsbe⸗ 
rechtigten zu erhohen. . 
$. 605. Iſt ein gewiſſer Preis, für welchen 
die Ausübung des Vorkaufsrechts Statt finden 
ſolle, durch Vertrag oder letztwillige Verordnungen 
im Voraus beſtimmt: fo hat es dabey in Anſehung 
beider Theile ſein Verwenden! Sr 


304 Erſter Theil. Zwanzigſter Titel. 
—̃ä———— —ͤ——h 


$. 606. Ob und was in dieſem Falle der Vor⸗ 
kaufsberechtigte, außer dem im Voraus beſtimmten 
Kauſpreiſe, für gemachte Verbeſſerunnen zu vergl” 
ten ſchuldig ſey, iſt nach den beim Wiederkaufe vor 
geſchriebenen Regeln zu beſtimmen. (Tit. 11. H. 303. 
304. 305.) 

H. 607. Iſt die mit dem Vorkaufsrechte bela 
ſtete Sache, wit einer andern zugleich, für einen 
und eben denſelben unzertrennten Preis verkauft 
worden: fo muß der Berechtigte ſich auch dieſe Be⸗ 
dingung gefallen laſſen, oder von dem Vorkaufe 
abſtehen. » 

Beinen, §. 608. Der Berfäufer der mit dem Vorkaufs⸗ 

Verpfich⸗ rechte belaſteten Sache iſt ſchuldig, dem Berechtig⸗ 

teten. ten von dem Abfchluffe des Kaufs Nachricht zu ger 
ben, und ihm eine getreue Abſchrift der Punkta⸗ 
tion zuzuſtellen. 

$. 609. Der Berechtigte muß feine Erklarung 
darüber, bey Verluſt feines Rechts in Anſehung 
beweglicher Sachen, binnen derjenigen Friſt abge 
ben, weiche die Geſetze bey Vertragen zur Aunah⸗ 
me eines geſchehenen Antrags beſtimmen. (Tit. 5. 
§. 94 — 101.) 

Bekannt F. 610. Bey Grundſtuͤcken und Gerechtigkeiten 

machung. muß dieſe Erklarung binnen Zwey Monathen von 
dem Tage an abgegeben werden, wo die Bekannt⸗ 
machung des geſchloſſenen Kaufs, und der Bedingun⸗ 
gen deſſelben, dem Berechtigten zugeſtellt worden. 

H. 611. In allen Fällen, wo das Vorkaufs⸗ 
recht die Eigenſchaft eines dinglichen Rechts hat, 
muß die Bekanntmachung gerichtlich, oder durch 
einen Motarium, geſchehen. 

$. 612. Bey Berechtigten, deren Aufenthalt 
unbekannt iſt, tritt ein offenes Patent an die Stelle 
der beſondern Bekanntmachung. 


9. 61g. 
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$. 613. Dergleichen Patent kann jedoch nur 
unter denjenigen Umſtaͤnden und Maaßgaben bewil⸗ 
ligt werden, unter welchen die Edictalcitation eines 
rnit Beklagten nach der Prozeßordnung Statt 

det. 

$. 674, Das Patent muß an gewoͤhnlicher 
Gerichtsſtelle angeſchlagen, auch den Zeitungen und 
Intelligenzblaͤttern der Provinz, bey beweglichen 
Sachen Einmal, bey unbeweglichen aber Dreimal, 
einverleibt werden. 5 

$. 615. Bey gerichtlichen Verkaufen muß der 
anſtehende Bietungstermin dem Berechtigten auf 
vorſtehende Art §. 611 — 614, beſonders bekannt 
gemacht werden. 

$. 616. Zu dieſem Falle muß der Berechtigte 
feine Erklärung: ob er die Sache für das darauf 
gefallene hoͤchſte Gebot übernehmen wolle, im Bie⸗ 
kungstermine ſelbſt, bey Verluſt feines Rechts, ab⸗ 
geben. ) 620. 

§. 617. Wer nur ein perfönliches Vorkaufs⸗ 
recht, und ſelbiges bey dem Richter nicht angemel⸗ 
der hat, kann ſich nicht beſchweren, wenn er zu 
dem gerichtlichen Verkaufe nicht beſonders vorgela⸗ 
den worden. 

9. 618. So lange der Berechtigte ſich uͤber die 
Ausübung feines Rechts noch nicht erklärt hat, koͤn⸗ 
nen der Verkäufer, und der erſte Käufer, mit 

gegenſeitiger Einwilligung von dem Kaufe wieder 
zuruͤcktreten. 

8. 619. Doch müffen fie den Berechtigten, we⸗ 
gen der in der Zwiſchenzeit etwa gemachten Vorkeh⸗ 
rungen zur Ausübung ſeines Rechts, ſchadlos halten. 

$. 620. Dagegen koͤnnen der Verkaͤufer, und 
der erſte Käufer, nach einmal geſchehener Bekaunt⸗ 
machung, in den Bedingungen des Contracts, zum 
Nachtheile des Berechtigten, nichts mehr har 

. 621. 
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H. 621. Nur allein, wenn der Verkaͤufer dem 
erſten Käufer einen Theil des Kaufgeldes ohne ber 
ſondere Sicherheit creditirt hat, kann er dafür von 
dem, welcher den Vorkauf ausüben will, hinlang* 
liche Sicherheitsbeſtellung fordern. 

$. 622. Ein Gleiches gilt auch von andern Br 
dingungen des Contracts, deren Erfüllung, aus pet” 
fönlichen Vertrauen gegen den Käufer, nicht durch 
beſondere Sicherheit gedeckt iſt. 

$. 623. Wenn der Berechtigte ſich einmal er“ 
klaͤrt hat, den Vorkauf ausüben zu wollen: fo wir 


der erſte Käufer von feiner. Verbindlichkeit frey. 


H. 624. Wenn alſo der Berechtigte die Bedin⸗ 
gungen nicht erfüllen kann; und der erſte Käufer den 
Kauf nicht halten will: fo haftet jener dem Verkau⸗ 
fer für allen ihm daraus eutſtehenden Schaden. 

H. 625. Will aber der erſte Käufer bey dem 
Kaufe ſteßen bleiben: fo kann der Berechtigte den 
Vorkauf gegen den erſten Käufer nicht ferner aus⸗ 
üben, wenn er auch in der Zwiſchenzeit in den Stand, 
die Bedingungen zu erfüllen, gelangt wäre, 

§. 626. Wer ein bloß perfünliches Vorkaufs⸗ 
recht hat, kann die ohne fein. Vorwiſſen verkaufte 
Sache, wenn dieſelbe dem Käufer einmal uͤbergeben 


lieberga, worden, von demſelben nicht zurückfordern. 


nen Drik: 
ten 

bey dem $ 
du ſätlieh, und in der Abſicht, das Recht des Vorkaufs⸗ 


or 
Taufs⸗ 
vechte, 


$. 627. Wohl aber kann er von dem Verkaͤu⸗ 
fer Schadloshaltung fordern. 
$. #28. Wenn erhellet, daß der Berfänfer vor 


berechtigten zu kränken, die Bekanntmachung des 
Kauſs an denfelben unterlaſſen habe? fo haftet er 
demſelben nicht bloß für den verurſachten Schaden, 
ſondern auch für den entgangenen Gewinn. 

. 629. Die Erben desjenigen, welcher das 
perfontiche Vorkaufsrecht eingeräumt hatte, haſten 
bey einem von ihuen ſelbſt ohne 7 

ge 
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geſchehenen Verkaufe, dem Berechtigten nur in fo 
ern, als fie einer Wiſſenſchaft von der durch den 
Erblaſſer ihm eingeräumten Befugniß überführt wer⸗ 
den koͤnnen. 

§. 530. Kann der Käufer überführt werden, 
vor erhaltener Uebergabe gewußt zu haben, daß einem 
Andern ein perfönliches Vorkaufsrecht zuſtehe: fo 
kann er, zum Nachtheile deſſelben, die erfolgte Ue⸗ 
bergabe nicht vorſchutzen. 

. 631. Wer ein geſetzliches oder dingliches Ben ap 
Vorkaufsrecht hat, iſt befugt, die ohne gehörige chen 
Bekanntmachung, oder vor Ablauf der geſetzmaͤßi⸗ 79 
gen Friſt, einem andern Käufer übergebene Sache ze 
von demſelben gerichtlich zurückzufordern. 

H. 632. Will der Berechtigte dieſes Recht gegen 
den Käufer und Beſitzer ausüben: fo muß er dem⸗ 
ſelben alles das, was dieſer dem Verkäufer an Kauf 
gelde bezahlt hat, ſogleich bey der Uebergabe, ohne 
Abzug entrichten. 

§. 633. Die Kaufskoſten hingegen, und was 
ſonſt bey der Beſitzveränderung an Laudemien oder 
andern Gebühren hat entrichtet werden muͤſſen, iſt 
der Ruͤckforderer zu erſtatten nicht ſchuldig. 5 

§. 634. Dagegen iſt er die von dem Käufer 
verausgabten Koſten zum Aufgebote des Guts, und 
Erlangung eines Präcluſionsurtels gegen die Real⸗ 
Prätendenten, zu verguͤten gehalten. 

$, 635. Iſt vor der Ausübung des Nückfordes 
rungsrechts das Gut ſchon weiter für einen hoͤhern 
Preis verkauft worden: fo iſt der Ruͤckforderer doch 
nur den erſten Kaufpreis zu entrichten verbunden. 

$. 636. Iſt aber der Preis, für welchen der 
gegenwärtige Beſitzer das Gut gekauft hat, niedri⸗ 
ger als der erſte: fo kommt dieſes auch dem Rüͤck⸗ 
ſorderer zu ſtatten. 


§. 637. 
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9. 637. Wegen des von dem Verkäufer etwa 
geſtundeten Kaufgeldes tritt der Ruͤckforderer, je⸗ 
doch unter der §. 62 t. 622. enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, in die Rechte und Verbindlichkeiten des er 
ſten Käufers. 

b. 638. Ein zu Gunſten des erſten Käufers 
von dem Verkäufer geſchehener Erlaß oder Eutſa⸗ 
gung kommt dem Rückforderer nicht zu ſtatten. 

$. 639. Kann der Käufer und Beſſtzer über 
führt werden, daß ihm ſowohl die Eriſtenz des Vor 
kaufs rechts, als die Perſon desjenigen, dem ſelbige 
zukam, bekannt geweſen ſey; und daß er nicht dafür 
geſorgt, daß dieſer Vorkaufsberechtigte zur Au 
uͤbung feiner Befugniß geſetzmaͤßig aufgefordert werde: 
fo iſt ein ſolcher Kaͤufer, im Verhältniffe gegen den 
Ruͤckforderer, in Anſehung der während feiner Be⸗ 
fiszeie ſich ereigneten Verbeſſerungen und Verſchlim' 
merungen der Subſtanz, einem unrechtſertigen Be⸗ 
ſitzer (Tit. 7. $. 239. 240.) gleich zu achten. 

$. 640. War dem Käufer nur uberhaupt aus 
dem Hypothekenbuche, oder ſonſt, bekannt, daß die 
Sache mit einem Vorkaufsrechte belaſtet ſey; es 
fallt ihm aber weiter nichts, als die unterlaſſene 
Beſorgung der gefegmäßigen Aufforderung derjem“ 
gen, denen dieſes Recht zuſtehet, zur Laſt, ſo wird 
ein ſolcher Käufer, ſowohl in Auſehung der Früch⸗ 
te und Nutzungen, als in Anuſehung der gema 
5 „ für einen redlichen Beſitzer all‘ 

ejehen, 3 

5 9. Gar, In Anfehung der Verſchlimmerungen 

aber muß auch ein ſolcher Beſitzer für ein mäßiges 

Verſehen haften, ö 
$. 642. Von dem Zeitpunkte an, wo der Rück; 

ſorderer feine Erklärung, von feinem Rechte Ge, 

brauch machen zu wollen, dem Beſitzer gerichtlich hat 


bekannt machen laſſen, bat auch ein ſolcher Beſißef 
(F. 640.) 


Vom Vorkaufsrechte. 509 
——— 


($. 640.), in Anſehung der Subſtanz, alle Oblie- 
genheiten eines unredlichen Beſitzers. 

$. 643. In Anſebung der Fruͤchte und Nußun⸗ 
gen aber bleiben ihm, bey Grundſtuͤcken, jeine bier 
herigen Rechte, bis zum Ende desjenigen Wirth⸗ 
ſchaftsjahres, in welchem die Bekanntmachung ge⸗ 

ehen iſt. 

F. 644. Zu Ausübung des vorſtehend befchrie engl, 
benen Rüͤckforderungsrechts kann der Beſitzer den ford 
Berechtigten zu allen Zeiten auffordern. Ba 
S. 645. Von dieſer Aufforderung, und der + 
Verbindlichkeit des Berechtigten, ſich darüber zu 
erklaren, gilt alles das, was wegen der erſten Des 
fanntmachung des gefchloffenen Kaufs oben $. 603. 
(gg. verordnet iſt. 

§. 646. Iſt keine dergleichen Aufforderung er⸗ 
folge: fo erlöſcht das Ruͤckforderungsrecht nur mit⸗ 
bal, einer geſetzmaͤßigen Verjaͤhrung durch Nichtge⸗ 
rauch. 

$. 647. Dieſe Verjährung nimmt bey Grunde 
Rücken und Gerechtigkeiten, die im Hypothekenbuche 
eingetragen find, durchgehende, und ohne Unter⸗ 
chied der Fälle, ihren Anfang mit dem Tage, da 
der erſte Kauf in das Hypothekenbuch eingefhrie- 
en worden. 


höre haben, imgleichen wegen der bloßen Nach⸗ fact 
aeſchaft und Lage, findet nach gemeinen Rechten, ter Nach 
ein Vorkaufs⸗ oder Näherrecht Statt. bern. 

‘ . 651. 
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H. 651. Wenn jedoch ein zu einem ganzen 
Gute gehörendes einzelnes Grundſtuͤck, mit den 
Grundſtuͤcken eines andern Guts dergeſtalt einge 
ſchloſſen oder vermiſcht liegt, daß aus dieſer Lage 
zwiſchen den beiderſeitigen Beſitzern leicht Uneintg⸗ 
keiten und Prozeſſe entftehen konnten: fo ſoll, wenn 
dergleichen Grundſtuͤck einzeln verkauft wird, dem 
Beſitzer des andern Gutes ein Vorkaufsrecht daran 
zuſtehen. 4 

6. 652. Der Beſitzer eines ſolchen Grundſtll⸗ 
des iſt alſo ſchuldig, daſſelbe dem Beſitzer des a 
dern Guts zuerſt zum Kaufe anzutragen. 

$. 653. Können fie ſich uber den Preis nicht 
einigen: fo ſteht zwar dem Beſiter frey, das Grund 
ſtuͤck auch einem Dritten zu uberlaſſen; 

§. 654. Entſchließt er ſich aber mit einem min 
dern als dem erſt geforderten Preiſe zufrieden zu 
ſeyn: ſo muß er dieſen veraͤnderten Entſchluß, vol 
der Uebergabe an den Dritten, dem benachbarten 
Gutsbeſitzer anzeigen. 

§. 655. Iſt, obigen Vorſchriften zuwider, das 
Grundſtuͤck, ohne Vorwiſſen des Nachbars, dem 
Dritten wirklich übergeben worden, fo kann erſteret 
ſelbiges binnen Sechs Monaten nach der Uebergabe, 
gegen Erſtatrung des dafür gezahlten Preiſes, von 
dem neuen Beſitzer zurückfordern. 

$. 656. Doch bat in dieſem Falle der Beſißer 
gegen den Rückforderer alle Rechte eines redlichen 
Beſitzers. 

§. 657, Was in Anfehung des Wiederkaufs 
Rechtens ſey, iſt gehörigen Orts beſtimmt, (Tit. 17. 
H. 296. Lag.) 


Ein 
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Von dem Rechte zum Gebrauche 
oder Rutzung fremden Eigen 
5 thums. 


85 . 
Das Recht ein fremdes Eigenthum zu gebrauchen, 
oder Früchte und Nutzungen daraus zu ziehen, kann 
durch Willenserklaͤrungen, unmittelbar durch Geſetze, 
oder auch durch Verjährung begruͤndet werden. 

9. 2. So weit der Berechtigte ſich im wirkli⸗ 
chen Beſitze der zu gebrauchenden oder zu nutzenden 
Sache befindet, hat ſeine Befugniß die Eigenſchaft 
eines dinglichen Rechts. 

$. 3. Die Verpflichtung, ihm die Ausübung 
des dinglichen Rechts zu geſtatten, geht alſo auf je⸗ 
den neuen Eigenthuͤmer der belaſteten Sache, wel⸗ 
cher fein Recht von dem Beſteller des Gebrauchs- 
oder Nutzungsrechts herleitet, mit über. 

$. 4. Bey Grundſtucken und Gerechtigkeiten, 
bat die Eintragung des Rechts in das Hypotheken⸗ 
buch, die Wirkungen des koͤrperlichen Befiges der 
Sache. 

$. 5. Nutzungsrechte, die weder mit dem Be⸗ 
ſiße der Sache verbunden, noch im Hypothekenbuche 
eingetragen find, koͤnnen in der Regel nur fo lange 
ausgeübt werden, als die belaſtete Sache ſich in den 

anden desjenigen, der dem Berechtigten perſoͤnlich 
ae war, oder feiner Erben befindet. (Tit. 19. 
„ 5. 6. 

F. 6. Wer jedoch Sachen übernimmt, die ver, 
Möge des Geſetzes unmittelbar dem Nutzungsrechte 
eines Andern unterworfen find; auf den geht die 

erpflichtung gegen den Berechtigten mit über Fr 
ald 
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bald es dem Kebernehmer bekannt war, oder ohne 
ſein eigenes grobes oder maͤßiges Verſehen nicht unbe⸗ 
kannt ſeyn konnte, daß der bisherige Eigenthuͤmer 
gegen den Berechtigten in einem ſolchen perſoͤnlichen 
Berhältniffe, woraus vermoͤge des Geſetzes ein Nu⸗ 
tzungerecht entſpringt, ſich befinde, 

$. 7. Die aus der Verjährung entſtehenden Mur 
tzungsrechte koͤnnen nur mittelſt der Verjährung dur 
Befig erworben werden; und haben alsdann allemal 
die Eigenſchaft eines dinglichen Rechts. 

$. 8. Bey den durch Verträge erworbenen Ger 
brauchs⸗ und Nutzungsrechten, wird im zweifelhaft 
ten Falle vermuthet, daß der Sigenchumer außer 
dem, was die Natur des Geſchaͤfts mit ſich bringt, 
nicht mehr von ſeinem Rechte habe abtreten wollen, 
als in dem Vertrage deutlich ausgedruͤckt worden. 

F. 9. Ferner iſt im zweifelhaften Falle anzır 
nehmen, daß der Eigenthuͤmer das Gebrauchs» oder 
Nutzungsrecht nur gegen eine verhältnißmäßige Ver: 
guͤtung geſtattet habe. ö 

$. 10. Iſt alſo das Nutzungsrecht durch einen 
laſtigen Vertrag beſtellt: fo muß im zweifelhaften 
Falle darauf geſehen werden, daß der Berechtigte 
einen Genuß erhalte, welcher mit dem, was er Da’ 
für gegeben, oder geleitet bat, in billigem Verhaͤlt 
niſſe ſtehe. 

$ 11. Wer den Gebrauch oder die Nutzung 
einer Sache hat, muß diejenigen Koſten und Laſten 
tragen, ohne welche er der daraus zu ziehenden Vor 
theile nicht genußbar werden kann. 

$. 12. Er muß die Sache während feines Or 
nuſſes in dem Stande erhalten, in welchem er ſie em 
pfangen hat, und fie, nach Endigung feines Rechts, 
in eben der Befchaffenheit zurückgeben. 

F. 13. Die nach dem naturlichen Laufe der 
Dinge durch den ordentlichen Gebrauch entstehe, 
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den Verringerungen, iſt der Berechtigte zu vertre⸗ 
ten nicht ſehuldig. 

F. 14 Auch haftet er nicht für eine ſolche 
Verringerung, oder Vernichtung der Sache, die ſich 
ohne ſein Verſchulden ereignet. 

§. 15. Für welchen Grad des Verſehens der 
Berechtigte halten müſſe, iſt nach der Natur des 

ertrages, aus welchem fein Recht entſpringet, und 
den daruber im Titel von Verträgen ertheilten Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilen. (Tit. 5. ; 

6. 16. Bey Nutzungsrechten aus letztwilligen 
Verordnungen, oder unmittelbar aus dem Geſetze, 
haftet der Berechtigte in der Regel für ein maͤßl⸗ 
ges Verſehen. x 
S. 17. Sit Jemanden der Genuß eines Jube⸗ 
griffs von Sachen eingeraͤumet worden: fo muß er 
auch die durch Natur und Zufall abgegangenen 
Stucke aus den Nutzungen des Inbegriffs ſelbſt, ſo 
weit es daraus geſchehen kaun, wieder ergaͤnzen. 

$ 18. In wie fern dieſe Ergänzung auch auder⸗ 
wärts her, als aus den Nutzungen des Inbegriffs 
erfolgen müſſe, iſt nach den verfchiedenen Arten der 
Nutzungsrechte, und den zur Rußung eingeräumten 
Sachen, in den Geſetzen beſonders beſtimmt. 

$. 19 Eine nicht ausdrücklich vorbedungene 
Cantion iſt der Eigenthümer, in der Regel, von dem 
Nußungsberechtigten zu fordern nicht befugt. 

H. 20. Sobald aber wahrfcheinliche Beforgniffe 
eines Mißbrauchs oder einer Vernachſaͤßigung ein. 
treten, kann der Berechtigte durch den Richter an⸗ 
gehalten werden, den Eigeuthumer gegen die bevor; 
ſtehende Beſchaͤdigung oder Verringerung der Sub» 
Ran hinlänglich ſicher zu ſtellen. 

$ 21. Iſt dem Berechtigten durch dle fehler⸗ 
baſte Beſchaffenheit der Sache ein Nachtheil erwach⸗ 

Allgem, Landr. u. Band. KH fen: 


Beif. 
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fen: ſo haftet der Eigenthuͤmer dafür in fo fern, 
als er bey Abſchſießung des Vertrages, oder ſonſt, 
ein nach ben Gefesen ihm zuzurechnendes Verſehen 
begangen hat. (Tit. 5. §. 277 — 284.) 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Nießbrauch e. 
$. 22: Das vollftandige Nutzungsrecht, oder 
die Vefugniß, eine fremde Sache nach der Art ei⸗ 
nes guten Hauswirthes, ohne weitere Einſchraͤn⸗ 
kung, zu nutzen oder zu gebrauchen, wird der Nieß⸗ 
brauch genannt. 


echte bes H. 23. Der Nießbraucher iſt zwar in der Mer 


chers. 


Geng en gel, gleich dem nutzbaren Eigenthümer, alle ſowohl 


gewohnlichen als ungewöhnlichen Nutzungen von der 
Sache zu ziehen berechtiget. 

H. 24. Auch erſtreckt ſich fein Recht auf alle, 
ſelbſt auf die erſt während der Dauer deſſelben ent⸗ 
ſtandenen An⸗ und Zumwüchfe, 

$ 25. Er darf aber, ohne Einwilligung des 
Eigenchümers, ſelbſt einzelne Theile der Subſtanz, 
in eine von der vorigen ganz verſchiedenen Form 
nicht umaͤndern. (Tit. 18. $. 9. 10.) 

8. 26. Hat er es gleichwohl gethan: fo muß, 
nach geendigtem Rieß brauche, die Sache, nach dem 
Verlangen des Eigenthuͤmers, auf Koſten des Nie” 
brauchers wieder in den vorigen Stand geſetzt werden. 

$. 27. Kann dieſes nicht geſchehen: fo haftet 
der Nießbraucher dem Eigenthümer für allen aus 
einer ſolchen eigenmächtigen Veränderung entſtande 
nen Nachtheil. \ 

9. 28. Auch noch während der Dauer des 
Mieß brauches hat der Eigenthuͤmer das Recht, den 
Nießbraucher anzuhalten, daß er die 1 

i ti 
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= veränderte Sache wieder in den vorigen Stand 
ſetze. N 
$. 29. Auf Früchte und Nutzungen, die bey 
dem Anfange des Nießbrauches von der Sache fehon 
abgeſondert, ingleichen auf Zinſen, Hebungen, und 
andere Präftationen, welche damals ſchon fällig oder 
verſeſſen waren, hat der Nieß braucher, als ſolcher, 
keinen Anſpruch. 

F. 30. Nutzungen, die ohne Verringerung der 
Subſtanz nicht gezogen werden koͤnnen, gehören in 
der Regel nicht zum Rießbrauche. 

$. 31. Sie werden aber dazu gerechnet, wenn 
dergleichen Verringerungen, bey einer gewöhnlichen 
Verwaltung, nach dem ordentlichen Laufe der Ra⸗ 
tur, binnen einer gewiſſen Zeit von ſelbſt wieder 
erſetzt werden. N 

F. 32. Es gehört alſo das Holz in einem or⸗ 
dentlich eingetheilten und bewirthſchafteten Walde in 
ſo weit zum Rießbrauche, als die Schläge oder 
Haue in die Zeit deſſelben fallen. 5 

$. 33. Windbruͤche gehoren dazu nur in fo 
weik, als fie auf die ordinäre Forſtnußung anzurech⸗ 
nen ſind. 5 

F. 34. Außerdem muß der Eigenthuͤmer das 
dafür gelöſete Geld, entweder zu einer auch dem 
Nießbraucher vortheilhaften Verbeſſerung des Gutes 
anwenden; oder demſelben die Zinſen davon, fo 
lange fein Nießbrauch danert, üͤberlaſſen. 

§. 35. Einzelne auf Aeckern, Wieſen, oder 
Angern ſtehende Baumſtamme, darf ſich der Nieße 

aucher in der Regel nicht zueignen. 5 
$. 36. Doch kann er auf die Einſchlagung dieſer 
Baume, in fo. fern dieſelbe nach wirthſchaftlichen 
Grundsätzen nothwendig, oder zuträglich iſt, und auf 
die Nugzung des daraus gelöfeten Werts, nach nä⸗ 

beter Beſtimmung des F. 34. antragen⸗ 
Kk a ; $. 37. 
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6. 37. Ber ſolchen unterirrdiſchen Erzeugniſſen, 
welche zu den Regalien gerechnet werden, gebuͤhret 
dem Mieſſbraucher bloß d ug der auf das 
Eigenthumsantheil fallenden Ausbeute. 32 

. 38. Dagegen haftet aber auch der Eigen 
thuͤmer für den zur Fertſetzung der Arbeit erforder“ 
lichen Zufi fo weit derſelbe aus der wahrend 
che gewonnenen Ausbeute nicht beſtrit⸗ 
ten werden kann. 

§. 39. Andere unterirrdiſche Produkte, welche 
zu den Regalien nicht gerechnet werden, ſind dem Rechte 
des Nießbrauchers in der Regel unterworfen. 

H. 40. Uleberbaupt kaun letzterer die auch zum 
Nießbrauche an ſich nicht gehörenden Erzeugniſſe 
dennoch ſo weit nuten, als es zur Unterhaltung der 
Sache erforderlich iſt. 2 

H. 41. Auf gefundene Schaͤtze hat der Nieß⸗ 
braucher als ſolcher, ſelbſt in Anſehung der Zinſen 
oder Nutzungen, keinen Anſpruch. 

$. 42. Wem auf ein ganzes Vermoͤgen oder 
Nachlaß ein Nießbrauchsrecht beſtellet worden, der 
genießt auch den vollen Ertrag der dazu gehorenden 
Leibrenten. : 

$. 43. Auch die von einem Dritten, zu Gun⸗ 
ſten des Eigenshümers, veranstalteten Vermehrungen 
oder Verbeſſerungen der Sache, iſt der Nießbrau⸗ 
cher zu nutzen wohl befugt. 

. 44. Hat jedoch der Wohlthäͤter ein Anderes 
ausdruͤcklich erklärt; fo hat es dabey fein Bewenden. 

H. 45. Die Ausuͤbung der auf einem Gute haften“ 
den Ehrenrechte gebuͤhrt in der Regel dem Eigenthuͤmer⸗ 

$ 46. Sind aber Laſten mit dieſen Ehrenrech⸗ 
ten verbunden: fo muß der Eigenthümer entweder 
auch dieſe tragen; oder, wenn er letzteres nicht will, 
die Ausübung der Ehrenrechte, gegen Tragung der 
Laſtau, dem Nießbraucher uͤberlaſſen. 5. 4 
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rl 
$. 47. Der Nießbraucher muß die zu feinen N | 
Nugungsvechte gehörenden Gebäude in dem Stande, des Mic | 


wie er dieſelben uͤberkommen hat, wirchfihaftfich un» rauche 
— in Anſe⸗ 
terhalten. bung der 


5. 48. In fo fern er, bey Antritt feines Rieß. Behiade 
brauchs, für die Aufnahme einer beglaubten Be⸗ 
ſchreibung des damaligen Zuſtandes der Gebäude nicht 
geſorgt bat, wird vermuthet, daß ihm ſelbige in gu⸗ 
tei Bauſtande überliefert worden. 

§. 49. Bür bloße, auch Hauptreparaturen, wel» 
che der Rießbraucher wieklich vorgenommen hat, iſt 
er nur in fo fern, als ſich der Eigenthümer dazu 
durch einen guͤltigen Vertrag auheiſchig gemacht hat, 
Verguͤtung zu fordern berechtiget. { 

§. 50. Gebäude, welche durch einen ohne gro⸗ 
bes oder mäßiges Verſehen des Nießbrauchers ſich 
ereignenden Zufall zu Grunde gehen, iſt derſelbe anf 
feine Koſten wieder herzustellen nicht fehuldig. 

H. 51. Auch Hauptreparaturen, die aus einem 
ſolchen Zufalle entſtehen, auf feine Koſten zu ver⸗ 
anftalten, kann ihm nicht zugemuther werden. 

952 Für Hauptrepararıren find diejenigen zu 

achten, deren Koften, mit Inbegriff der ins Geld 
gerechneten Materialien, den Vierten Theil der Nu⸗ 
bungen desjenigen Jahres, in welchem der Zufall 
ſich ereignet hat, uͤberſteigen. 
g. 53. Will der Nießbraucher die Reparatur 
nicht übernehmen: fo muß er geſchehen laſſen, daß 
das Gebäude auf Koſten und für Rechnung des Ei⸗ 
genthüͤmers abgetragen werde. ; 

§. 54. In wie fern der Eigenthümer ein ſol⸗ 
ches Gebäude wieder herzustellen, oder abzutragen 
ſchuldig ſey, iſt nach den Vorſchriften des Achten 
Titels §. 37. la., und den Polizeigeſetzen eines 
jeden Ortes zu beurtheilen. f 


b. 55. 
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$. 55. Will der Nieß braucher das ohne feine 
ld eingegangene, oder einer Hauptreparatur ber 
nde Gebäude, zu ſeinem Gebrauch wieder herr 
ſtellen: fo muß er die Koſten dazu vorſchießen. 

§. 56. Will er ſich den Erſatz dieſer Koſten 
nach geendigtem Nießbrauche verſichern: fo muß er 
ſich die Einwilliguag des Eigenthümers in den vor 
zunehmenden Bau, oder in die zu veranſtaltende 
Hauptreparatur verſchaffen. 

$ 57. Der Eigenthümer iſt uur in die Wie⸗ 
derherſtellung oder Ausbeſſerung ſolcher Gebäude / 
die zur Wohnung und wirchſchaftlichen Benutzung 
nothwendig ſind, zu willigen verbunden. 

$ 58. Auch iſt er nur zu einer Wiederßerſtel ⸗ 
lung in der Art und Beſchaffenheit, wie das Ger 
baude vorhin geweſen iſt, feinen Conſens zu erthei⸗ 
len verbunden. 5 

$. 59. Verweigert der Eigenthuͤmer feine Ein⸗ 
willigung; oder kann er ſich uͤber den Betrag der 
zu verwendenden Koſten mit dem Nießbraucher nicht 
einigen: ſo muß darüber von dem Richter, nach 
dem Befunde und Gutachten vereideter Sachver⸗ 
ſtändigen erkannt werden. 

$. 60. Materialien, die aus dem Gute ſelbſt 
genommen werden konnen, ingleichen Dienſte, die 
zu dem ordinatren Wirthſchaftsbetriebe uicht erfor⸗ 
derlich find, muß der Nießbraucher, auch bey fol 
chen Bauen und Reparaturen, ohne Verguͤtung beir 
tragen. 

$. 61. Gebäude, die zur Zeit des angetretenen 
Nießbrauchs ſchon im Baue begriffen, aber no 
unvollendet waren, iſt der Rieß braucher befugt, nach 
dem vorhandenen und genehmigten Plane auf ſeine 
Koſten fortſetzen, und vollführen zu laſſen. 


$. 62. 
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H. 62. Nach geendigtem Nießbrauche kann er 
den Erſatz der dazu anſchlagsmäßig verwendeten 
Koſten fordern. 

§. 63. War das angefangene Gebäude bloß 
zur Pracht oder zum Vergnuͤgen beſtimmt; und 
widerſpricht der Eigenthuͤmer dem Ausbaue aus⸗ 
druͤcklich: fo kann der Nießbraucher für die, eines 
ſolchen Widerſpruchs ungeachtet, auf den Aus bau 
verwendeten Koſten, keinen Erſatz verlangen. 

F. 64. Hat ſich aus der bey dem Antritte des 
Nießbrauchs aufgenommenen Beſchreibung der Ge⸗ 
baude (F. 48.) ergeben, daß ſelbige ſchon damals im 
baufälligen Zuſtande waren: fo iſt zwar der Nieß⸗ 
braucher, in fo fern ihm nicht ein beſonderes Recht 
dazu aus dem Vertrage oder der letztwilligen Ver⸗ 
ordnung zukommt, den Eigenthuͤmer zur Wieder⸗ 
herſtellung dieſer Gebäude anzuhalten nicht befugt. 

$. 65. Er kann aber die Wiederherſtellung auf 
ſeine Koſten vornehmen, und demnächſt den Erſatz 
dieſer Koſten, nach geendigtem Nießbrauche, unter 
der §. 56 — 60, enthaltenen Beſtimmung fordern. 

$. 66. Auch iſt er in dieſem Falle ſelbſt den 
Erfaß der auf kleinere Reparaturen verwendeten 
Koſten, in fo fern dieſelben in baaren Auslagen bes 
ſtehen, zu fordern berechtiget, 

$. 67. Hat der Nießbraucher eine ſolche Ber 
ſchreibung der Gebäude bey dem Antritte feines 
Nießbrauchs aufnehmen zu laſſen verabfäumer: fo 
ſoll er, wenn biernächft die Gebäude zu Grunde 
gehen, oder Hauptreparaturen daran ſich finden, mit 
dem Vorgeben, daß dieſes aus dem ſchlechten Zus 
ſtande, in welchem di Gebäude übernommen wor ⸗ 
den, herrühre, nicht gehoͤrt werden. - 

F. 68. Eben die Verbindlichbeiten, welche dem zugehen 
Mießbraucher zur wirthſchaftlichen Unterhaltung 255 übrigen 

„ 9 142 
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Suh Gebäude obliegen, iſt er auch bey den übrigen Zu⸗ 

tungen, 19 und Rubriken der Sache zu erfüllen 
ſchuldig. 

9. 69. Er muß alſo bey Erganzung des einge 
henden Bieinventarii aus dem Zuwachſe; bey Nach⸗ 
pflanzung eingegangener Obſtbaͤume; bey Unterhal⸗ 
tung des Wirthſchaftsgeraͤthes, und ſonſt u derall, 
die Pfichten eines gewohnlichen guten Hauswirths 
beobachtet. ; 

Run: J. 70, Die Zinfen der auf der Sache haften 

füng der den Schulden muß der Nießbraucher berichtigen. 


auf der H. 71. Iſt der Nießbrauch auf eine ganze Ver⸗ 


dh laſſenſchaft, als einen Inbegriff von Sachen und 
Schelden, Rechten, beftellt: fo muß der Niefßbraucher auch 
perſoͤnliche Schulden des Erblaſſers verzinfen. 
$. 72. Nach eingeraͤumtem Nießbrauche aber, 
kann der Eigenthuͤmer, durch neue perfönlidye oder 
Realſchulden, das Recht und den Genuß des Nieß⸗ 
brauchers nicht ſchmaͤlern. x 
5 H. 73. Wer jedoch fein Nießbrauchsrecht auf 
eine unbewegliche Sache nicht hat eintragen laſſen, 
der kann den auch fpäter eingetragenen Glaͤubigern, 
welche dem Glauben des Hypothekenbuches gefolgt 
ſind, nicht wehren, ſich wegen ihrer Zinſen an die 
Nutzungen der Sache zu halten. 
$. 74. Er kann aber, wegen des dadurch ihm 
entgehenden Genuſſes, von dem Eigenthuͤmer Ver⸗ 
gütung fordern. 
wegen We, ß. 75. Für die Berichtigung aufgekündigter 
500 C. Capitalspoſten muß der Nießbraucher 100 weit ſor⸗ 
talen, gen, als ihm deren Verzinſung obliegt. 
$. 76. Er kann aber zu ſolchen Capitalszah⸗ 
lungen die zu dem Vermoͤgensinbegriffe gehorenden 
Activforderungen verwenden, oder auch die Subſtanz 
der Sache ſelbſt verpfänden. 


5. 77. 
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F. 77. Doch iſt zu ſolchen Verfügungen (§. 75. 
und 76.) die Zuziehung und Einwilligung des Eis 
genthümers in der Regel erforderlich. 

$ 78. Verfagt der Eigenthuͤmer feine Einwil⸗ 
ligung ohne Grund, und lauft der Nießbraucher 
Gefahr, durch das Andringen der Gläubiger in ſei⸗ 
nem Beſitze und Genuſſe beeintraͤchtiget zu werden; 
ſo iſt er auf Erganzung dieſes Conſenſes durch den 
Richter anzutragen berechtiget. 

§. 79. Hat der Mießbraucher Capitalszahlun⸗ 
gen aus eigenen Mitteln geleiſtet: ſo tritt er, auch 
ohne Ceſſion, in die Rechte des von ihm befriedigten 
Glaͤubigers. 5 

$. 80, Muͤſſen wegen der zum Nießbrauche wegen, 
eingeräumten Sache, einem Dritten gewiſſe perfön« d 
liche Praͤſtationen geleiſtet werden, welche auf die Kationen, 
Nutzungen gar keine Beziehung haben: fü liegen 
dieſelben dem Eigenthümer ob. x 

$. 81. Im zweifelhaften Falle aber wird ver⸗ 
muthet, daß auch ſolche Präftationen ſich auf das 
Nußungsrecht beziehen, und alſo von dem Nieß⸗ 
braucher zu leiſten ſind. 9 

F. 82, Auf Prozeſſe, welche die Sünſtanz der bey rs, 
Sache, deren Pertinenzſtücke und Gerechtigfeiten tft, 
betreffen, iſt dennoch der Nießbraucher ſich einzulafe 
ſen, und die Koſten vorzuſchießen verbunden. 

$. 83. Er muß aber den Eigenthuͤmer dabey 
zuziehen, und kann durch deſſen Unterlaſſung den 
Rechten deſſelben nichts vergeben. 5 

§ 84. Die vorgeſchoſſenen Koſten kann er, 
wenn ihm der Nießbrauch unentgeldlich beſtellt iſt, 
erſt nach Endigung deſſelben zurückfordern; außer ⸗ 
dem aber finden die allgemeinen Grundfäge von Evie⸗ 
tionsfeiftungen auch bier Anwendung. (Tit. 11. 
K. 136, faq.) 5 


k F. 85. 
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$. 85. Wenn ein Prozeß die Rechte des Ei⸗ 
genehumers dergeſtalt ausſchließend betrifft, daß der 
Nießbraucher gar kein Intereſſe dabey hat: fo iſt 
letzterer weder auf einen ſolchen Proze einzu⸗ 
laſſen, noch die Koſten deſſelben vorzuſchießen ver⸗ 
bunden. 
9. 86. Er muß aber die Koſten vorſchießen, 
und kaun erſt bey der Fünftigen Rückgabe Erſaß 
fordern, wenn ihm eine ganze Erbſchaft zum Nieß⸗ 
„brauche eingeraͤumet iſt. 
in Anſe⸗ 9. 87, Auch alle übrigen gewohnlichen und un⸗ 
175 en gewöhnlichen Laſten und Abgaben 9 Sache 
ſen nud muß der Nießbraucher tragen. 
Absaben. 5. gg. Kann er jedoch nachweiſen, daß die un ⸗ 
gewöhnlichen Laſten und Abgaben alle waͤhrend der 
Dauer feines Nießbrauches gezogenen Nutzungen, 
nach Abzug der davon entrichteten gewoͤhnlichen La⸗ 
ſten, uͤberſtiegen haben: fo iſt er befugt, die Verguͤ⸗ 
tung dieſes Ueberſchuſſes von dem Eigenchuͤmer zu 
fordern. 
5. 89. Es muß aber, bey der in einem ſolchen 
Falle anzulegenden Berechnung, der Rießbraucher auch 
ſolche Nutzungen, die er als ein guter Hauswirth 
batte ziehen können, und durch fein eigenes mäßiges 
Verſchulden nicht gezogen hat, ſich anrechnen laſſen. 
$. 9%. Der Nießbraucher kann, ohne Bewilli⸗ 
gung des Eigenthümers, der Sache keine bleibenden 
Laſten auflegen. 
Non der H. 91, Es kann alſo auch, fo lange der Nieß⸗ 
ee, brauch dauert, Niemand eine Verjährung, wodur⸗ 
dem Nieß-Rechte auf die Sache erworben werden ſollen, zum 
brauche, Nachtheile des Eigenthuͤmers anfangen, 
- x 92. Auch kann ein Recht, welches mit der 
zum Rießbrauche eingeräumten Sache verbunden iſt, 


durch eine gegen den Nieß braucher angefangene Ver⸗ 
5 jährung 
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Wehl aber werden, wenn eine Verſäh⸗ 
rung zum Nachtheile des Eigenthuͤmers ſchon vor 
beſſaltem Mießbrauche angefangen worden, die 
Jae des Mießbrauches in die geſetzmäßige Friſt 
mit eingerechnet. 

§. 94. Das Recht des Eigenthuͤmers auf die 
zum Nießbrauche gegebene Sache gebt durch den 
bloßen Nichtgebrauch nicht verloren. ö 

§. 95. Hat jedoch ein Nießbraucher feinen . 
Willen, die Sache als Eigenthuͤmer zu beſitzen, 
durch öffentliche Handlungen geaͤußert; und der Ei⸗ 
genthümer bat bey dieſer ihm bekannt gewordenen 
Aeußerung durch rechtsverjährte Zeit ſich beruhiget: 
fo bat der Mießbraucher das Eigenthumsrecht durch 
Verjährung erworben. 

§. 96. Doch kann dieſe Verjährung gegen den 
Eigenchümer, fo lange das Recht deſſelben im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragen iſt, nicht angefangen werden. 

H. 97. Auch kann derjenige, welchem der Nieße 
brauch zuerſt eingeräumet worden, dieſe Verjährung 
gegen den Eigenthümer niemals anfangen; ſondern 
dieſelbe findet nur zu Gunſten ſeines Nachfolgers, 
ſo weit er in gutem Glauben ift, Anwendung. (Tit. 

7. 9. 40. 41. 42.) 

F. 98. Dienſtbarkeiten und andere Rechte, koͤn 
nen für die zum Nießbrauche eingeraumte Sache, 
durch den Mießbraucher, zum Beſten des Eigenthuͤr 
mers, erworben werden. \ Rechte 

$. 99. Der Eigenthümer darf, fo lange der And 
Mieß brauch dauert, nichts vornehmen, wodurch das 10 
Mutzungsrecht des Andern auf irgend eine Art ein ara: 
geſchränkt oder geſchmäalert wird. wibrend 
8. 100, vr 
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Dauer des b. 100: Doch bleibt dem Eigenthümer frey, 
bie, ſoſche Verändern i ich el⸗ 
brauchs he Veränderungen mit der Sache zu kreffen, wi 
che ohne Nachtheil des Nutzüngsberechtigten ausge 
führe werden können. a 
Riez 6. 101. Capttalien, welche zum Nieß brauche 
bon Ca, elngeränmet worden, iſt der Mießbraucher ohne Eitr 
pirafien, willigung des Eigenthuͤmers einzuziehen, oder ſonſt 
darüber zu verfügen, nicht berechtiget. 
$. 102. ur er es dennoch: fo geſchieht es 
auf feine Geſahr, und er muß jeden an ſolchen Ca 
pitaſien nachher ſüch ereignenden Verluſt und Aus“ 
fall vertreten. 
§. 103. Auch giebt dergleichen eigenmächtige 
von dem Rießbraucher unternommene Verfügung 
dem Eigenchümer das Recht, auf Cauttonsbeſtellung 
wider ihn anzutragen. 
$. 104. Wie weit der Eigenthümer die von 
dem Schuldner an den Nießbraucher geleiſtete Zah⸗ 
lungen wider ſich gelten laſſen muͤſſe, iſt nach den 
Grundfägen von Zahlungen uͤberhaupt zu beurthei⸗ 
len. (Tit. 16. Abſchn. 2.) 8 
8. 105. Hat aber der Nießbraucher keine eigen- 
mächtige Veränderung mit dem Capitale vorgenom⸗ 
men: ſo haftet er nur für einen daran durch ſein 
grobes oder mäßiges Verſehen entſtandenen Verluſt. 
S. 105, Muüͤſſen ſoſche Capitalten, wegen er⸗ 
folgter Aufkündigung, oder ſonſt, eingezogen wer⸗ 
den: fo iſt der Eigenthuͤmer, wegen deren anderwel⸗ 
tigen Belegung, mit dem Nießbraucher Nückfprache 
zu nehmen verbunden. 8 
g. 107. Die Beurtheilung der Sicherheit, ger 
gen welche eln ſolches Capital von neuem belegt 
BE ſoll, Hänge haupefächlich von dem Eigenthüͤ⸗ 
mer ab. 


g. 105. 
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§. 108. Kann und will aber der Nießbraucher 
für die Sicherheit des Capitals annehmliche Caution 
leiſten: ſo muß der von ihm vorgeſehlagenen Art 
der Belegung, der Vorzug gegeben werden. 
Fg. 100. Will der Eigenthümer das Capital 
ſelbſt an ſich nehmen: fo iſt der Nießbraucher nur 
gegen Beſtellung aunehmlicher Caution, und nur 
gegen die bey einer ſolchen Sicherheit in der Provinz 
gewöhnliche Verzinſung, darein zu willigen ſchuldig. 

$. 110. Uebrigens kann jeder Nießbraucher fein 
Nutzungsrecht zwar auch durch Andere ausüben, das 
Recht ſelbſt aber kann er Andern nicht abtreten. 
F. 11. Nach geendigtem Nießbrauche muß 
die Sache, mit allen dazu gehörenden Bellaßſtüͤcken, 
zuruͤckgegeben werden. 

§. 112. Iſt bey der Einraumung des Mieß 
brauchs ein Verzeichniß über den Beiſaß anfgenoms 
men worden: ſo wird dieſes bey der Rückgabe le⸗ 
diglich zum Grunde gelegt. - 

F. 113. Auf die Anfertigung eines folchen In⸗ 
ventarit bey der Uebergabe, in welchem zugleich die 
Beſchaffenheit oder der Werth der vorhandenen Bei⸗ 
laßſtuͤcke angegeben ſeyn muß, iſt ſowohl der Rieß ⸗ 
braucher, als der Eigenthümer anzutragen berechtiget. 

§. 114. Im zweifelhaften Falle muͤſſen die 
dazu erforderlichen Koſten von beiden Theilen zur 
Hälfte getragen werden. 

$. 115. IE aber Jemanden der Nießhrauch 
eines ganzen Vermögens beſchieden: ſo muß der 
Nießbraucher die Koſten des Inventarii allein 
tragen. 


Nuckge 
währ der 
Zum 


Miß, 
brauche 
einge⸗ 
taͤulut ge⸗ 
weſcneſß 
Sachf. 


§. 116. Hat bey einem durch letztwillige Ver⸗ 


ordnung beſtellten Nießbrauche, der Erblaſſer die 
f Aufnehmung eines ſolchen Inventarii verboten: fo 
muß dennoch der Nießbraucher ein e 
aufs 
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aufnehmen, und daſſelbe gerichtlich, allenfalls verſie 
gelt, niederlegen. 

$. 117. Hat der Erblaſſer auch ein Privatver“ 
zeichuiß verboten: fo erhält der Mießbraucher die 
Sache, fo wie fie ſteht und liege; und muß fie dem⸗ 
nächte mit allen zu einer ordentlichen gewöhnlichen 
Bewirthſchaftung nothdürftig erforderlichen Beilaß · 
ſtücken zurückgeben. 

$. 118. Doch bleibt ihm die Nachweiſung, 
daß auch dieſe Stuͤcke ganz oder zum Theil bey der 
Sache nicht befindlich geweſen, vorbehalten. 

S. 119. Hat außer dieſem Falle (F. 117.) der 
Nießbraucher die Sache ohne Inventarlum über 
nommen: jo wird vermuthet, daß er alles, was zur 
vollſtaͤndigen Benutzung derſelben erforderlich iſt, er⸗ 
halten habe. 5 

$. 120, Was fuͤr Stücke eigentlich zu einer 
ſoſchen vollſtaͤndigen Benutzung erforderlich find, 
muß, nöthigen Falls, nach dem Ermeſſen vereideter 
Sachverſtaͤndigen beſtimmt werden. 

§. 121. Von feinen Obliegenßeiten wegen der 
Rückgabe des Inventarit, wird der Nießbraucher 
auch durch einen daran ſich ereigneten Unglücksfall 


nicht befreiet. 5 8 
F. 122. Finden ſich bey der Ruͤck gewaͤhr meh ⸗ 


rere Stücke, als nach dem Juventario übergeben 
worden, oder nach dem Befunde der Sachverſtän⸗ 
digen zur vollftändigen Benutzung erforderlich find: 
ſo werden dieſelben als das Eigenthum des abge⸗ 
benden Nießbrauchers angeſehen. 

§. 123. Wegen der Beſchaffenheit der zurück 
u gebenden Stüde gilt, wenn dieſelbe nicht aus dem 


nventario erhellet, die Vermuthung, daß Stücke 
von mittlerer Art und Güte dem Nießbraucher über⸗ 
geben worden, und alſo auch dergleichen von ihm 

zuruck gegeben werden muüͤſſen. 2 
§. 124 


Vom Nießbrauche. 527 


§. 124. Wegen Verbeſſerungen der zum Nieß⸗ Verbeſſe 
brauche eingeräumt geweſenen Sache konnen der rungen 
Nießbraucher, oder deſſen Erben, nur in ſo fern 
Vergütung fordern, als dieſelben mit ausdruͤcklicher 
schriftlicher Genehmigung des Eigenthuͤmers gemacht 
worden. 
$. 125. Haben die Intereſſenten wegen der zu 
verguͤtenden Summe ſich nicht im voraus geeiniget: 
ſo muß über die Verbeſſerungskoſten ordentlich Rech⸗ 
nung gelegt werden. 
$. 126. Dabey kann der Nießbraucher auch 
ſolche aus der Sache ſelbſt genommene Materialien, 
die er ſonſt zu feinem Vortheiſe auf andere Art 
harte nutzen können, mit in Anſchlag bringen. 
$. 127. Für Arbeiten und Dienſte der zum 
Gute gehörenden Unterthanen und Dienſtleute, in 
ſo fern dieſelben ohne Nachtheil des ordentlichen 
Wirth ſchaftsbetriebes geleiſtet worden, fo wie für 
feine eigenen Bemühungen, kann der Mießbraucher 
keine Vergütung fordern. 2 
| $. 128. Unter eben den Umſtaͤnden und Maaß⸗ 
gabe, wo der Lehnsbeſiter antragen kann, daß zu 
einer vorzunehmenden Verbeſſerung der verweigerte 
Conſens der Agnaten durch den Richter ergänzt 
werde, kann der Rieſbraucher die Erganzung der 
| von dem Eigentümer geweigerten Einwilligung 
nachſuchen. (Tit. 18. F. 238. fag.) 
$. 129. In eben den Fällen, wo der behnsbe⸗ 
ſiber, wegen einer auf Landesherrlichen Befehl zu 
machenden fortdauernden Anſtalt, die keine Verbeſ⸗ 
erung des Gutes iſt, das Lehn verſchulden kann, iſt 
der Nießbraucher die auf eine ſolche Anſtalt wirch⸗ 
ſhaftlich verwendeten Koſten, nach geendigtem Rieß⸗ 
beaunbe, von dem Eigenthümer zuruͤck zu fordern 
erechtiget. (Ebend.) 


9. 130. 
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8. 130. Außer dieſen Fällen koͤnnen der Nieß⸗ 
braucher, und deſſen Erben, Verbeſſerungen, die 
ohne des Eigenthumers Einwilligung gemacht wor ⸗ 
den, wenn über die Vergütung Derielben kein Ab⸗ 
kommen Statt findet, bloß zurücknehmen. 

K. 131. Aber auch dieſe Zurücknahme iſt nur 
in fo fern zuläßig, als die Sache in denjenigen 
Stand, in welchem ſie ſich vor der Verbeſſerung 
befunden hat, wieder geſetzt wird. 

Verringe / 6. 132. Verringerungen der zum Nießbrauche 

rungen. eingeräumt geweſenen Sache müſſen der Nießbrau⸗ 
cher, oder deſſen Erben, dem Eigenthuͤmer in ſo fern 
vergüten, als fie urch grobes oder mäßiges Ver“ 
ſehen entſtanden ſind. £ 

H. 133. Pertinenzſtüͤcke, welche der Nießbrau⸗ 
cher, ohne Einwilligung des Eigenthümers, veraͤu⸗ 
Bert hat, kann letzterer entweder von dem dritten 
Befißer, nach den im Funfzehnten Titel vorgeſchrie⸗ 
benen Grundſaͤßen zurück fordern; oder ſich wegen 
des Werths derſelben an den Mießbraucher oder 
deſſen Nachlaß halten. 

$. 134. Auch muß der Nießbraucher die Ko’ 
ſten tragen, welche zur Wiederherſtellung und Aus⸗ 
beſſerung der durch feine Schuld in Verfall gera⸗ 
thenen Gebäude, fo weit ihm die Unterhaltung der⸗ 
ſelben nach den Grundfägen §. 47. Lad. oblag, nach 
dem Befunde der Sachverſtändigen erforderlich ſind. 

§. 135. Was von Gebäuden verordnet iſt, gilt 
auch von Daͤmmen, Teichen, Gräben, Brucken, 
Muͤhlen, Waſſerleitungen, Wegen, Gehegen und 
Verzäuntingen, 5 r 

§. 136. Dagegen kann wegen anderer aus ver⸗ 
nachlaͤßigter Cultur oder ſonſtiger unwirthſchaftlicher 
Verwaltung vorgeblich entſtandener Verringerungen⸗ 
der Eigenthumer keinen Erſaß fordern. 


$. 137. 
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$. 137. Doch findet das, was wegen des Er⸗ 
ſatzes einer durch Verwüſtung des Waldes, und an⸗ 


derer dergleichen Rubriken, auf mehrere Jahre hin⸗ 
aus entftandenen Verminderung des Ertrages, bey 


einem Lehngute vorgeſchrieben iſt, auch bey den zum 


Nieß brauche überhaupt eingeräumten Gütern Anwen⸗ 


dung. (Tic. 18. 9. 564. lag.) 

$. 138. Ein Gleiches gilt von der Vergütung, 
welche die Erben eines verſtorbenen Lehnsbeſitzers da⸗ 
für leiſten müffen, daß durch Ueberſchwemmungen 
und Verſandungen, welche wegen unterlaſſener wirkh⸗ 
ſchaſtlicher Unterhaltung der Damme und anderer 
Waſſerbaue enkſtanden find, das Gut an feinem Er⸗ 
teage, auf mehrere Jahre hinaus, einen erheblichen 
Abfall erlitten hat. (Ebend. §. 372, lag.) 

$. 139. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das, 
was an den angeführten Orken von dem Rechte der 
Agnaten auf das ausgemittelte Entſchadigungequan⸗ 
kum vorgeſchrieben ift, bey dem Nießbrauche eines 
freien Allodialguts nicht Anwendung finde. 
S. 140. Wenn während der Dauer des Nieß⸗ 
brauchs, der Nießbraucher die Sache durch unwirth⸗ 
ſchaftliche Verwaltung und Benützung bereimgerk: fo 
bat der Eigenthuͤmer das Recht, dergleichen Betra⸗ 
gen gerichtlich zu ruͤgen; und ſowohl auf die Wieder⸗ 
berftellung der etwa ſchon entſtandenen Verſchlim⸗ 
merungen der Subſtanz, als auf angemeſſeue Ein⸗ 
ſchraͤnkung des Nießbrauchers in feinen künftigen 
Verfügungen anzutragen. 

$. lar. Sind die deshalb erlaſſenen richterli⸗ 
chen Verfügungen ohne Wirkung: ſo iſt der Eigen⸗ 
Er auf gerichtliche Sequeſtration zu dringen ber 
rechtigt. 

© 142. Dieſe Sequeſtratton ift jedoch derge⸗ 
ſtalt einzurichten, daß dem Rießbraucher der Genuß 

Allgem. Landr. I, Band' 21 der 
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der Sache, fo weit es mit der Sicherheit des Ei 
genthuͤmers beſtehen kann, gelaſſen werde. 

Auseins $ 143. In Anſehung der Nutzungen, welche 

4 025 zur Zeit des geendigten Mießbrauchs noch vorhanden 

gen der ſind, finden bey der Beſtimmung, in wie fern ſie 

0 dem Nießbraucher verbleiben, oder dem Eigenthü 
mer anheim fallen, eben die Grundſätze, wie zwi⸗ 
ſchen dem Sigenthümer und redlichen Beſitzer, An 
wendung. (Tit, 7. F. 189. lac) 

F. 144. Es müſſen daher auch, bey Landgü⸗ 
tern, und andern nutzbaren Grundſtücken, die Nutzun 
gen früherer Jahre dem Nießbraucher gelaſſen; die 
des letztern Wirthſchaftsjahres aber, in welchem der 
Nießbrauch aufgehoͤrt hat, zwiſchen dem Nießbrau⸗ 
cher und Eigenthuͤmer getheilt werden. 

aus f . 145. Zn den Nutzungen früherer Jahre wird 
uh, Jab auch das in ſelbigen geſchlagene und verkaufte Holz 
gerechnet, wenn gleich daſſelbe noch nicht abgefuͤhrt 
worden. 

H. 146. Iſt das in frühern Jahren geſehlagene 
Holz zwar noch nicht verkauft; aber doch ſchon na 
einer Ablage gebracht worden: fo verbleibt es dem 
Nießbraucher oder deſſen Erben. 

$. 147. Iſt endlich das Holz zwar in früher 
Jahren geſchlagen, aber weder verkauft, noch abge⸗ 
führt; fo gehöre vaſſelbe dem Eigenthüͤmer. 

$. 148. Doch muß derſelbe dem Nießbraucher, 
oder deſſen Erben, das bezahlte baare Schlager « oder 
anderweitige Arbeitslohn verguͤten. 8 = 

b. 149. Was vom Holze verordnet ift, gilt 
auch von Mauer» und Ziegelſteinen, von gebranntem 
Kalke, und andern zum Nießbrauche gehorenden 
Erzeugniſſen, welche der Nießbraucher in frühern 
Jahren bat zubereiten, und zum Gebrauche geſchickt 
machen laſſen. 


g. 150. 
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§. 150. Wegen der Nutzungen des letzten Jah⸗ 
res kommt es darauf an: ob das zum Mieß brauche 
eingeraumt geweſene Grundſtück ein Landgut ſey, 
oder nicht. et 
§. 157. Iſt felbiges ein Landgut: ſo muß es 
bis zum Ende des Wirthſchaftsjahtes, für gemein ⸗ 
ſchaftliche Rechnung des Nießbrauchers und Eigen 
thümers, verwaltet werden. 

§. 192. Können die Inkereſſenten uͤber die 
Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Verwalters ſich 
nicht einigen: ſo bleibt die Adminiſtration dem Nieß⸗ 
braucher oder deffen Erben; welchen der Eigenthü⸗ 
mer nur auf feine Koſten einen Rechnungsfuͤhrer an 
die Seite ſetzen kann. N i 

$ 153. Aller zum Mießbrauche gehörende Er⸗ 
krag des Guts, vom Anfange des Wirchfchaftsjahs 

res an, muß dabey in Einnahme kommen. 

§. 154. Doch darf der Wirth ſolcher Natura⸗ 
lien, welche der Nießbraucher ſchon verzehrt bat, 
oder noch während der fortgefegten Adminiſtration, zu 
ſeinem und feiner Familie Unterhalt wirtſchaftlich ver» 
wendet, zur baaren Einnahme nicht gezogen werden. 

$. 15. Zur Ausgabe gehören zuvoͤrderſt alle 
in dem Laufe des Wirthſchaftsjahres zu entrichtende 
ordentliche und außerordentliche Abgaben. 

§. 156. Ferner die nach obigen Grundfägen 
aus dem Mießbrauche zu entrichtenden Zinſen. 

. 157. Endlich alle und jede zu einer ordent⸗ 
lichen gewohnlichen Führung und Fortſetzung der 
Wirthſchaft erforderlichen Ausgaben. 

$. 158. Dahin werden auch die Koſten eines 
nach §. 152, beſtellten gemeinfchaftlichen Verwalters 
gerechnet. 

§. 159. Zu außerordenelichen Verbeſſerungen 
darf, ohne Einwilligung A von den 557 

2 uͤnf⸗ 


im letzten 
Jahre, 


bey Land⸗ 
guͤtern, 
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küͤnften dieſes Wirthſchaftsjahres nichts verwendet 
werden. 

§. 160. Doch kann der Eigenthümer die Fork⸗ 
ſetzung bereits angefangener Verbeſſerungen, aber 
nur auf ſeine Koſten, verlangen. 1 

§. 161. Am Ende des Wirthſchaftejahres iſt 
das bis zur nächften Erndte erforderliche Futter; in 
gleichen fo viel an Getreide, als bis eben dahin zul 
Speiſung des Geſindes und der Arbeiter, ingleichen 
zu den Wirthſchaftsdeputaten nöthig iſt, zurück zu 
laſſen. 
fer 162. Getreide zum Betriebe der Brannt' 
weinbrennerey find der Nießbraucher, oder deſſes 
Erben, gar nicht, und Getreide zur Brauerey nur 
in ſo fern, als Bier zur Erndte, oder andern Wirth⸗ 
ſchaftsnothdurften gebrauet wird, zurück zu laſſen 
ſchuldig. 

$. 163, Fur dieſe Vorräthe konnen der Nieß⸗ 
braucher, oder deſſen Erben, bey Ermangelung el 
nes beſondern Vertrages, keine Vergütung fordern, 
oder in der gemeinſchaftlichen Rechnung etwas dafür 
in Geldeinnahme ſtellen. 5 

H. 164. Vielmehr muͤſſen fie, wenn kein bit 
länglicher Vorrath vorhanden iſt, das Fehlende, 
nach den zur Zeit der Uebergabe an den Eigenebit 
mer ftehenden Marfepreifen in fo fern verguͤten; a 
erhellet, daß der Mangel durch den während de 
Wirchſchaftsjahres geſchehenen Verkauf ſolcher NA 
kuralien entſtanden ſey. k 

$. 165. Wegen der Einnahmen und Ausgaben 
weſche in die Zeiten vor geendigtem Mießbrauche tre 
fen, ſoll den Angaben des Mießbrauchers, oder da 
von ihm zurückgelaſſenen Rechnungen und Anzei ei 
nungen, auch ohue eidliche Beſtärkung, fo langs 
geglaubt werden, bis deren Unrichtigkeit nachgewie 


ſen iſt. 8. 166. 
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S. 166. Der nach Abzug aller Ausgaben übrig 
bleibende reine Ertrag wird, nach Verhaͤltniß der vor 
und nach Endigung des Nießbrauchs verfloſſenen Zeit, 
zwiſchen dem Eigenrhlimer und dem Rießbraucher, 
oder deſſen Erben getheilt. 

$. 167. In gleichem Verhaͤltniſſe muß auch der 
Schade getragen werden, wenn die Ausgabe die 
Einnahme überftiegen hat. 

§. 168. Iſt zur Zeit des geendigten Nieß⸗ 
brauchs das Gut verpachtet; ſo muß der reine Be⸗ 
trag des Pachtgeldes, welcher nach Abzug der H. 155. 
bis 158. beſchriebenen Ausgaben übrig bleibt, in eben 
dieſem Verhaͤltniſſe getheilt werden. 

H. 169. Iſt das zum Nießbrauche eingeräumt 
geweſene Grundſtuck zwar an ſich ein Saͤdtiſches; 
damit aber zugleich Ackerbau und Viehzucht verbun⸗ 
den: ſo finden die obigen wegen eines Landguts ge⸗ 
gebenen Vorſchriften, in Anſehung der geſammten 
im letzten Wirthſchaftsjahre von einem ſolchen Grund⸗ 
ſtuͤcke fallenden Früchte und Nutzungen Anwendung. 

§. 170. Von Grundſtuͤcken, mit welchen keine bey a 
Landwietbſchaft verbunden iſt, ungleichen von Ge- und, 
techtigfeiten und ausſtehenden Capitalien, werden. Rüden 
alle Rutzungen und Laſten bis zum Ablaufe des Vier⸗ 9 0 = 
teljahres, in welehem der Nießbrauch aufgehoͤrt hat, und Capis 
zum Vermsgen oder Nachlaſſe des Nießbrauchers MH 
gerechnet. 

§. 171. In dieſer Rückſicht nimmt das Jahr 
mit dem erſten Junius ſeinen Anfang. 

$. 172. Uebrigens wird ein jeder Nießbraucher, 
welcher ſich, nach Endigung ſeines Rechts, eines 
widerrechtlichen Verzugs bey der Rückgabe der Sache 
ſchuldig macht, von dieſem Zeitpunkte an, durchge⸗ 
bends und in jeder Nückficht, als ein unredlicher Beſi⸗ 
ber angeſehen. 


5 9. 173. 
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05 173. Sind verbrauchbare Sachen zum Nieß⸗ 
brauche gegeben worden: ſo wird vermuthet, daß nur 
eben ſo viel Sachen von gleicher Beſchaffenheit zurück 
gegeben werden follen, (Tit. 2. $. 120. 121.) 
$. 174. Erhellet aber, daß nach dem Willen 
des Beſtellers eben dieſelben Sachen zurückgewährt 
werden ſollen: fo muß der Eigenthuͤmer ſich mit dem 
begnügen, was davon, und in dem Stande, wie 
es alsdann, nach wirthſchaftlichem Gebrauche, noch 
wirklich vorhanden iſt. 
$. 175. Der Nießbraucher iſt in dieſem Falle 
die Abnutzung nur fo weit zu vertreten ſchuldig, als 
er fie durch Vorſatz oder grobes Verſehen veran“ 
laßt hat. 
ad $. 176. Jeder Nießbrauch höre mit dem Tode 
brauch. des Berechtigten auf, und geht in der Regel auf 
die Erben deſſelben nicht über, 
$. 177. Auch wenn der Nießbrauch auf eine 
gewiſſe Zeit, oder bis zu einem gewiſſen Erfolge ver⸗ 
liehen wäre, erreicht felbiger dennoch mit dem fruͤhern 
Ableben des Nießbrauchers feine Endſchaſt. 
$. 178. Sind die Erben des Berechtigten zum 
Mieß brauche ausdrücklich mit berufen: fo iſt dieſes 
dennoch, im zweifelhaften Falle, nur von den Erben 
des erſten Grades zu verſtehen. 
§. 179. Iſt der Nießbrauch einer Gemeine, 
Corporation, oder andern moraliſchen Perſon ber 
ſchieden: fo dauert er fo lange, als dieſelbe mora⸗ 
liſche Perſon noch vorhanden iſt. 
$. 180. Dagegen konnen aber auch dergleichen 
moroliſche Perſonen einen ſolchen fortwaͤhrenden Nieß⸗ 
brauch nur in Anſehung derjenigen Sachen erlangen, 
in Anſehung welcher ſie das Eigenthum zu erwerben 
nach den Geſetzen faͤhig find, 55 


§. 187. 
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F. 181. Dem Nießbraucher ſteht es zu allen 
Zeiten ſrey, feinem Rechte an dem Eigenthuͤmer zu 
entſagen. 

$. 182. Iſt jedoch der Nießbrauch durch einen 
läſtigen Vertrag beſtellt: fo finden, wegen einfeitiger 
Entſagung deſſelben, die allgemeinen Regeln über den 
Rücktritt von Verträgen Anwendung. 

§. 183. Auch kann bey dem aus dem Geſetze 
unmittelbar entſtehenden Nießbrauche, der Nießbrau⸗ 
cher, durch Entſagung ſeines Rechts, von den Pflich⸗ 
ten, zu deren Vergütung ihm der Nießbrauch aus 
gewieſen worden, ſich nicht befreien. 

H. 183. Uebrigens findet wegen Aufhebung und 
Verluſt des Nießbrauchs durch Verjährung, durch 
den Untergang der Sache, und durch Conſolida⸗ 
tion, eben das Statt, was in Auſehung anderer 
Rechte überhaupt vorgeſchrieben iſt. 

§. 185. Iſt Jemanden der Nießbrauch einer 


Sache bloß nach feinem Bedürfniß verliehen: fo fin⸗ 


den die Vorſchriften des Neunzehnten Titels F. 22. 
24 — 28. Anwendung. 

§. 186. Auch bey einem ſolchen Nutzungsrechte 
müſſen die von der Sache zu entrichtende Laſten und 
Abgaben von den Nutzungen erſt abgezogen werden, 
ne der Berechtigte daraus fein Beduͤrfniß nehmen 
ann. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Erbpacht. 


§. 187. Der Vertrag, vermöge deſſen Je⸗ Begriff. 


mand das vollſtändige Nutzungsrecht einer fremden 
Sache gegen einen damit im Verhaͤltniſſe ſtehenden 
Zins erblich überkommt, wird ein Erbpachtcontraet 
genannt. 2 


9. 188, 
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$. 188. Das Erbpachtrecht iſt in der Regel 
immerwaͤhrend, und geht auf alle Erben des Be⸗ 
ſihers ohne Unterſchied uͤber. 

$. 189. Doch andert es das Weſen des Gr 
ſchäftes nicht, wenn auch der Vertrag nur auf ge 
wife Grade oder Generationen geſchloſſen worden. 

Erbvahte § 190, Bey Beurtheilung des Verpaͤltniſſes 

ins. zwiſchen dem Ertrage des Pacheſtuͤckes, und dem 
darauf gelegten Zinſe, muß auf die Zeit des einge⸗ 
gangenen Vertrages, und die damals vorgekomme⸗ 
nen Umſtande Ruͤckſicht genommen werden. 

8. 191. Daraus alſo, daß ein ſolches Verhuͤlt⸗ 
niß gegenwärtig nicht mehr vorhanden iſt, folgt noch 
nicht, daß das Geſchaͤft für keine Erbpacht anzu⸗ 
ſehen ſey. 

H. 192, Iſt es zweifelhaft; ob dem erblichen 
Beſitzer ein wirkliches Erbpachts⸗ oder nur ein erb⸗ 

liches, jedoch eingeſchraͤnktes Nutzungsrecht uͤbertra⸗ 
gen worden; fo wird letzteres vermuthet. 

$. 193. Der Erbpachtzins iſt in der Regel um 
abaͤnderlich, und kann nicht erhoͤhet werden. 

F. 194. Iſt jedoch veffgefege, daß nach Ablauf 
eines beſtimmten Zeitraumes ein neuer Nutzungsan⸗ 
ſchlag aufgenommen, und darnach der Zius für den 
folgenden Zeitraum beſtimmte werden ſolle: fo ver⸗ 
liert das Gefchäft bloß dadurch noch nicht die Ei 
genſchaft einer Erbpacht. 

GE $. 195. Wenn erhellet, daß bey dem Anfange 

geb. des Geſchafts ein Erbſtandsgeld gezahlt worden: ſo 
wird vermuthet, daß ſelbiges für die Erbgerechtig“ 
keit gegeben, und ein unwiderrufliches Eigenchum 
des Erbpächters geworden ſey. 

$. 195., Ohne ausdrückliche Verabredung kaun 
alſo der Erbpächter die Intereſſen des Erbſtandsgel⸗ 
des auf feinen zu entrichtenden Zins nicht abrechnen. 


9. 197. 
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§. 197. Auch wird er dadurch, daß er ein 
Erbſtandsgeſd entrichtet hat, von der Verbindlichkeit, 
Caution zu beſtellen, in Fallen, wo er ſonſt nach 
den Geſetzen dazu verpflichtet iſt, nicht frey. 

§. 198. Wenn aber eehellet, daß das Erb⸗ 
ſtandsgeld bloß als Caution fie den Verpaͤchter ein⸗ 
gezahlt werden: fo kommen die davon fallenden Zins 
ſen 8 . zu gute. PAR 

199. er Erbpächter hat, in Anſehung der gechte u. 
erpachteten Sache, alle die Rede und Pflichten, del gr. 98% 
welche im vorigen Abſchnitte einem Nieß braucher paͤchters. 
beigelegt ſind. 

$. 200. Doch fallen diejenigen Rechte und 
Pflichten des Mießbrauchers, welche auf die dem 
Eigenthuͤmer kuͤnftig zu leiſtende Ruͤckgabe Bezie⸗ 
bung haben, bey dem Erbpächter, deſſen Recht 
fortwährend iſt, hinweg. 

Anh. 9. 33. War die Ausübung einer Gerechtigkeit 
mit dem Beſitze des in Erbpacht gegebenen Gebäudes 
verbunden, und wird erſtere durch den zufälligen Uns 
tergang der Sache gehemmt: ſo muß der Verpächter 
auf feine Koſten das Gebäude wieder herſtellen, in 
fo fern die etwanige Verſicherungsſumme zur Wieder⸗ 
herſtellung nicht hinreicht, und im Erbpachtscontraete 
auf dieſen Fall nichts beſtiwmt iſt. 

Dieſe Beſtimmung tritt auch dann ein, wenn ande⸗ 
re zu Erbpachtsgütern gehörigen Gebäude, ein ſolcher 
Zufall betroffen hat. 

$. 201. Die Erbpachtsgerechtigkeit iſt das volle 
Eigenthum des Paͤchters, und es kann von ihm 
darüber, fo weit er nicht durch den Inhalt des Con⸗ 
tracts eingefehränft iſt, frey verfügt werden. 
$. 202. Doch iſt, bey Veräußerungen unter Les 
bendigen, die Einwilligung des Exbverpächters in der 
Regel eben fo, wie bey Erbzinsgütern der Conſens 
des Erbzinsheren erforderlich. (Tit. 18. „ 
„203. 
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g. 203. Dagegen iſt der neue Erbpaͤchter zut 
Erlegung einer in dem urſprunglichen Contracte nicht 
9009 vorbedungenen Lehnwaare nicht verpflichtet. 
ehr $. 204. Hat der Erbpaͤchter, bey dem Eintritte 
verrͤch. des zweiten Jahres, die Erbpacht des vorhergehen⸗ 
ruck den noch nicht abgeführt, fo. iſt der Verpächter auf 
leiben, Sequeſtration des Grundſtuͤcks zu feiner Sicherheit 
Den ale anzurvagen berechtigt. 
Zinses, H. 205. Nur wenn der Erbpächter die Bewirth⸗ 
lahrer ſchaffung des Pachtftücks dergestalt gröblich vernach⸗ 
Wireh läßiget, daß der Verpaͤchter Gefahr lauft, den ver⸗ 
chat, ſeſſenen und künftigen Zins daraus nicht mehr erhal⸗ 
ten zu koͤnnen, iſt letzterer auf den gerichtlichen 
2 der Erbpachtgerechtigkeit ſelbſt anzutragen 
efugt. 
bey abge⸗ F. 206. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Slate Erbpächter feine Verbindlichkeit zur Entrichtung der 
der Sache. Erbpacht, wider beſſeres Wiſſen unredlicher Weiſe 
ableugnet. 
7 H. 207. Hat das Erbpachtsſtuͤck in feinem Er⸗ 
des Zune trage, durch unvermeidlichen Zufall, eine ſolche 
ſes. fortwaͤhrende Verringerung erlitten, daß die ber 
ſtimmte Erbpacht daraus nicht mehr genommen wer⸗ 
den kann: ſo muß dieſelbe bis auf den wirklichen rei⸗ 
nen Ertrag des Pachtſtuͤcks herunter geſetzt werden. 
§. 208. Bey Berechnung dieſes reinen Ertra⸗ 
ges iſt der nothwendige Unterhalt des Erbpaͤchters, 
und ſeiner Familie, nur ſo weit, als dieſelben bey 
der Bewirthſchaftung des Guts Dienſte leiſten, von 
den Nutzungen unter den Wirthſchaftsausgaben in 
Abzug zu bringen. 

H. 209. Der Nachlaß am Zinfe dauert nur ſo 
lange, als das Gut in den zum Abtrage der vorigen 
Erbpacht erforderlichen Stand noch nicht hat wieder 
hergeſtellt werden koͤnnen. 


§. 210. 
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$ 210. Wegen bloßer die Früchte und Nu⸗ 
kungen des Pachtſtuͤcks betreffenden Ungluͤcksfaͤlle, 
kann der Erbpächter, im Mangel einer ausdrückli⸗ 
chen Verabrebung, keinen Nachlaß, ſondern nur 
unter eben den Umſtanden, wie der Erbzinnsmann, 
Nachſicht fordern. (Tit. 18. $. 759. 760.) 

$. 211. Hat ein unvermeidlicher Zufall den Slaß des 
Erbpächter, ohne alles fein Verſchulden, ganz außer FIT 
Stand geſetzt, ſein Recht, ein oder mehrere Jahre 
lang, durch ſich ſelbſt, oder durch Andere auszu⸗ ö 
üben: fo kann ihm für dieſe Zeit kein Zins abge⸗ 
fordert werden. 

H. 212. Wird der Pächter unvermoͤgend, die diet 
Pacht fortzuſegen: fo iſt der Verpächter auf gericht pächters 
lichen Verkauf der Erbpachtgerechtigkeit anzutragen bey entiier 
berechtigt, Bu 

F. 213. Ein Gleiches findet Statt, wenn der Ken des 
Erbpächter das Gut Schuldenhalber verläßt, und a 
zur fortgeſetzten Bewirthſchaftung deſſelben keine Ans Erbräche 
ſtalten vorkehrt. 2 

$. 214. Aus dem geloͤſeten Kaufgelde iſt der läßt. 
Erbverpaͤchter feine Befriedigung, wegen des etwa 
rückſtändigen Zinſes, oder ſonſt durch die Schuld 
des geweſenen Erbpaͤchters ihm entſtandner Schaͤ⸗ 
den und Koften, zu nehmen befugt. 

§. 215. Der Ueberreſt verbleibt dem geweſenen 
Erbpachter, deſſen Erben oder Gläubigern. 

S. 216. Das Einſtandsgeld, welches der Erb⸗ au 
Pächter, bey dem Anfange der Erbpacht, als ein des Eins 
Einkaufsgeld für die Erbgerechtigkeit erlegt hat, iſt 9298 
der Verpächter, wenn der Contract ohne ſein Ver- elek. 
ſchulden wieder aufgehoben wird, zurückzugeben 
nicht verbunden. . 

9. 217. Dagegen kann er aber auch dem neuen 
Erbpächter, zum Nachtheile des vorigen, feiner 


Er 
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Erben oder Glaͤubiger, Fein abermaliges Einſtands⸗ 
geld abfordern. 
§. 218. Iſt das urſprüngliche Einſtandsgeld 
nur als Caution beſtellt worden: fo muß daſſelbe 
bey erfolgender Aufhebung des Contracts zuruͤckge⸗ 
geben werden. 
$. 219. Doch iſt der Verpächter darauf nicht 
nur den ruͤckſtändigen Zins, ſondern auch feine übri⸗ 
gen aus dem Geſchaͤfte entſpringenden Forderungen 
an den geweſenen Erbpächter, zu compenſiren wohl 
befugt, ö s 
$. 220. Beſonders gilt dieſes wegen der Schad⸗ 
loshaltung, welche der Erbverpächter dafür zu for 
dern hat, daß wegen des durch die Schuld des bis⸗ 
herigen Beſitzers verringerten Ertrages, das Pacht⸗ 
ſtück dem neuen Erbpaͤchter für einen mindern, als 
den bisherigen Zins, uͤberlaſſen werden muß. 
Rechte des H. 221. Auch an das übrige Vermoͤgen des 
anne Erbpöchters kann der Verpächter, wegen der aus dem 
Bu are Geſchaͤfte ihm zuſtehenden Forderungen, ſich halten. 
Werniaen F. 222. Wegen des ruͤckſtändigen Zinſes bleibt 
berg ch ihn das in der Concursorduung näher beſtimmte 
Vorrecht. 
$. 223. Wegen feiner andern Forderungen 
aber hat er ſich, in dem übrigen Vermögen des 
geweſenen Erbpächters, eines beſondern geſetzlichen 
Vorrechts nicht zu erfreuen. 
991 dar $. 224. In Fällen, wo Güter und Verlaſſen⸗ 
Erbach, ſchaften, als hrernlos oder verwirkt, dem Staate 
gerechtige anheim fallen, muß die erledigte Erbpachtgerechtig⸗ 
einen, keit, für Rechnung des Fiskus, einem andern an⸗ 
nehmlichen Erbpaͤchter unter gleichen Bedingungen 
Fe „uberfaffen werden. 
Sado F. 225. Der Erbpaͤchter kann das aus dem 


15 5 2 4 ur 
Vertrage ihm zukommende Nutzungsrecht, ohne 155 
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ziehung des Eigenthümers, gegen einen jeden ge⸗ 
richtlich verfolgen. 

F. 226. Bey Prozeſſen aber, welche die Sub⸗ 
ſtanz, Pertinenzſtucke und Gerechtigkeiten des Guts 
betreffen, finden die Vorſchriften vom Rießbrauche 
$. 82. fgg. Anwendung. 


Dritter Abfchnitt, 


Von dem eingefhränften Gebrauchs, 
und Nutzungsrechte fremder Sachen. 


H. 227. Einſchraͤnkungen des Nutzungsrechts wer⸗ 
den cheils durch die Natur des Geſchaͤfts, theils durch 
Verträge oder letztwillige Verordnungen beſtimmt. 

. 228. Iſt es zweifelhaft: ob Jemanden ein 
Nießbrauch, oder nur ein eingeſchränktes Nutzungs⸗ 
recht verliehen worden: jo gilt die Vermuthung für 
letzteres. 


§. 229. Wird eine Sache Jemanden bloß zum I Leib 
Gebrauche, unter der Bedingung, daß eben dieſelbe veitrag. 


Sache zurückgegeben werde, unentgeldlich einge⸗ 
raumt: fo iſt ein Leihvertrag vorhanden. 

$. 230. Es gehört zum Weſen dieſes Vertra⸗ 
ges, daß die Zeit der Rückgabe entweder in ſich 
ſelbſt, oder durch die Art, oder den Zweck des ein⸗ 
geraͤumten Gebrauchs, beſtimmt ſey. 


$. 231. Iſt weder die Art und der Zweck des preea⸗ 
Gebrauchs, noch die Dauer deſſelben beſtimmt: fo klum. 


iſt derjenige, welchem der Gebrauch eingeräumt 
worden, für einen bloßen Inhaber zu achten. 

H. 232, Er iſt alſo die Sache, auf jedesma⸗ 
liges Erfordern des Einraͤumenden, zu allen Zeiten 
zuruck zu geben ſchuldig. 

$. 233. Ein Gleiches finder Statt, wenn eine 
unbewegliche Sache, oder ein Recht, der I 

and 
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ſtand des Contracts, und dieſer nicht ſchriftlich ab⸗ 
8 Er iſt. 5 5 er 115 

echt zur . 234. aber ein wirklicher und gültig 

dung bes Leihderkrag . ſo kann die Sache in der 
5 Leib Regel erſt nach verlaufener Zeit, oder nach geendig⸗ 
RER tem Gebrauche, zurück gefordert werden. 5 

$. 235. Doch iſt der Verleiher berechtigt, die 
Sache auch fruher zurück zu fordern, wenn ihm 
dieſelbe wegen einer Veränderung in ſeinen eignen 
Umſtanden, die er zur Zeit der Verleihung nicht 
voraus ſehen konnte, unentbehrlich wird. 

$. 236. Für den Nachthell, welchen der Leis 
her alsdann durch die frühere Entbehrung des Ger 
brauchs leidet, iſt der Verleiher zu haften nicht 
ſehuldig. 

$. 237. Sobald der Leiber eigeumaͤchtiger 
Weiſe die ihm geliehene Sache einem Andern zum 
Gebrauche einraͤumt; oder fie zu einem andern Zwe⸗ 
cke, als wozu ſie ihm gegeben worden, anwen⸗ 
det: iſt der Verleiher dieſelbe zurück zu fordern ber 
rechtigt. 

en F. 238. Der bloße Leiher kann ſich die Zu⸗ 
des Lei“ wuͤchſe, Nutzungen, und Fruͤchte der geliehenen 
hen, Sache nicht anmaßen. 

. 239. Bringe die Beſchaffenheit der Sache 
und des verſtatteten Gebrauchs es mit ſich, daß der 
Leiher auch die Fruͤchte und Nutzungen genieße; 
oder iſt ihm dieſer Genuß ausdrücklich geſtattet: fo 
kann das Geſchaͤft, wenn es auch ein Leihvertrag 
genannt worden, dennoch nicht nach den Regeln 
dieſes Vertrages beurtheilt werden. 

F. 240. Vielmehr finden, je nachdem der ver⸗ 
ſtattete Genuß uneingeſchraͤnkt, oder eingefchräuff 
war, die Regeln vom Nießbrauche, oder von Pach⸗ 
ten und Miethungen Anwendung. 


F. agr. 
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$. 241. Der Leiher iſt die gewohnlichen Er⸗ 
baltungskoſten der Sache während feines Gebrauchs 
zu tragen verbunden. 

$. 242. Ereignen ſich, während feiner Beſiß⸗ 
zeit, Umſtaͤnde, die einen außerordentlichen Aufwand 
zur Erhaltung der Sache erfordern: fo iſt zwar 
der Leiher dem Verleiher Anzeige davon zu machen, 
und ihm, mit Rückgabe der Sache, die Beſorgung 
deſſen zu uͤberlaſſen befugt. 

§. 243. Kann oder will er aber dieſes nicht: 
oder iſt der Verleiher nicht jo in der Nähe, daß 
er die Sorge für die Erhaltung der Sache noch 
zu rechter Zeit übernehmen koͤnnte: ſo iſt der Leis 
ber dazu verbunden. 

F. 244. Doch kann er die darauf verwendeten 
Koſten, von dem Verleiher, nach den geſetzlichen 
Vorſchriften von Beſorgung fremder Angelegenhei⸗ 
ten ohne ausdruͤcklichen Auftrag, zurückfordern. 

(Tit. 13. Abſchu. 2.) 

$. 245, Der Leiber iſt die geliehene Sache past 
zu allen Zeiten, auch noch vor Ablauf der verab⸗ 1 
redeten Friſt, und vor beendigtem Gebrauche, zu⸗ 711 
ruͤck zu geben berechtigt; wenn nicht klar erhellet, gelle — 
daß die Zeitbeſtimmung lediglich zu Gunſten des hen Ge. 
Verleihers beigefügt ſey. ar 

F. 246. Die Ruͤckgabe der Sache muß allemal 
in dem Stande, wie ſie gegeben worden, erfolgen 

$. 247. Gegen die ſchuldige Ruͤckgabe kann ſich 
der Leiher nur durch folhe Einwendungen ſchüͤtzen, 
welche einem Verwahrer freinder Sachen zu ftarten 
kommen. (Tit. 14. Abſchn. 1.) 

$. 248. Iſt die Sache während feines Beſitzes wegen 
beſchädigt, oder gar verloren worden: fo muß er nun 
dabey für jedes, auch das geringſte Verſehen, haften. etre 

$ 249. Hat aber der Verleiher aus dem Ges Hide 
ſchafte irgend einigen Vortheil; oder kann ausgemit⸗ der 

telt Schuld, 
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telt werden, daß er ſelbiges zuerſt in Vorſchlag ge⸗ 
bracht, und den Leiher zu deſſen Eingehung aufge⸗ 
fordert habe: fo haftet dieſer nur für ein maͤßiges 
Verſehen. 5 

d. 250. Bey einer Gefahr, welche des Leihers 
eigne Sache zugleich trifft, iſt derſelbe die geliehene 
Sache vorzüglich zu retten, und wenn er ſeiner 
eignen Sache den Vorzug giebt, den Schaden oder 
Verluſt der geliehenen zu vertreten ſchuldig. 

wegen des 6. 251. Auch haftet der Leiher ſelbſt für einen 
Zufals. zufälligen Schaden, wenn er . die Sache 
zu einem andern, als dem beftimmeen Zwecke gebraucht; 
oder den Gebrauch derſelben einem Andern überläßt; 
oder mik der Rückgabe ſaͤumig iſt; in ſo fern näm⸗ 
lich, wenn dieſe Umſtände nicht vorgewaltet haͤtten , 
der Zufall die Sache nicht wuͤrde getroffen haben. 
$. 252. Außer dieſen Fällen muß zwar ein 
ohne alles Verfchulden des Leihers ſich ereignender 
Zufall von dem Verleiher getragen werden; 

§. 253. Doch muß der Leiher, wegen unge“ 
ſäumter Anzeige eines ſolchen Zufalls, eben das be’ 
obachten, was in einem gleichen Falle dem Verwah⸗ 
rer fremder Sachen vorgeſchrieben iſt. (Tit. 14. 
Abſchn. 1. $, 34. lad.) ö 

§. 254. Wird die verlorne und von dem Lei⸗ 
her erſetzte Sache in der Folge wieder gefunden: 
ſo ſteht es in der Wahl des Verleihers: ob er die 
Sache zuruͤcknehmen, und den dafür erhaltenen Werth 
herausgeben; oder letztern behalten, und die Sache 
dem Leiher uͤberlaſſen wolle. 

S. 257. Fuͤr die inzwiſchen entbehrten Ruß 
gen der Sache kann eben ſo wenig, als für das 
von dem Verleiher bis dahin genutzte Geld, Ver 
guͤtung gefordert werden. 


$. 25 
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$. 256. Die Koſten der Auffindung der Sache 
trägt derjenige, der die Sache ſelbſt behält. . 

$. 257. Der Verleiher iſt feines Orts dem Lei⸗ Aa 
her nur für ein grobes Verſehen zu haften fehuldig. leihers. 

$. 258. Wenn für den Gebrauch der geliehe- I. Vom 
nen Sache ein beftinumten Preis bedungen wird: fo mute 
beißt das Geſchaͤft ein Miethungsvertrag. Pachtver / 

§. 259. Eine Sache heißt verpachtet, wenn rage. 
dieſelbe Jemanden gegen einen beſtimmten Zins, nicht 
nur zum Gebrauche, ſondern auch zur Nutzung uͤber⸗ 
laſſeu worden. \ 3 

. 260. Iſt eine fruchttragende Sache mit eis 
ner andern, die nur durch den Gebrauch der Sub⸗ 
ſtanz genutzt werden kann, zugleich und in Einem 
Contracte eingeränmet worden; fo giebt bey der 
Beſtimmung: ob das Gefchäft nach den Regeln des 
Pacht⸗ oder Miethcontracts zu beurtheilen ſey, die 
Beſchaffenheit der Hauptſache den Ausſchlag. 

$. 2. Im zweifelhaften Falle wird bey ſtädti⸗ 
ſchen Grundſtüͤcken ein Miethvertrag, bey Landgüͤ⸗ 
tern aber eine Pacht angenommen. ar 

$. 262. Beſteht dasjenige, was für den Ge⸗ Mieth 
brauch oder die Nutzung der gemiecheten oder ge⸗ Pacht, 
pachteten Sache bezahlt wird, in baarem Gelde, fo is. 
beißt es Mieth⸗ oder Pachtzins. 

$. 263, Von dergleichen Zins gilt alles das, 
was wegen des Kaufpreiſes vorgeſchrieben ift, (Tit. 
11. 6. 46. Id.) 

F. 26. Wird ſtatt des Pachtzinſes eine in 

ſich beſtimmte Quantität von Früchten gegeben: fo 
ändert dieſes nichts in der Matur des Geſchaͤftes. 

H. 265. Iſt aber, ſtatt des Pachtzinſes, ein ges 
wiſſer nur im Verhältniſſe gegen das Ganze beſtimm⸗ 
ter Antheil (pars guota) von Früchten vorbedungen 
worden: fo iſt ein ſolches Geſchaͤft zwar übrigens 
nach den Regeln des Pachtcontracts zu beurtheilen; 

Algen, Landr. IL Band. Mm 9. 466. 
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$. 266. Es finden aber, wegen Vertheilung 
der Früchte zwiſchen dem Pächter und Verpächter, 
die Regeln des Geſellſchaftsvertrages Anwendung 
(Tit. 17. Abſchn. 3.) 

Fort des ß. 267. Ju wie fern bey Miethen und Pach⸗ 

Vertrages tungen ein ſchriftlicher Vertrag erforderlich ſey, if 
nach dem Betrage des verabredeten Pacht⸗ oder 
Miethzinſes zu beſtimmen. 

$. 268. Soll der Contract auch länger als Ein 
Jahr dauern: ſo giebt dennoch nur der Betrag einer 
Einjährigen Miethe den Maaßſtab zur Beſtimmung: 
in wie fern es eines ſchriftlichen Contracts bedürfe. 

$. 269. Iſt in Fällen, wo es eines ſchriftlichen 
Vertrages bedarf, derſelbe bloß mündlich geſchloſſen, 
aber durch die Uebergabe ſchon vollzogen worden! 
fo iſt er nur auf Ein Jahr gültig. 

Nichte. §. 270. Durch den Mieth⸗ oder Pachtcontract 
und de berlangt der Miether oder Pächter nur den gemein, 
Wiechers gewöhnlichen Gebrauch, oder die gewöhnliche Nutzung 
berg. c der Sache. 

$. 271. Außerordentlicher, oder ſolcher Nutzun⸗ 
gen, welche mit einer Verminderung der Subſtanz 
verbunden find, kann ſich der Pächter nur in fo fern 
anmaßen, als ihm dieſelben ausdrücklich uͤberlaſſen 
worden. 

F. 272. Die verpachtete muß fo, wie die ver⸗ 
mierhere Sache, dem Pächter oder Mierher in 
brauchbarem Stande überliefert werden. 

§. 273. Geſchieht diefes nicht: fo, kann der 
Pächter oder Miether dem Verpächter oder Vermie⸗ 
ther dazu, und zum Erſatze des aus der contractwi⸗ 
dligen Beſchaffenheit der Sache entſtandenen Nach⸗ 
theils, gerichtlich anhalten; oder die Annahme ver 
weigern, und von dem Vertrage ganz abgehen. 

H. 274. 
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9. 274. Hat er die Sache in brauchbaren 
Scand ſetzen laſſen: fo gebühren ihm, wegen Zur 
| rückforderung der darauf nothwendig und nützlich 
verwendeten Koſten, die Rechte eines ſolchen, der 
fremde Gefchäfte ohne Auftrag beſorgt hat. (Tit. 14. 
$. 114. 115.) * 

§. 275. Hat jedoch ein Pächter, wohl wiſſent⸗ 
lich, ein verfallenes oder verwüſtetes Gut in Pauſch 
und Bogen gepachtet, ohne zu deſſen Wieberberftels 
lung ſich etwas vorzubedingen: ſo kann er von dem 
Verpächter dergleichen Wiederherſtellung nicht for⸗ 
dern. 

& 276. Auch kann er, wegen der von ihm 
ſelbſt darauf verwendeten Koſten, weder Abzuͤge von 
der Pacht machen, noch ſonſt einigen Erſatz verlau⸗ 
gen, als in fo fern dergleichen im Contracte aus⸗ 
drücklich verabredet ist. 

$. 27% Beſondere Bequemlichkeiten, oder vor⸗ 
bin nicht gewohnlich geweſene Nutzungen, iſt der 
Vermiether oder Verpächter nur in ſo ſern zu ge⸗ 
währen ſchuldig, als er ſich dazu ausdrücklich ver⸗ 
pflichtet hat. : 

§. 278. Bey ſich ereignenden Beſchaͤdigungen Grad der 
an der verpachteten oder vermietheten Sache, iſt der dinge 
Pächter, oder Miether, auch für ein maͤßiges Ver⸗ 
ſehen zu haften ſchuldig. 

$. 275 Nur daun, wenn er die gepachtete 
oder gemiethete Sache zu einem anderen Behufe, 
als wozu fie ihm überlaſſen worden, anwendet, muß 
er auch ein geringes Verſehen vertreten. 

S. 280, Wegen Vergütung oder Zurücknahme Verbose, 
gemachter Verbeſſerungen, findet in der Regel eben kalen. 
das Statt, was beim Mießbrauche verordnet iſt. 

G. 124. faq) SR ae 
$. 281. Doch kann der Pächter oder Mies 
/ ther dem Verpächter oder Vermiether zur Einwil⸗ 
M m 2 ligung 
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ligung in zu machende Verbeſſerungen in keinem 
Folle noͤthigen. 

F. aga. Wenn dagegen auf höheren Befehl 
Anſtalten und Einrichtungen auf dem verpachteten 
Gute, nicht ſowohl zur Verbeſſerung des Ertrages 
deſſelben, als vielmehr des gemeinen Beſtens wegen 
gemacht werden muͤſſen: fo iſt der Pächter die au 
ſoſche Anſtalten zweckmäßig verwendeten Koſten von 
dem Verpächter zurück zu fordern berechtiget. 

$ 283. Muß die Pacht, ohne Verfchulden des 
Paͤchters, vor dem Ablaufe der bedungenen Zeit 

geraume werden: fo kann der Pächter für die au 
ohne befondere Einwilligung des Berpächters ge⸗ 
machten, zur Zeit der Raͤumung noch wirklich vor⸗ 
handenen Verbeſſerungen, eine verhäaͤltnißmaͤßige 
Verguͤtung fordern. 

H. 284. Wenn nämlich der Pächter nachwei⸗ 
fen kann, daß er in dem erſten Drittel der contract⸗ 
mäßigen Pachtzeit Verbeſſerungen, deren Nutzen 
ſich erſt in fpäteren Jahren äußern kann, gemacht 
habe: ſo ſollen die Koſten auf die Jahre, welche die 
Pacht, vermöge des Contracts, nach Ablauf des 
erſten Drittels noch hätte dauern füllen, vertheilt, 
und der auf die noch ruͤckſtändigen Jahre kommende 
Antheil dem Pächter erſtattet werden. 

K. 285. Wenn alfo z. B. ein Pächter, weſcher 
auf Neun Jahre gepachtet hat, in den erſten Drey 
Jahren Tauſend Thaler auf dergleichen Melioratio⸗ 
nen verwendet hätte, und die Pacht mit dem Ab⸗ 
laufe des Sechſten Jahres räumen müßte: ſo iſt er 
annoch Fuͤnfhundert Thaler Meliorationskoſten zu 
fordern berechtiget. 

§. 286. Der Betrag der Verbeſſerungskoſten 
iſt in dieſem Falle nach den Vorſchriften deß Sie⸗ 
benten Titels §. 209, zu beſtimmen. 


§. 287. 


Vom eiugeſchraͤnkten Nutzungsrechte. 549 


287. Wegen der von dem Pächter oder Be 


koſten. 


$. 
Miether zur Abwendung eines der Subſtauz der 
Sache drohenden Schadens zweckmaͤßig verwendeten 
Koſten, hat derſelbe die einem Uebernehmer fremder 
Geſchafte beigelegten Rechte. (Tit r 3, F. 234237.) 

§. 288. Bey eigentlichen Miethungen iſt der Laften 
Miecher zu Laſten und Abgaben von der Sache, die 120 
er nicht ausdrücklich übernommen hat, nicht ver⸗ 
pflichtet. in 
0 F. 289. Inſonderbeit müſſen die Laſten der 


„ 


Einquartierung in der Regel nicht von dem Miether, 
ſondern von dem Vermiether getragen werden. 

§. 290. Unter dieſen Laſten, deren Erſaß der 
Miether, wenn er ſie vorgeſchoſſen hat, von dent 
Vermiether nach dieſer Vorſchrift fordern kann, ſind 
nur ſolche Verpflegungskoſten, welche die Einquar⸗ 
tierung vermöge allgemeiner oder beſonderer Verord⸗ 
nungen zu verſangen berechtiget iſt, mit begriffen. 

FH. 291. Bey Miethungen iſt der Vermierher, 
im Mangel beſonderer Verabredungen, ſchuldig, die 
Sache während der contractmaͤßigen Zeit in brauche 
barem Stande zu unterhalten, und alſo auch die 
noͤthigen Reparaturen, welche durch den erlaubten 
Gebrauch, oder durch Zufall entſtanden ſind, zu 
Übernehmen. i Hg 

$, 292. Bey eigentlichen Pachtungen, die in 
Pauſch und Bogen geſchloſſen worden, trägt der 
Pächter alle von der Sache zu entrichtenden Laſten 
und Abgaben, die dem Verpaͤchter nicht ausdrücklich 
vorbehalten ſind. Sal red * 

§. 293. Doch haftet auch in dieſem Falle der 
Verpächter, ohne beſonderen Vorbehalt, für die In⸗ 
teren der Hypothekſchuden, und für die aus 
Verträgen oder letztwilligen Verordnungen auf der 
Sache haftenden Zinſen, und fortlaufenden Pr 
Stationen, 7 
§. 294, 


Veſtim. 
mungen 
wegen, 
Entriche 
tung und 
Erlaſſung 
des Pacht⸗ 


Hi 1 
thin 
5 hin 
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8. 294. Hat der Pächter nach einem Anfchlage 
gepachtet: fo wird vermuthet, daß er nur die darin 
von dem Ertrage abgezogenen Laſten und Abgaben 
uͤbernommen habe. 

8. 29. In allen Fällen muß der Pächter die⸗ 
jenigen Abgaben tagen, welche von den Früchten 
allein, bey deren Verwendung oder Veräußerung, 
ohne Mückſicht auf die Subſtanz des Gutes, und 
auf die Perſon des das Pachtgeld ziehenden Ver⸗ 
paͤchters, zu entrichten find. 

H. 295. Wie weit die Sorge für die Unterhal⸗ 
tung der Sache in brauch- und nutzbarem Stande, 
dem Pächter oder dem Verpächter obliege, wird un⸗ 
ten näher beſtimmt. (§. 43 Iq. 

F. 297. Der Pacht⸗ und Mierh zins muß, 
wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, vierteljahrig 
entrichtet werden. 

G 298. Der Rückſtand zweier Termine berech⸗ 
tigen den Verpaͤchter oder Vermiether, dem anderen 
„Theil den Contract, noch vor Ablauf der bedunge⸗ 
nen Zeit aufzukuͤndigen. 

8. 29. Iſt der Miether eines Gebäudes durch 
hoͤhere Gewalt, oder durch einen nicht in ſeiner Perſon 
ſich ereignenden Zufall, auf längere Zeit, als Einen 
Monat, des Gebrauchs beſſelben ganz oder zum 
Theil entſetzt worden: fo kann er von dem Vermie⸗ 
ther verhaltnißmaͤßigen Erlaß am Zinſe fordern. 

FH. 300. Dies gilt inſonderheit, wenn in Fallen, 
wo die Einquartierungslaſten den Miether nicht tref. 
fen ($. 289.), derſelbe die gemiethete Wohnung auf 
Einen Monat, oder länger, der Einquartierung 
ganz oder zum Theil hat uberlaſſen müſſen. 

§. 301, Iſt der Pächter einer Gerechtigkeit durch 
einen ſolchen F 299. beſtimmten Zufall, zur Aus. 
übung ſeines Nutzungsrechts auf Drey Monate, oder 
länger, völlig außer Stand geſetzt worden: fo 1 11 
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auf einen Nachlaß am Pachrzinfe, nach Verhältniß 
der Zeit, Auſpruch machen. 

$. 302. Ein Gleiches gilt von dem Pächter 
einer andern nutzbaren Sache, die ein Landgut ill. 

§. 303. Wenn jedoch nach der Natur der ver⸗ 
pachteten Sache oder Gerechtigkeit, in dem Zeit⸗ 
raume, während deſſen der Pächter an der Aus 
übung feines Nutzungsrechts verhindert worden, ol« 
nehin Feine Nutzungen gefallen ſeyn würden: fo fi 
det auch kein Anſpruch auf Evfag Start. 

$. 304. Iſt durch die entſtaudene Verhinderung 
dem Pächter zwar nicht die Hebung wirklicher Nu⸗ 
tungen entzogen worden; wohl aber die nöthige Zeit 
zu den Anſtalten, welche die Hebung künftiger Nu⸗ 
gungen erfordert, verloren gegaugen: ſo kann er, 
nach dem Betrage des erweislieh dadurch leidenden 
Verluſts, Remiſſion fordern. 

H. 305. Der Verpaͤchter, welcher den Erlaß. 
nach Verhaleniß der Zeit, oder in dem Falle des vo⸗ 
rigen Geſetzes (§. 304.) nicht einraͤumen will, kaun 
auf Vorlegung einer Rechnung über die Einnahme 
eines ganzen Jahres antragen. 

§. 306. Alvdaun muß aber auch der Verpäch⸗ 
ter dem Pächter fo viel am Zinſe erlaſſen, als nach 
Ausweis dieſer Rechnung durch die wirkliche Ein⸗ 
nahme des ganzen Jahres nicht gedeckt iſt. 

$. 307. Iſt der Pächter eines Landgutes durch 
einen ſolchen $ 299. befchriebenen Zufall, zur Aus⸗ 
übung feines Nutzungsrechts, auf Ein oder mehrere 
Jahre, völlig außer Stand geſetzt worden; fo kann 
ihm für dieſe Zeit kein Pachtzins abgeſordert werden. 
F. 308, In welchen Fallen außerdem ein fol 
cher Pächter Remiſſion fordern könne, wird unten 
beſtimint. (. 478. faq.) 5 a 
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Von Sub- H. 309. Der Miether einer Sache iſt nicht Der 

were“ ſugt, den ihm eingeräumten Gebrauch der Sache 

einen Andern, ohne Einwilligung des Vermiethers, 
zu überlaſſen. 

$. 310. Inſonderheit darf der Miether einer 
Wohnung, ohne Conſens des Vermierpers, Andere 
darin für Geld nicht aufnehmen. 

§. 311. Der Vermiether iſt berechtiget, ſeinen 
Conſens zu verſagen, wenn der einzunehmende UN 
termiether ein unehrbaretz, oder ein dem Haufe ober 
der Wohnung ſchädliches Gewerbe treibt. 

§. 312. Kann der Vermiekher feinen ſoſchen 
Grund feiner Weigerung nachweiſen; fo ſteht dem 
Miether frey, auch wenn die contractmäßige Zeit 
noch nicht verlaufen iſt, die Miethe auſzukündigen. 

H. 313. Auch der Pächter, iſt nicht befugt, 
ohne die Einwilligung des Verpäͤchters Linterpächter 
anzunehmen. 

H. 314. Nur bey Pachtungen, welche mehrere 
Wirthſchaftsrubriken oder Vorwerke unter ſich be 
greifen, kann der Pächter einzelne Rubriken oder 
Vorwerke, auch ohne ausdrücklichen Conſens des 
Derpächterg, in Unterpacht austhun. 

6. 315. Hat der Miether oder Pächter einen 
Unterpaͤchter oder Untermiether eigenmächtiger und 
unbefugter Weiſe angenommen: fo iſt der Vermie⸗ 
ther oder Verpächter auf deſſen Entſetzung zu allen 
Zeiten anzutragen berechtiget. ’ 

§. 316. Wenn aber auch dieſes nicht gefchtebts 
oder wenn der Verpaͤchter oder Vermiether in die 
Annahme eines Unterpachters oder Untermiethers ge 
williget hat: ſo gaftet dennoch der Hauptmiether oder 
Pächter nach wie vor, nicht nur für den ganzen 
Zins, ſondern auch für alle von dem Untermiether 
eder Pächter angerichteten Beſchaͤdigungen. 


9. 317: 
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$. 317. Doch kann der Verpächter oder Ver⸗ 
miether, wegen dieſer Beſchaͤdigungen, auch den Un⸗ 
terpaͤchter oder Miether unmittelbar in Auſpruch 
nehmen. 

$ 318. Hingegen hat er auf den Zins, wel⸗ 
chen dieſer dem Hauptpaͤchter oder Miether zu zah⸗ 
len uͤbernommen hat, ohne beſondere ausdruͤckliche 
Verabredung, kein Recht; ſondern er kann, wegen 
ſeiner an letztern habenden Forderungen, nur durch 
den Weg eines ordentlichen Arreſtſchlages an dieſen 
Zins ſich halten. 

F. 319. Eben dieſe Vorſchriften (8.316318) 
finden auch in dem Falle des $. 314., wenn ein⸗ 
zelne Rubriken oder Vorwerke, mit oder ohne bes 
ſonderen Conſens des Verpaͤchters, in Unkerpacht 
ausgethan worden, Anwendung. 

$ 320. Auch wenn der Verpächter oder Ver⸗ 
miether ſich in Anſehung der ganzen Sache die Bes 
ſtellung eines Unterpaͤchters oder Untermſethers aus⸗ 
drücklich bat gefallen laſſen, folgt daraus doch noch 
nicht, daß er den Hauptpächter oder Miether feiner 
Verbindlichkeiten entlaſſen habe. 

$. 321. Uebrigens dauert in allen Fällen das 
Recht des Unterpaͤchters oder Untermiethers nicht lan⸗ 
ger, als das, des Hauptpaͤchters oder Miethers. 

$. 322. Iſt jedoch der Verpächter oder Ver⸗ 
. einem zwiſchen dieſen auf langere Zeit ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage ausdrücklich beigetreten: fo tritt, 
mit Ablauf der Zeit des Hauprpächters oder Mies 
ters, der Amterpächter, oder Untermiether, in Auſe⸗ 
hung des Verpächterz oder Vermiethers, an die 
Stelle des erſteren. 

F. 323. Die Rechte und Pflichten zwiſchen dem 
Haupt⸗ und Unterpächtee oder Miether werden ledig⸗ 
lich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden beſonderen 

outracte beurteilt, welcher aus dem Hauptrontracte 
nur 


Endigung 
der Pacht 
nder Dies 
5 5 
1) mit, 
1 Ab: 
auf der 
beſtimm⸗ 
ten Zeſt. 
Still: 
fehrseis 
lende. 
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gerung. 
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nur in ſo fern erklärt oder ergänzt werden kann, 
als in jenem auf dieſen ausdruͤcklich Bezug genom⸗ 
men worden. 

S. 324. Iſt die Pacht⸗ oder Miethzeit im 
Vertrage beftimmer ſo geht dieſelbe mit dem veſt⸗ 
geſetzten Termine zu Ende, ohne daß es einer ber 
ſonderen Auffündigung bedarf. 

$. 325. Wenn alſo gleich nach Ablauf des 
Termins der Paͤchter oder Miether noch länger im 
Beſitze bleibt: fo folgt aus dieſem fortgeſetzten De 
fise noch nicht die Verlängerung des Contracts; 19 
lange der Vetpächter oder Vermiether feinen Conſens 
dazu ausdrücklich, oder durch Handlungen, die eile 


ſillſchweigende Einwilligung nach den Geſetzen be⸗ 


gründen koͤnnen, (Tit. 4. H. 58, lag.) niche er⸗ 
klaͤtt hat. 

$ 326. Einer ſolchen ſtillſchweigenden Emwil⸗ 
ligung iſt es gleich zu achten, wenn der Pächter ſeine 
Abſicht, die Pacht fortzuſetzen, dem Verpächter aus 
druͤcklich erklärt, und dieſer binnen Vierzehn Tagen, 
nachdem dergleichen Erklärung ihm zugefommen if, 
feinen Widerſpruch dagegen nicht geäußert hat. 

F. 327. Auch enthält die Annahme eines fer, 
neren Pacht» oder Miethzinſes, die ftillfehweigend® 
Einwilligung des Berpächters oder Vermiethers in 
die Verlangerung des Contracts. 

§. 328. Die ſtillſchweigend erfolgte Verlaͤnge“ 
rung wird in der Regel auf Ein Jahr verſtanden · 

H. 329. Iſt jedoch in einem auf mehrere Jahre 
geſchloſſenen Gontracte; der Zins auf die mehreren 

gahre zuſammen genommen befiimmes fo erſtre 
PR die ſtillſchweigende Verlängerung auf die ganze 


Dauer der erſten contractmaßigen Zeit. 


& 340, Iſt bey verpachteten Landgütern der 
Acker in gewiſſe Felder eingetheilt; ſo wird 5 99 
3 hipeit 
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ſchweigend fortgeſetzte Pacht um ſo viel Zeit für 
verlängert geachtet, als erforderlich iſt, daß der Paͤch⸗ 
ter fämmtliche Felder nach landuͤblichem Wirth⸗ 
ſchaftsgebrauche nutzen koͤnne. 

F. 331. Auch bey Stadtaͤckern, die in gewiſſe 
Brachen getheilt find, findet dieſe Vorſchrift Ans 
wendung. 

§. 332. Iſt nach obigen Beſtimmungen (J. 3293. 
326. 327.) eine Pacht, des fortgeſetzten Beſitzes 
ungeachtet, nicht für verlängert zu achten: fo hat 
der Pächter, vom Tage der abgelaufenen Pacht an, 
die Obliegenheiten eines Verwalters freinder Sachen; 
und vom Tage des ihm zugekommenen Widerſpruchs 
des Verpächters au, die Pflichten und Laſten eines 
unredlichen Beſitzers. 

F. 333. Auch auf den Miether, welcher nach 
Ablauf der contractmähigen Zeit, ohne eine gültige 
Verlangerung, im Beſitze der Sache bleibt, findet 
dieſe Vorſchriſt $. 332. Anwendung, 

F. 334. Muß er, auf Verlangen des Vermie⸗ 
thers, den Beſitz während des Laufes eines Quar⸗ 
tals räumen: fo kann ihm fir die Zwiſchenzeit, vom 
Anfange des Quartals an, kein Zins abgefordert 
werden. 

$. 335. So weit er aber, nach Ablauf des 
Termins, den Beſitz ganze Quartale hindurch fort⸗ 
geſetzt hat, muß er für die Quartale den Zins nach 
Beſtimmung des Contracts entrichten. 85 

9. 336. Was vorſtehend §. 324. lag: über € 
den Fall, wenn eine gewiſſe Zeit im Contracte be⸗ 
ſtimmt worden, verordnet iſt, gilt auch alsdg n, N ei 
wenn die Dauer der Pacht oder Miethe nach ellem . 
gewiſſen Exeigniſſe, oder nach einer Begebeußeit be⸗ 
ſtimmt war. 4 

$. 337. War jedoch der Zeitpunkt, wann die 
Begebenheit oder das Ereigniß eintreten würde, un⸗ 

gewiß: 
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gewiß: fa muß nach deſſen Erfolg dem Pächter oder 
Miether nech eine verhälmiimäßige Zeit zur Rat 
mung des Beſitzes geſtattet werden. 

b. 338. Diefe Zeit iſt, im zweifelhaften Falle, 
nach den geſetzmaͤßigen Anffündigungsftifte zu ber 
ſtimmen. 

9. 339. Ein bis zur Volljährigkeit des Eigen” 
(huͤmers gültig geſchloſſener Pacht- oder Miethscon 
tract, muß bis zum Ablaufe der geſetzmaßigen Jahre 
ſortgeſetzt werden, wenn gleich der Eigenthümer fruͤ⸗ 
her für geoßjährig erklaͤrt worden. 

Nach F. 340. Iſt im Contracte die Dauer der Pacht 
Be RER wütet er nicht beſtimmt: fo muß e 
Aufkin welcher vom Contracte wieder abgehen will, dem 
arg. Andern davon zur gehörigen Zeit Anzeige machen. 

F. 340. Wenn jedoch im Contracte zwar keine 
Dauer beſtimmt, aber doch der Betrag der Miethe 
nach einem gewiſſen Zeitraume, z. B. monatlich, 
jährlich u. ſ. w. abgemeſſen worden: fo kann der Ber 
pächter oder Vermiether, durch eine frühere Aufkün⸗ 
digung, den Miether oder Pächter in dem Laufe el’ 
nes folchen Zeitraumes, z. B. in dem Laufe des Mo⸗ 
nats oder Jahres, feines: Beſitzes nicht entſe zen. 

8. 342. Iſt die Friſt zur Aufkündigung weder 
im Eontracte felbft, noch durch beſondere Provinzial, 
oder Statutariſehe Geſetze beſtimmt: ſo muß dieſe 
bey Pachtungen unbeweglicher Sachen und Gerech 
tigkeiten, Sechs Monate vor der Räumung er“ 
folgen. 1 

$ 343. Bey Land⸗ und Ackerguͤtern aber muß 
die Aufkündigung Sechs Monate vor dem Ablauf 
des Wirthſchaftsſahres geſchehen. 

$. 344. Bey Miethungen unbeweglichen, 
ben Pachtungen beweglicher Sachen muß die 155 1 


und 
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kuͤndigung in den erſten Drey Tagen desjenigen 
Quartals erfolgen, mit deſſen Ablaufe der Beſitz 
geräumt werden ſoll. 

§. 345. Bey Miechungen beweglicher Sachen 
iſt, wenn nicht der Fall des $. 341, eintritt, eine 
Aufkuͤndigung von Vier und zwanzig Stunden hin⸗ 
reichend. 

$. 346. Wenn aus den Umſtanden und der bes 
kannten Abſicht des Miethers deutlich erhellet, daß 
der Miether den Gebrauch der gemietheten beweg⸗ 
lichen oder unbeweglichen Sache nur auf fo lauge, 
bis dieſe hinlänglich beſtimmte Abſicht erreicht ſeyn 
würde, habe übernehmen wollen: fo kann er ſofort, 
nach Erreichung dieſer Abſicht, vie Sache ohne alle 
Aufkuͤndigung zurückgeben. iR 

$. 347. Zur Bezahlung des Zinſes iſt ex als 
dann nur nach Verhaͤltniß der Zeit, da er die Sache 

wirklich gebraucht bat, verpflichtet. 

9. 348. Es iſt nicht nothwendig, daß die Auf⸗ 
kuͤndigung ſchriftlich geſchehe; ſendern hinreichend, 
wenn dieſelbe, und daß ſie zur Wiſſenſehaft des Ge⸗ 
gentheils wirklich gelangt ſey, auf andere Art erwie⸗ 
ſen werden kann. N 

H. 349. Widerſpricht der Andere einer gehörig 
geſchehenen Auſkündigung nicht innerhalb Acht Tas 
gen, nachdem fie ihm bekannt geworden ijt: ſo 
wird angenommen, daß er ſich dieſelbe habe gefallen 
laſſeu; und es findet dagegen keine fernere Einwen⸗ 
dung Statt. 


8. 350. Auch ünmerhalb der conkractmüßigen Jag 0 


Zeit muß der Pächter oder Miether fich die Aufr n 
digung gefallen laſſen, wenn der Fall einer nothwen. # 


indie 
lg auch 


innerhalb, 


digen gerichtlichen Veräußerung der Sache eintritt, her con 


§. 381. Ein Pächter iſt alsdann mit Ende des f 


ract nä, 


Een Zelt 


Wirehſchaſtsjahres zu räumen ſchuldig, wenn ihm Salz 


die 


findet, 


x) wegen 
lethwen. 
diger Ver⸗ 
Außerung, 
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die Aufkündigung Sechs Monate vor dem Ablaufe 
dieſes Jahres geſchehen iſt. F 

$. 352. Geſchieht aber die Aufkuͤndigung ſpaͤ⸗ 
ter: ſo kann er vor dem Ende des nächſtfolgenden 
Wirthſchaftsjahres zur Raͤumung nicht angehalten 
werden. 

H. 353. Bey eigentlichen Mietdungen, iſt der 
Miether erſt nach Ablauf eines Vierteljahres vom 
Ausgange desjenigen Quartals, in weſchem der Ver⸗ 
kauf geſchehen iſt, zu raͤumen verbunden. 

F. 354. Will er ſelbſt die Mierhe mit Ablauf 
desjenigen Quartals, in welchem der Zufchlag erfolgt 
iſt, aufgeben: ſo kaun ihm ſolches nicht gewehrt 
werden. 

§. 355. Wegen des dem Pächter oder Miether 
erweislich entſtehenden Schadens, aus der vor dem 
Ablaufe der contractmaͤßigen Zeit nothwendig gewor⸗ 
denen Raͤumung, kann derſelbe an das Vermögen 
des Verpaͤchters oder Vermiethers ſich halten. 

$. 356. Hat er feinen Contract im Hypotheken 
buche eintragen laſſen: fo gebühren ihm wegen die 
fer Entſchaͤdigung die Rechte der dritten Claſſe; ai 
ßerdem aber keine beſonderen Vorrechte im Concurſe“ 

$. 357: Wenn weder von Seiten der Glaubi⸗ 
ger, noch des neuen Käufers, eine Aufkuͤndigung 
erfolgt: fo kann der Pächter oder Miether, bloß der 
erfolgten nothwendigen Veräußerung wegen, ſeiner 
Seits von dem Vertrage nicht abgehen. 

$. 358. Durch einen freiwilligen Verkauf wird 
in den Rechten und Pflichten des Miethers oder 
Pächters nichts geändert, f 

F. 359. War die Pacht oder Miethe, zu der 
Zeit des Verkaufs, durch Uebergabe noch nicht voll 
zogen: fo finden zwiſchen dem Pächter oder Mie 
ther, und dem Käufer, die allgemeinen Vorſchriſten 
des Neunzehnten Titels §. 3 — 6. 2 
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$. 360. Muß, nach dieſen Vorſchriften, der 
Paͤchter oder Miether dem Käufer nachſtehen; ſo 
kann er von dem Verkaͤuſer, wegen des aus Nicht⸗ 
erfüllung des Contracts entſtehenden Schadens, Ver⸗ 
gütung fordern. . 
$. 361. Der Pächter oder Miether kann bey 
einer, vor der Uebergabe, ohne ſeine Zuziehung er⸗ 
folgten freiwilligen Veräußerung, von dem Contracte 
allemal abgehen. 
$. 362. Doch iſt er alsdann Schadloshaltung 
zu fordern nicht berechtiget. 
$. 363. Wegen eines an der gemietheten Sache =) wegen 
vorfallenden nothwendigen Hauptbaues, welcher, fo nher de; 
lange der Miether die Sache im Beſttz hat, nicht paratıs 
geführt werden kann, muß ſich derſelbe auch vor de. 
dem Ablaufe der contractmaͤßigen Zeit zur Raͤu⸗ 
mung verſtehen. 
$. 364. War aber der Schade ſchon zur Zeit 
des geſchloſſenen Contracts vorhanden, und konnte 
derſelbe dem Vermiether, ohne ſein eigenes grobes 
oder mäßiges Verſehen nicht verborgen bleiben: fo 
iſt letzterer dem Miether zur Schadlospaltung ver⸗ 
pflichtet. 
§. 365. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Bau durch Bernachläßigung der dem Vermiether ob⸗ 
liegenden, und ihm von dem Miether zur gehörigen 
eit angezeigten kleineren Reparaturen nothwendig 
geworden iſt. 5 
§. 366. Verſtirbt ein Pächter: fo find feine 2 Aura 
ben, wenn nicht der Vertrag auf dieſelben aus- del ich, 
drücklich mit gerichtet worden, die Pacht nur noch berg ober 
in Jahr lang, nach deſſen Tode, ſortzuſetzen ver, hat. 
unden. 
$ 367. Sie muͤſſen aber, wenn fie ſich dieſer ( 
Rechtswopitgat bedienen wollen, die gefegliche Auf⸗ 1992 
undigungszeit beobachten. 
9. 368. 
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$. 368. Stirbt der Pächter während des Lau⸗ 
fes eines Wirthſchaftsjahres: fo nimmt die Friſt, 
nach welcher die Erben von dem Contracte abgehen 
konnen, erſt von dem Ende deſſelben Wirthſchafts⸗ 
jahres ihren Anfang. 

$. 369. Auch der Verpächter kann den Erben 
des Pachters den Contract in eben der Art aufkün⸗ 
digen. 
$. 370. Doch finden alsdann, wegen der für 
Verbeſſerungen zu leiſtenden Vergütung die Vor⸗ 
ſchriften des §. 283. [ag. Anwendung. 

H. 371. Stirbt ein Miether während der con⸗ 
tractmäßigen Zeitz fo ſind deſſen Erben nur noch 
ein halbes Jahr lang, von dem Ablaufe desjenigen 
Quartals, in welchem der Tod erſolgt iſt, an den 
Vertrag gebunden. 

$. 372. Die bloße Mitunterſchrift der Frau 
unter dem Miethcontracte verpflichtet dieſelbe noch 
nicht, die Miekhe nach des Mannes Tode langer 
fortzufeken, ſobald ſie eiue ſolche durch dieſen Todes 
fall in ihren Umſtänden vorgefallene Veränderung 
nachweiſen kaun, vermöge welcher ihr aus der Fort 
ſetzung des Contracts ein erheblicher Machtheil ent 
ſtehen würde, 5 

᷑. 373. Auch der Vermiether kann bey erfolg. 
tem Ableben des Mierhers zurücktreten; doch muß er 
den Contract den Erben in der §. 344, beſtimmten 
Friſt aufkündigen. 

b. 374. Wenn mehrere gemeinſchaftlich eine 
Soche gepachtet oder gemiethet haben: fo macht der 
Tod des Einen von ihnen in den Rechten und price 
ten der übrigen gegen den Vermiekher oder Ver⸗ 
pachter keine Aenderung. 

9. 375. Auch wird durch den Tod des Vermie 
thers oder Verpächters in den Befugniſſen und Oblie⸗ 
genheiten des Miethers oder Pachters nichts en 

8. 375 
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F. 376. Wird der Miether, durch eine nicht 4 Durch 
freiwillige Veränderung in feiner Perſon oder Um- eine Wer 
ſtanden, außer Stand geſetzt, von der gennetheten in ers 
unbeweglichen Sache ferner Gebrauch zu machen: herſon 
fo kann er gegen Vergütung einer halbfahrigen ue 
Miethe, vor dem Ablaufe des Quartals, in wel- den des 
chem die Aufkündigung erfolgt iſt, von dem Con- az, 
tracte abgehen. 

$. 377. Aber auch von dieſer Verguͤtung kann 
er ſich befreien, wenn er dem Vermiether einen Un⸗ 
termiether ſtellt, gegen welchen derſelbe keine erhebe _ 
liche Einwendungen nachweiſen kann. 

$ 378. Wenn bey enkſtebendem Kriege die 
Truppen ins Feld rücken: fo find die dazu gehören. 
den Perſonen an ihre Mietheontraete nur bis zum 
Ablaufe desjenigen Quartals, in welchem der Aus⸗ 
marſch erfolgt, gebunden. 

$. 379. Bey andern Perſonen giebk ein aus⸗ 
brechender Krieg weder dem einen noch dem andern 
Theile einen rechtmäßigen Grund, von dem Mieth⸗ 
oder Pachteontracte abzugehen. 

H. 380. Wegen der bey Pachtungen von Land⸗ 
guͤtern ſtatt findenden Ausnahme iſt das Noͤthige 

unten veſtgeſetzt. (9.553. lad.) 

§. 381. Wenn in Kriegszeiten der Pächter 
oder Mierher durch feindliche Gewalt und Ueber⸗ 
macht gezwungen wird, Pache⸗ oder Miethzinſen 
an den Feind zu berichtigen: fo iſt er nicht ſchul⸗ 
dig, ſelbige dem Berpachter oder Vermiether noch 
einmal zu bezahlen. 

$. 382. Wegen ſolcher Termine, mit deren 
Entrichtung an den Verpächter oder Vermiether er 
faumig geweſen iſt, kommt ihm dergleichen von dem 
Feinde abgedrungene Zahlung nicht zu ſtarten. OWehen 

$. 383. Iſt die gemiethete Sache zu dem ber Beränter 
ſimmten Gebrauche, ganz, oder doch größten: I ber 

Augen. Lande, il. Band. Nu theils, Sache. 
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theils, ohne Verſchulden des Miethers, untüchtig 
geworden: ſo kann der Miether noch vor Ablauf 
der contractmäßigen Zeit von dem Vertrage wieder 
abgehen. 
$. 384. Die von ihm zu leiſtende Zinszahlung 
wird nach Verhaͤltniß der Zeit, wo er die Sache no 
hat brauchen, oder nutzen können, beſtimmt. 
$. 385. Hat der Vermiether durch fein grobes 
oder maͤßiges Verſehen die Unbrauchbarkeit der Sa 
che veranlaßt: fo iſt der Miether Schadlos haltung 
zu fordern berechtigt. 
$. 385. Wegen veraͤnderter Umſtaͤnde in der 
Perſon des Vermiethers, findet vor Ablauf der com 
traetmäßigen Zeit keine Aufkündigung Statt. 
ie, F. 387. Wegen Mißbrauchs der gemietheten 
brauche oder gepachteten Sache, kann der Pächter oder 
der Sache. Miether, während der contraetmaͤßigen Zeit, des 
Beſiges nur alsdann entfeßt werden, wenn derfelbe 
die Sache zu einem andern, als dem ausdrücklich 
beſtimmten Gebrauche verwendet; oder wenn aus 
dem Mißbrauche eine erhebliche Beſchaͤdigung der 
Subſtanz mit Grunde zu beſorgen iſt. 
2m . 388. War der Verpächter oder Vermiether 
des Rechts über die Sache nur auf feine Lebens ⸗ oder irgend 
des Ber eine andre beſtimmte Zeit zu verfügen berechtigt: 
es ſo iſt der Machfolger den Contract fortzuſetzen nicht 
pächters. verbunden. 
$. 389. Doch muß derſelbe dem Pächter oder 
Miether den geſetzmäßigen Aufkuͤndigungs termin, 
zur Bewerbung um ein anderweitiges Unterkommnent 
geſtatten. 
$. 390. Von dem Verpächter oder Vermiether“ 
oder deſſen Erben, kann ein ſolcher Pächter odel 
Miether, wegen des aus der frühern Räumung der 
Sache ihm erwachſenden Nachtheils, nur alsdann 
Entschädigung fordern, wenn ihm die Eigens al 
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des bloß zeitigen Rechts verheimlicht, oder Schad⸗ 
loshaltung ausdrücklich verſprochen worden. a 

F. 391. In wie fern auch bey Pachtungen und DEM 
Miethungen, eine vor oder bey der Uebergabe er⸗ dem az 
folgende Weigerung des einen Theile, den Contract 1 1 4 5 
gehoͤrig zu erfuͤllen, den andern zum Rücktritte bes 28 
rechtige, iſt nach den allgemeinen Grundſätzen des 17 
—— von Vertragen zu beſtimmen. (Tit. J. H. 393. 2 
94 

$. 392. Iſt aber der Contract durch die Ueber⸗ 
gabe einmal vollzogen: ſo findet der einſeitige Ruͤck⸗ 
tritt nur in den Fällen des H. 398 — 403. des ange⸗ 
ſuͤheten Titels, nicht aber in den Fällen des §. dog 
bis 407. Statt. 

$. 93. Auch in denjenigen Fällen, wo der 
Rücktritt an ſich zulaßig iſt, kann derſelbe dennoch 
nur nach vorhergegangener geſetzmaͤßiger Aufkuͤndi⸗ 
gung erfolgen. ? 

F. 394. Die Rechte und Pflichten der Parteien 
für die Zeit, während welcher die Pacht oder Mie⸗ 
the gedauert hat, werden auch in dieſen Fallen nur 
nach dem Inhalte des Contracts beurtheilt. 

F. 395. Uebrigens hat der Vermiether oder Nechteim 
Verpächter, wegen ſeines Zinſes oder andrer Forde⸗ CH“ 
tungen, auf die von dem Miether oder Pächter ein⸗ 
gebrachten, und zur Zeit der Eudigung des Contracts 
in dem Hauſe oder Gute noch vorhandenen Sachen 
und Effekten, die Rechte eines Pfandglaͤubigers. 

0 F. 395. Dagegen hat der Pächter, wegen der 

ihm gebührenden Vergükungen, ein nach den Vor⸗ 

ſchriften des Zweiten Abſchnitts im vorigen Titel 

naͤher zu beſtimmendes Zuruͤckbehaltungsrecht. 

F. 397. Der Miether kann ein ſolches Zurüͤck⸗ 

bepaltungsrecht nicht auf die Sache felbft, ſondern 
nur auf den Zins des letzten Termins ausüben. 


Ru a §. 398: 


* 
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m, Vom §. 398. Von Miethungen des Geſindes und 
e Arbeiter, ingleichen von verdungenen Werken, 
de it gehörigen Orts das Nöͤthige veſtgeſetzt. (Th. 1 
Tit. 11. § 895 — 980. Th. 2. Tit 5) 
. Ven F. 399. Was bisher von Pachtungen überhaupt 
Sender verordneb iſt, gilt auch, in fo fern biernächſt nicht 
Kultonter abändernde Beſtimmungen vorkommen, von Pach⸗ 
tungen der Landguͤter. 
§. 400, Unter Landguͤtern werden auch hier 
ſolche verſtanden, mit welchen Ackerbau und Vieh⸗ 
zucht verbunden iſt. 2 
sc $. 401. Pachteontraete über Landgüter muͤſſen 
allemal, wenn auch das verabredete jährliche Pacht⸗ 
geld die Summe von Funfzig Thalern nicht über? 
ſteigt, ſchriftlich errichtet werden. 

Anh. F. 56. Iſt die Eintragung nicht ausdrücklich be“ 
willigt worden, fo iſt ein Gutspächter die Eintragung 
des Pachteontracts auf dem verpachteten Gute zu for 
dern nicht berechtigt. 

F. 402. Iſt dieſes nicht geſchehen: fo findet die 

5 Vorſchrift des . 269. Anwendung. 
§. 403. Beträge das verabredete jährliche Pacht. 
geld Zweihundert Thaler, oder mehr: fo fol der 
Contract entweder gerichtlich, oder doch vor einem 
Juſtizcommiſſario geſchloſſen werden. 

Anh. §. 87. Iſt jedoch der Pachtontract vor eller 
Creditdlreetion oder vor andern dergleichen offentlichen 
Anſtalten mit Zuzlehung eines rechtserfahrnen Syndie 
Juſtitiarii oder ſonſtigen Conſulenten errichtet worden, 
ſo bedarf es der Verlautbarung vor Gerichten, oder 
vor einem Juſtizcommiſſario zur Vermeidung / Ber 
F. 405. und 406, beſtimmten Nachtbeile nicht. 

§. 404. Die zugezogene Gerichtsperſon iſt ver 

pflichter, darauf zu ſehen, daß der Vertrag deutliche 

und beſtimmte Verabredungen der Parteien, ſowoe! 

über das, was dem Pächter zur Nutzung eingeräne 
8 ar wird, 
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wird, und was er dagegen zu zahlen oder zu leiſten 
bat, als inſonderheit über die demſelben bey entſte⸗ 
henden Unglücksfaͤllen zukommende Verguͤtung, ent⸗ 
halten möge, 
$ 405. Iſt ein ſoſcher Contract nicht auf die 
$. 403. vorgeſchriebene Art errichtet worden: fo find 
die dunkeln und mangelhaften Beſtimmungen des 
Vertrages allemal eher zum Nachtheile des Ver⸗ 
pächters, als des Pächters, auszudeuten. 
§. 406. Auch gilt die Pacht nur auf Ein Jahr, 
und kann mit dem Ablaufe jedes Jahres, nach vor⸗ 
bergegangener geſeßmaͤßiger Aufkündigung, wieder 
aufgehoben werden. 2 
H. 407. Wenn nicht ein ganzes Gut, ſondern 
nur einzelne Aecker oder andere Pertinenzſtücke eines 
Guts verpachtet worden: ſo iſt es hinreichend, wenn 
die Vorſchriſt des §. 401, beobachtet wird. 
$. 458. Sind die dem Pächter zur Nutzung Rechte 
überlaſſenen Gegenſtände in dem Vertrage oder Anz fer un 
ſchlage naher beftimme: fo kann derſelbe auf Rubri⸗ Auſehung 
ken, die dabey mie Stillſchweigen übergangen wor⸗ 5 Re 
den, nur in ſo fern Anſpruch machen, als felbige menden 
mit andern zum Genuſſe eingeraͤumten untrennbar ee 
verbunden find. er 
§. 409. Iſt aber der Vertrag ohne dergleichen 
nähere Beſtimmung in Pauſch und Bogen geſchloſ⸗ 
fen: fo bat der Pächrer den gemeingewoͤhnlichen 
Genuß aller bey dem Gute bisher genutzten Grund⸗ 
ſtucke, Hebungen und Rechte, die einen nach Gelde 
zu berechnenden Ertrag gewähren. „ 
H. 40. Bloße Ehrenrechte hingegen, welche 
entweder gar nicht, oder doch nicht gewohnlich, und 
in der Regel, eine nach Geld anzuſchlagende Nu⸗ 
gung bringen, kann auch ein ſolcher Pächter ſich 
nicht anmaßen« 


H. 4. 1 
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. 41 T. Inſonderheit können weder die Ge 
richtsharkeit ſelbſt, noch die davon abhangenden Ge⸗ 
richtsgebühren und Strafgefälle verpachtet werden. 
§. 412. Wohl aber findet, wegen andrer na 
den Geſetzen erlaubten Nutzungen der Gerichtsbar⸗ 
keit, die Verpachtung Statt. } 
Dichten 8978413. Hat der Pächter die von dem Gute zu 
3 entrichtenden Laſten und Abgaben nach einem gewoiſ⸗ 
Satan np fen Anſchlage, oder Verzeichniſſe übernommen: ſo 
Abgaben. Gelben die darin verſchwiegenen Präftationen, in 
ſo fern fie nicht zum gewöhnlichen wiechſchaftlichen 
Betriebe gehören, noch von den Früchten allein, 
ohne Rückſicht auf die Subſtanz, zu entrichten find, 
dem Verpaͤchter zur Laſt. 
§. 414. Hat aber der Pächter die Laſten und 
Abgaben ohne nähere Beſtimmung übernommen; 
fo iſt der Verpächter nur fir die Intereſſen der 
Hypothekenſchulden, und für die aus Vertragen oder 
Teſtamenten auf dem Gute haftenden Zinſen, und 
fortlaufenden Präſtationen, zu ſorgen verbunden. 
Miche §. 415. Bey einer jeden Pacht wird vermuthet, 
‚wegen des daß alle Inventarienſtücke, welche zur Cultur und 
Billaſſekl. Benutzung des Guts bisher beſtimmt geweſen ſiud/ 
dem Pächter zum Gebrauche überlaſſen worden. 
. 416. Die bey dem Gute bleibenden Iuven⸗ 
tarienftücke müſſen vor der Uebergabe genau beſchrie⸗ 
0 ben, und landuͤblich abgefchäßt werden. 
dee F. 417. Iſt dies nicht geſchehen: fo finden die 
Verbäch, Vorſchriften H. 119, 120. Anwendung. 
kel b H. 418. Sowohl bey der Lebergabe, als wäh“ 
rend der Pachrzeit, muß der Verpächter dem Pach⸗ 
ter die ungehinderte Benutzung der ihm verpachte⸗ 
ten Grundſtücke und Rechte gewähren. 
$. 419. Auch muß er denſelben gegen alle dat 


2 gemachte Anfprüche, Mr fo fern dadurch 5 
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tungen ſolcher Grundſtuͤcke oder Rechte geſchmaͤlert 
werden, vertreten und ſchadlos halten. ; 
$..420. Iſt nach einem Anſchlage gepachtet 
worden, und wird, nach geſchloſſenem Contraete, 
das Nutzungsrecht in einer oder anderer Rubrik durch 
Zufall oder Landesherrliche Be ehle geſchmaͤlert: fo 
muß der Verpächter den dadurch entſtehenden Aus⸗ 
fall, nach Verhaͤltuiß des Anfchlages gegen das 
Pachtquantum verguͤten. f 
H. 421. Iſt die Pacht in Pauſch und Bogen 
geſchloſſen; fo muß dem Pächter der dadurch bey 
einer ſolchen Rubrik entſtandene Ausfall, nach Ver⸗ 
haͤltniß der ehemaligen Nutzungen, im Durchfehnite 
der nächſtvorhergehenden Drey Jahre, vergütet 
werden. 8 a 
$. 422. Iſt nach einem Anſchlage gepachtet 
worden: ſo muß der Verpächter die Richtigkeit der 
darin als firiee und beftändig angegebenen, Zinſen 
und Hebungen vertreten BER r 
$. 423. Dagegen haftet er in der Regel nicht 
für die Zahlbarkeit ſolcher beſtimmten Abgaben. 
$. 424. Muß jedoch dem Zinspflichtigen, un ⸗ 
ter ſeiner eignen Beiſtimmung, oder nach richterli⸗ 
chem Ermeſſen, ein Erlaß zugeſtanden werden: fo 
trage deufelben der Verpächter nach dem 5. 420, 
beſtimmten Verhaͤltniſſe. 

425. Sind die verpachteten Grundſtücke 
nach einem gewiſſen in dem Vermeſſunzsregiſter be⸗ 
stimmten Maaße angegeben: fo muß dieſes Maaß 
vertreten werden. 

F. 426. Iſt die Ausſaat und der Wieſenertrag 
nicht nach der Vermeſſung, ſondern nach Scheffeln 
und Fudern beſtimmt: fo wird, wenn auch der Paͤch⸗ 
ter einen daran ſich befindenden Abgang behauptet, 
der Verpaͤchter dennoch von der Vertretung frey, 
wenn er darthun kann, daß das angegebene Quan⸗ 

tum 
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tum vorher gewöhnlich ausgefüet, oder an Fudern 
gewonnen worden. 

S. 427. Als gewöhnlich wird dasjenige ange. 
ſehen, was bey Aeckern im Durchschnitte der nͤchſt⸗ 
vorhergehenden Seche Jahre geſaet? und bey Wieſen 
im Durchſchnitte der nachſtvorhergehenden Dreh 
Jahre geerndter worden 
S. 428. Muß wegen fehlenden Maaßes an 
den verpachteten Grundſtücken, Schadloshaltung ge⸗ 
leiſtet werden; fo iſt dieſelbe nach Verhältniß des 
fehlenden, gegen das angeſchlagene Quantum, und 
nach Verhaltnis des Pachtzinſes gegen den Betrag 
des Anſchlags, zu beſtimmen. 

F. 429. Für die im Auſchlage angegebene 
Qualität und Güte der Grundſtücke, haftet der Ver⸗ 
paͤchter nur in fo fern, als er ſich, bey deren un⸗ 
richtigen Angabe, eines Betrugs gegen den Paäch⸗ 
ter ſchuldig gemacht hat. 

$. 430 Der ven der Cultur und von Natur 
begebenheiten abhangende Ertrag der verpachteten 
Nugungsrubrifen darf niemals vertreten werden. 

L. 431, Iſt ohne Anſchlag gepachtet worden? 
fo iſt der Verpächter nur die Subſtanz des Guts 
und deſſen Zubehör, nicht aber einen gewiſſen Be. 
trag ffrirter Zinſen, oder ein gewiſſes Maaß der 
verpachteten Grundſtücke, zu gewähren verbunden. 

H. 432, Ob nach einem Anſchlage, oder nur 
in Pauſch und Bogen gepachtet ſey, iſt nach den 
bey Käufen angenommenen Grundſatzen zu beſtim⸗ 

. men. (Tit. 11. . 212. 213.) 7 
ce, F. 433., Ein jeder Pächter iſt ſchuldig, das ibm 
icio verpachtete Gut durch alle Rubriken in nutzbarem 

baten a Stande zu erhalten. \ 
Berithe F. 434. Beſonders muß er darauf Acht haben, 
lee ats daß die Gränzen nicht verrückt, oder fonft das Gut 
und deſſen Rechte auf irgend eine Art verkürzt 35 

. 
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F. 435, Iſt ibm eine beſondere Art der Ad⸗ 
miniſtration im Contracte vorgeſchrieben: jo muß er 
ſich ſchlechterdings darnach achten. 
$ 436. Ueberhaupt darf er, ohne Einwilli⸗ 
gung des Verpaͤchters, Hauptveränderungen in der 
eingeführten Wirthſchaftsart, die auch auf die Zei⸗ 
ten nach geendigter Pacht Einfluß haben, nicht vor⸗ 
nehmen. N 2 
9. 437. Er iſt nicht berechtigt, den Untertha⸗ 
nen und Dienſtleuten an dem, was ſie vorhin ge⸗ 
habt haben, etwas abzuziehen, oder denenfelben mehr 
Recht, als ihnen gebührt, einzuräumen. 
$. 438. Noch weniger darf er ihnen neue La⸗ 
ſten auflegen, oder die gewöhnlichen erſchweren. 8 
$ 439. So oft er dieſen Vorſchriften zuwider 
handelt, wird er zum Schadenserſatze, ſowohl ges 
gen den Verpaͤchter, als gegen deſſelben Dienſtleute 
und Unterthanen, verhaftet. 2 
§. 449: Beſonders iſt der Pächter die Wirth⸗ RER 
ſchaftsgebaͤude in Dach und Fach, fo wie die Damme, tung der 
Teiche, Wege, Gräben, Bruͤcken, Verzäunungen, Gebäude. 
Gehege, Müblen, und Waſſerleitungen, in gutem 
Stande zu erhalten ſchuldig. 
$ 441. Alle Reparaturen, die durch ein auch 
nur geringes Verſehen des Pächters enkſtehen, iſt 
er ſelbſt zu uͤbernehmen verbunden. 
$ 442. Auch für den durch feine Familie und 
Geſinde angerichteten Schaden haftet der Pächter 
in dieſen und allen 0 de Faͤllen, nach den im 
Sechſten Titel H. 60. Laq, vorgeſchriebenen allger 
meinen Grundſätzen. 
$ 443. Andere Reparaturen, die ohne ſein 
Verſchulden entſtehen, muß er in ſo fern tragen, 
als fie bloß mit den Materialien des Guts, und 
durch die Arbeit des Geſindes und der Dienſtleute bes 
ſtritten werden koͤnnen. s 


$ 444. 


Dey der 
Dune 
gung. 


— 
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S. 444. Reparaturen und Baue, die nicht mit 
dem Geſinde und den Dienftboren allein zu beſtrei⸗ 
ten find; oder wozu Materialien, welche das Gut 
ſelbſt nicht erzeugt, angeſchafft werden muͤſſen, ift 
der Verpächter zu beſorgen verpflichtet. 

$. 445. Der Pächter muß ihm aber diefe Re⸗ 
paraturen ohne Zeitverluſt anzeigen, und feine weis 
tere Anordnung erwarten. 

9. 446. Iſt der Paͤchter hierin, oder auch in 
Beſorgung der ihm ſelbſt obliegenden kleinen Repa⸗ 
raturen (S. 444. faumig: fo haftet er für den dar⸗ 
aus entſtehenden gröͤßern Schaden. 

H. 447. Auch bey den dem Verpaͤchter obliegen⸗ 
den Reparaturen iſt der Pächter mit den Materialien 
des Guts, und mit den Dienſten der Unterthanen, 
ſo weit letzteres ohne Unterbrechung des Wirthſchafts⸗ 
betriebes geſchehen kann, zu helfen verpflichtet. 

§. 448. Zu Reparaturen verpachteter Mühlen, 
iſt der Muller in der Regel nur mit feinen perſon⸗ 
lichen Dienſten und Kunſtkenntniſſen unentgeldlich 
beizutragen ſchuldig. 

H. 449. Der Verſtrauchung, und andern durch 
den Maulwurf oder ſonſt veranlaßten Beſchädigun⸗ 
gen der Wieſen, muß der Pachter ohne Zeitverluſt 
abzuhelfen bemuͤht ſeyn. 

H. 450: In wie fern den durch Ueberſchwem⸗ 
mungen verurſachten Verſandungen, auf ſeine oder des 
Verpächters Koſten abzuhelfen ſey, muß nach den 
Vorſchriften S. 441 — 444. beſtimmt werden. 

$. 451. Stroh und andere zur Vermehrung 
des Düngers dienliche Materialien darf der Paͤch⸗ 
ter nicht verkaufen, und nur in ſo weit von dem 
Gute wegnehmen, als ſie zur Landeslieferung erfor⸗ 
dert werden. 5 


F. 452 
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§. 452: Den übernommenen Viehſtand darf Bey dem 
er, während feines Beſitzes, zum Nachtheile des Viehfan, 
Düngets nicht weiter vermindern, als letzterer von 5 
ihm auf andere Art wieder erſetzt wird. 

9. 453. Den Abgang am Viehſtande, welcher 
ſich durch Alter, Gebrauch, oder durch ein grobes 
oder mäßiges Verſehen des Paͤchters ereignet, muß 
er ſelbſt tragen, und für deſſen Ergänzung ſorgen. 

F. 454. Ein Gleiches findet Statt, wenn nur 
ein oder das andere Stück durch Krankheiten, dle 
nicht anſteckend find, verloren geht. 

. 455. Wenn aber durch Seuchen, Feuer, 
oder andere ungewöhnliche Ungfücksfälle, ein Verluſt 
am Viehinventario ſich ereignet: fo trifft derſelbe den 
Verpaͤchter als Eigenthuͤmer dieſer Stücke. “ 

F. 456. Bey einem Schaaffterben verliert der 
Pächter das Erſte und das Dritte, der Verpaͤchter 
aber das Zweite und das Vierte Viertel der Heerde. 

F. 457. Lammer kommen dabey nicht eher in 
Anſchlag, als bis ſelbige mit zur Heerde gezähle 
werden. 1 7 

§. 458. Iſt bey dem Anſchlage ſelbſt auf außer⸗ 
ordentliches Schaafſterben mit gerechnet, und alſo 
der RNutzungsertrag um fo viel geringer angenommen 
worden: fo kann der Pächter für dergleichen Ster⸗ 
ben keinen Erſatz fordern. 

§. 459. So weit das gefallene Vieh durch eine 

in der Provinz beſtehende Verſicherungsgeſellſchaft 
vergütet wird, muß der Pächter mit der beſtimmten 
Tape ſich begnügen, und dafür binnen Einem Jahre 
das abgegangene Vieh wieder anſchaffen. 
FS. 460. Wo dergleichen Geſellſchaften nicht vor⸗ 
handen find, oder der Unglücksfall unter die von ſel⸗ 
bigen zu verguͤtenden Fälle nicht gehört; da erhält 
der Pächter den Erſatz von feinem Verpächter. 


H. 451 
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f g. 461. Iſt das Vieh nach einer Taxe übers 
geben worden: fo muß der Pächter mit dem ange“ 
ſchlagenen Werthe ſich begnügen; außerdem aber 
kann er den Erſaß in Natur fordern. 

S. 462. Iſt der in Natur zu leiſtende Erfab. 
nicht noch vor Ablauf des Vierteljahres, in welehem 
der Verluſt dem Verpächter angezeigt worden, er 
folgt: fo iſt der Pächter die Auſchaffung des abge 
gangenen Viehes ſich ſelbſt zu beſorgen berechtigt. 

F. 453. Bey Seuchen wird das Viertelſahr, 
wenn auch die Anzeige fruher geſchehen iſt, doch nur 
von dem Zeitpunkte an gerechnet, wo die deshalb 
veranlaßt geweſene Sperre wieder aufgehoben worden. 

H. 464. Den Einkaufspreis des vom Pächter 
wieder angefihafften Viehes muß der Verpächter ver⸗ 
güten; in ſo fern nicht ausgemittelt werden kann, 
daß Stucke von beſſerer Art und Güte, als die ab⸗ 
gegangenen waren, wieder angeſchafft worden. 

H. 467. Dieſen Einkaufspreis, fo wie in dem 
Falle des . 461. den augeſchlagenen Werth, kann 
der Pächter von dem nächſten Pachttermine in Ab⸗ 
zug bringen. ! 

In dinfee H. 456. Auch die durch Ungluͤcksfalle verloren 

DE gegangenen Stücke des Wirthſchaftsgeraches muß der 

ſchaftsge⸗ Verpachter, als Eigenthümer, erſetzen. 

zatıit. §. 467. Bey der Deſtimmung des Erſaßes 
wird die Taxe des Inventarii zum Grunde gelegt. 

8. 468. Es wird jedoch angenommen, daß der“ 
gleichen Geräthſchaften innerhalb Zehn Jahren ſich 
gänzlich abnutzen. a 

§. 469. Der Erſatz wird alſo nur nach Ver⸗ 
haͤltniß des Zeitverlaufs, von der aufgenommenen 
Taxe, bis zum erfolgten Verluſte beſtimmt. 

§. 470, Iſt keine Taxe vorhanden: fo muß 
der Werth des verlornen Stücks zur Zeit des Ber 
luſtes, auf andere Art ausgemittelt 5 3 

. 47. 
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§. 471. Invenkarienſtücke, welche durch Alter, 
Gebrauch, oder Nachlaͤßigkeit des Paͤchters, und 
nicht durch einen ungewöhnlichen Unglücksfall verlo⸗ 
ren geheu, fallen dem Paͤchter zur Laſt. 

$. 472. Der Verluſt an Superinventarienfit- 
cken, ſowohl bey dem Viehe, als andern Geräth- 
ſchaften, trifft allemal den ‚Pächter allein. 

S. 473. Iſt der Pächter dergleichen Super⸗ 
inventarium zu halten berechtigt; und ſind die dazu 
gehörenden Stücke nicht beſonders ausgezeichnet: jo 
muß der ſich ereignende Verluſt nach Verhäſtniß der 
Zahl, die von beiden Seiten zur Zeit des Unglücks⸗ 
falles vorhanden war, von dem Verpächter und Päch⸗ 
ter getragen werden. 

F. 474. Gehört das Vieh ⸗ und Feldinventarium 
dem Pächter eigenthuͤmlich: fo trägt er auch allein 
jeden daran ſich ereignenden Verſuſt. 

$. 475. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
er das Inventarium als eiſern übernommen 

at. 

§. 475. Daraus allein, daß das Inventarium 
dem Pächter nach einer Taxe übergeben worden, 
folgt noch nicht, daß er ſelbiges als eiſern uͤbernom ⸗ 
men habe. 1 

$. 477. Sobald der Pächter feinen Obliegen⸗ Denluß 
heiten in wirthſchaſtlicher Verwaltung des Guts dat, 
dergeſtalt zuwider handelt, daß daraus, nach dem rechts, 
durch das Gutachten vereideter Sachverſtändigen zu a 
beftimmenden richterlichen Ermeſſen, ein erheblicher schallt 
Schade für die Subſtanz des Guts zu beſorgen iſt: Herner 
ſo kann derſelbe außer der Schadensvergütung, 25 
auch der Pacht ſelbſt durch richterliche Hülfe ent⸗ 
ſetzt werden. 2 Kentife 

S. 478. Außer dem allgemeinen Grundſatze se 
$.'307. kann der Pächter einen Nachlaß an dem 2) ve) 
Pachtzinſe fordern, wenn der gewoͤhnliehe Ertrag 77 

er haupt. 
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des Guts durch außerordentliche Ungluͤcksfalle ber 
traͤchtlich vermindert worden, y 

H. 479. Diefe Befugniß fällt aber weg, wenn 
Ungluͤcksfaͤlle, die an und fuͤr ſich zu den außeror⸗ 
dentlichen gehoͤreu, in der Gegend, wo das Gut 
liegt, oder vermöge der innern Natur und Beſchaf⸗ 
fenheit des Guts felbft, nicht ungewöhnfich find; 
und aus den Umſtanden erhellet, daß darauf in 
dem Anſchlage, oder bey Beſtimmung des Pacht- 
zinſes, bereits Ruͤckſicht genommen worden. 

$. 480. Der Pächter, welcher auf den Grund 
eines erlittenen Unglücsfalles Remiſſion fordern will, 
muß denſelben ſofort, nachdem er fich ereignet hat, 
und ohne Zeitverluſt, dem Verpächter anzeigen. 

F. 481. Dem Verpaͤchter ſteht frey, ſich von 
der Wirklichkeit und Erheblich keit des angegebenen 
Ungluͤcksfalles durch eigne Beſichtigung zu uberzeu⸗ 
gen, oder auf vorläufige gerichtliche Unterſuchung 
darüber, nach Vorſchrift der Prozeßordnung, anzu⸗ 
tragen. 

$. 482. Beſindet ſich der Verpächter außer⸗ 
halb der Provinz; und hat er auch den Pächter 
an einen Bevollmächtigten in Pachtangelegenheiten 
nicht verwieſen: fo muß der Pächter, indem er 
die g. 480. vorgeſchriebene Anzeige macht, zugleich 
auf die gerichtliche Unterſuchung nach F. 48 f., ſelbſt 
antragen. 

$. 483. Hat der Pächter. die vorgeſchriebene 
Anzeige in Zeiten zu thun unterlaffen: fo kann er in 
der Folge, unter dem Schutze eines ſolchen vorgeblichen 
Unglücks falles, keinen Nachlaß weiter verlangen. 

F. 484. Dergleichen Nemifton findet ferner 
nur alsdann Statt, wenn nicht nur in derjenigen 
Wirthſchaftsrubrik, welche der Ungläcksfall betrof⸗ 


ſen hat, ein erheblicher Verluſt nachgewieſen, ſon⸗ 
dern 
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dern auch ausgemittelt if, daß dieſer Verſuſt durch 
den reichlichern Ertrag der übrigen Rubriken nicht 
erſetzt worden. 

§. 485. Der Paͤchter kann alſo nur in fo fern 
Remiſſion fordern, als er nachzuweiſen vermag, 
daß das Gut, in dem laufenden Wirthſehaftsjahre, 
durch alle Rubriken zuſammen genommen, nach Abs 
zug der Ausgaben, nicht ſo viel, als der Pachtzins 
ausmacht, getragen habe. 

$. 486. Das, was ſolchergeſtalt an dem Pacht⸗ 
zinſe ſehlt, iſt der Verpaͤchter zu erlaſſen verbunden. 

$. 487. Es muß alfo der Pächter, welcher auf 
einen Nachlaß Anſpruch machen will, eine vollſtan⸗ 
dige, mit binlänglichen Beweiſen verſehene Admini⸗ 
ſtrationsrechnung für das laufende Jahr, dem Ver⸗ 
pächter vorzulegen, bereit und im Stande ſeyn. 

$. 488. In dieſer Rechnung muß der Pächter 
auch dasjenige, was er von den Gutserzeugniſſen zu 
ſeinem und ſeiner Familie Unterhalt verwendet hat, 
nach den mittleren Marktpreiſen der nächften Stadt 
in Einnahme ſtellen. 

F. 489. Was er zur Saat und Ackerbeſtellung 
für das laufende Jahr verwendet hat, ijt er in die 
Geldausgabe zu legen nicht berechtigt. 5 

§. 490. Dagegen muß von den Erzeugniſſen 
des laufenden Jahres dasjenige in Abzug gebracht 
werden, was erwa während des Laufes deſſelben, 
noch zur Ackerbeſtellung, ingleichen zum Futter für 
das Vieh, und zur Speiſang des Geſindes und der 
Deputanten bis zur naͤchſten Erndte, erforderlich iſt. 

$. 491. Iſt auch dieſes nicht vorhanden: ſo 
kann der Paͤchter ſo viel an Gelde, als er zur Au⸗ 
ſchaffung des Feblenden wirthſchaftlich verwenden 
muß, in Ausgabe bringen. 2840 2 


0 


H. 492. 
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$. 492. Dagegen müffen die, nach Abzug die 
ſer Wirtoſchaftsnothdueften, etwa noch vorhandenen 
Vorräthe, nach den am Schluſſe des Wirtpſchalts⸗ 
jahres ſtebenden Preiſen zu Gelde gerechnet, und der 
baaren Einnapme zugeſchlagen werden : 

F. 493. Vorräthe von Rubriken, die gar nicht 
zum Verkaufe angeſchlagen ſind, kommen auch hier, 
weder bey der Ausgabe noch Einnahme, in Rechnung 

5. 494. Eben fo wenig kann auf Ausgaben, 
Einnahmen, oder Beſtände, welche in ein früheres 
Wirthſchaftsjahr gehoren, Ruͤckſicht genommen 
werden. 

F. 495. Dagegen find alle firirte Zinſen und 
Hebungen des laufenden Wirthſchaftsjahres dem 
Pächter in Einnahme zu ſtellen, wenn fie auch noch 
nicht wirklich eingekommen find; es wäre denn, daß 
der Pächter auch den Zins pflichtigen, vermoͤge des 
Geſetzes, einen Nachlaß zugeſtehen mußte. 

§. 495 Ein Gleiches gilt von andern ausſte⸗ 
benden Reſten für verkaufte Wirthſchaftserzeugniſſe 
aller Art; in fo fern dieſelben, wegen Unvermoͤgens 
der Schuldner, nicht für offenbar verloren zu ach⸗ 
ten ſind. 

$. 499. Uebrigens ift bey einer ſolchen Rech. 
nung nicht auf das, was etwa nach dem Anſchlage 
einkommen, oder ausgegeben werden ſollen, oder 
auf die im Anſchlage angenommenen Preiſe, fon 
dern bloß auf die wirkliche Einnahme und Ausgabe 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

FS. 498. Ausſtellungen gegen dieſe Rechnungen, 


wegen ſchlechten, unordentlichen und nachlaßigen 


Wirthſchaſtsbetriebes, finden nur in fo fern Statt 
als ſich der Pächter ein grobes oder mäßiges Verſehen 
bat zu Schulden kommen laſſen. 


9. 459.7 
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H. 499. Ein Pächter, welcher dergleichen Rech⸗ 
nung nicht vorlegen kann, oder will, iſt wegen der 
in einzelnen Wirthſchaftsrubriken ihn betroffenen Un⸗ 
glücksfalle irgend einigen Nachlaß zu fordern nicht 
berechtigt. 

H. 500. Nur allein, wenn der Pächter an dem b) Par 
noch auf dem Felde befindlichen Getreide durch außere Halemiß 
Zufälle, als durch Froſt, Duͤrre, Hagelſchlag, ben itz, 
Mauſefraß, Heuſchrecken, Ueberſchwemmung u. ſ. w. wachs, 
einen Mißwachs oder Verluſt erlitten hat, ſteht es 
ihm frey, ſtatt der vorzulegenden Adminiſtrations⸗ 
rechnung, nur allein für dieſe Rubrik, eine verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßige Remiſſion zu verlangen. 

$. J01. Dieſe Befugniß findet aber nur als⸗ 
dann Statt, wenn der Paͤchter von der beſchaͤdig⸗ 
ten Getreideſorte nicht ſo viel gewonnen hat, als 
zur Saat für das folgende Wirthſchaftsjahr, und 
zur Wirchſchaftsnothdurft bis zur naͤchſten Erndte 
erforderlich war. 

§. 302. So viel als hierzu fehlt, iſt der Bere 
Pächter am Pachtziuſe zu erlaſſen ſchuldig. 

§. 503. Sit nach einem Anſchlage gepachtet wor⸗ 
den: fo werden für bieſen beſondern Remiſſtonsfall, 
der Anſchlag, und die darin angenommenen Preiſe, 
bey der Berechnung zum Grunde gelegt. 

$ 504. Iſt ohne Anſchlag gepachtet worden: 
ſo muß der Ausfall und das Bedur niß auf andere 
Art ausgemittelt, und das Fehlende nach den in 

der Provinz und dem Diſtrikte geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen, oder landüblich angenommenen Abſchagungs⸗ 
grundſatzen, ins Geld gerechnet werden. 

§. 505. Was der Pächter zu feinem, ſeiner 
Frau, und ſeiner noch unmündigen Kinder Unter⸗ 
balte von der beſchadigten Getreideſorte noͤthig hat, 
wird in dieſem Falle den daraus zu beſtreitenden 
Wirthſchaftsnothdurften beigerechnet. 

Allgem Landr. U. Band. Oo §. 506. 
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§. 506. Wegen Beſchädigungen an Brach⸗ 

ſruͤchten, kann der Pächter weder auf Vorlegung 

einer Adminiſtrationsrechnung antragen, noch wer 
ger eine beſondere Remiſſion fordern. 

. 307. Iſt jedoch nach einem Anſchlage ge⸗ 
pachtet, und find darin auch Brachfruͤchte mit ange“ 
ſchlagen worden: fo findet bey einem darin ſich er“ 
eignenden außerordentlichen Unglücksfalle eben das, 
nr bey andern angeſchlagenen Getreiderubriken 

tat. 
$ Jog. ueberhaupt kann auf Beſchädigung fo 

cher Wirchſchaftsrubriken, welche in dem Anſchlage 
nicht mit aufgeführt, und ſonſt nicht in Anrechnung 
gebracht worden, irgend einige Remiſſtonsforderung 
in keinem Falle gegründet werden. 

H. 509, Sind wegen der bey Unglücksfällen zu 
bewilligenden Remiſſtonen beſondere Verabredungen 
unter den Parteien getroffen worden: fo hat es dabeh 
lediglich ſein Bewenden. ü 

$ Fro. Hat der Pächter durch eine ſolche Ber 
abredung aller Remiſſton entſagt: fo kann er derglei“ 
chen, auch wegen der ungewöhnlichen Unglücksfälle, 
nicht fordern. 

9. 511. Hat er aber nur gewiſſe benannte Ar⸗ 
ten von Unglücksfällen übernommen: fo bleiben ihm 
wegen anderer Falle, feine Rechte vorbehalten. 

a, $ 512. Bey einem durch Viehſterben ſich ereig 
der, kel neten Unglücksfalle kann der Pächter eines ganzen 
Guts keine beſondere Remiſſton fordern. 
$- 513. So weit aber daraus eine Unzuläͤng⸗ 
lichkeit des Ertrags des Guts, im Ganzen genom⸗ 
men, entſtehet, iſt er auf Vorlegung einer Admini⸗ 
ſtrationsrechnung nach Vorſchrift F. 478. lag: an- 
zutragen berechtigt. 
H. 514. Hat Jemand das Vieh auf einem 
Gute allein gepachtet, und geht daſſelbe ganz um 
0 5 5 
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zum Theil, durch einen Unglücksfall, welchen der 
Verpächter vertreten muß, verloren (§. 457. dg): 
fo muß ihm der Zins davon nach Verhaͤleniß der 
Zeit, und nach dem Gutachten vereideter Sachver⸗ 
ſtaͤndigen, erlaſſen werden. 

$. 515. Doch muß er alsdann die zur Unter⸗ 
haltung des gepachteten Viehſtandes ihm angewie⸗ 
ſenen Realitäten, nach gleichem Verhaͤltniſſe, ent« 
weder dem Verpaͤchter überlaſſen, oder demſelben 
berechnen. 

$. 516. Iſt ein Brandſchade durch Unachtſam⸗ &) sw 
keit oder Vernachlaßigung des Pächters entſtanden: cher, 
fo kann letzterer nicht nur keine Verguͤtung fordern, 
ſondern muß auch dem Verpaͤchter den verurſachten 
Schaden aus eignen Mitteln erſetzen. 

§. 517. Ein Gleiches finder Statt, in den durch 
die Geſetze beſtimmten Fällen, wo die Dienſtherr⸗ 
ſchaft für einen durch ihr Gefinde angerichteten Brand⸗ 
ſchaden haften muß, wenn das Feuer durch die 
Dienſtboten des Paͤchters verurſacht worden. (Tit. 6. 
$. 60. faq.) 

$ 518. Iſt aber der Brandſchade ohne des 
Pächters Schuld entſtanden: fo gehört ſolcher un⸗ 
ter diejenigen Unglücks fölle, wegen weleher derſelbe 
nach obigen allgemeinen Grundfägen (L. 478. 14.0 
Remiſſion fordern kann. 

§. 519. Doch bedarf es keiner Vorlegung ei⸗ 
ner Adminiſtrationsrechnung, wenn der Pächter nach⸗ 
weiſen kann: von einer geerndteten Getreideſorte 
durch den Brand ſo viel verleren zu haben, daß 
nichk fo viel davon, als zur Saat und Wirthſchaft 
bis zur nächften Erndte erfordert wird, übrig ges 
blieben ſey. 5 

$. 520. Alsdann kann er für dieſe einzelne 
Rubrik nach näherer Beſtimmung §. 501 — 507. 


Erlaß fordern. De 4 51. 
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§. 521. Hat jedoch der Pächter von der Ge 
treideſorte, welche der Schade getroffen hat, ſchon 
vorhin etwas abgeſetzt: ſo muß er das daraus Ge⸗ 
loͤſete auf die ihm zukommende Vergütung ſich ab⸗ 
rechnen laſſen. 

$, 522. Auf verbranntes überjähriges Getreide 
kann nur in fo fern Nückfiche genommen werden, 
als der Pächter dergleichen Vorrath zurückgewähren 
ſoll, und der Brandſchade im letzten Jahre vor der 
Ruͤckgewaͤhr ſich ereignet hat. 

$. 523. Was vorſtehend von Brandſchaͤden ver 
ordnet iſt, gilt auch von einem an den ſchon eingeſam“ 
melten Fruͤchten, durch Ueberſchwemmungen, un 
Gewalt des Maſſers, erlittenen Verluſt. 

$. 524. Den Wiederaufbau der ohne Schuld 
des Pächters abgebrannten, oder auf andere Art zu 
Grunde gerichteten Gebäude, iſt der Verpaͤchter na 
Moͤglichkeit zu beſchleunigen verbunden. 

F. 525. Laßt er es dabey an der. gehörigen Be 
triebſamkeit, oder an den noͤthigen Koſten fehlen! 
fo trifft ihn aller durch ſolchen Verzug dem Pächter 
erweislich verurſachte Schade. 

6. 526. Bey dergleichen Wiederaufbaue iſt der 
Pächter dem Verpächter mit Fuhren und Handdien“ 
ſten vom Gute in fo weit zu ſtatten zu kommen ſchul⸗ 
dig, als er diefelben ohne Nachtheil ſeiner Wirth 
ſchaft entbehren kann. 

S. 527. Fuͤr dieſe Hülfe kann der Pächter nur 
in fo weit Vergütung fordern, als er für derglet“ 
chen bey der Wirthſchaft entbehrliche Dienſte, ein 
Dienſtgeld von den Unterthanen zu verlangen ber 
rechtigt ſeyn würde. 

„528. Auch wenn die Gutswirthſchaft ohne 
Dienſte von Unterthanen, bloß mit eigenem or 
ſpanne und Gefinde betrieben wird, iſt der Päche, 
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bey ſolchem Wiederaufbaue unter der 526. beſtimm⸗ 
ten Maaßgabe, damit zu helfen verpflichtet. 

$. 529. Dagegen kann ihm nicht zugemuthet 
werden, Materialien des Guts, die er für ſeine 
eigene Rechnung zu verkaufen berechtigt iſt, zum 
Wiederaufbaue abgebrannter Gebäude unentgeldlich 


zu verabfolgen. 


. 530, Iſt jedoch nach einem Anſchlage ges 
pachtet worden: ſo muß der Pächter dergleichen 
Materialien, fo weit fie nothwendig find, für den 
Auſchlagspreis liefern. 


$. 531. Wer einen Fiſchteich beſonders ge; ) bey Sir 


pachtet hat, kann nur in ſo fern Nemiffion for 
dern, als der durch Ueberſchwemmung oder andern 
Unglücksfall eneſtandene Verluſt die Hälfte des Be⸗ 


5 fases uͤberſteigt. 


§. 532. Fuͤr Beſchaͤdigungen der wilden Fiſche 5 
rey kaun niemals Verguͤtung gefordert werden. 


$ 533. Der Mangel am Winde, welcher bloß ) den. 
nach dem Laufe der Natur ſich ereignet, enthäls Zen, 


keinen Grund zur Remiſſtonsforderung für den Paͤch⸗ 
ter einer Windmühle. 

H. 534. Für den durch Mangel oder allzußo⸗ 
ben Anwachs des Waſſers, ohne Verſchulden des 
Muüͤhlenpachters, entſtehenden Stilleftand einer Waſ⸗ 
ſermühle, kann derſelbe, nach Verhältniß der Dauer 
des Stilleſtandes, Remiſſion fordern. 

6. 537. So weit aber ein folder Waſſerman⸗ 
gel oder Ueberfluß unter die in der Gegend gewoͤhn⸗ 
lichen Begebenheiten gehört, iſt der Pächter derglei⸗ 
chen Erlaß zu verlangen nicht berechtigt. 

$. 536. Auf einen Stilleſtand, welcher nur 

ierzehn Tage oder kürzer gedauert hat, wird in kei; 
nem Falle Ruͤckſſcht genommen. 

§. 537. Die Vorſchriften $. 534. 535. finden 
ebenfalls Anwendung, wenn eine Mühle wegen 
- noth⸗ 
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nothwendiger Reparaturen, die ohne Verſchulden 
des Paͤchters veranlaßt worden, auf länger als 
Vierzehn Tage zum gänzlichen Stilleſtande gend 
thigt wird. 

$. 538. Bey Beſtimmung der Remiſſton, wer 
che der Pächter für einen ſolchen Stilleſtand, in 
den Fällen des §. 534. und 537. zu fordern hat, 
wird in der Regel nur auf diejenige Zeit, durch welche 
die Mühle länger als Vierzehn Tage hat ſtille ſte⸗ 
hen müfjen, Rückſicht genommen. 

H. 539. Hat aber der Mühfenpächter ſchon ein 
mal in demſelben Pachtjahre einen ſoſchen kürzeren 
Stilleſtand ohne Vergütung übertragen müſſen: 
werden, bey einem folgenden Remiffionsfalle, aut 
dieſe Vierzehn Tage ihm zu gute gerechnet. 

$. 540. Sind die dem Muͤhlenpaͤchter ange 
ſchlagenen Zwangsmahlgaſte dem Muͤhlenzwange nicht 
mehr unterworfen, oder waͤhrend der Pachtzeit da⸗ 
von freigeſprochen worden: fo kann der Paͤchter ver“ 
haͤltnißmaͤßigen Erlaß am Zinſe fordern. 

§. 541. Ein Gleiches finder Statt, wenn die Zahl 
der angefchlagenen Mahlgaͤſte durch Land plagen, oder 
andere Unglücksfälle, dergeſtalt vermindert worden, 
daß die Mühle, aus Mangel an Mahlwerk, fa 

er als Vierzehn Tage in Einem Jahre hat füllt 
hen muͤſſen. 

S. 542. Wegen des Zurückbteibens bloß frei 
williger und nicht angeſchlagener Mablgäfte, kann 
der Pächter in der Regel auf keine Remiſſion Ar 
ſpruch machen, 

§. 543: Wenn aber durch die §. 531. bemerk⸗ 
ten Umſtände, oder durch die während der Pacht“ 
jahre geſchehene Anlegung einer neuen Muͤhle in der“ 
ſelben Gegend, welche der Verpaͤchter nicht hat ver“ 
hindern können oder wollen, ein ſolcher Abgang der 
freiwilligen Mahlgäſte ohne Schuld des Hechte 
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verurſacht worden, daß die gepachtete Mübſe, aus 


Mangel an Mahlwerk, länger als Vierzehn Tage in 
Einem Jahre hat ſtill ſtehen muͤſſen: fo iſt der Paͤch⸗ 
ter nach Verhältniß der Zeit des laͤngern Stilleſtandes 
der Muͤhle, Remiſſion zu fordern berechtigt. 

§. 344. In Fallen, wo die Remiſſionsforde⸗ 
rung dadurch begründet wird, daß der Verpächter 
dem Pächter die anſchlagsmaͤſſige Nutzung nicht hat. 
gerähren koͤnnen, muß der Verpächter auch die Un⸗ 
terhaltung des Werks und der zum Betriebe deſſel⸗ 
ben erforderlichen Leute, letztere bis zur gewoͤhnli⸗ 
chen Auffagezeit, vergüten. 

§. 345. Muß der gänzliche Stilleſtand einer 
Mühle gemeiner Landesangelegenheiten wegen erfol⸗ 
gen: fo muß der Pächter mit der Landes herrlichen 
Verguͤtung ſich begnügen. 

H. 545. Erfolgt gar keine Landesherrliche Vergü⸗ 
tung: fo finden die Vorſchriften H. 534, Anwendung. 

§. 547. Sind dem Müller, außer der Mühle 


ſelbſt auch andere Rubriken an Aeckern, Wieſen uf. w. 


für einen und eben denſelben Pachtzins mit verpach⸗ 
tet: ſo muß derſelbe, wenn er wegen Stilleſtan⸗ 
des Remiſſion fordert, die aus dieſen andern Ru⸗ 
briken gezogenen Nutzungen, auf das zu erlaſſende 
Quantum, nach Verhältniß des ganzen Pachtzinſes, 
ſich anrechnen laſſen. 

§. 548. Iſt vorauszuſehen, daß der durch Zur 
fall veranlaßte Stilleſtand der Mühle langer als 
Sechs Monate dauern werde; fo. iſt der Verpuch⸗ 
ter ſowohl, als der Pächter, von dem Conkracke 
wieder abzugeben berechtigt. 

§. 549, Wenn von mehreren Mahlgangen nur 
ein Theil derſelben zum Stilleſtand genöchige worden: 
o kann der Müller Nachlaß am Pachezinfe nur in 
o fern fordern, als er den Zins mit den übrigen 
Gängen nicht hat gewinnen konnen. s 

5 50. 


D bey 
Kriege 
ſhäden. 
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$. 550. Es muß daher in einem ſolchen Falle, 
nach den allgemeinen Grundſatzen , 478 lag: Ad⸗ 
minſſtrationsrechnung abgelegt werden. 

$ 551. In allen Fallen, wo der Stilleſtand 
der Mühle dadurch verurſacht worden, daß der Ber’ 
pachter die anſchlagsmaͤßige Nutzung nicht hat ge 
währen koͤnnen; oder daß derfelbe durch fein eignes 
grobes oder maͤßiges Verſehen den Zufall, durch wel⸗ 
chen die Mühle zum Stilleſtande genoͤthigt worden, 
veranlaßt hat: kann der Paͤchter, außer der Remif⸗ 
fion, auch den Erſatz des ihm dadurch entzogenen 
ſichern Gewinnes fordern. 

8. 552. Hat aber die Mühle, wegen noth⸗ 
wendiger Anlagen in dem Gute des Verpdchters, eine 
Zeitlang geſchuͤtzt werden muͤſſen: fo muß der Mül⸗ 
ler mit der F. 534, dg. beſtimmten Remiſſion ſich 
begnügen. 8 1 
208553. Iſt im Pachteontracte auf den Fall ei⸗ 
nes waͤhrend der Pachtjahre entſtehenden Krieges 
nichts verabredet: fo ſoll, wenn dieſer Fall eintritt, 
dem Verpaͤchter ſowohl, als dem Pächter, frey ſte⸗ 
ben, den Contract aufzukündigen. 

$. 554. Dieſe Befugniß findet jedoch nur Statt, 
wenn die ganze Armee, und nicht bloß ein oder an⸗ 
deres einzelnes Corps derſelben, des entſtehenden 
Krieges halber in Bewegung geſetzt wird. 

$ 555. Derſenige Theil, welcher von diefet 
Befugniß Gebrauch machen will, muß bey Verlust 
derſelben, feinen Entſchluß dem andern binnen Sechs 
Wochen von dem Tage an, wo die Ausſchreibungen 
in der Provinz, in Betreff der des Krieges wegen 


zu leiſtenden Lieferungen oder Fuhren, oder anderer 


zu tragenden Laſten, ergangen find, anzeigen. 5 
§. 556. Auf eine folche Anzeige müſſen die 
Parteien ſich vor allen Dingen über die Grundfätt 
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der Vergütung fur etwa erfolgende Krieges ſchaͤden 
zu vereinigen ſuchen, und dieſelben mit moͤglichſter 
Genauigkeit veſtſetzen. 

H. 557. Findet dergleichen Vereinigung nicht 
Statt: fo kaun der kuͤndigende Theil auf der Rau⸗ 
mung der Pacht mit dem Ablaufe des Wirth ſchafts⸗ 
jahres, in welchem die Kündigung erfolgt iſt, be⸗ 
ſtehen. 

§. 558. Iſt die Kündigung im letzten Quar⸗ 
tale eines Wirthſchaftsjahres geſchehen: fo muß 
auch noch das darauf folgende Wirchſchaftsjahr aus⸗ 
gehalten werden. 

§. 359. In allen Fällen, wo die Pacht fort- 
geſetzt worden, gelten wegen Vergütung der Krie⸗ 
gesfchäden, fo weit daruber keine beſonderen hinläng⸗ 
lichen Verabredungen vorhanden ſind, folgende ge⸗ 
fegliche Vorſchriften: 

9. 560. Alle Beſchaͤdigungen der Subſtanz des 
Guts und des Inventarſi, und alle Abgaben und 
Laſten, welche bey Gelegenheit des Krieges der 
Subſtanz aufgelegt worden, treffen den Verpächter; 


und ein deshalb geleiſteter Vorſchuß muß dem Päch⸗ 


ter vergütet werden. 

§. 361. Die Beſchaͤdigungen der Früchte, und 
die von dieſen zu entrichtenden Laſten und Abgaben, 
muß der Pächter tragen; und kann dafür nur in 
den durch das Geſetz beſtimmten Fällen Vergütung 
fordern. 

S. 562. Feindliche Brandſchatzungen und Con⸗ 
tributionen, in fo fein letztere nicht ausdrücklich auf 
die Perſonen geſchlagen find, treffen in der Regel 
den Verpächter als Eigenthümer. i f 

6. 563. Maturallieferungen an den Feind muͤſ⸗ 
fen dem Pächter nach dem Anſchlage verguͤtet werden, 


8. 564. 


* 
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9. 564, In Ermangelung eines Pachtanſchla⸗ 
ges wird die Kammertaxe, und wo auch dergleichen 
nicht vorhanden iſt, die gemeine Landtare zum Grun⸗ 
de gelegt. 

$. 565. Hat aber der Pächter mehr liefern 
muͤſſen, als er aus eignem Zuwachſe, nach Abzug 
der Wirthſchaftsnothdürften, beſtreiten konnte; fo 
iſt der Verpächter ſchuldig, ihm dieſen Ueberſchuß 
nach dem Einkaufspreiſe zu vergüten. 

$. 566. Die Lieferungen an Mehl, und an⸗ 
dern verarbeiteten Naturalien, werden nur nach dem 
Preiſe des Roggens u. f. w. in Anſchlag gebracht. 

9. 567. Fur die Lieferungen an Heu, Stroh, 
und andern nicht zum Verkaufe, ſondern nur zur 
Wirthſchaft angeſchlagenen Naturalien, kann der 
Pächter keine befondere Vergütung fordern. 

F. 568. Fuͤr Lieferungen und Abgaben an die 
Truppen des Landesherrn, oder deſſen Bundesge⸗ 
noſſen, muß der Pächter mit der Landesherrlichen 
Verguͤtung ſich begnügen. 

§. 569. Wird keine Landesherrliche Verguͤ⸗ 
kung bewilligt: fo finden eben die Grundſaͤtze, wie 
bey feindlichen Lieferungen, Statt. 

H. 570. Iſt die Laudesherrliche Verguͤtung am 
Ende des Wirthſchaſtsjahres noch nicht erfolgt: fo 
kann der Pächrer auf den Betrag derſelben Nachſicht 
am Pachtzinſe fordern. 

9. 571. Wegen Fouragirungen auf dem Felde, 
in den Scheuren, oder auf den Böden, iſt der 
Pächter auf Remiſſion anzutragen nur in ſo fern 
berechtigt, als ihm dergleichen, wegen einer am 
Getreide durch Mißwachs oder Feuer erlittenen Be⸗ 
ſchaͤdigung, nach den Grundfägen H. 502 — 507. und 
519 —522. zukommen wuͤrde. 

F. 572. Bey Einquartierungen, welche über 
Drey Tage dauern, kaun der Pächter den Erſaß 

der 
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der Hälfte von den zu deren Verpflegung und Bes 
koͤſtigung verwendeten Ausgaben verlangen. 

. 873. Fuͤr geleiſtete Krieges und Transports 
fuhren kann der Pächter nur in fo weit eine beſon ⸗ 
dere Remiſſion fordern, als er, um dieſelben zu be⸗ 
ſtreiten, und dabey doch die Wirthſchaft gehoͤrig 
fortzuſetzen, außerordentliche Verwendungen hat ma⸗ 
chen muͤſſen · 

8. 574. Dies findet beſonders Statt, wenn der 
Paͤchter, nach dem Beiſpiele aller, oder der mei⸗ 
ſten übrigen Landwirthe in derſelben Gegend, die 
ihm abgeforderten Fuhren an Andere gegen Bezah⸗ 
lung verdungen hat. 

9. 575. In dieſen Fällen muß der Verpaͤchter 
die wirthſchaſtlich gemachte außerordentliche Verwen⸗ 
dung, oder die Summe, welche dem Uebernehmer 
der Fuhren wirklich hat bezahlt werden muͤſſen, ſich 
am Pachtzinſe abrechnen laſſen. 

$. 576. Das auf ſolchen Fuhren verlorne oder 
gänzlich unbrauchbar gewordene Zug ⸗, ingleichen 
alles von Freunden oder Feinden weggenommene 
Vieh aber, muß dem Pächter eben fo vergütet werden, 
als wenn daſſelbe durch Seuchen oder andern Un⸗ 
glücksfall verloren gegangen wäre. (. 454: Jad.) 

9. 577. Alles andere, was der Pächter, zur 
Abwendung feindlicher Beſchaͤdigungen von dem Gu⸗ 
te, und deſſen Beilaſſe, nützlich verwendet hat, muß 
ihm, auch wenn der Zweck dadurch nicht erreicht 
worden, von dem Verpaͤchter verguͤtet werden. 

$. 578. Iſt die Verwendung nicht bloß zum 
Beſten der Subſtanz oder des Inventarii, ſondern 
zugleich zur Sicherheit der Früchte und Nutzungen, 
oder der Perſon des Pächters, ſeiner Familie oder 
feines, eigenthumlichen Vermögens, geſchehen: fo 
muß dieſelbe von beiden Theilen zur Hälfte getra⸗ 
gen werden. 

§. 579. 


588 Erſter Theil. Ein und zwanzigſter Titel. 


§. 579. Feindliche Executionskoſten, wenn fie 
wegen der nach den obigen Beſtimmungen dem Ver⸗ 
pächter zur Laſt fallenden Abgaben oder Leiſtun⸗ 
gen veranlaßt worden, fallen letzterem zur Laſt, 
wenn nicht klar erhellet, daß der Pächter ſich die 
Execution durch ſein grobes Verſchulden zugezogen 
habe. 

§ 580. Was der Pächter von feinen eignen 
Sachen und Effekten, durch Plünderung, oder ſonſt 
im Kriege verliert, trifft ihn allein. 

§ 581. Eben fo trägt er auch alle Koſten, 
welche zur Abwendung feindlicher Beſchaͤdigungen, 
bloß von feiner Perſon, feiner Familie, oder 
ſeinen eignen Sachen und Effekten, verwendet 
werden. 

$. 582. Sind durch den Krieg die Gutsun⸗ 
terthanen außer Stand geſetzt worden, ihre Zinſen 
und Abgaben zu entrichten: ſo hat es bey der Vor⸗ 
ſchrift des H. 495. fein Bewenden. 

H. 583. Für die dadurch verlornen Dienſte kann 
der Pächter fo weit Erlaß fordern, als ihm dieſel⸗ 
ben nach Gelde angeſchlagen ſind. 

§. 384. Sind die Dienſte nicht angeſchlagen; 
der Paͤchter hat aber, wegen des Ausfalls derſelben, 
mehr Gefinde, oder Geſpann, als gewöhnlich, zur 
Fortſetzung der Wirchſchaft halten muͤſſen: fo kann 
er fuͤr dieſe außerordentlichen Verwendungen Ders 
guͤtung fordern. 

9. 585. In allen Faͤllen, wo der Pächter mit 
den nach §. 563. 564: 571. 573. 574. 575. 584 
ihm zukommenden Verguͤtungen ſich nicht begnuͤgen, 
oder für die nach $. 567. von ihm allein zu kra⸗ 
genden Kriegsſchaͤden Remiſſion fordern will, muß 
er, nach Vorſchrift H. 487. fqq., eine vollftändige 
Adminiſtrationerechnung über das ganze Jaht 

in 
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in welchem die Kriegesſchaden ſich ereignet haben, 


vorlegen. x 

§. 586. In dieſer Rechnung muͤſſen alle Ver⸗ 
guͤtungen, welche der Pächter bereits erhalten, oder 
von andern, außer dem Verpächter, noch zu for⸗ 
dern hat, mit in Einnahme geſtellt werden. 

$. 587. Fordert der Pächter auf dieſem Wege 
Remiſſion für die erlittenen Kriegsſchaͤden über⸗ 
haupt; fo kann er für einzelne Arten derfelben die 
ihm ſonſt nach den Gefegen dafür zukommende Ver⸗ 
gütung nicht verlangen. 

5.588. Vielmehr muß er alsdann mit dem 
nach §. 486. ihm gebührenden Erlaſſe am ganzen 
Pachtzinſe ſich begnügen, * 

S. 589. Dagegen muͤſſen ihm die nach H. 362. 
57. 577. 578. 579. für den Verpächter gemach⸗ 
ten Auslagen, auch in dieſem Falle beſonders ver⸗ 
gütet werden. 

9. 590. Uebrigens muß die Vorſchrift H. 480. 
482. wegen der von dem Nemiffionsfalle dem Ver⸗ 
paͤchter oder den Gerichten zu machenden Anzeige, 
auch hier beobachtet werden. 

$. 591. Unter die Fälle, wo die Anzeige den 
Gerichten geſchehen muß, gehoͤrt auch der, wenn 
durch die Kriegesunruhen die Communication zwi⸗ 
ſchen ihm und dem Verpaͤchter geſperrt oder un⸗ 
ſicher iſt. 1 

§. 592. Wenn in dem Falle des $. 395. der 
Pächter für praͤſtirte feindliche Lieferungen Vergü⸗ 
tung nach dem Einkaufspreiſe fordert: ſo kann der 
Verpächter auf die Vorlegung einer vollſtändigen Ad⸗ 
miniſtrationsrechnung, nach $. 487, [ag, antragen. 

H. 593. Geſchieht dieſes: fo fallen für dies 
Wirthſchaftsjahr auch alle andere beſondere Remiſ⸗ 
ſionen weg; und der Abſchluß der er 

£ 8 eis 
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ſcheidet allein: ob und wie viel an Verguͤtung dem 
Pächter zukomme. 

9. 594. Eine im Contracte allgemein geſche⸗ 
hene Webernehmung aller Unglücksfälle, kann auf 
die Kriegsſehaͤden, und eine ebenfalls nur in allge⸗ 
meinen Ausdruͤcken geſchehene Uebernehmung der 
Kriegsſchaͤden, kann auf diejenigen, welche die Sub⸗ 
ſtanz allein treffen ($. 562» 563. 576, 577.) nicht 
ausgedehnt werden. 

$. 595. In wie fern ein Pächter, wegen der 
nach $. 478. dg. uberhaupt ihm zukommenden Ver⸗ 
guͤtungen und Remiſſionen, Abzüge von den fällis 
gen Pachtrerminen zu machen berechtigt fen, iſt nach 

den Regeln von Compenſatiouen zu beurtheilen. 

g. 596. Wie bey Unterſuchung und Ausmit⸗ 
telung der Remiſſionen, und bey Beſtimmung der 
Befugniß des Pächters, ſelbige von dem faͤlligen 
Pachtzinſe abzuziehen, verfahren werden ſolle, iſt 
in der Prozeßordnung vorgeſchrieben. 

Aae „ . 597. Mach geendigten Pachtjahren iſt der 

währ hach Pächter das Gut, und deſſen Zubehör, nach eben 

geendig dem Anſchlage und Inventario, nach welchem ihm 

EEE 2 übergeben worden, zurück zu gewähren 
uldig 

8. 5 Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Contract vor Endigung der Pachtzeit aufgehoben, 
oder der Pächter feiner Pacht entſetzt werden muß. 

$. 599. Muß die Eutſetzung des Paͤchters in 
dem Laufe eines Wirthſchaftsſahres erfolgen: „fo iſt 
er dennoch den Pachtzins des ganzen Jahres zu ent 
richten verbunden; das Gut aber wird, bis zu deſſen 

Ablaufe fuͤr ſeine Rechnung verwaltet. 

9. 600. Können Pächter und Verpöchter ſich 
über die Einrichtung dieſer Adminiſteation nicht ſo⸗ 
gleich vereinigen: fo muß dieſelbe gerichtlich regulirt 


werden. 5 
8. 608. 


£ 


Vom eingefchränften Nußungsrechte. For 


S. 601. Iſt das Inventarium nach einer Tare 
übergeben worden: fo muß dennoch bey der Ruͤck⸗ 
gewähr, in Anſehung jeder Sorte von Inventarien⸗ 
ſtücken, auf die Anzahl derſelben, und nur bey 
Beſtimmung der von einer oder der andern Seite 
zu leiſtenden Vergütungen, auf den Werth der ges 
ſammten Inventarienſtuͤcke von dieſer Seite geſehen 
werden. 

H. 602. Der Verpaͤchter iſt alſo nicht ſchuldig, 
eine größere. Anzahl von Inventarienſtuͤcken in jeder 
Sorte zurückzunehmen, oder für die zurückgewährte 
geringere Anzahl, mit der Anrechnung des hoͤhern 
Werths derſelben ſich begnügen, 

g. 603. Für Stroh, Brenn⸗Bau⸗ und Schire⸗ 
holz, und andere rohe Wirchſchaftsvorraͤche, wel⸗ 
che aus dem Gute ſelbſt genommen, aber nicht zu 
den Rubriken des Pachtanſchlages gehörig find; in⸗ 
gleichen für den vorraͤthigen aus dem Gute ſelbſt ge⸗ 
wonnenen Dünger, kann der Pächter Feine Vergü⸗ 
tung fordern. 

$. 604. Hat jedoch der Paͤchter auf die Zus 
bereitung ſolcher Vorraͤthe baare Auslagen verwen⸗ 
den muͤſſen, ſo gebuͤhret ihm deren Erſtattung. 

$. 605. Sit dem Pachter das Inveutarium 
ohne Taxe übergeben worden: jo muß ſich der Ver⸗ 
Pächter mit der bloßen Anzahl der Stücke, in fo 
fern ſie nur noch in brauchbarem Stande ſind, be⸗ 
gnuͤgen. 

§. 606. Der Pächter darf aber in dieſem, ſo 
wie in jedem andern Falle, vor beendigter Rückge⸗ 
währ keine Inventarienſtücke unter dem Vorwaude, 
daß fie zum Superinventario gehoͤrten, von dem 
Gute wegſchaffen. ‘ 

$. 607. Vielmehr muß er, wenn mehr Stuͤcke, 
als zum Inventario gehören, vorhanden find, dem 
Verpächter die Wahl darunter laſſen. * 

. 608. 
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$. 608. Doch iſt dieſer, in jeder Rubrik, nur 
die nächften nach den beiten zu waͤhlen berechtigt. 
$. 609. Iſt in dem Falle des . 605. die er⸗ 
forderfiche Anzahl von Stücken nicht vorhanden: ſo 
muͤſſen die fehlenden in Natur erſetzt werden. 

§. 610. Hat der Pächter eine ſtaͤrkere Ausſaat 
nach dem Ackermaaße zurüͤckgeliefert, als ihm bey 
dem Antritte der Pacht übergeben worden: jo kaun 
er nicht nur für den Saamen, nach dem Markt⸗ 
preiſe der naͤchſten Stadt zur Zeit der Ausſaat, 
ſondern auch für das Ackerlohn, nach dem Landes⸗ 
gebrauche, Verguͤtung ſordern. 

F. 611. Eben dieſe Vergütung muß er aber 
auch dem DBerpächrer leiſten, wenn er weniger au 
Ausſaat, als er empfangen hat, zurückliefert. 

$. 612. Auf gleiche Weiſe muß das Verhaͤlt⸗ 
niß des Duͤngungsſtandes und der Pflugarten, bey 
der Gewähr und Ruͤckgewaͤhr, gegen einander aus⸗ 
gemittelt, durch Sachverſtaͤndige gewuͤrdigt, und 
dafür Vergütung geleiſtet werden. 

§. 613. Doch kann der Pächter fur dergleichen 
mehrere Beſtellung (F. 6ro. 612.) nur in fo fern 


Verguͤtung fordern, als dieſelbe, nach dem Befun⸗ 


de der Sachverſtändigen, den Grundſatzen einer ver⸗ 
nuͤnftigen Wirthſchaftsführung gemäß iſt. 5 

§. 614. Iſt bey der Uebergabe der Pacht, in 
Anſehung der Ausſaat, des Duͤngungsſtandes, und 
der Pflugarten, kein Berzeichniß aufgenommen wor⸗ 
den: ſo muß der Pächter diejenigen Grundſtucke, 
welche, nach der eingeführten Feldereintheilung, für 
das Jahr nach Endigung der Pacht zu beſtellen ger 
weſen, in ordinairer wirthſchaftlicher Cultur zurück 
liefern. N 

$. 615. Hat der Pächter diefe Beſtellung ver · 
abſaumt: fo muß er Saamen und Ackerlohn nach 


der Beſtimmung H. 510, verguͤten. 
0 K. 5 5 $. 616. 
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$. 616. Er aber, feines Orts, kann wegen an⸗ 
geblich beſſerer Beſtellung keinen Erſatz fordern. 

. 617. Will der Verpächter mit den wegen 
mangelhafter oder ſchlechter Ackerbeſtellung nach 
$. 610. 615. ihm zukommenden Vergütungen ſich 
nicht begnügen: ſo ſteht ihm frey, mit Begebung 
derſelben, für den Ausfall, der aus dieſem Verſchul⸗ 
den des Pächters bey der naͤchſten Erndte ſich fin⸗ 
det, Erſatz zu fordern. 

$. 618. Dieſer Anſpruch finder aber nur als⸗ 
dann Statt, wenn der bey der Ackerbeſtellung bes 
gangene Fehler, zur Zeit der Rückgewähr, auch auf 
Koſten des Pachters, nicht mehr verbeſſert werden 
kann. 8 

§. 619. Auch muß der Verpächter, wenn er 
einen ſolchen Anſpeuch ſich vorzubehalten gedenkt, 
feine Erklarung darüber ſogleich bey der Ruͤckgewaͤhr 
abgeben, und auf genane gerichtliche Unterſuchung. 
des Beſtellungszuſtandes derjenigen Stucke, bey 
welchen er einen ſolchen Ausfall beſorgt, antragen. 

$. 620. Nach geendigter Erndte muß der Er⸗ 
trag derſeſben mit demjenigen, welcher in dieſem 
Jahre, nach Beſchaffenheit der Witterung und uͤbri⸗ 
gen Umftände, bey gehörig erfolgter Beſtellung hätte 
gewonnen werden können, verglichen; und ſolcher⸗ 
geſtalt die dem Verpächter zukommende Entſchadi⸗ 
digung nach dem Gutachten vereideter Sachverſtaͤn⸗ 
digen beſtimmt werden. 

$. 621. Beſteht das Verſchulden des abgehen 
den Pächters darin, daß er nicht alle Stucke, die er 
hatte beſtellen ſollen, gehörig beſtellt I ſo iſt die 


Entſchädigung des Verpächters dergeſtalt zu beſtim⸗ 


men, daß mit Zuziehung der Sachverſtäudigen aus⸗ 
gemittelt werde: wie viel in dieſem Haben ein Stuͤck 
von gleicher Art und Größe, in berjelben Lage und 
Gegend, getragen habe. 1 

Auge. Laudr. U. Bend. Dr $. 622. 
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8. 622. Hat der Pächter, bey feinem Ab⸗ 
gange, noch rückſtändige Zinſen, oder andere Abga⸗ 
ben von den Gutseinwohnern zu fordern: fo iſt der 
Verpaͤchter ſchuldig, ihm rechtliche Hülfe zu deren, 
Beitreibung wiederfahren zu laſſen. 

§. 623. Wenn der Pächter eines Landgutes 
Gewährsmängel au den ihm verpachteten Rubriken 
zu bemerken glaubt: fo liegt ihm ob, dem Verpäch⸗ 
ter noch vor Ablauf des Jahres, in welchem dieſe 
Maͤngel ſich hervorgethan haben, davon Anzeige zu 
machen. 

F. 624. Alsdann hänge es von ihm ab: ob er 
die ihm dafür zukommende Vergütung ſo fort, oder 
nach einem Zeitverſaufe einklagen; fo wie von dem 
Verpächter: ob er den Pächter zur Anſtellung die 
ſer Klage gerichtlich auffordern wolle. 

H. 625. Hat aber der Paͤchter die Anzeige ſol⸗ 
cher Gewaͤhrsmängel bis zu dem Zeitpunkte der 
Rückgewaͤhr verfchoben: fo ſoll er bey dieſer damit 
nicht weiter gehoͤret werden. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den zur Cultur ausgeſetzten Gütern 
2 und Grundſtuͤcken. 


$. 626, Wenn in Zukunft Güter und Grunde 
ſtuͤcke weder in Zeit- noch Erbpacht, ſondern bloß 
zur Benutzung und Culeur, gegen gewiſſe dem Cir 
genthümer vorbehaltene Vortheile ausgethan werden 
ſollen: fo iſt auch über ein ſolches Gefchäft ein 
ſchriftlicher Vertrag erforderlich. 

§. 627. Iſt keine ſchriſtliche Errichtung ge⸗ 
ſchehen: fo iſt auch der durch die Uebergabe voll. 
zogene muͤndliche Vertrag dennoch nur auf Ein Jahr 


„ 


ültig« — 
ee $. 628, 
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§. 628. Sind dergleichen Guter und Grund⸗ 
ſtuͤcke, in vorigen Zeiten, ohne allen ſchriftlichen 
Vertrag zur Cultur und Benutzung ausgethan wor⸗ 
den; oder ermangelt es in dem ſchriftlichen Ver⸗ 
trage an naheren Beſtimmungen über die gegenſei⸗ 
tigen Rechte und Pflichten: fo muͤſſen letztere nach 
den beſonderen Verfaſſungen einer jeden Provinz 
beurtheilet werden. 

$. 629. In der Regel kann der Befiger über 
das Grundſtück ſeſbſt, ohne ausdrückliche Einwilli⸗ 
gung feines Grundherren, weder unter Lebendigen, 
noch von Todeswegen gültig verfuͤgen. 

$. 630. Vielmehr muß er mit den gewöhnli⸗ 
chen Nutzungen des Grundſtuͤcks, fo wie dieſelben 
eineni Zeitpächter zukommen würden, ſich begnügen. 

F. 531. Machlaß an den fir den Genuß des 
Grundſtuͤcks zu entrichtenden Abgaben, kann er nur, 
unter eben den Umſtanden, wie ein Erbpächter, for⸗ 
dern. (5. 207 — 211.) 

$ 632. Er iſt, das Grundſtück wirthſchaftlich 
zu benutzen, und in baulichem Stande zu unterhal⸗ 
ten verpflichtet. 1 

$. 633. Wenn er dieſer Obliegenheit entgegen 
handelt, oder in Leiſtung der übernommenen Zinſen 
und Dienſte widerſpenſtig iſt, macht er ſich ſeines 
Rechts auf das Grundſtück verluſtig. 

$. 634. Im zweifelhaften Falle iſt anzuneh⸗ 
men, daß dergleichen Gründſtuͤck auf die Erben des 
Beſitzers in abſteigender Linie, ohne Unterſchied des 
Geſchlechts; und bey deren Ermangelung, auf die 
uͤberlebende Ehegattin uͤbergehen ſolle. 

g. 635. Unter mehreren zur Nachfolge im Ber 
fise gleichberechtigten Erben, hat der Grundherr die 
Auswahl desjenigen, den er für den kauglichſten 
hätt, dem Gute vorzuſtehen. 2 ? 


Pp 2 S. 636. 
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§. 636. Hat der verſtorbene Beſitzer verordnet, 
welches von ſeinen Kindern das Gut übernehmen 
ſolle: ſo muͤſſen, wenn der Grundherr gegen den er⸗ 
nannten Uebernehmer nichts zu erinnern findet, die 
übrigen Kinder bey der väterlichen Willensmeinung 
ſich beruhigen. 

$. 637. Kann die Bewirthſchaftung des Gutes 
noch keinem der dazu berechtigten Erben, wegen 
Minderjährigkeit derſelben, uͤbertragen werden: ſo 
iſt der Grundherr befugt, den Beſitz und Genuß 
davon auf ſo lange, bis einer von den Erben das 
zu deſſen Ueberuehmung erforderliche Alter erreicht 
hat, einem Andern zu übertragen. 

§. 638. Iſt eine Mutter dieſer minderjährigen 
Erben vorhanden, die mit Hülfe eines Zweiten Ehes 
mannes, oder auf andere Art, dem Gute gehoͤrig 
vorſtehen kann: ſo hat dieſe auf einen ſolchen einſt⸗ 
weiligen Beſiß deſſeſben vorzüglich Anſpruch. 

$. 639. In allen Fällen muß den minderfähri⸗ 
gen Erben, fo lange fie ſich ſelbſt noch nicht fort- 
bringen koͤnnen, in Ermangelung andern Vermoͤgens, 
der nothduͤrftige Unterhalt aus dem Gute angewieſen 
werden. i 
$ 640. Dergleichen aus dem Gute verpflegte 
Erben haben aldann, ſo lange ihre Verpflegung 
dauert, gegen den einftweiligen fremden Beſitzer die 
Pflichten der Pflegekinder. (Th. 2. Tit. 2. Abſchn. 12.) 

H. 641. Mit dem Gute zugleich, geht das dazu 
urſpruͤnglich ausgeſetzte Vieh „ Feld und Wirth⸗ 
ſchaſtsinventarium auf jeden Erben und Befiger uber. 

§. 642. erlaͤßt der letzte Beſitzer keine zur 
Nachfolge im Beſitze berechtigten Erben; oder ſind 
dieſelben insgeſammt, aus anderen Urſachen, als we⸗ 
gen Mangels des erforderlichen Alters, dem Gute 
vorzuſtehen unfähig: fo fälle daſſelbe an den Grund⸗ 


heren zurück. 
H. 643. 
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$. 643. Ein Gleiches findet Statt, wenn bey 
vorhandenen, aber noch minderjährigen Erben, kein 
einſtweiliger Uebernehmer des Gutes nach Vorſchrift 
H. 637. Iqq. ausgemitteſt werden kann. 

$. 644. Ferner alsdann, wenn der Beſißer 
ſelbſt dem Gute nicht mehr gehörig vorzuſtehen ver⸗ 
mag; und auch keine Abkoͤmmlinge von ihm, die 
felbiges übernehmen konnten, vorhanden find. 

9. 633. Steht den vorhandenen Abkönmfingeit 
nur der Mangel des erforderlichen Alters entgegen: 
ſo iſt der Grunodberr einen einſtweiligen Beſitzer, nach 
Vorſchrift §. 637, zu beſtellen berechtiget. 

§. 646. Es muß aber alsdann dem vorigen Ber 
ſitzer, wenn derſelbe wegen Alters, oder ſonſt ohne 
feine Schuld, in das Unvermoͤgen rg iſt, der 
nothdürftige Unterhalt aus dem Gute angewieſen 
werden. 

§. 647. In allen Fällen, wo das Gut an den 
Grundherrn gänzlich zurückfälle, (H. 633. 642. 644.) 
muß dieſer dem abgehenden Beſitzer, oder deſſen an⸗ 
derweitigen Erben, alle darin erweislich gemachten 
Verbeſſerungen vergüten. 

$. 648. Der Beſitzer, welcher kein Unterthan 
des Grundherren iſt, kann das Gut, wenn er dem⸗ 
ſelben ferner vorzuſtehen ſich nicht getrauet, dem 
Grundherrn zurückgeben, 

9. 649. Er muß aber damit das Ende des 
Wirthſchaftsjahres abwarten, und das Gut völlig 
in dem Stande, wie ihm ſelbiges uͤbergeben worden, 
zuruck gewähren. hr: 

$. 650. Was wegen ſolcher Grundbefißer, die 
zugleich Unterthanen des Grundherrn find, Statt 
finde, iſt im Siebenten Titel des Zweiten Theils 
vorgeſchrieben. . 
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Zwey 


Ae zwanzigſter Titel. 
Von Gerechtigkeiten der Grundſtuͤcke 
gegen einander. 


2 g. 1. 
Bereiche Den geſetzlichen Einſchraͤnkungen des Eigenthums 


BL 155 iſt ein jeder Grundbeſizer ſich zu unterwerfen ver⸗ 
bunden. (Tit. 8. §. 33. qq.) 5 
§. 2. Für Einſchraͤukungen und Belaſtungen 
dieſer Art kann kein Grundbeſiter eine im Gefege ihm 
nicht ausdrücklich vorbehaltene Entſchädigung fordern. 
9 8. 3. Auch ſolehe Einſchränkuüngen muß jeder 
rin, Grundbeſitzer ſich gefallen laſſen, ohne welche ein 
Cen“ anderes Geundſtück ganz oder zum Theil völlig un⸗ 
thums. brauchbar ſeyn würde, g 2 
H. 4. Für dergleichen zum Gebrauche eines 
Grundſtuͤcks nothwendig gewordenen Vergünſtigun⸗ 
gen, kann der Eigenthümer des belaſteten Grundſtuͤcks 
billige Vergütung fordern: 
H. 5. Bey Beſtimmung dieſer Vergütung muß 
auf den Schaden, welchen das belaſtete Grundſtuck 
durch die nothwendige Einſchränkung leidet, Ruck 
ſicht genommen werden x 
$. 6. Können die Intereſſenten ſich daruber 
nicht vereinigen: ſo muß die Vergütung auf eine 
jährliche dem belaſteten Grundſtücke von dem Ber 
güͤnſtigten zu leiſtende Abgabe beſtimmt werden. 

6. 7. Die Beſtimmung feröft geſchießt alsdann 
durch Schiedsrichter, wozu jeder Theil Einen vor⸗ 
ſchlaͤgt, und der Richter den Obmann ernennt, 

§. 8. Durch willkuͤhrliche Veraͤnderungen in 
der Geſtalt, Hauptbeſtimmung, oder Nutzungsart 
feines Grundſtuͤcks, kaun Niemand den Andern zu 
dergleichen Einſchraͤnkungen verpflichten. 5 

. 9. 
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§. 9. Doch duͤrfen Vergünſtigungen, welche zu 
erheblichen Verbeſſerungen eines andern Grundſtücks 
nothwendig find, in fo fern nicht verſagt werden, 
als der Eizenthümer dadurch in dem bisherigen 
freien Gebrauche feiner Sache nicht geſtoͤrt, noch an 
nützlichen Verbeſſerungen, die er ſelbſt in dieſer 
Sache vornehmen koͤnnte, gehindert wird. 

$. 10. Sowohl die Belaſtungen dieſer Art, 
G. 7. 9) als die nach F. 4. 5. 6, zu leiſtende Ver 
gütung, dauern nur fo lange, als die Nolbdurſt des 
begünſtigten Grundſtuͤcks vorhanden iſt. 

§. 11. Außer den in bevorſtehenden §. I. 3. 9. Grundge⸗ 
beſtimmten Fallen, kann der Eigenthümer eines Er 5 
Grundſtücks in der freien Ausübung feiner Eigen 
thumsrechte nur von demjenigen, welcher dazu ein 
beſonderes Recht erworben hat, eingefchränfe werden. 

§. 12. Kommt dergleichen Befugniß einem 
Grundſtücke gegen das andere zu: ſo wird ſolches 
eine Grundgerechtigkeit genannt. 

$. 13. Grundgerechtigkeiten können durch 500 
rechtsgültige Willenserklärungen eingeräumt, auch ſelben. 
durch Verjährung erworben werden. 

. 14. Bey dieſer letzten Erwerbungsart muß 
beſonders nachgewieſen ſeyn, daß der Beſitzer des 
berechtigten Grundſtücks die ſtreitige Befuguiß als 
ein wirkliches Recht, und nicht vermoͤge einer bios 
gen Vergünſtigung, in Beſiß genommen, und durch 
techtsverjäßrre Zeit ununterbrochen ausgeuͤbt habe. 
(Tit. 7. §. 8185. 9. 93.94 95, f. 127. f. 96 105. 

Tit. 9. F. 589. 590. F. 596. lg.) 

5. 15. Iſt zur Ausübung der von dem angeb⸗ 
lich Berechtigten behaupteten Befugniß, eine neue 
Anlage in dem belaſteten Geundſtücke gemacht wor⸗ 
den: ſo gilt die Vermuthung, daß dem Beguͤnſtig⸗ 
ten eine wirkliche Grundgerechtigkeit bat eingeräumt 
werden ſollen. 

g 16. 
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§. 16. Grundgerechtigkeiten, deren Daſeyn, 
aus einer zu ihrer Ausübung in der belaſteten Sache 
vorhandenen fortwaͤhrenden Anlage, von einem Jeden 
erkannt werden kann, beduͤrfen keiner Eintragung in 
das Hypothekenbuch; und gehen, auch ohne dieſe, 
auf jeden Beſitzer der belaſteten Sache uͤber. 
F. 17. Ein Gleiches findet auch von andern 
Grundgerechtigkeiten Statt, durch welche der Nu⸗ 
er u des belaſteten Grundſtücks nicht geſchma 
ert wird. 

$. 18. Grundgerechtigkeiten hingegen, welche 

den Nutzungsertrag des belaſteren Grundſtücks ſchmäͤ ⸗ 
lern, und gleichwohl durch keine in die Augen fal⸗ 
lende Kennzeichen oder Anſtalten angedeutet werden, 
muß der Berechtigte in das Hypothekenduch des 
belaſteten Grundſtuͤcks eintragen laſſen. 

Anh. F. 58. Es ſoll kuͤnftighin dem Berechtigten for 
wohl als dem Verpflichteten freigeſtellt bleiben, ob fie 
dergleichen Eintragungen auf ihre Koſten nachſuchen 
wollen, und deren Unterlaſſung ſoll in kelnem Falle den 
Verluſt des wirklich beſtehenden Realrechts begründen 
koͤnnen. 


$. 19. Beſonders gilt dieſes von Huͤtungs ⸗ und 
Holzungs⸗Gerechtigkeiten. 5 
$. 20. Doch ſteht die unterbliebene Eintragung 
dem Berechtigten in der Ausübung ſeines Rechts 
gegen denjenigen, gegen welchen er felbiges erwor⸗ 
ben hat, und gegen deſſen Erben, ſo lange ſie das 
belaſtete Grundſtück befigen, nicht entgegen. 
$. 21. Auch innerhalb zweier Jahre nach dem 
Tage, wo die Veraͤußerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtuͤcks an einen dritten Befiger in das Hypotheken ⸗ 
buch eingetragen worden, kann der Berechtigte ſein 
Recht gegen dieſen noch geltend machen, und die 
Eintragung deſſelben nachſuchen. 
9. 22: 
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$. 22. Iſt aber auch diefe Friſt verlaufen: fo 
kann eine ſolche Grundgerechtigkeit, (§. 18.) die 
nicht eingetragen, und auch von dem neuen Beſitzer 
nicht ausdrücklich übernommen worden, gegen dieſen 
nicht ferner ausgeuͤbt werden. 

H. 23. Wie der Berechtigte, dem die behaup⸗ 
tete Grundgerechtigkeit beſtritten wird, und der alſo 
vor Austrag der Sache die Eintragung nicht erhal⸗ 
ten kann, ſich gegen den Ablauf der Friſt durch. 
Eintragung einer Proteſtation zu decken habe, iſt in 
der Hypothekenordnung beſtimmt. 

5 24. Nach Verlauf zweier Jahre von Publi⸗ 
cation dieſes Landrechts, kann eine ſolche Giund⸗ 
gerechtigkeit (F. 18.) durch Verjährung nicht mehr 
anders erworben werden, als wenn letztere gegen 
eben denſelben Beſitzer des belaſteten Grundſtuͤcks 
angefaugen und vollendet worden. 

K. 25. Aus den verſchiedenen Arten und Des Arten der 
ziehungen, wie ein Grundbeſitzer, in Ausübung ſei⸗ ee 
ner Eigenchumsrechte, zum Vortheile eines anderen keiten, 
Grundſtuͤcks eingeſchränkt werden kann, entſtehen die 
verſchiedenen Arten der Grundgerechtigkeiten. 

9. 26. Was von Rechten auf fremdes Eigen, Umfang 
thum überhaupt verordnet iſt, finder in der Regel Shen, 
auch bey Grundgerechtigkeiten Anwendung. (Tit. 19.) fen der 

8. 27. Bey Grundgerechtigkeiten, die aus Ver⸗ egg 
trägen, oder letztwilligen Verordnungen entſpringen, Feiten 
beſtimmt der Inhalt des Vertrages oder der Diſpo⸗ zahe, 
ſition, den Gegenſtand und die Graͤnzen des Rechts. 

§. 28. Grundgerechtigkeiten, die durch Verjaͤh ⸗ 
rung erworben worden, erſtrecken ſich nur fo weit, 
als der Beſitz während des Laufes der Verjährung 
gegangen iſt. 

$. 29. Eine Grundgerechtigkeit, welche ohne 
Nachtheil des Berechtigten auf einen beſtimmten 
Theil des belaſteten Grundſtäͤcks ausgeuͤbt wer 

den 
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den kaun, muß, auf den Antrag des Verpflichteten, 

auf dieſen Theil eingeſchraͤnkt werden. 
del dien, . 30. Daß der Befiger des belaſteten Grund ⸗ 
gers des ſtücks thätige Hülfe zur Ausübung der Grundgerech⸗ 
Cann tigkeit zu leiſten schuldig fen, wird nicht vermuthek. 
auge $. 31. Er darf aber in ſeinem Grundſtuͤcke 
ei un, nichts vornehmen, wodurch der Andere in Ausübung 
terhal, feiner Grundgerechtigkeit gehindert, oder ihm dieſelbe 
ung und vereiteſt werden könnte. 

H. 32. Auch muß er geſtatten, daß in ſeinem 
Grundſtücke die zur Ausübung der Gerechtigkeit nö⸗ 
thigen Anſtatten und Reparaturen von dem Berech⸗ 
tigken vorgenommen werden. N 

$. 33. Doch muß der Berechtigte zu dieſen 
Anſtalten und Reparaturen die Zeit und Akt fo 
wahlen, wie es, ohne Kränkung oder Hemmung ſei⸗ 
nes eigenen Rechts, dem verpflichteten Grundſtuͤcke 
am wenigften nachtheilig iſt. 5 

834. Auch muß er die vorhabende Anftale 
oder Reparatur dem Verpflichteten dergeſtalt zeitig 
anzeigen, daß derſelbe die nöthigen Vorkehrungen, 
zur Abwendung eines bey ſolcher Gelegenheit an ſei⸗ 
ner Sache zu beſorgenden Schadens, treſfen könne. 

$. 35. Hat der Berechtigte die Grundgerechtig⸗ 
kelt durch einen läftigen Vertrag erworben: fo iſt 
der Verpflichtete ſchuldig, ſein Grundſtuͤck auf eigene 
Koſten in der Verfaſſung zu erhalten, daß der Be⸗ 
rechtigte feine Befugniß darauf ausüben konne. 

g. 36. Aber auch außer dieſem Falle muß der 
Verpflichtete, zur Unterhaltung der belaſteten Sache 
in dieſem Zuſtande, verhältnißmaßigen Beitrag lei⸗ 
ten, wenn er von der Sache einen Gebrauch von 
eben der Art, wie der Berechtigte, hat, und ſich 
deſſen ferner bedienen will. 

9. 37 
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K 37. Auch in denjenigen Fällen, wo die Un⸗ Wie 


ber: 


eerhalkıtng der Sache dem Verpflichteten wirklich ob⸗ angeben 
licat (F. 35.), iſt derſelbe denngch nicht verbunden, deln; 1 1 
ache. 


wenn die Sache durch bloßen Zufall oder höhere Ge⸗ 
walt fo verändert worden, daß die Ausübung der 
Grundgerechtigkeit darauf nicht mehr Statt finden 
Kinn, dieſelbe auf eigene Koſten wiederherzuſtellen. 

. 38. Er muß aber dieſe Wiederherſtellung 
dem Berechtigten nach H. 32, geſtatten, und wenn er 
(ih derſelben rc des Mitgebrauchs ferner bedienen will, 
zu den Wiederherſtellungskoſten nach §. 35. beitragen. 

H. 39 Iſt der Verpflichtete die Wiederherſtel⸗ 
fung zu beſorgen nicht vermoͤgend, oder nicht ſchul⸗ 
dig; und kann dieſelbe auch von dem Berechtigten 
nicht bewirkt werden: ſo muß der Verpflichtete die 
für Einräumung des Rechts empfangene Vergütung 
erſtatten. 

$. 40, Iſt dafür etwas in Pauſch und Bogen 
gegeben worden: fo muß der ganze Betrag des 
- Empfangenen zuruͤckgegeben werden. 

F. 41. Sind Zinſen oder andere fortwährende 
Leitungen vorbedungen worden; ſo fallen dieſelben 
für die Zukunft weg. 5 
F. 42. Hört die durch Zufall oder höhere Ge⸗ 
walt erfolgte Veränderung der Sache, wodurch die 
Ausübung der Grundgerechtigkeit verhindert wor⸗ 
den, in der Folge wieder auf: ſo wird auch dieſe, 
fo wie die dagegen übernommene Vergütung wieder 
hergeſtellt. i 

F. 43. Außer den allgemeinen Arten, wie Rechte Wie 


verloren gehen können, erloͤſchen Grundgerechtigkei⸗ 2 


ten durch ſtillſchweigende Einwilligung, wenn der feite 


ig 


Berechtigte wiſſentlich geſchehen läßt, daß in der 1 : 
verpflichteten Sache Anſtalten und Einrichtungen, 
welche die Ausübung feines Rechts geradezu Une 


moͤglich machen, getroffen werden. 
Ga. 
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F. 44. Offenbart ſich aber der Nachtheil erſt 
in der Folge: ſo kanu der Berechtigte auf eine den 
Umſtaͤnden angemeſſene Abänderung, innerhalb der 
Verjährungsfriſt, antragen. 

F. 45. In wie fern daraus, daß der Berech⸗ 
tigte in der belaſteten Sache Anftalten, welche die 
Ausübung feiner Grundgerechtigkeit hindern oder er⸗ 
ſchweren, wiſſentlich hat treffen laſſen, eine ſtill⸗ 
ſchweigende Einwilligung deſſelben in eine ſolche Ein« 
ſchraͤnkung feines Rechts folge, iſt nach vorſtehenden 
Grundfägen (. 43. 44) zu beurtheilen. 

F. 48. Grundgerechtigkeiten koͤnnen gegen Eut⸗ 
ſchädigung des Berechtigten aufgehoben werden, 
wenn Anſtalten und Einrichtungen, die zum allge⸗ 
meinen Beſten vom Staate angeordnet worden, ſol⸗ 

ches nothwendig machen. 

$. 47. In Fallen, wo der Eigenthuͤmer ſich eine 
Einſchraͤnkung feiner Eigenthumsrechte zue Noth⸗ 
durft eines andern Grundſtücks gefallen laſſen muß, 
iſt auch der Juhaber einer Grundgerechtigkeit ſchul⸗ 
dig, die Einſchraͤnkung oder gaͤnzliche Aufhebung der⸗ 
ſelben geſchehen zu laſſen. (5. 3. lag.) 

§. 48. In wie fern die Aufhebung der der 
Landwirthſchaft ſchädlichen Geundgerechtigkeiten zur 
Verbeſſerung der Landescultur Start finde, iſt ger 
hoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit. 17. $. 350. Na.) 

$. 49. So lange eine Grundgerechtigkeit im 
Hypothekenbuche eingetragen iſt, kann dieſelbe, außer 
den h. 44. 45. beſtimmten Fällen, mittelſt der Verjaͤh⸗ 
rung durch bloßen Nichtgebrauch nicht verloren gehen. 

$. 50. Grundgerechtigkeiten hingegen, deren 
Eintragung nach §. 16. 17. nicht nothwendig iſt, er⸗ 
loͤſchen mittelſt der Verjährung durch Nichtgebrauch, 
menn fie nicht eingetragen, und in dem Falle des 
F. 16. die Auſtalt oder Anlage, aus welcher ihr Dar 
ſeyn erſichtlich war, weggeſchafft worden. 5 

h 31. 


Von Gerechtigkeiten der Grundſtuͤcke. 605 


$. 31. Doch nimmt im letzteren Falle die Vers 
jaͤhrung erſt von demjenigen Zeitpunkte, wo ausge⸗ 
mittelt iſt, daß die Anlage nicht mehr vorhanden ge⸗ 
weſen ſey, ihren Anfang. 

$. 52. Grundgerechtigkeiten koͤnnen, gleich ars 
dern dinglichen Rechten, durch Confuſion verloren 
gehen. (Tit. 16. Abſchn. 10.) 

$ 53. Derjenige alſo, in deſſen Perſon das 
Eigenthum der berechtigten und verpflichteten Sache 
zuſammen kommt, iſt befugt, die auf letzterer eingetra⸗ 
genen Grundgerechtigkeiten loͤſchen zu laſſen, oder die 
das Daſeyn derſelben bezeichnende Anlage fortzuſchaffen. 

8.54 Iſt dieſes aber nicht geichenen, und 
die verpflichtete Sache gelangt demnach wieder an 
einen beſondern Beſitzer: fo tritt die vorige Grund⸗ 
gerechtigkeit wieder in ihre Wirkung. 

§. 55. Das Recht auf die eigenthuͤmliche Mauer 0 Grund. 
eines Andern zu bauen, oder einen Balken auf die⸗ 25 
ſelbe zu legen, muß als eine Grundgerechtigkeit, be⸗ Gebäude. 
ſonders erworben werden. 

$. 56. Eine ſolche Mauer muß der Eigenthuͤ⸗ 
mer unterhalten, oder das Eigenthum derſelben aufs 
geben, und es dem Berechtigten überlaffen. 

§. 57. Wenn der Eigenchümer einer Mauer, 
die das Gebäude eines Andern unterſtuͤtzt, dieſelbe 
ausbeſſert, oder von neuem auffuͤhrt: fo muß er das 
Gebäude fo lange auf feine Koſten unterſtuͤtzen. 

$. 58. Hat aber ein bloßer Zufall den Bau 
nothwendig gemacht; oder wird felbiger von dem 
Verpflichteten bloß zum Beſten des Berechtigten ges 
führt: fo muß letzterer für die Unterſtützung ſeines 

Gebaͤudes in der Zwiſchenzeit, bis der Bau vollen⸗ 

det werden kann, ſelbſt ſorgen. 

F. 39. Auch die als Grundgerechtigkeit Jeman⸗ 
den zukommende Befugniß der Dachtraufe, oder des 
Ausguſſes auf das benachbarte Grundſtück, muß alle⸗ 

mal. 
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mal fo eingerichtet werden, daß der Nachbar dar 
durch fo wenig Nachtheil, als möglich, erleide. 
H. 60. Iſt zur Abführung der Flüſſigkeiten ein 
Caual erforderlich: fo muß derſelbe bedeckt, und 
mit einem eiſernen Gitter verſehen werden. 
$. 61. Wer das Traufrecht hat, muß dennoch 
geſchehen laſſen, daß der Nachbar in der nach alle 
meinen Vorſchriften zulaͤſſigen Nahe an feinen Ge⸗ 
bäuden heraufbaue; wenn er nur unter der Traufe 
bleibt, und ſelbige unter ſein Dach nimmt. 
§. 62. Das Recht der freien Ausſicht ſchließt 
die Beſugniß in ſich, auch in einer an des Ders 
pflichteten Hof eder Garten unmittelbar anſto ßenden 
Mauer neue Fenſter zu Öffnen. > 
I. Bey §. 63. Gebahnter Fußſteige auf offenen Fel⸗ 
ub ga dern kann ein Jeder ſich bedienen. 
ligen, H. 64. Hat aber der Eigenthuͤmer den gemei⸗ 
ben bie nen Gebrauch ſolcher Fußſteige durch Graben, 
Dutch Kreuze, Schlagbäume, oder andere dergleichen Merk⸗ 
1 115 male unterſagt: ſo kann nur derjenige, welchem eine 
w. beſondere Verguͤnſtigung eingeräumt worden, davon 
Gebrauch machen. 55 
§. 65. Wer das Recht hat, über das Grund⸗ 
ſtuͤck des Andern zu gehen, darf ſich deffen weder 
zum Reiten, noch zum Fahren, auch nicht mit ein⸗ 
rädtigen Karren, bedienen. F 
9. 66. Wer aber das Recht hat, auf einem 
Wege zu fahren, darf auch darauf reiten, mit Kar⸗ 
ten fahren, und Vieh an Stricken darüber führen. 
S. 67. Dagegen folgt aus der Befugniß, über 
des Andern Grundſtuͤck zu fahren, noch nicht das 
Recht, Vieh darüber zu treiben. 
9. 68. Eben fo wenig folgt aus der Befugniß, 
über des Andern Grundſtück Vieh zu treiben, ein 
Recht, über daſſelbe zu fahren. 


b. 69 
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$. 69. Aus der Wegegerechtigkeit folgt noch 
nicht die Befreiung von Damm: oder Bruͤckengeld, 
oder andern Abgaben der Durchreiſenden. 

$. 70. Wem das Recht, über ein fremdes 
Grundſtück zu gehen, zu reiten, oder zu fahren, zu⸗ 
kommt, der muß ſich genau anf dem beſtimmten 
Wege halten, und darf unter keinerſey Vorwande 
Mebenwege ſuchen. 

$. 71. Dagegen kann er ſich, wenn fein Recht 
nicht auf einen gewiſſen beſtimmten Zweck ausdruck⸗ 
lich eingeſchraͤnkt iſt, des Weges zu allen feinen 
Bedürfuiſſen ohne Unterſchied, nicht aber zu ganz 
neuen Anlagen ($. 8.) bedienen. 

$. 72. Wer das Recht des Wiehtriebes hat, 
muß ſolchen dergeſtalt einrichten, daß das Vieh durch 
Uebertreten, oder ſonſt, keinen Schaden verurſache. 

$. 73. Verzaͤunungen aber, oder andere Ver⸗ 
ruͤckungen, iſt der Berechtigte auf ſeine Koſten anzu⸗ 
legen, oder zu unterhalten, nicht verbunden. 

H. 24. Will der Beſitzer des belaſteten Grund⸗ 
ſtuͤcks dergleichen bisher von ihm unterhaltene Ans 
ſtalten wieder eingehen laſſen: fo iſt der Berech⸗ 
tigte zum Widerſpruche dagegen nicht befugt; und 
muß dennoch dic nach F. 72. ihm obliegende Ver⸗ 
bindlichkeit beobachten. g 

§. 75. Wenn jedoch der zum Viehtriebe eine 
geraͤumte Weg nicht die erforderliche Breite bat, 
($. 29.) und daher von dem Beſizer des belaſte⸗ 
ten Grundſtücks bisher, zur Verhütung des Ueber⸗ 
tretens, ſolche Anftalten unterhalten worden: fo iſt 
der Verpflichtete, dieſelben wider den Willen des 
Berechtigten eingehen zu laſſen, nicht befugt. 

$. 76. Iſt Jemanden die Durchfahrt durch eis 
nen Thorweg verſtattet worden: fo kann letzterer in 
der Folge, ohne Einwilligung des Berechtigten, we⸗ 
der verengt, noch erniedriget werden. $ 

. 77. 
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§. 77. Die Breite der Fußſteige, Wege und 
Biehtriebe, wird hauptſaͤchlich durch die bey Einıräus 
mung des Rechts getroffenen Verabredungen bes 
ſtimmt. 
$ 78. In Ermangelung ſolcher verabredeten 
oder in Provinzialgeſetzen enthaltenen Beſtimmangen, 
iſt die Breite eines Fußſteiges auf Drey Fuß, und 
wenn darauf geritten oder mit Harren gefahren 
werden ſoll, auf Vier Fuß zu beſtimmen. 
8.79, Auf Wege zum Fahren, iſt eine Breite 
von Acht Fuß in der geraden Linie, und von Zwölf 
Fuß in der Biegung; auf Viehtriebe hingegen die 
doppelte Breite eines Weges zu rechnen. 
m. Hd $. 80. Wer das Recht hat, fein Vieh auf den 
5 Grundſtücken eines anderen Gutes zu huͤten, muß 
keit. ſich deſſelben fo bedienen, daß der Eigenthümer dar 
durch an der Subſtanz der Sache keinen Schaden 
leide, und an der nach Landesart gewoͤhnlichen Cul⸗ 


tur und Benutzung nicht gehindert werde. 
Anh. §. 59. Wenn wülte Feldmarken unter Landesherr 


licher Genehmigung wieder angebaut und mit Unter 
thauen beſetzt werden: ſo ſollen wegen älterer Huͤ⸗ 
tungs / oder anderer Auſpruͤche benachbarter Dorſſchaf⸗ 
ten keine prozeſſuallſche Einleltungen Statt finden, in 
fo fern nicht dazu auf vorherige Anfrage die Landes 
herrliche Zuſtienmung erthellet worden. 
$. 81. Andere Arten der Benutzung kann der 
Beſiter des belaſteten Gutes nur in fo fern aus⸗ 
üben, als der erforderliche Weidebedarf des Berech⸗ 
tigten dadurch nicht geſchmälert, oder dieſer entge⸗ 
hende Bedarf, durch Anmeijung eines andern gleich 
gut rs Stücks, vollſtändig verguͤtet wird. 


. 82. Der Huͤtungsberechtigte kann den Eigenthuͤ ; 
mer eines mit der Huͤrung belafteten Waldes nicht hin⸗ 
dern, den Wald fo weit zu bebauen, als es zur Veran’, 
ſtaltung der erforderlichen Forſtaufſicht a... = 
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§. 83. Der Berechtigte iſt ſchuldig, fein Vieh 

nur unter Aufſicht eines Hirten auf die Weide zu 

bringen; oder ſonſt hinreichende Anſtalten zur Ver⸗ 
buͤtung aller durch daſſelbe zu verurſachenden Be⸗ 
ſchaͤdigungen zu treffen. 5 

$ 84. Auch wenn das Vieh in kleinerer An⸗ 
zahl nach einzelnen Huͤtungsflecken ausgetrieben 
wird, muß dieſe Pflicht von dem Huͤtungsberechtig⸗ 
ten beobachtet werden. © 

F. 85. Vernachläßigt der Berechtigte dieſe Ob⸗ 
liegenheit; ſo baftet er für allen und jeden durch das 
Vieh, auch bloß zufallig, angerichteten Schaden. 

§. 86. Wegen der anzulegenden, zu unterhal⸗ 
tenden, und wieder aufzuhebenden Verzaͤunungen 
u. ſ. w. finden die Vorſchriften 9 73.74. Anwendung. 

$. 87. Unreines und mit anſteckenden Kranke 
heiten behaftetes Vieh darf auf die Hürung nicht 
gebracht werden. 

$. 86. Auch das ſogenannte Schmiervieß iſt 
der Verpflichtete in Gegenden, wo dergleichen Vieh 
nicht durchgängig gehalten wird, auf der Hütung 
zu dulden nicht verbunden. 

$. 89. Es wird niemals vermuthet, daß Je⸗ 
mand dem andern die Huͤtungsgerechtigkeit mit Aus⸗ 
ſchluß feines eignen Viehes habe einräumen wollen. 

$. 90. Iſt die Anzahl des vorzutreibenden Vie⸗ 
hes nicht beſtimmt: fo mag der Berechtigte fo viel 
Stücke, als er mit dem von den berechtigten Grund⸗ 
ſtücken gewonnenen Futter durchwintern kann, auf 
die Hütung bringen. 

% 91. Ein ſolcher Hüͤtungsberechtigter darf 
ſich alſo der Weide fo wenig für fremdes, als ſelbſt 
für ſolches eignes Vieh bedienen, welches er etwa 
von andern eigenthuͤmlichen oder gepachteten Grund⸗ 
ſtücken durchwintern konnte. 


Allgem. Sandy. U, Band. 4 $. 92. 
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8. 92. Hat jedoch eine ganze Gemeine das 
Hütungsrecht; fo muß der Beſitzer des belaſteten 
Grundſtucks auch ſolches Vieh einzelner Mitglieder 
zulaſſen, welches von gepachteten Grundſtücken der 
zur berechtigten Gemeine gehörenden Feldflur durch ⸗ 
gewintert wird. 

§. 93. Iſt det Berechtigte ein nicht mit eig ⸗ 
nem Ackerbaue verſehenes Mitglied der Gemeine: 
fo darf er nur ſo viel Vieh auf die Hüͤtung brin⸗ 
gen, als Leuten aus ſeiner Claſſe, an demſelben 
Orte, zu halten gewöhnlich erlaubt wird. 

F. 94. Bey der Beurtheilung: wie viel Vieh 
der Berechtigte mit eignem Futter durchwintern, 
und alſo auf die Huͤtung bringen koͤnne, werden 
nur ſoſche Zehenten, die zur Zeit der Einräumung 
des Rechts bey dem berechtigten Gute ſchon befinds 
lich waren, ihm zu gute gerechnet. 

S. 95. Später erworbene Zehenten kann er 
ſich nur dann zu gute rechnen, wenn er dieſelben 
von einem andern zu derſelben Huͤtung berechtigten 
Gute an ſich gebracht hat 5 

H. 96. Sit der Berechtigte kein Grundbeſißer, 
ſondern es wird von ihm nur zum Behufe feines 
Gewerbes Vieh gehalten: ſo darf er die Weide 
nur für das zu ſeinem Gewerbe und zu ſeiner eig⸗ 
nen Beduͤrfniß erforderliche Vieh nutzen. 

$. 97. Vieh, welches zum Handel beftinmt iſt, 
darf er in der Regel nicht auf die Hutung bringen. 

§. 98. Auch wenn die Anzahl des Viehes, 
welches der Berechtigte vortreiben darf, beſtimmt 
iſt, kann dennoch das von dieſem gefallene junge 
Vieh, fo lange es fängt, von der Hütung nicht 
ausgeſchloſſen werden. 

H. 994 Steht dem berechtigten Gute die Hür 
tungs gerechtigkeit ohne Beſtimmung einer gemilen 

ri 
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Art des Viehes zu: fo begreift fie alles Zug⸗Rind⸗ 
und Schaaſpieh unter ſich. 

$. 100, Schweine, und andere Arten von 
Vieh, dürfen auf eine ſolche Hütung nur in fo 
fern gebracht werden, als die Einräumung des 
Rechts ſich darauf ausdrücklich mit erſtreckt, oder 
dieſelben ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit darauf mit vorge⸗ 
trieben worden. 

F. 101. Iſt dem Berechtigten die Huͤtung nur 
für eine gewiſſe Art von Vieh eingeräumt: ſo darf 
er Vieh von andrer Art nur in ſo fern auf dieſel⸗ 
be bringen, als er durch Zufall, oder hoͤhere Ge⸗ 
walt, dieſe Art von Vieh an die Stelle des andern 
zu halten, auf eine Zeitlang genoͤthigt worden. 

$. 102. War auch die Zahl des vorzutreibenden 
Viehes beſtimmt: fo muß die Zahl der neuen Art 
nach wirthſchaftlichen Grundſaͤtzen mit derſelben in 
Verhaͤltniß ſtehen; dergeſtalt, daß das verpflichtete 
Grundſtuͤck nicht mehr als vorhin belaͤſtigt werde. 

$. 103. Wird durch Zufall oder höhere Ge⸗ 
walt die Beſchaffenheit des mit der Huͤtung bela⸗ 
ſteten Grundſtuͤcks dergeſtalt verändert, daß die bis⸗ 
berige Anzahl des Viehes nicht mehr darauf erhal⸗ 
ten werden kann: ſo muß der Berechtigte ſich eine 
Verminderung feines vorzutreibenden Viehſtandes, 
nach eben dem Verhaͤltniſſe, wie der Eigenthuͤmer 
ſelbſt, gefallen laſſen. 1 

$. 104 Wird für die Huͤtung etwas an Gel⸗ 
de oder Naturalien entrichtet: ſo muß, in dem an⸗ 
geführten Falle, dieſe Abgabe verhaͤltnißmäßig her⸗ 
unter geſetzt werden. 

$. 105. Iſt aber die Anzahl des Viehes von 
Seiten des Berechtigten beſtimmt: fo trifft eine noth⸗ 
wendig gewordene Verminderung des Viehſtandes 
zuerſt den Eigenchuͤmer des belaß eten Orunbfiürkie, 


Ag a d. os. 
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F. 106. Hat der Eigenchümer feinen Viehſtand 
durch neue Wirthſchaftsquſtalten und Einrichtungen 
dergeſtalt vermehrt, daß die Huͤtung für die bis he⸗ 
rige Anzahl des Viehes nicht mehr hinreicht: ſo 
muß er den Ausfall auch alsdann, wenn die Anzahl 
des Viehes von Seiten des Berechtigten nicht be⸗ 
ſtimmt war, allein tragen. 
$. 107. Der Berechtigte darf, durch unzeitige 
Behuͤtinig der Felder und Wieſen, den Eigenthuͤ⸗ 
mer nicht beeinträchtigen. 
§. 108. Die Behuͤtung iſt fuͤr unzeitig zu 
achten, fo lauge dadurch das belaſtete Gut in ſei⸗ 
nen übrigen Nutzungen würde befchädige werden. 
$. 109, Die Hütung auf Wieſen findet zu ges 
ſchloſſenen Zeiten niemals Statt. 
$ 118. Wenn dieſe geſchloſſene Zeit im Fruͤh⸗ 
jahre anfange, und wie lange fie daure, iſt nach 
der hergebrachten Gewohnheit jedes Orts, und wo 
dieſe nicht entſcheidet, nach dem Gutachten vereide⸗ 
ter Sachverſtaͤndigen ein- für allemal veſtzuſetzen. 
And. b. 60. Siehe die geſetzliche Beſtimmung, mittelſt 
welcher die durch Vertraͤge oder Gewohnheiten nach 
dem Jullanſſchen Kalender angeordneten Hätungss und 
Hebungs Termine auf die Jahrestage des verbeſſerten 
neuen Gregorſaniſchen Kalenders verlegt werden, vom 
zuften Auguſt 1000. 
$. 111. Auf eben die Art muß beſtimmt wer⸗ 
den, zu welcher Zeit ein» oder zweiſchuͤrige Wie⸗ 
fen, nach der Heu⸗ oder Grummet⸗Erndte, betrie⸗ 
ben werden mögen, x 
$. 112. Naſſe durchbrüchige Wieſen müſſen 
auch im Herbſte mit der Huͤtung verſchont werden. 
$. 113. Feldwieſen muß der Huͤtungsberech⸗ 
tigte fo lange ſchonen, als die Aecker, zwiſchen wel⸗ 
chen fie liegen, niche betrieben werden dürfen. 
3 2 5 §. 114. 
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§. 114. Iſt er dergleichen Wieſen auch im 
Brachfelde zu behüten nicht berechtigt? fo muß fie 
der Eigenthümer einzäunen oder ſonſt befrieden. 

$ 115. Der Eigenthuͤmer des belaſteten Grund⸗ 
ſtuͤcks iſt die Cultur feines Ackers zum Vortheile 
des Berechtigten zu verſchieben nicht ſchuldig. 

$. 116. Er darf aber auch feine Brache, zur 
Schmaͤlerung der Huͤtung, nicht anders als lands 
üblich benutzen. N 3 

. 117. Iſt durch Verträge, oder bergehrach⸗ 
te Gewohnheiten, eine gewiſſe Zeit zum Anfange 
und zur Dauer der Huͤtung beſtunmt: fo hat es 
dabey fein Bewenden. 

„H. 118. Doch ſind dergleichen Verträge: und 
Gewohnheiten, fo weit fie den wegen der Wieſon 
$. 10 — 114, gegebenen Vorſchriſten zuwider lau⸗ 
fen, unverbindlich. 5 

$. 119. Jeder Intereſſent, welcher in der zur 
Huͤtung beſtimmten Feldmark Aecker beſitzt, iſt eis 
nen Theil derſelben zum Anbaue der Futterkräuter 
oder Gartengewaͤchſe einzuhegen berechtigt. 

H. 120, Er muß aber die Einhegung auf eig⸗ 
ne Koſten beſorgen und unterhalten 72785757 

$. 121. Er muß den einzuhegenden Fleck fo 
wählen, daß dadurch die Trift auf die übrigen Hüͤ⸗ 
tungsgruͤnde nicht gehindert oder erſchwert werde. 

$. 122. Dagegen ſteht ihm auch frey, den 
eingehegten Fleck wiederum zur Hütung aufzugeben, 
und dafur einen andern ſchicklichen Fleck einzuhegen. 
. 123. Wie groß der Antheil, den jeder In⸗ 
tereſſent aus der gemeinen Hücung ſolchergeſtalt 
ausziehen mag, zu beſtimmen ſey, bleibt den Feſtſe⸗ 
tzungen der Provinzialgeſetze, und fo lange dieſe 
noch nichts darüber verordnet haben, dem Gutach⸗ 
ten vereideter Sachverſtandigen vorbehalten. 


8.124. 
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§. 123. Dieſe muſſen bey ihrem Gutachten 
hauptſächſich darauf Rückſicht nehmen, daß, wenn 
jeder der Intereſſenten ſich eben dieſeg Rechts ver⸗ 
haͤltuißmaßig bedienen wollte, dennoch eine in ge⸗ 
woͤhnlichen Jahren zur Hütung nach wiethſchaft 
da Grundſatzen hinreichende Oberfläche übrig 

ibe, 
H. 125. Ein Theil der Huͤtung kann für das 

Zugvieh eingehegt werden. 

. 136. Die Einhegung if nach Verhältniß 
des Zugviehes, gegen die übrige geſammte zur Hü⸗ 
kung berechtigte Heerde, zu beſtimmen. 

$. 127. Sobald das Zugvieh außer der Hege! 
weide gehuͤtet wird, iſt das Gehege für aufgehoben 
zu achten. 

. 128. Wo mehrere Arten von Vieh zu dem⸗ 
ſelben Hätungsreviere berechtigt ſind, da konnen die 
Schaafe nur hinter dem Jug⸗ und Nindviehe auf 
die Hütung getrieben werden. 

K. 129. Schweine, Gaͤnſe und anderes Feder 
vieh, folgen erſt hinter den Schaafen, in fo fern 
denſelben nicht nach der Obſervanz des Orts eine 
beſondere Huͤtung angewieſen iſt. 

. 130“ Ziegen darf der Hütungsberechtigte auf 
ſolche Plätze nicht bringen, wo Beſchaͤdſgung am 
Holze, an Bäumen, oder Hecken, zu beſorgen iſt. 
8. 137. Hat aber der Eigenthuͤmer des bela⸗ 
ſteten Grundſtücks neue Anlagen dieſer Art ge. 
macht: ſo liegt ihm ob, dieſelben gegen beſorgliche 
Beſchaͤdigungen zu decken. 8 

$ 132, Uebrigens kann der bloß zur Hutung 
Berechtigte weder auf Rohr oder Schilfnutzung A 
ſpruch machen, noch ſich das Mühen auf dem KW 
tungsreviere auf irgend eine Art anmaßen. 

Ten der F. 133. Wenn Mehrern auf dem Grundstücke 


Niels. eines Dritten. die gemeinfchaftliche Hütung e 
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fo find ihre Verhäfeniffe unter einander in Anſe⸗ 
bung dieſes gemeinſamen Rechts nach dem Erſten 
Abſchnitte des Siebenzehnten Titels zu beſtimmen. 

134. Ein Gleiches gilt, wenn ein Hütungsres 
vier den Beſitzern mehrerer Grundſtueke, ſowohl in 
Abſicht des Eigenthums, als der Huͤtung, gemein iſt. 

$. 135. Wenn zwiſchen den Beſißern angraͤn⸗ 
zender im ausſchließenden Eigenthume eines jeben 
befindlichen Grundſtuͤcke die gemeinfchaftliche Huͤtung 
auf dieſen Grundſtücken Statt finder: fo wird Ders 
gleiehen Koppelweide in der Regel als eine wech⸗ 
ſelſeitige Grundgerechtigkeit angeſehen. 

9. 136. Wenn aber dieſe wechſelſeitige Huͤtung 
nicht regelmäßig. und beſtaͤndig auf eben demſelben, 
ſondern nur zuweilen, und bald auf dieſen bald auf 
andern Stücken ausgeübt worden: ſo wird ange⸗ 
nommen, daß dabey nur nachbarliche Freundſchaſt 
und Gutwilligkeit zum Grunde liege. 

9 137. In dieſem Falle ſteht alſo jedem In⸗ 
tereſſenten frey, davon nach Gutbeſinden wieder 
abzugehen, 

$. 138. Unter eben den Umſtaͤnden und Ber 
dingungen, wie die Theilung gemeinſchaftlich bens de de 
ter Grundſtücke Statt findet, koͤnnen auch die der 855 
Landescultur nachtheiligen Huͤtungsgerechtigkeiten f. Aen. 
und Koppelweiden aufgehoben werden. (At, 17. 
Abschn. 4.) ˖ 

F. 139. Nur der Eigenthuͤmer des belaſteten 
. iſt dergleichen Aufhebung zu verlaugen 

eſugt. 

9.140. Bey wechſelſeitigen oder Koppelhuͤtun⸗ 
gen kann jeder Theil dieſe Befugniß ausüben. 

H. 141, Die Aufpebung einer Hüͤtungsgerech⸗ 
tigkeit findet nur in ſo fern Statt, als der Berechtigte 
‚ feinen Viehſtand, den er auf die Huͤtung zu brin⸗ 


gen befugt war, mit Inbegriff der ihm e 
den 
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1 e ferner zu unterhalten im Stande 
bleibt. 5 

$. 142. Bey Beſtimmung der dem Berechtig⸗ 
ten anzuweiſenden Schadloshaltung, muß auf den 
Umfang ſeines Rechts an ſich, und auf die landub⸗ 
liche Art, daſſelbe zu benutzen, Rückſicht genommen 
werden. 

9. 143. Es hat alſo weder die Fahrlaͤßigkeit 
eines oder des andern bisherigen Beſitzers, no 
deſſen ungewöhnlicher Fleiß in der Benutzung des 
Rechts, auf dieſe Beſtimmung Einfluß. 

FS. 144. Eine Vergütung in Gelde iſt der Huͤ⸗ 
tungs berechtigte anzunehmen niemals verbunden. 

$. 145. Dorfgemeinen, oder einzelne Ruſtikal⸗ 
beſitzer, find nicht befugt, eine dergleichen Vergü⸗ 
tung ohne die ausdruͤckliche Einwilligung des Grund⸗ 
herrn anzunehmen. ö 4 1 

v. Sch, . 146. Die Schaͤfereigerechtigkeit, oder die 

ie Befugniß, Schaafe auf der ganzen Feldmark zu 
huͤten, iſt in der Regel, wo nicht Provinzialgeſetze 
oder Verfaſſungen ein Andres beſtimmen, als ein 
Vorrecht der Gutsherrſchaſten anzufehen. - 

$: 1437. Dieſes Recht bedarf in keinem Falle 
der Eintragung in das Hypothekenbuch. 

$. 148. Bey nen angelegten Dörfern findet 
eine ſolche Schafereigerechtigkeit nur in fo fern Statt, 
als der Grund und Boden ſchon vorhin damit be⸗ 
laſtet geweſen, oder dieſelbe, bey Anlegung der neuen 
Colonie, ausdrücklich vorbedungen worden. 

9. 149. Es wird nicht vermuthet, das eine 
Gutsherrſchaft das Recht habe, Schaaſe von an 
dern auſſer der Feldmark gelegenen Vorwerken, auf 
die Huͤtung zu bringen. 

$. 150. Dagegen kann der Gutsherrſchaft, 
welcher die Schaͤfereigerechtigkeit ohne Einſchrau⸗ 
kung zukommt, keine Anzahl von Schaafen, mei = 

9 den 
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dem Verhaͤltniſſe der Durchwinterung mit eignem 
Futter, vorgeſchrieben werden. 

8. 151. Wo aber mehrern die Schäfereiges 
rechtigkeit auf eben derſelben Feldmark gebührer, 
da wird unter ihnen die Anzahl der vorzutreibenden 
Scyaafe, nach dem Grundfage der Durchwinterung, 
mit eignem Futter, beſtimmt⸗ 

$. 152. An Orten, wo auch die andern Dorf⸗ 
bewohner das Recht haben, Schaafe auf die His 
tung zu bringen, muß die Gutsherrſchaft ihren 
vorzutreibenden Schaafſtand ſo einrichten, daß den 
Schaafen der Unterthanen ihr Weldebedarf nicht 
entzogen werde. 

9. 153. Dagegen duͤrfen aber auch die Dorfs⸗ 
einwohner die 2 der Schaafe, ſo einem jeden 
von ihnen, nach den Provinzialgeſetzen, Verträgen, 
oder der hergebrachten Gewohnheit des Orts, zu 
halten erlaubt iſt, nicht uͤberſteigen. 

§. 54. Es ftehe bey der Herrſchaft: ob fie 
die Schaafe der übrigen Dorfsbewohner mit in ih⸗ 
re Heerde nehmen wolle. 

§. 155. An Orten, wo dieſes nicht geſchieht, 
müſſen die Schaafe der übrigen Dorfsbewohner in 
einer gemeinſchaftlichen Heerde gehütet werden. 

9. 156. Hat die Gutsberrſchaft Ruſtikaläcker 
in Cultur: fo muß fie zu dem Löhne des Schaaf⸗ 
hirten der Unterthanen verhaͤltnißmaßig beitragen, 
wenn fie gleich ihre ſaͤmmtliche Schaafe durch eis 
nen beſondern Schäfer hüten läßt. 

§. 157. Wo der Hordenſehlag üblich iſt, da 
kann in der Regel den zur Schaafhürung berechtig⸗ 
ten Unterthanen der Vortheil davon, nach Verhält- 
niß ihrer Schaafe, nicht verſagt werden. 

$. 158. Durch eine Gemeinbeitstheilung an 
und fur ſich wird die Schaͤfereigerechiigkeit noch 
nicht aufgehoben. 

9. 159. 
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. 159. Soll die Aufhebung erfolgen: ſo muß 
der Gutsherrſchaft eine ſolche Entſchädigung angewie⸗ 
ſen werden, bey welcher ſie im Stande bleibe, den 
ſeit den letzten Drey Jahren wirklich vorgetriebenen, 
oder den mit eignem Futter durchzuwinternden 
Schgafſtand, ferner zu unterhalten. 

$. 160. Ob die Entſchaͤdigung nach dem wirk⸗ 
lich vorgetriebenen, oder nach dem durchzuwintern⸗ 
den Schaafſtande berechnet werden ſolle, hangt von 
der Wahl der Herrſchaft ab. 2 

H. „61. In allen Fällen muͤſſen die von den 
Dorfseinwohnern mit Futterkraͤutern oder Gartens 
gewächſen beſtellten Stücke mit der Schaafhuͤtung 
verſchont werden. 

H. 162. Doch duͤrfen die Dorfseinwohner dag 
durch Geſetze, (H. 119. lag.) Verträge, oder herge⸗ 
brachte Gewohnheiten beſtimmte Ackermaaß, mit der⸗ 
gleichen Beſtellung nicht überſchreiten, noch der 
Herrſchaft dadurch den freien Vortrieb verhindern. 

§. 163. Zerſtreute Grundſtuͤcke dieſer Art müfs 
fen von dem Eigenthuͤmer eingehege, oder ſonſt ber 
friedet werden. 

§. 164. Vor Weihnachten duͤrfen die Schaa⸗ 
fe, ohne beſondere Einwilligung der Ackerbeſitzer, 
auf die junge Saat nicht getrieben werden. 

$. 165. Auch nach Weihnachten iſt derglei⸗ 
chen Saachütung nur bey hartem und trocknem 
Froſte zulaͤßig. 

$. 166. Beſonders muß die Saat, fo lauge 
fie mit Glatteis und Reif belegt if, mit der Schaaf⸗ 
bürung verfehone werden. 

H. 167. Sobald der Boden durch die Sonne 
aufzuthauen anfaͤngt, müffen die Schaafe von der 
Saathuͤtung wegbleiben. 

§. 168. Im Monathe Februar dürfen, bey 


heller Witterung, die Schaaſe niche länger, als 
8 zwey 
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zwey Stunden nach Sonnenaufgang auf den Saat 
feldern geduldet werden. 

$ 169. Wegen der Ordnung, in welcher auf 
noch nicht beſtellten, oder ſchon geräumten Feldern, 
die Schaafe dem übrigen zur Huͤtung berechtigten 
Viehe folgen, hat es bey der obigen geſetzlichen 
Vorſchrift, (F. 128.) und wegen der Zeiten, wo ihr 
nen dieſe Huͤtung aufgegeben werden muß, bey den 
hergebrachten Gewohnheiten jedes Orts, fein Bes 
wenden. 

$. 170. Wenn ein Wald in Schläge oder Won 

Hane ordentlich eingerheile iſt, und ſoſchergeſtalt Shaun 

forftmäßig beholzt wird: fo muͤſſen die jungen Haue der Wald⸗ 
mit der Hütung fo lange geſchont werden, bis für Ditung. 
das Holz keine Beſchaͤdigung mehr von dem Vie, 
he zu beſorgen iſt. 

§. 71. Auch einen bisher unordentlich und 
unwirthſchaftlich beholſten Wald kann der Eigen⸗ 
thuͤmer in Schläge eintheilen, und von den Hs 
tungsberechtigten verlangen, daß ſie dieſelben ſo 
weit ſchonen, als es zur Conſervation des Waldes 
nothwendig iſt. 

$. 172. Die Zahl der anzulegenden Schläge, 
und wie lange ein jeder derſelben geſchont werden 
muͤſſe, iſt nach Beſchaſfenheit des Bodens, und der 
Holzarten, durch das Gutachten vereideter Forſt⸗ 
verſtändigen zu beſtimmen. 

§. 173. Wenn aber der ganze Wald ruinirt 
wäre: fo kann doch der Eigenthuͤmer denſelben 
nicht auf einmal in Schonung legen; ſondern er 
muß die Eintheilung fo machen, daß die Wieder⸗ 
herſtelung des Waldes nach und nach erfolgen 
koͤnne, und dennoch den Hütungsberechtigten die 
Nothdurft, zur Unterhaltung ihres berechtigten Vieh⸗ 
ſtandes, nicht entzogen werde. 


4 9 174. 
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$ 174. Wenn die Wiederherſtellung des Wal⸗ 
des nicht möglich iſt, ohne den Viehſtand, welcher 
auf die Hutung gebracht werden kann, einzuſchraͤn⸗ 
ken: fo müſſen die Huͤtungsberechtigten eine ſolche 
Einfchränfung auf fo lange, als es nach dem Be⸗ 
finden vereideter Sachverſtändigen nothwendig iſt, 
ſich gefallen laſſen. 5 t 

$. 175. Feldhuͤtungen zum Holzanwuchſe zu he⸗ 
gen, iſt der Eigenthuͤmer nur in fo fern befugt, als es 
obne allen Abbruch der Nothdurft für die Hütungsbe⸗ 
rechtigten geſehehen kann. 5 ; 

8. 176, Will der Eigenthuͤmer mehr in Scho⸗ 
nung legen, als er nach vorſtehenden Grundſätzen 
zu thun befugt ſeyn würde; zugleich aber den Huͤ⸗ 
tungsberechtigten dasjenige, was ihnen durch die 
anzulegende groͤßere Schonung an ihrem Weldebe⸗ 
darf abgehen würde, an einen andern gelegenen Ort 
auf fo lange auweiſen, bis der in Schonung geleg- 
te größere Fleck wieder aufgegeben werden kann: fo 
müſſen die Hütungs berechtigten ſich ſolches gefallen 
laſſen. 

§. 177. Hat der Eigenthuͤmer ſchon fo viel 
Schonungen angelegt, als ihm erlaubt iſt: ſo findet 
die Anlegung neuer Schonungen nur in ſo weit Statt, 
als eben fo viel von den gehegten Stücken wiederum 
zur Hütung aufgegeben wird. 

. 178. Doch findet auch in dieſem Falle die 
Vorſchrift des F. 176. Anwendung. 

$ 179. Die angelegten Schonungen müͤſſen 
von dem Eigenthümer durch Gräben, Jaͤune, oder 
auf andere Art, gehoͤrig befriedet, oder doch die 
Gränzen derſelben fo kennbar bezeichnet und vers 
wiſcht werden, daß die Huͤtungs berechtigten biefe 
Gränzen, ohne eignes mäßiges Verſehen, nicht uͤber⸗ 
ſchreiten konnen. 


9.186. 
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H. 180. Iſt dieſes geſchehen! fo ift der Eigen⸗ 
thuͤmer das in ſolche Schonungen übertretende Vieh 
zu pfaͤnden berechtigt. 

§. 181. Das bey ſolchen Pfändungen zu ent⸗ 
richtende Höhere Pfandgeld, iſt in den Provinzial⸗ 
gefegen und Forſtordnungen beſtimmt. 

$. 182. Unter dieſem Pfandgelde iſt der Schar 
denserſatz für das Ueberhuͤten mit begriffen. 

$. 183. Will aber der Eigenthuͤmer ſich mit 
dem bloßen Pfandgelde nicht begnuͤgen; ſondern fuͤr 
den durch das Hüten in der Schonung verurſachten 
Schaden beſondern Erſatz, nach der Schaͤtzung ver⸗ 
eideter Sachverſtändigen fordern: ſo kann er, außer 
dieſem Erſatze, nur das ordinaire in der Provinz 
vorgeſchriebene Pfandgeld verlangen. 

9 184. Das Pfandgeld muß ber’ Eigenthüͤ⸗ 
mer des übergetrerenen Viehes entrichten, mit Vor⸗ 
behalt ſeines Regreſſes au den Hirten, durch deſſen 
Verſchulden die Schonung verletzt worden iſt. 

5. 185. Fordert aber der Eigenthuͤmer des 
Forſtes, nach $. 183., beſondere Entſchaͤdigung; fo 
haftet der Eigenthͤmer des Viehes nur für. das 
ordinaire Pfandgeld; und für das Verſchulden des 
Hirten nur in ſo fern, als nach den allgemeinen 
Grundſaͤtzen des Sechſten Titels, Jemand den durch! 
Andere verurſachten Schaden erſtatten muß. (Tit. 
6. F. 56. fggq.) 

. 186. Hirten, Schäfer, und anderes Ge⸗ 
finde, welche Schonungen behuͤten, oder das uͤber⸗ 
tretende Vieh nicht ſofort abkehren, ſollen, außer 
dem Schadenserſatze, mit nachdruͤcklicher Leibes ⸗ und 
allenfalls Veſtungsſtrafe, nach näherer Beſtimmung 
des Criminalrechts, belegt werden. (Th. 2. Tit. 20. 
Abſchn. 15.) 1 155 } 


% 187. 


v. Ma⸗ 
ſtungs⸗ 
recht. 
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§. 18). Das Maſtungsrecht kommt in der 
Regel, wo nicht Provinzialgeſetze ein Anderes aus⸗ 
drücklich beſtimmen, dem Eigenchuͤmer der Baͤume zu. 

§. 188. So lange die Maſtung dauert, if 
fen die Reviere, wo die Schweine ſich befinden, 
mit der übrigen Hütung geſchont werden. 

§. 189. Es folgt alſo an Orten, wo Maſtung 
iſt, das übrige Vieh erſt hinter den Schweinen. 

$. 190. Die Schonungszeit der Mafthölzer, 
nimmt der Regel nach mit dem Tage Bartholomä 
ihren Anfang, und dauert bis zu Weihnachten. 

3. 191. Ju der Mitte des Auguſts muß, mit 
Zuziehung des Huͤtungsberechtigten, durch Forſtver⸗ 
ſtaͤndige beſtimmt werden: ob volle oder nur Spreng⸗ 
maſt vorhanden ſey. 

$. 192. Die Schonung der Maſthoͤlzer muß 
aber nicht nur bey voller Maſt geſchehen, ſondern 
auch alsdann, wenn die Sprengmaſt zur Noth⸗ 
durft des Eigenthuͤmers, oder zur Einführung frem⸗ 
der Schweine, zulaͤnglich iſt. 5 

§. 193. Wenn aber Jemanden das Maſtungs⸗ 
recht in einem fremden Forſte als eine Grundgerech⸗ 
tigkeit zukommt: ſo kann er ſich deſſelben der Regel 
nach nur bey voller Maſt bedienen. 

F. 194. Wenn nur Sprengmaſt iſt: fo muß 
er mit dem Leſen der Eicheln, Bucheln, und ande⸗ 
rer dergleichen zur Sehweinefutterung tauglichen wil⸗ 
den Baumfrüchte ſich begnügen. 

§. 195. Die Maſtgerechtigkeit iſt unter einer 
ſelbſt unbeſtimmten Huͤtungsgerechtigkeit nicht mit 
begriffen. 

§. 196. Der Maſtberechtigte kann den Eigen⸗ 
thuͤmer des Waldes und die Holzungsberechtigten 
nicht hindern, auch Maſthoͤlzer nach forftmäßigen 
Grundſaͤtzen zu ſchlagen. 


8. 797. 
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$. 197. Wer das Holz in einem Walde ohne 
Einſchraͤnkung genutzt hat, iſt im zweifelhaften Falle 
für den Eigenthuͤmer des Waldes; derjenkge aber, 
dem nur eine eingeſchraͤnkte Nutzung zuſteht, fuͤr den 
bloßen Beſitzer einer Grundgerechtigkeit zu halten. 
Anh. b. 61. Freiholzdeputanten fund ſchüuldig, da, wo 
ihnen Torf gegeben werden kann, wenigſtens die Hälfr 
te in Torf, oder wenn ſie dies nicht wollen, in Gelde, 
nach der Forſttaxe zu nehmen, welches jedoch auf wirk⸗ 
liche Holzungsberechtigte nicht auszudehnen iſt. 
§. 198. Haben fie insgeſammt das Holz mit 
gleicher Freiheit oder Einſchränkung genutzt: fo wird 
vermuthet, daß fie fich alle im Miteigenthume des 
Waldes beſinden. 
$. 199, Erhellet aber, wem die Bäume eines 
Waldes gehoren; und iſt nur das Eigenthum über 
Grund und Boden ſtreitig: fo gilt die Vermuthung 
für den Eigenthuͤmer der Bäume, 
$. 200. Wer nur Eigenthuͤmer der Bäume iſt, 
kann, außer der Holz- und Maſtung, weiter keine 
Rechte auf Grund und Boden ſich anmaßen. 
$. 201. Wem das Recht, das benötbigte Holz 
aus eines Andern Walde zu nehmen, als eine Grund⸗ 
gerechtigkeit, ohne weitere Einſchränkung oder Be⸗ 
ſtimmung, zukommt; der iſt nicht nur Brenn⸗„ 
ſondern auch Bauholz aus dem Walde zu holen 
befugt. 


vl. Hol⸗ 
zungsge / 
richtig 

keit. 


F. 202. Das Recht aber, Rohr und Schilf 


zu hauen, gehört in der Regel nicht mit zur Hol⸗ 

zungsgerechtigkeit. 
$. 203. Auch ſchränkt ſich dergleichen unbe⸗ 
ſtimmte Holzungsgerechtigkeit nur auf das Beduͤrf⸗ 
niß des begünſtigten Grundſtücks ein; und den Bes 
rechtigte kann ſich dieſelbe weder zum Verkaufe, 
noch zur Verſorgung anderer unberechtigten Beſi⸗ 
sungen, zu nutze machen. 2 
ö H. 204. 
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§. 204. Der Berechtigte kann ſein Beduͤrfniß 
nicht auf mehrere Jahre vorausnehmen, ſondern 
daſſelbe nur fur jedes Wirthſchaftsjahr beſonders 

fordern. 0 1 

§. 205. Das einem Gute als Grundgerech⸗ 
tigkeit unbeſtimmt beigelegte Holzungsrecht, begreift 
die perfönlichen Bedürfniſſe des Beſitzers und feiner 
Familie nur alsdann, wenn er auf dem Gute 
wohnt, nicht aber, wenn er ſich anderswo aufhält, 
unter ſich. 

9. 206. Die perfönlichen Bedurfniſſe des auf 
dem Gute wohnenden Pächters oder Wirthſchaftsbe⸗ 
amten ſind darunter allemal mit begriffen. 

§. 207. Iſt dem Beſttzer des berecheigten 
Grundſtücks die Befugniß, auch ſeine perſonlichen 
Bedüuͤrfniſſe aus dem Walde zu nehmen ausdrücklich 
beigelegt: fo finden die Regeln vom Nutzungsrechte 
Anwendung, (Tit. 21.) 

S8. 20g. Die Befuguiß, Bauholz aus einem 
Walde zu nehmen, erſtreckt ſich, in ſo weit ſie eine 
Grundgerechtigkeit iſt, nur auf dasjenige, was zur 
Unterhaltung oder Wiederherſtellung der zur Zeit 
der Verleihung des Rechts vorhanden geweſenen 
Wohn: und Wirthſchaftsgebaͤude erforderlich iſt. 

$. 209. Zu neuen Anlagen alſo darf der be 
laſtete Wald das Bauholz nicht hergeben. 

$ 210. Wenn aber auch die veränderten Um⸗ 
fände, oder vermehrten Bedürfniſſe des berechtigten 
Guts, eine Verlegung oder Erweiterung der anfang⸗ 
lich vorhanden geweſenen Gebäude nothwendig ma⸗ 
chen: fo kann auch dazu das erforderliche Bauholz 
aus dem belaſteten Walde genommen werden. 

$ 211. Wenn einer ganzen Dorfſchaft oder 
Gemeine das Holzungsrecht verliehen worden: ſo 


kommt ſelbiges in der Regel nur den au 
iv 
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Wirthen, nicht aber den Einliegenden oder Haus⸗ 
lingen zu. 

$. 212. Die Zahl der angeſeſſenen Grundbe⸗ 
ſiger, im Ganzen genommen, kann, zum Nachthei⸗ 
le des belaſteten Waldeigenthuͤmers, über die zur 
Zeit der Verleihung vorhanden geweſene Anzahl 
nicht vermehrt werden. 1 

$. 213. Auch die zum Bau⸗Brenn⸗Nutz⸗ und 
Leſeholze 3 müſſen ſich nach der vorge⸗ 
ſchriebenen Forſtordnung richten. 

§. 214. Ohne Vorwiſſen des Waldaufſehers 
find fie nicht befugt, Holz zu fällen und abzuführen. 

§. 215. Zum Raff und Leſeholze wird nur das⸗ 
jenige Holz gerechnet, welches in trockenen Aeſten aba 
gefallen iſt, oder in abgeholzten Schlägen an Ab⸗ 
raum zurüͤckgelaſſen worden. 

$. 216. Stämme, die vor Alter umgefallen 
ſind, werden zum Lagerholze gerechnet. 

§. 217. Wer nur zum Naff- und Leſeholze bes 
techtigt iſt, kann weder auf Lagerholz, noch auf 
Windbruͤche Auſpruch machen. 

§. 218. Dem Waldeigenthuͤmer kommt es zu, 
für Diejenigen, welche nur Raff und Leſeholz aus 
dem Walde zu nehmen berechtigt ſind, gewiſſe Holz⸗ 
tage zu beſtimmen, und außer denſelben ihnen den 
freien Eingang in den Wald zu unterſagen. 

$. 219. Wer nur zum Raff- und Leſeholze 
berechtigt iſt, darf keine Aexte, Beile, oder andere 
Inſtrumente, wodurch ſtehende Bäume oder Aeſte 
derunter gebracht werden koͤnnen, mit in den Wald 
nehmen. 

$. 220. Wird er mit einem ſolehen Inſtru⸗ 
mente betroffen: ſo hat er nicht nur den Verluſt 
deſſelben, ſondern außerdem noch die in den Provin⸗ 
1 näher beſtimmten Strafen ver⸗ 
wirkt. 

Alden kardr. l. Sand. Nr H. agr. 
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$. 221. Die Befugniß, Streu zu rechen, oder 
Kiehn zu holen, iſt unter dem Rechte zum Raff⸗ 
und Leſeholze nicht mit begriffen. 

7 H. 222. Wer aus Gewinnſucht mehr Raff⸗ 
und Leſeholz einſammelt, als feine perſoͤnlichen und 
Wirthſchaftsbeduͤrfniſſe erfordern, und einen ſolchen 
Ueberſchuß verkauft, der ſoll das Erſtemal um den 
doppelten Betrag des zu viel eingeſammelten und 
verkauften Holzes beſtraft werden. 

H. 223. Im Wiederholungsfalle macht er ſich 
ſeines Rechts für ſeine Beſitzzeit verluſtig. 

$. 224. Die bloß zum Raff ⸗ und Lefehole 
Berechtigten koͤnnen, in Ermangelung deſſelben, ſte⸗ 
hendes ſelbſt abgeſtandenes Holz nicht fordern. 

8. 225. Hat aber der Waldbeſitzer in der Be⸗ 
nutzung des Waldes folche Anſtalten und Vorkeh⸗ 
rungen gemaeht, daß dadurch den Raff und Leſe⸗ 
bolzberechtigten die Ausübung ihres Rechts vereitelt 
worden: ſo muß er ihnen ftehendes Holz zu ihrer 
Nothdurf fo lange anweiſen, bis der Mangel an 
Raff⸗ und Leſeholz aufhört. 

$. 226. Der Holzungsberechtigte kann den Ei⸗ 
genthuͤmer des Waldes von deſſen Gebrauch, unter 
dem Vorwande der Unzulänglichkeit deſſelben für ihre 
Beiderfeitigen Bedürfniffe, nicht ausſchließen. 

$. 227. Vielmehr muß, wenn dergleichen Unzu⸗ 

laänglichkeit wirklich vorhanden iſt, ein jeder von bei⸗ 
derley Intereſſenten, eine nach dem Bedarfe der bei⸗ 

derſeirigen Wirthſchaften verhaͤltnißmäßig zu beſtim⸗ 
mende Einſchränkung ſich gefallen laſſen. 
$. 228. Doch ruhet in einem ſolchen Falle die 

Beſugniß des Eigenthuͤmers, Holz aus dem Walde 

zu verkaufen, fo lange, bis der Mangel geho⸗ 

ben iſt. 
§. 229. Hat der Eigenthuͤmer des Waldes die 


Unzulänglichkeit durch üble Wirthſchaft und 2 
triebe⸗ 
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triebenen Verkauf ſelbſt verurſacht: fo muß er dem 
Holzungsberechtigten nachſtehen. 

8. 230. Auch iſt der Holzungsberechtjgte, um 
einem ſolchen Mangel vorzubeugen, darauf auzu⸗ 
tragen befugt, daß der Eigenthuͤmer des Waldes 
angehalten werde, den Wald in ordentliche Schläge 
einzutheilen. 

$. 231. Iſt der Holzungsberechtigte nur auf 
eine gewiſſe Holzart eingeſchraͤnkt: ſo hoͤrt fein Recht 
auf, wenn die beſtimmte Holzart in dem Walde 
nicht mehr anzutreffen iſt. ö x 

9. 232. Er kann jedoch den Eigenthuͤmer zur 
Wiederanpflanzung dieſer Holzart anhalten, 

$ 233. Hat der Eigenthümer den Mangel 
durch feine Schuld verurſacht: fo muß er den Be⸗ 
rechtigten auf ſo lange, bis der Bedarf deſſelben von 
der beſtimmten Art im Walde wieder vorhanden iſt, 
entſchaͤdigen. “ 

§. 234. Dieſe Entſchädigung muß der Regel 
nach durch Holz von anderer Art, nach einem durch 
Forſtverſtaͤndige zu beſtimmenden Verhaltuiſſe, wenn 
aber auch dergleichen nicht vorhanden iſt, in baa⸗ 
rem Gelde geleiſtet werden. 

§. 235. Bey einer unbeſtimmten Holzungsge⸗ 
rechtigkeit kann der Eigenthümer des Waldes verlau⸗ 
gen, daß dieſelbe, in Anſehung des Srennholzes, auf 
ein mit der rechtmäßigen Benutzung im Verhaltuiſſe 
ſtehendes beſtimmtes Holzdeputat veſtgeſetzt werde. 

§. 236. In Anſebung des Baußolzes aber kann 
dergleichen Feſtſetzung nicht anders, als durch gürlie 
ches Einverftandniß der Parteien erfolgen. 

H. 237. Der Holzungsberechtiſte kann zwar 
das zu feinem Bedürfuiß ihm augewieſene Holz in der 
Regel nicht verkaufen, ſondern muß, wenn er es 

5 Rr 2 gethan 
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gethan hat, den Werth des Holzes dem Eigenthuͤ⸗ 
mer des Waldes vergüten. 

F. 238. Wenn ihm aber fein Bedarf in einer 
ſo entlegenen Gegend angewieſen wird, daß die 
Herbeiholung deſſelben mehr als eine Tagereiſe er⸗ 
fordert: ſo muß der Eigenthuͤmer des Waldes, auf 
geſchehene Anzeige, ſich gefallen laſſen, daß der 
Holzberechtigte ſich ſein Beduͤrfniß mehr in der 
Nähe anfchaffe, und dazu den Werth des angewie⸗ 
ſenen entlegenen Holzes mit verwende. 

§. 239. Will der Eigenthuͤmer des Waldes 
dies nicht geſchehen laſſen: fo muß er den Berech⸗ 
tigten, ſtatt des Holzes in Natur, den Werth nach 
der Forſttaxe entrichten. 

vn. au §. 240. Das Recht, auf fremdem Grunde 

zen uon und Boden Kalk zu brennen, ſchließt die Befugniß, 

Grundge, das dazu benoͤthigte Holz unentgeldlich zu fordern, 

kein. nicht in ſich. 

98 $. 241. Das Recht, auf fremdem Grunde 
und Boden Erde, Steine, Lehm u. ſ. w. zu holen, 
muß jederzeit fo ausgeuͤbt werden, daß den Aeckern, 
Wieſen, Huͤtungen und Holzpflanzungen kein Schade 
dadurch geſchehe. 

8. 242. Sind dazu nicht gewiſſe beſtimmte 
Reviere ausgeſetzt: ſo muß der Berechtigte ſich zu⸗ 
vor bey dem Verpflichteten melden, und die Anwei⸗ 
ſung eines ſchicklichen Orts abwarten. 

$. 243. Wer das Recht hat, auf fremdem 
Grunde und Boden Gebäude, Bäume und Holzun⸗ 

gen zu haben, der kann darüber gleich einem Ei⸗ 
gentbuͤmer, frey verfügen. 

$. 244. Das Fundament der Gebäude, fo 
wie die Wurzeln der Bäume, kann er ſich, mit 
Ausſchließung des Grundeigenthuͤmers, vollſtaͤndig 
zu Nutze machen. 


. 245. 
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$. 245. Auch iſt er berechtigt, die abgebrann⸗ 
ten, verfallenen, oder ſonſt ruinirten Gebäude wie⸗ 
der aufzubauen; an die Stelle der ausgegangene 
Bäume neue zu pflanzen; und den Wald forſtmaͤ⸗ 
ßig zu nutzen, und zu verbeſſern. 

H. 246. Ulebrigens aber muß der Berechtigte 
auf die Oberfläche des Bodens ſich einfchränfen; und 
kann weder den bisherigen Raum erweitern, noch die 
Hauptbeſtimmung deſſelben ohne die Einwilligung des 
Grundeigenthuͤmers veraͤndern. 

$. 247. Von dem Rechte, den Zehnten frem⸗ 
der Erzeugniſſe zu fordern, wird bey Gelegenheit 
der geiſtlichen Zehenten gehandelt. (Th. 2. Tit. Ir. 
Abſchn. 11.) 

$. 248. Wegen der Jagdgerechtigkeit auf frem⸗ 
dem Grunde und Boden, ſo wie von Koppeljag⸗ 
ven, iſt das Möthige bereits oben verordnet. (Th. 
1, Tit. 9. $. 158 — 169.) 


Drey und zwanzigſter Titel. 
Von Zwangs- und Banngerechtig⸗ 


keiten. 
6. 7. f 
Die Zwangsgererhtigfeit im allgetneinen Sinne iſt werrif 


die Befugniß, Andere im Gebrauche ihrer Freiheit gemeine 

zu handeln, zum Vortheile des Berechtigten einzu⸗ a 

ſchraͤnken. le. 
§. 2. Hier aber wird unter Zwangsgerechtig⸗ 

keit eine Befugniß verſtanden, den ihr unterworfe⸗ 


nen Perſonen die Auſchaffung oder Zubereitung ges 
wiſſer 
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wiſſer Beduͤrfniſſe bey jedem Andern, als dem Be⸗ 
rechtigten, zu unterſagen. 

§. 3 Dergleichen Zwangsgerechtigkeit kann for 
wohl gewiſſen phyſiſchen oder moraliſchen Perſonen 
zukommen, als mit dem Beſitze eines gewiſſen 
Geundſtuͤcks verbunden feyn, 

H. 4. In fo fern dieſe Befugniß dem Berech⸗ 
tigten gegen alle Einwohner eines gewiſſen Bezirks, 
oder gegen gewiſſe Claſſen derſelben zuſteht, heißt 
fie ein Baunxecht. 

§. J. Was von Rechten auf fremdes Eigen⸗ 
chum verordnet iſt, gilt auch in der Regel von dem 
Rechte zur Einſchraͤnkung fremder Handlungen. 
(Tit. 80 

H. 6. Wie der. Befis ſolcher Rechte erworben 
werden koͤnne, iſt gehörigen Orts beſtimmt, (Tit. 7. 
S. 86. 97.) 

$ 7. Daraus allein, daß ſich Jemaud, auch 
ſeit undenklichen Zeiten, der Freiheit, welche Per⸗ 
ſonen ſeines Standes zukommt, nicht bedienet hat, 
kann deren Verluſt uicht gefolgert werden. 

§. 8. Wenn Jemand eine Befugniß, die ihm 
ausſchließungsweiſe zukommt, einem Andern auszu⸗ 
üben geſtattet: ſo folgt daraus noch nicht, daß er 
ſich der Mitausuͤbung dieſer Befugniß begeben, 
noch auch, daß er dem Beguͤnſtigten das damit 
1 88 Zwangsrecht gegen Andere übertragen 

abe. 

H. 9. Hat jedoch der Beguͤnſtigte die Aus⸗ 
übung einer ſolchen Beſugniß durch einen laͤſtigen 
Vertrag erworben: ſo gilt die Vermuthung, daß 
der Concedent ſich, zwar nicht der eignen Mitaus⸗ 
uͤbung, wohl aber des Rechts, einem Dritten eben 
dergleichen Conceſſion zu ertheilen, begeben habe. 


F. 10. 
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§. 10. Hat Jemand die Nutzung der Sache, 
auf welcher eine Zwangsgerechtigkeit haftet, einem 
Andern ohne Vorbehalt eingeräumt: ſo muß er ſich, 
fo. lange die Nutzung dauert, aller Mitausüͤbung 
des Rechts, durch ſich ſelbſt, und durch Andere, 
enthalten. 

$. 11. Daraus, daß der Staat, zur Unter⸗ 
ſtüͤtzung einer gewiſſen Handlung oder Fabrike, die 
Einfuhrung fremder Wgaren verboten hat, folgt 
noch nicht ein Recht für den Begünſtigten, andere 
Landeseinwohner von gleichen Handels⸗ oder Fabri⸗ 
kenunternehmungen auszuſchließen. 

$ 12. Bey Banngerechtigkeiten, welche dem 
Berechtigten auf einen gewiſſen Diſtrikt vom Staate 
verliehen ſind, gilt die Vermuthung, daß ſie dem Be⸗ 
rechtigten gegen alle Einwohner des Diſtrikts, ohne 
Unterſchied des Standes, oder der Gerichtsbarkeit, 
welcher ſie unterworfen find, zukomme. 

. 13. Ausnahmen in Anſehung gewiſſer Stände 
oder Claffen von Einwohnern, beſtimmen die Pros 
vinzialgeſetze. 5 2 

§. 4. Die Zwangsgerechtigkeit an ſich, ent⸗ 
haͤle noch nicht die Veſugniß, den ihr unterworfenen 
Einwohnern die eigne Zuͤbereltung ihrer Beduͤrfniſſe 
zu unterſagen. 

§. 15. Kann der Zwangsberechtigte den Be⸗ 
duͤrfniſſen des Verpflichteten kein Gnüge leiſten: fo, 
muß er ſich gefallen laſſen, daß Letzterer ſich feine 
Nothdurft auf andere Weile verſchaffe. 

§. 16. Doch muß der Verpflichtete, ehe er ſich 
dieſer Befugniß bedienk, dem Berechtigten die Roth⸗ 
wendigkeit feines. Bedürfniſſes gehörig anzeigen. 

$. 17. Wenn der Berechtigte feine Befugniß zur 
Bedruckung des Verpflichteten mißbraucht: fo kann 
er derſelben, nach vorhergegangener Warnung, durch 
Urtel und Recht verluſtig erklärt werden. 9818 

„ TR, 


1. Von 
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$. 18. Haben mehrere an dem gemißbrauchten 
Rechte Antheil: fo trifft dieſe Strafe nur denjenigen, 
welcher ſich des Mißbrauchs ſchuldig gemacht hat. 

b. 19. Haben die mehreren Mitberechtigten die 
Zwangsgerechtigkeit gemeinſchaftlich ausgeübt: fo 
muß der Miß braucher ſich der Mitausübung für 
die Zukunft enthalten. 

9. 20. Hatten fie ſich aber in die Ausubung 
des Rechts getheilt: fo werden Diejenigen verpflich⸗ 
teten Perſonen, welche zum Antheile bes Mißbrau⸗ 
u bisher gehörten, von der Zwangsgerechtigkeit 
ey, 

$. 21. Haftete die Zwangsgerechtigkeit auf eis 
nem Grundſtücke, welches nicht zum freien Eigen⸗ 
thume des Miß brauchers gehörte: fo ruht die Aus⸗ 
übung der Zwangsgerechtigkeit nur ſo lange, als das 
Beſitzrecht des Mißbrauchers dauert. 

$. 22. Auch Zwangs « und Banngerechtigkei⸗ 
ten konnen mittelſt der Verjaͤhrung durch Nicht⸗ 
gebrauch erloͤſchen. (Tit. 7. . 128. Tit, 9. 9. 543. 
544. 578.) 

H. 23., Wie die Muͤhlengerechtigkeit erworben 


Bl werde, iſt gehörigen Orts beſtimmt. (Th. 2, Tit. 13. 
ge. 


ſchn. 5.) 

$. 24. Aus dem Rechte, eine Mühle zu ha⸗ 
ben, folgt noch nicht die Befugniß, Andere zu 
zwingen, daß fie ſich derſelben bedienen müffen. 

H. 25. Doch iſt in der Regel jede Dorfgemeine 
ſich zu der Mühle deſſelben Dorfs zu halten ſchuldig. 

$. 26. Sind bey einem Dorfe mehrere Mühlen 
vorhanden: fo haben die Einwoßner deſſelben die 
Wahl, zu welcher derſelben fie ſich halten wollen. 

§. 27. Doch muͤſſen fie, wenn nur eine davon 
der Gutsherrſchaft gehört, in der Regel dieſer vor 
den uͤbrigen den Vorzug geben. 
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§. 28. Wenn mehrere Dörfer unter einer Guts⸗ 
herrſchaft ſtehen, und dieſe mehrere Muͤhlen hat: 
ſo ſind die Einwohner eines jeden Dorfs an ihre 
Dorfmühle nicht gebunden, ſondern konnen auch einer 
andern Mühle derſelben Gutsherrſchaft ſich bedienen. 
§. 29. Dagegen kann eine Gutsherrſchaft, 
welche mehrere Mühlen hat, der Ordnung wegen 
eine Eintheilung machen, zu welcher derſelben ein 
jeder Wirth im Dorfe ſich halten ſolle. 
$. 30. Alle dieſe Vorſchriften (§. 26 — 29.) 
finden jedoch nur in fo fern Statt, als einem oder dein 
andern Müͤhlenbeſitzer nicht eine wirkliche Zwangsge⸗ 
rechtigkeit beigelegt iſt. N 
9. 31. In fo fern nach allgemeinen oder Pros 
vinzialgeſetzen auch Eximirte dem eigentlichen Mühs 
lenzwange unterworfen find, in fo fern muͤſſen dieje⸗ 
nigen, die in einem Dorfe leben, ſich auch den 
5 Gutsherrſchaftlichen Rechten unter⸗ 
werfen. 5 
$. 32. Der Inhaber einer Zwangsmühle iſt Befugnis 
befugt, das Getreide von feinen Zwangsmaßhlgäſten leger 
durch fein Geſpann abholen zu laſſen, und wieder ti des 
zurück zu liefern, ohne daß die Obrigkeit oder andre Jun ers 
Muͤller des Orts ihn daran hindern dürfen. Zwangs, 
$. 33, Er iſt aber dazu nur in fo fern ſchuldig, Mühle 
als er dieſe Verbindlichkeit ausdrücklich übernommen 
hat; oder ihm in dem Auſchlage feiner Erbpachtmuͤhle 
die Koſten zur Unterhaltung des Geſpannes in Abzug 
gebracht ſind. * 
$. 34. Der Inhaber einer Zwangsmühle iſt 
ſchuldih, die Zwangspflichtigen gehörig zu fördern, 
$. 35. Die Mahlgaſte muͤſſen nach der Ord⸗ 
nung, wie fie ſich melden, jedoch die Zwangspflich⸗ 
tigen, und unter dieſen die Bäcker zuerſt, vor den 
bloß freiwilligen Mahlgaͤſten, abgefertigt werden. 


§. 36. 
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$. 36. Länger als Drey Tage iſt ein Zwangs⸗ 
dm Hg auf die Abfertigung zu warten nicht 

uldig. 

Silk, F. 37. Kann der Müller die Mahlpflichtigen 
Zwangs, binnen dieſer Zeit nicht abfertigen: fo muß er ihnen 
mablgaſte eine ſchriftliche Erlaubniß, anderwaͤrts zu mahlen, 
zum Aus⸗ 2 
mahlen ertheilen. 
fab. t . 38. Ohne dergleichen Erlaubnißſchein darf 
kein Müller fremde zwangspflichtige Mahlgaͤſte an⸗ 
nehmen. 

$. 39. Verweigert der Müller den Erlaubniß⸗ 
ſchein; fo find die Dorfgerichte des Orts ſchuldig, 
dem Mahlgaſt ein Atteſt, daß er die vorgeſchriebene 
Zeit hindurch auf feine Förderung vergeblich gewar⸗ 
tet habe, auf Koſten des Müllers auszuſtellen. 

§. 40. Können die Mahlpflichtigen, wegen 
Krieges», Räuber, Waſſer⸗ oder anderer Gefahr, 
das Getreide nicht ſicher zur Zwangsmuͤhle bringen: 
fe find fie, auch ohne Erlaubnißſchein, anderwärts 
zu mahlen berechtigt, * 

Behtle . 41. Wegen untuͤchtigen Mahlens muß der 

HA Muͤhlenberechtigte verhaͤltnißmaͤßig beſtraft, oder 

untücht nach bewandten Umſtaͤnden feines, Zwangsrechts, in 

e der §. 17 —21, näher beſtimmten Art, verluſtig 
erklart werden. i 

H. 42. Iſt die Strafe in beſondern Muͤhlenord⸗ 
nungen nicht näher beſtimmt: ſo iſt diefelbe das erſte⸗ 
mal auf den einfachen; das zweite auf den doppelten; 
und das drittemal auf den vierfachen Betrag des ver⸗ 
urſachten Schadens veſtzuſetzen; in fernerm Wieder⸗ 
bolungsfalle aber auf den Verluſt des Rechts zu 
beſtimmen. 

9. 43. Iſt der Müller, welcher ſich ſolcherge⸗ 
ſtalt den Verluſt feines Rechts zugezogen hat, ein 
Erbpacht- oder Erbzins⸗Beſitzer: fo ift der Erbzins⸗ 
herr oder Erbverpaͤchter befugt, ihn zum Verkaufe 

der 
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der Mühle oder der Erbpachegerechtigkeit, allenfalls 
durch gerichtliche Subhaſtation, anzuhalten. 

H. 44. Iſt er nur Zeitpächter: ſo hat der Ver⸗ 
pächter das Recht, ihn der Pacht noch vor Ablauf 
der contractmäßigen Zeit zu entſetzen. 

$ 45. Was vorſtehend vom untüchtigen Mah⸗ 
len verordnet iſt, findet auch Statt, wenn der Müller 
die Mahlpflichtigen betruͤgt, oder auf geſetzwidrige 
Art belaſtigt. 5 

§. 46. Inſonderheit auch alsdann, wenn er 
ſich einer Uebertretung der von der Landes ⸗Poli⸗ 
zeibehoͤrde vorgeſchriebenen Satze und Taxen ſchul⸗ 

dig macht. 2 i 

$. 47. Der Mahlpflichtige, welcher unbefugter © 
Weiſe ausmahlt, muß dem Berechtigten den dadurch 90 5 
entzogenen Lohn, es ſey an Gelde oder Getreide, che under 
erſetzen. NUR 

$. 48. Außerdem verfällt er in eine verhaͤleniß⸗ oumapr 
mäßige Geldſtrafe, deren nähere Beſtimmung den 1" 
Provinzialgeſetzen und Muͤhlenordnungen vorbehalten 
bleibt. 

$. 49. Wo dieſe nichts vorſchreiben, da muß 
die Strafe auf den Betrag desjenigen, was nach §. 47. 
dem Berechtigten zu erſetzen iſt, beſtimmt werden, 

g 8. 50, Auch der Müller, welcher unbefugter 
Weiſe fremde zwangs pflichtige Mahlgaͤſte annimmt, 
hat eine nach gleichen Grundſatzen zu beſtimmende 
Strafe verwirkt. 

§. 51. Der Mühlenberechtigte, welcher fein 
Zwangs recht einem Andern abgetreten, oder zum völ⸗ 
ligen Gebrauche überlaffen hal, iſt ſelbſt innerhalb 
des Muͤhlenbezirks für mahlpflichtig zu achten. 

§. 2. Das Müͤßlenzwangsrecht kann auf eine 
andere Mühle weder fur beſtaͤndig, noch auf eine 
Zeitlang übertragen werden, ſobald . 

Maß- 
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Mahlpflichtigen irgend eine mehrere Beläftigung er ⸗ 
wachſen wuͤrde. 

. 5 un H. 33. Die Braugerechtigkeit iſt die Befugnif, 
(chli Bier zum Verkaufe zu verfertigen. 
t, u- F. 54. Die Schenkgerechtigkeit begreift das 
Eng, echt, Getränke ſowohl in Fäffern, als in kleineren 
verlag. Quantitäten zu verkaufen, unter ſich. 

$ 55. Der Ausſchank oder die Krugnahrung 
enthalt nur die Befugniß, Getraͤnke in Gläfern, las 
ſchen, oder andern kleinern Quantitäten zu verkaufen. 

K. 56. Der Krugverlag beſteht in der Befug⸗ 
niß, eine gewiſſe Schenkſtaͤtte mit dem daſelbſt auszu⸗ 
ſchenkenden Getraͤnke zu verforgen, 

H. 7. Weder die Brau⸗ noch Schenkgerech⸗ 
tigkeit begreifen an ſich ein Zwalgsrecht unter ſich. 

H. 58. Dagegen enthaͤlt der Krugverlag die Be⸗ 
ſugniß, dem Inhaber der Schenfitätte zu unterſagen 
daß er das aus zuſchenkende Getränfe nirgend anders 
hernehmen dürfe. 

$. 59. Wem in einem gewiſſen Bezirke die 
Braugerechtigkeit ausſchließend zukommt, der iſt 
nicht nur alles Brauen innerhalb dieſes Bezirks, ſon⸗ 
dern auch das Einbringen des außerhalb dieſes Bezirks 

gebraueten Bieres, zu unterſagen berechtigt. 

H. 60. Ausländilche Biere, deren Einbringung 
überhaupt der Staat nicht verboten hat, koͤnnen auch 
im Braubezirke, jedoch bloß zur eignen Conſumtion 
des Einbringers, eingefuhrt werden. 

Kopen 9. 61. Daß die Einwohner eines dem Zwange⸗ 
brauerep braurechte unterworfenen Bezirks zum Haustrunke 
und DEM oder zur Keffelbraneren berechtigt find, wird in der 
Hunke. Regel nicht vermuthet. 5 
$. 62. Wo die Keſſelbrauerey Statt findet, da 
enthalt fie nur die Befugniß, ſich das benoͤthigte Ge 
tränke ſelbſt zu verfertigen. 


F. 63. 
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F. 63. Ob unter dem Rechte des Haustrunks 
die Beſugniß, ſich ſein Getraͤnke auch auf andere ſelbſt 
beliebige Art anzuſchaffen, begriffen ſey, wird in den 
Provinzialgeſetzen beſtimmt. = Se 

§. 54. Eben daſelbſt wird veſtgeſetzt: welchen in 
einem Braubezirke ſich befindenden Einwohnern die 
Keſſelbrauerey, oder das Recht des Haustrunks zu⸗ 
komme; auch in welcher Ark, und zu welchen Zeiten 
dieſe Befugniſſe aurgeuͤbt werden konnen. 

$. 65. Die Jemanden auch aueſchließend zukom⸗ a 
mende Bräugerecheigkeit begreift die Befuguiß, der An. III 
legung neuer Schenkſtätte in dem Bezirke, und der Ver⸗ een 
legung alter zu widerſprechen, noch nicht unter ſich, fo fa t 

$. 66. Wer aber eine ausſchließende Schenkge⸗ Zwangs, 
rechtigkeit hat, der kann nicht nur der Anlegung neuer find. 
Schenkſtaͤtte in feinem Bezirke, ſondern auch der 
Verlegung alter, welche zwar außerhalb des Bezirks 
liegen, aber zu feinem offenbaren Schaden an einem 
andern Orte in- oder außerhalb des Bezirks errich⸗ 
tet werden ſollen, widerſprechen. 3 

$ 67. Ein gleiches Recht des Widerſpruchs 
kommt, wo mehrere Mitberechtigte in einem Bezirke 
zur Ausübung der ausſchließenden Schenkgerechtig⸗ 
keit angeſetzt ſind, jedem derſelben gegen die von 
einem feiner Mitberechtigten vorzunehmende Verle⸗ 
gung feiner Schenkſtaͤtte zu. 2 

H. 68. Wer die auf feine eigene Eonſumtion 
nicht eingeſchraͤnkte Braugerechtigkeit hat, dem kommt 
in der Regel auch das Recht zu, ſein Bier zu ver⸗ 
ſchenken und faßweiſe zu verkaufen. 

F. 69. Dagegen folgt aus dem Schenkrechte 
noch keine Braugerechtigkeit. 

$. 70. Wenn in einem Bezirke dem Einen die 
Brau⸗ und dem Andern die Schenkgerechtigkeit aus⸗ 
ſchließungsweiſe zukommt: ſo iſt erſterer auch in ſei⸗ 
nem Brauhauſe zu ſchenken nicht befugt. 8 

. 71. 
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$. 71. Daraus, daß der Brau⸗ oder Schenk⸗ 
berechtigte einem Andern den Ausſchank verliehen hat, 
folgt noch nicht, daß er ſich der Mitausuͤbung deſ⸗ 
ſelben begeben habe. 

$. 72, Hat aber der zum Ausſchanke Berech⸗ 
tigte fein Recht durch einen fälligen Vertrag erwors 
ben: ſo iſt im zweifelhaften Falle anzunehmen, daß 
der Verleſhende dieſes Recht auch Andern mitzuthei⸗ 
len nicht befugt ſey. 

$. 73. Aus der Braugerechtigkeit folgt in der 
Regel die Befugniß, ein eignes Brau ⸗, Malz ⸗ und 
Darrhaus zu haben. y 

$. 74: Iſt aber an einem Orte ein gemeinſchaft⸗ 
liches Brauhaus vorhanden, ſo gilt die Vermuthung, 
daß alle Brauberechtigten daſelbſt ſich deſſen zu bedie⸗ 
nen verbunden ſind. 

9. 75. Wer das ausſchließende Recht har, ei⸗ 
nen gewiſſen Bezirk mit Getränke zu verlegen, muß 
dafür ſorgen, daß ſelbiges in gehoͤriger Güte und 
Menge bequem zu haben ſey. 

9. 76. Handelt er dieſer ſeiner Schuldigkeit 
nicht gemäß: fo muß er dazu durch, den Umſtänden 
angemeſſene, Polizeiſtrafen angehalten werden. 

$. 77. Auch muß, ſobald der Brauberechtigte 
schlechtes und untaugliches Bier verfertigt, den 
Zwangsverpflichteten von den Gerichten des Orts, 
nach erfolgter Prüfung der Angabe, die Erlaubniß, 
ſich ihr Getränke anderwaͤrts her anzuſchaffen, un⸗ 
weigerlich ertheilt werden. 5 

H. 78. Dieſe Erlaubniß dauert fo lange, bis 
der Berechtigte nachgewieſen hat, daß er nunmehr 
wiederum taugliches Getraͤnke vetfertige. 

§. 79. Wenn derjenige, der durch das Verfer⸗ 
tigen ſchlechten Gerraͤnks zu einer ſolchen gerichtlichen 
Verfügung mehr als einmal Anlaß gegeben hat, die 
Braugerechtigkeit in Erbzins, Erb⸗ oder Select. 

123 
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beſigt: ſo finden die Vorſchriften H. 43. 44. An ⸗· 
wendung. 

9. 80. Kein Brau- oder Schenk berechtigter iſt 
befugt, fein Getränke in einem fremden Bezirke, 
welcher dem ausſchließenden Rechte eines Dritten 
unterworfen iſt, verfahren, oder herumtragen zu 
laſſen. Str 
K. 91. Thut er dieſes: ſo verfaͤllt er in die 
durch Landes Polizey⸗ und Acciſegeſetze beſtimmten 
Strafen. 

§. 82. Wo es an einer nähern Beſtimmung 
ermangelt, iſt die Strafe auf die Confiscation des 
Getraͤnkes, oder deſſen Werths, ſeſtzuſetzen. 

$, 83. Dagegen kann dem Brau- oder Schenk⸗ 
berechtigten nicht gewehrt werden, anch fremden 
Zwangspflichtigen, außerhalb ihres Bezirks, in ſei⸗ 
ner eignen Schenfftätte, Getränke, welches fie das 
ſelbſt verzehren wollen, abzulaſſen. 

$ 84. Wiſſentlich aber darf er dergleichen 
fremden Zwangspflichtigen, Getränfe zum Einbrin⸗ 
gen in ihren Bannbezirk, nicht verabfolgen. 

$ 85. Hat er es gethan: fo hat er die nach 
$ 81. 82. zu beſtimmenden Strafen verwirkt. 

$. 86. Wo Stadtſche Braugerechtigkeiten auf 
gewiſſen Grundstücken haften, da konnen ſelbige oh⸗ 
ne dieſe Grundſtuͤcke nicht veräußert werden. 

9. 87. Doch kann der Berechtigte die Ausuͤbung 
ſeines Rechts, von einer Zeit, oder von einen Falle 
zum andern, einem Dritken übertragen. 

H. 88. Wer bloß zum Ausſchanke berechtigt iſt, 
bat deswegen noch nich! die Befugniß, das Getränke 
Faßweiſe zu verkaufen. 

$. 89. Die Schenkgerechtigkeit gegen die Per⸗ 
ſon des Verpflichteten kann nur innerhalb des an⸗ 
gewieſenen Bezirks ausgenbt werden. 


$. 90. 
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um. Von §. 90. Was von der Braugerechtigkeit, und 
unge, den übrigen ſich darauf beziehenden Rechten verord 
na . net iſt, gilt auch von der Befugniß, Branntwein zu 
gachlig brennen. 2 
keit. He 91. Die Branntweinbrennerey⸗Gerechtigkeit, 
auch wenn fie Jemanden ausſchließend zukommt, bes 
greift kein ausſchließendes Recht zur Verfertigung 
künſtlicher abgezogener Waſſer, oͤder andrer geiſtigen 
Getränke unter ſich. 855 5 
§. 92. Wer jedoch der Zwangsgerechtigkeit un⸗ 
terworfen iſt, darf dergleichen Getraͤnke nur zu feinem. 
eignen Gebrauche verfertigen; und muß den dazu 
ee Branntwein von dem Berechtigten 
nehmen. 1 2 
"Befugs §. 93. Wer zur Keſſelbrauerey oder zum Haus⸗ 
8 trunke berechtigt iſt, kann ſich dieſer Befugniß in fo 
Kabine, fern ihm keine beſondere Einſchraͤnkungen in Anſehung 
zune der Zeit, der Art, oder der Quantität gemacht ſind, 
Haus fuͤr ſich und die in feinem Haufe lebenden Kinder, 
115 auch bey Hochzeiten, Kindtaufen, und Begraͤbniſſen 
tigten. bedienen. 
$. 94. Weder der zur Keſſelbrauerey, noch der 
zum Haustrunke Berechtigte, darf das von ihm ver 
r Getränke feinen Arbeitern an Zahlungsſtatt 
eben, 
1 §. 97. Seinem Geſinde und Lohnarbeitern Ders 
gleichen Getränke, neben dem Lohne, unentgeldlich zu 


reichen, ſteht einem Jeden frey. 
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